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Teil I: Theoretische und konzeptionelle Heranführung 



1. Einleitung 

„Als ich anfing zu schreiben, wollte ich, daß meine Figuren jene Fragen aussprechen, die so viele Chilenen 
sich nur heimlich stellten und die kaum jemand in der Öffentlichkeit zu behandeln interessiert war. Wie kön- 
nen diejenigen, die gefoltert wurden, und diejenigen, die gefoltert haben, in dem selben Land miteinander le- 
ben? Wie ein Land heilen, das durch Unterdrückung erstarrt ist und wo die Furcht, offen zu sprechen, noch 
überall spürbar ist? Und wie gelangt man zur Wahrheit, wenn das Lügen zur Gewohnheit geworden ist? Wie 
sollen wir die Vergangenheit am Leben erhalten, ohne ihr Gefangener zu werden? Wie können wir vergessen, 
ohne Gefahr zu taufen, daß sich alles in der Zukunft wiederholt? Ist es legitim, die Wahrheit zu verdrehen, um 
den Frieden zu sichern? Was sind die Folgen der Unterdrückung dieser Vergangenheit und der Wahrheit, die 
sie uns zuflüstert oder entgegenschreit? Sind Menschen frei, nach Recht und Gleichheit zu suchen, wenn der 
Schrecken einer militärischen Intervention sie bedroht? Und kann unter diesen Umständen Gewalt überhaupt 
vermieden werden? [...] Und vielleicht die größte Schwierigkeit: wie dieses Anliegen aufzuzeigen, ohne die 
nationale Einheit zu zerstören, aus der das demokratische Gleichgewicht entsteht?“ (Dorfman 2003: 76f.) 

Es waren genau diese Fragen, die der Sehriftsteller Ariel Dorfman im Naehwort zu seinem 
Drama Der Tod und das Mädchen formulierte, die die ersten Überlegungen zur vorliegen- 
den Arbeit leiteten. Wie gehen Nationen mit Folgen eines Unreehtsregimes um? Welehe 
Flerausfordemngen und Probleme entstehen dadureh für die Politik? Welehe Mögliehkeiten 
der Aufarbeitung und der gesellsehaftliehen Verständigung gibt es und wo hegen deren 
Grenzen? 



1. 1 Die offenen Wunden Lateinamerikas 

Den von Dorfman aufgeworfenen Fragen und Flerausfordemngen mussten sieh ab den 80er 
Jahren zahlreiehe Regierangen auf dem lateinamerikanisehen Teilkontinent stellen. Das 
Phänomen der Gewalt ist in Lateinamerika nieht neu: Seit der Conquista ist Gewalt nahezu 
ein Alltagsphänomen. Naehdem die Kolonialherrsehaft mit den Unabhängigkeitskriegen zu 
ihrem Ende kam, folgten etliehe interne Konflikte oder kriegerisehe Auseinandersetzungen 
zwisehen den neu entstandenen oder entstehenden Nationalstaaten. In der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts gab es zahlreiehe Bauernaufstände und ländliehe Guerillabewegungen, die 
von den Streitkräften weitgehend aufgerieben wurden (Tobler 2004; Waldmann 1978). In 
den 60er- und 70er-Jahren entstanden - oftmals dureh die Kubanisehe Revolution (1959) 
inspiriert - in vielen Ländern neue (Stadt-) Guerillagrappen als neue Träger einer politi- 
sehen Gewalt von unten. Als Reaktion auf diese „revolutionären“ Bewegungen erreiehte 
die staatliehe und parastaatliehe Gewalt in Lateinamerika eine neue Qualität. Der Kampf 
gegen die vermeintliehe oder tatsäehliehe „Subversion“ diente als Vorwand und Reehtferti- 
gungsgrand für die Erriehtung repressiver Militärdiktaturen in nahezu allen Staaten Latein- 
amerikas. Im Kontext des Kalten Krieges und häufig mit direkter oder indirekter Unter- 
stützung der USA und eingebettet in die sogenannte Doktrin der Nationalen Sicherheit war 
die systematisehe Verfolgung Andersdenkender ein konstitutives Merkmal des Staatsterro- 
rismus in Lateinamerika (Werz 1991; Spitta 1991). Neben den Streit- und Sieherheitskräf- 
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ten beteiligten sich Geheimdienste und staatlich unterstützte oder tolerierte paramilitäri- 
schen Gruppierungen an der Repression. Die Zahl der Opfer staatlicher Gewalt in der zwei- 
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts ist schwer zu beziffern. Hans Werner Tobler (2004: 52) 
geht von weit mehr als 100.000 Todesopfern und einer ähnlich hohen Zahl an Verschwun- 
denen aus. Noch wesentlich höher dürfte die Zahl jener liegen, die Opfer anderer Men- 
schenrechtsverletzungen wurden, wie beispielsweise politische Haft, Folter und Misshand- 
lung, Verbaimung oder Exil. 

Staatliche oder politische Gewalt ist in Lateinamerika kein neues Phänomen und auch 
die Frage, wie man mit den Folgen dieser Gewalt umgeht, ist nicht neu. Neu hingegen war, 
dass im Rahmen der dritten Demokratisierungswelle (Huntington 1991) die zuvor oft übli- 
chen Lösungen dieses Problems nicht mehr ohne Weiteres gangbar waren: Amnestien, Be- 
gnadigungen und gesellschaftliche Amnesie (Loveman/Lira 1999, 2000, 2001, 2001a). Die 
Regierungen, die auf die Militärdiktaturen folgten, verstehen sich als Demokratien, erheben 
den Anspruch auf Rechtsstaatlichkeit und müssen somit höhere Standards erfüllen als die 
Vorgängerregierungen (Ahrens/Nolte 1999). Auch die Gesellschaft forderte nun vehemen- 
ter die Aufarbeitung der Vergangenheit: In den Ländern waren als Reaktion auf die staatli- 
che Repression zivilgesellschaftliche Akteure entstanden, die sich auch nach der Rückkehr 
zur Demokratie für Bürgerrechte und Rechtsstaatlichkeit einsetzten. Aber auch der interna- 
tionale Kontext hatte sich gewandet: Nicht zuletzt durch die Außen- und Menschenrechts- 
politik Jimmy Carters (1977-81) war weltweit das Bewusstsein für Menschenrechtsfragen 
geschärft worden. Durch das massive lateinamerikanische Exil und die in Nordamerika und 
Europa entstandenen Solidaritäts- und Menschenrechtsnetzwerke war auch das internatio- 
nale Interesse für die Aufarbeitung der lateinamerikanischen Diktaturen gewachsen (Mark- 
arian 2004, 2005; Bolzman 1993). Die Regierungen mussten also Wege finden, mit den 
Menschenrechtsverletzungen, mit denen, die sie zu verantworten haben, und jenen, die sie 
erlitten haben, umzugehen. 



1.2 Problemstellung und Untersuchungsgegenstand 

Für diese politischen Strategien des Umgangs mit der belasteten (und belastenden) Vergan- 
genheit wird in dieser Studie der noch näher zu konzeptionalisierende Begriff Vergangen- 
heitspolitik verwendet. Vergangenheitspolitik wird nicht als ein Teilgebiet oder Neben- 
schauplatz der Demokratisierung, sondern als ein eigenständiges Politikfeld gesehen. An- 
ders als die meisten Studien zu dieser Thematik beschäftigt sie sich aber nicht primär mit 
der Frage, warum welche vergangenheitspolitische Strategie zur Anwendung kam. Viel- 
mehr untersucht sie die aus der Po/icy-Forschung bekannte Frage Do politics matter? auf- 
nehmend ihre Effekte. Vergangenheitspolitik wird also weitgehend als unabhängige Vari- 
able, d.h. als Explanans, betrachtet. Der Fokus der Arbeit liegt auf den Opferorganisationen 
als den Interessenvertretem derer, die in besonderer Weise von der staatlichen Gewalt be- 
troffen waren und die als primäre Adressaten der Vergangenheitspolitik gesehen werden 
können. Die abhängige Variable, d.h. das Explanandum, sind die Effekte und Auswirkun- 
gen bzw. Impacts der Vergangenheitspolitik auf die Opferorganisationen. Da diese aber 
nicht nur Adressaten politischer Maßnahmen sind, sondern selbst als Akteure im Politikfeld 
auftreten, stellt sich auch die Frage, wie vergangenheitspolitische Entscheidungen ihr Han- 
deln beeinflussen und welche Rolle ihnen in dieser Policy zukommt. In dieser Perspektive 
wird die Vergangenheitspolitik zur abhängigen Variablen und die Rolle der Organisationen 
zur unabhängigen. 
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Anhand welcher Fälle sollen diese Aspekte untersucht werden? Die Anlage dieser Ar- 
beit als Area Study hilft, durch einen möglichst homogenen geographischen, historischen 
und makrokulturellen Kontext die Flintergrund- bzw. Drittvariablen weitgehend konstant zu 
halten. Es bietet sich an, die drei Cono ■S’wr-Staaten Argentinien, Uruguay und Chile zu 
untersuchen, da sie bei möglichst großer Übereinstimmung hinsichtlich des Kontextes eine 
große Varianz bei der unabhängigen Variable Vergangenheitspolitik bieten: Neben der 
geographischen Nähe zeichnen sie sich durch ein ähnliches Entwicklungsniveau, weitge- 
hende ethnische Flomogenität und ähnliche historische Erfahrungen aus. In allen drei Län- 
dern kam es in den 60er- und 70er Jahren zu einer gesellschaftlichen Polarisierung, die 
Linke erstarkte und es bildeten sich Guerillagruppen. Die Militärs putschten gegen die 
demokratisch gewählten Regierungen und etablierten an der Doktrin der Nationalen Si- 
cherheit orientierte Militärdiktaturen. Sie gingen mit massiver Gewalt gegen die Bevölke- 
rung vor, zerschlugen zivilgesellschaftliche Strukturen und begingen extensive Menschen- 
rechtsverletzungen (King 1989). Als Reaktion auf den Staatsterrorismus entstanden in allen 
drei Ländern Menschenrechtsgruppen und Organisationen der Opfer bzw. ihrer Angehöri- 
ger. 

Deutliche Unterschiede aber finden sich hinsichtlich der politischen Strategien der 
demokratischen Regierungen, die auf die Militärdiktaturen folgten. Diese drei Länder bie- 
ten sich also in besonderer Weise an, die Effekte der Vergangenheitspolitik zu untersuchen, 
da sie bei der unabhängigen Variable Vergangenheitspolitik ein breites Spektrum bieten. 
Der Untersuchungszeitraum erstreckt sich jeweils vom Ende des autokratischen Systems 
(Argentinien 1983, Uruguay 1985, Chile 1990) bis Ende 2004, da zu diesem Zeitpunkt die 
Datenerhebung „im Feld“ abgeschlossen wurde; spätere Entwicklungen konnten nur am 
Rande berücksichtigt werden. 

Das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit lässt sich folgendermaßen zusammenfassen: Auf 
der empirischen Ebene geht es in dieser Studie vor allem um drei Fragekomplexe: (1) Wel- 
che vergangenheitspolitischen Strategien wählten die Regierungen in Argentinien, Uruguay 
und Chile? (2) Welche Effekte hatte diese Politik auf die organisierten Opfer? (3) Wie 
agieren die Opferorganisationen und welche Rolle spielen Sie im Politikfeld? In theoreti- 
scher Perspektive will die vorliegende Arbeit im weiteren Sinne einen Beitrag zur verglei- 
chenden Politikfeldforschung leisten. Sie analysiert am Beispiel der Vergangenheitspolitik 
Faktoren, die auf die Impacts Einfluss haben und versucht so Variablen zu identifizieren, 
die für ein Modell zur Erklärung der unter (2) und (3) genannten empirischen Phänomene 
dienen. 



1.3 Forschungsdesign und Vorgehensweise 

„Comparison is the methodological core of the scientific study of politics. Comparative 
analysis helps us develop explanations und test theories of the ways in which political proc- 
esses Work and in which political change occurs“ (Almond et al. 2004: 31). Es handelt sich 
bei der vorliegenden Arbeit um eine Studie aus dem Bereich der vergleichenden Policy- 
Forschung und der vergleichenden Menschenrechtsforschung. Mit dem Vergleich dreier 
Länder verortet sie sich auf den beiden Kontinuen Länderstudie vs. viele Fälle und eine 
Variable vs. viele Variablen jeweils im intermediären Bereich: Es handelt sich um eine 
Vergleichsstudie mit wenigen Fällen und mehreren Variablen. Der Vergleich von Fällen, 
die im Sinne der Konkordanzmethode eine große Varianz bei der unabhängigen Variable 
aufweisen, bietet die Möglichkeit, die Effekte unterschiedlicher vergangenheitspolitischer 
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Strategien zu untersuehen sowie Gemeinsamkeiten und Untersehiede herauszuarbeiten. Er 
dient dazu, Sehlüsselvariablen zu identifizieren, die für die gleiehe Ausprägung der be- 
obaehteten Phänomene ursäehlieh sind, um auf dieser Grundlage ein theoretisehes Modell 
zur Erklärung der Impacts zu entwiekeln. Wie sieh im Lauf der Untersuehung zeigen wird, 
hatten die untersehiedliehen vergangenheitspolitisehen Strategien ähnliehe Effekte. Diese 
Ähnliehkeit ist besonders auf der Ebene der Einstellungen der Opferorganisationen zur Ver- 
gangenheitspolitik ausgeprägt, weniger deutlieh hingegen ist sie aus der Verhaltensebene. 
In diesem Zusammenhang erseheinen differenzmethodisehe Überlegungen hilfreieh, die 
Erklärungen in den ähnliehen Kontexten und den im Einzelnen variierenden unabhängigen 
Variablen sueht. 

Der Forsehungsprozess vollzieht sieh in drei Sehritten: An erster Stelle steht die Ana- 
lyse der Vergangenheitspolitik der jeweiligen Regierungen. Daran sehließt sieh die Unter- 
suehung der Impacts dieser Politik auf die Opferorganisationen an. In einem dritten Sehritt 
sollen Vergangenheitspolitik und Impacts mit einander in Bezug gesetzt werden. Unter 
Rüekgriff auf versehiedene Variablen soll die Varianz der Impacts erklärt werden. In Sinne 
eines kultursensiblen bzw. kulturhermeneutisehen Vorgehens bemüht sieh die vorliegende 
Arbeit, der Forderung Dieter Nohlens (2004a: 74) nachzukommen, nämlich „die verallge- 
meinernden oder theoretischen Aussagen stärker an die Empirie, an die konkreten gesell- 
schaftlichen und politischen Bedingungen anzubinden.“ 

Um fallübergreifende Kausalzusammenhänge und fallspezifische Besonderheiten zu 
identifizieren, die eingangs aufgeworfenen Fragen zu beantworten und schließlich ein an 
die Empirie rückgebundenes und gehaltvolles Theoriemodell zu entwickeln, wurde folgen- 
de Vorgehensweise gewählt: Im Teil I finden sich die grundlegenden konzeptionellen Vor- 
arbeiten dieser Studie. Neben der Klärung zentraler Begriffe und Konzepte werden ein 
Analyseraster und eine Typologie entwickelt, die es erlaubt das komplexe und facettenrei- 
che Politikfeld Vergangenheitspolitik empirisch besser zu fassen. In diesem Kapitel werden 
ebenfalls die im Laufe der Untersuchung zu prüfenden Flypothesen formuliert. Zu diesem 
Zweck werden der gewärtige Forschungsstand und die in der Literatur diskutierten Flypo- 
thesen referiert, um ihre Anschlussfähigkeit für unsere Fragestellung zu erörtern. Ebenso 
wird überprüft, welche Ansätze aus der allgemeinen Debatte um die Po/icy-Forschung für 
unsere Thematik fhichtbar gemacht werden kann. 

Basierend auf diesen theoretischen und konzeptionellen Vorüberlegungen werden in 
den drei Fallanalysen im Teil II die Vergangenheitspolitik sowie deren Impacts auf die 
Opferorganisationen untersucht. Letztere werden auf der Grundlage einer breiten Analyse 
von Quellen und Dokumenten (Presseerklärungen, interne Dokumente, Berichte an interna- 
tionale Organisationen, Korrespondenz mit Politikern etc.) aus den Archiven der Opferor- 
ganisationen sowie Interviews mit Vertretern dieser Gruppierungen erhoben. Im Anschluss 
an jede Länderstudie werden die in Teil I formulierten Flypothesen für den jeweiligen Fall 
diskutiert. 

In Teil III findet sich die komparative Analyse: Nach der vergleichenden Typologisie- 
rung der empirischen Befunde wird die fallübergreifende Erklärungskraft der Flypothesen 
überprüft, um auf dieser Basis ein Modell zur Erklärung der Effekfe vergangenheitspoliti- 
scher Strategien auf die Opferorganisationen zu entwickeln. 
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2. Theoretisch-konzeptionelle Annähernng 

2.1 Die Aufarbeitung belasteter Vergangenheit 

„Kurz und gut: Über vier Jahrzehnte hinweg sehien nur die Bundesrepublik eine belastende 
Gesehiehte zu haben, und nur für sie sehien sieh die Aufgabe der Vergangenheitsbewälti- 
gung zu stellen.“ - so fasst Helmut König (1998: 372) die über lange Zeit untrennbare Ver- 
bindung des Terminus Vergangenheitsbewältigung mit der Aufarbeitung des Nationalsozia- 
lismus zusammen. Die Auseinandersetzung mit dieser Vergangenheit stellt einen bedeuten- 
den Teil der Wirkungsgesehiehte des Dritten Reiehes dar. Peter Reiehel (2003: 9) sprieht in 
diesem Zusammenhang von der „Zweiten Gesehiehte des Nationalsozialismus“ als der „bis 
heute andauernden Gesehiehte der Sehuldbewältigung und Sehuldverdrängung, des politi- 
sehen Wandels, des trauernden Gedenkens, des öffentliehen Eriimems und Vergessens, der 
historiographisehen Deutung und Umdeutung, des Erfindens und Erzählens.“ 

Der Umgang mit der NS-Diktatur, für den sieh seit den 50er- Jahren der Ausdruek Ver- 
gangenheitsbewältigung eingebürgert hat, durehlief untersehiedliehe Phasen mit versehie- 
denen Sehwerpunktsetzungen. Standen in den ersten Naehkriegsjahren die weitgehend von 
den Alliierten gesteuerte Entnazifizierung, politiseh-justitielle Aufarbeitung sowie die Auf- 
klärung und re-education im Mittelpunkt, begann spätestens in den 60er Jahren eine aktive, 
eigene Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit, über deren Angemessenheit unter- 
sehiedliehe Positionen vertreten wurden: Alexander und Margarete Mitseherlieh spraehen 
in den 60er Jahren von der „Unfähigkeit zu trauern“ und somit der fehlenden Mögliehkeit 
der Deutsehen, sieh adäquat mit ihrer Vergangenheit auseinander zu setzen (Mitseher- 
lieh/Mitseherlieh 1967). Theodor W. Adorno (1977: 555) vermutete im Modus der Vergan- 
genheitsbewältigung politisehe Strategien der Täterseite, das Gesehehene dem Vergessen 
anheim zu geben: 

„Mit Aufarbeitung der Vergangenheit ist in jenem Sprachgebrauch nicht gemeint, daß man das Vergangene 
im Emst verarbeite, seinen Bann breche durch helles Bewußtsein. Sondern man will einen Schlußstrich damn- 
ter ziehen und womöglich es selbst aus der Erinnemng wegwischen. Der Gestus, es solle alles vergessen und 
vergeben sein, der demjenigen anstünde, dem Unrecht widerfuhr, wird von den Parteigängern derer prakti- 
ziert, die es begingen.“ 

Ähnlich radikal sprach Ralph Giordano (1987: 355) von der „zweiten Schuld“ der Deut- 
schen und dem „Leichenberg im Keller der deutschen Geschichte“.* Andere Autoren ver- 
traten die Gegenthese, nämlich dass es in der Bundesrepublik eine „in der Menschheitsge- 
schichte wohl einmalige radikale Auseinandersetzung mit der Vergangenheit“ gegeben 
habe (Steinbach 1981: 8). Dass die Debatten um den angemessenen Umgang mit dem Na- 
tionalsozialismus auch heute wenig von ihrer Brisanz verloren haben, zeigen beispielsweise 
die Debatten um das Holocaust-Mahnmal oder die Wehrmacht-Ausstellung. 

Seit etwa Mitte der 80er Jahre begann sich die Problematik der Vergangenheitsbewäl- 
tigung von ihrem Ursprungskontext zu lösen: Im Zusammenhang mit der von Samuel P. 
Huntington identifizierten dritten Demokratisierungswelle stellte sich für rund 30 Nationen 
ebenfalls die Frage nach dem Umgang mif ihrer autoritären Vergangenheit. Diese Probleme 
stellten sich in ähnlicher Weise den Regierungen, die den europäischen Autokratien (Portu- 
gal, Griechenland, Spanien) oder den lateinamerikanischen Militärdiktaturen nachfolgten. 



' „Jede zweite Schuld setzt eine erste voraus - hier: die Schuld der Deutschen unter Hitler. Die zweite Schuld: die 
Verdrängung der ersten nach 1945. Sie hat die politische Kultur der Bundesrepublik Deutschland bis auf den 
heutigen Tag wesentlich mitgeprägt, eine Hypothek, an der noch lange zu tragen sein wird.“ (Giordano 1987: 1 1). 
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als auch den post-sozialistischen Regierungen nach 1989 oder der Post- Apartheid-Reg- 
ierung Südafrikas. 

Aufgrund des seit den 70er Jahren wachsenden Bewusstseins für Menschenrechtsfra- 
gen war es in vielen Fällen nicht mehr möglich wie in vorausgegangenen Fällen, die Re- 
gimeverbrechen und Menschenrechtsverletzungen durch weitreichende Amnestien ad acta 
zu legen. Vergangenheitsbewältigung wurde somit von einer spezifisch bundesrepublikani- 
schen Angelegenheit zu einer Flerausforderung für viele junge Demokratien. Flelmut König 
(1998: 375) definiert deshalb den Begriff der Vergangenheitsbewältigung neu und bezeich- 
net damit 

„die Gesamtheit jener Handlungen und jenes Wissens [...], mit der sich die jeweiligen neuen demokratischen 
Systeme zu ihren nichtdemokratischen Vorgängerstaaten verhalten. Es geht dabei vor allem um die Frage, wie 
die neu etablierten Demokratien mit den strukturellen, personellen und mentalen Hinterlassenschaften ihrer 
Vorgängerstaaten umgehen und wie sie sich in ihrer Selbstdefmition und ihrer politischen Kultur zu ihrer je- 
weiligen belastenden Geschichte stellen.“ 



2.2 Die wissenschaftliche Beschäftigung mit der Aufarbeitung der Vergangenheit 

Im Kontext der Studien über die Demokratisierungsprozesse der Third Wave wurde das 
Forschungsinteresse auch auf die Fragen des Umgangs mit der autoritären Vergangenheit, 
mit ihrem personellen und institutionellen Vermächtnis und den Menschenrechtsverletzun- 
gen gelenkt. Zu Beginn überwogen juristische, rechtsphilosophische und philosophisch- 
ethische Fragen.^ Die Politikwissenschaft behandelte diese Themen nur am Rande. ^ So 
wurde in den von O’Donnell/Schmitter/Whitehead (1986) herausgegebenen Bänden Transi- 
tions from Authoritarian Rule mehrmals auf das Destabilisierungspotential hingewiesen, 
das die Strafverfolgung der alten Regime-Eliten mit sich bringt. Dennoch sprachen sich 
O’Donnell und Schmitter (1986: 30) für die strafrechtliche Verfolgung der Menschen- 
rechtsverletzungen aus, um dadurch die ethischen Maximen des gesellschaftlichen Zusam- 
menlebens und die rechtsstaatlichen Prinzipien zu unterstreichen: 

„By refusing to confront and to purge itself of its worst fears and resentments, such a society would be bury- 
ing not just its past but the very ethical values it needs to make its future livable. Thus, we would argue that, 
despite the enormous risks it poses, the , least worst’ strategy in such extreme cases is to muster the political 
and personal courage to impose judgment upon those accused of gross violations of human rights under the 
previous regime. This requires due process of law fully guaranteeing the defendants’ rights.“ 

Ähnlich äußerte sich Adam Przeworski (1995: 39): „Prosecution, even if followed by a 
pardon [...], is necessary for the state to institutionalize the legal and organizational capacity 
to enforce the principle of equal responsibility in the face of the law. And this principle is a 
constitutive feature of any democratic System.“ Samuel P. Huntington (1991: 211-231) 
ging ausführlicher auf dieses Thema ein und widmet dem Torturer Problem ein eigenes 
Kapitel, in dem er - nach Abwägung der Argumente und nach Auswertung einiger histori- 
scher Erfahrungen - folgende Guidelines for Democratizers empfahl: Eine öffentliche Auf- 
klärung sollte erfolgen. Da nach paktierten Transitionen oder Reformen die politischen 
Kosten zu hoch sind, sollte in solchen Fällen keine Strafverfolgung stattfinden. Nach Re- 
gime-Zusammenbrüchen - so die Einschätzung Huntingtons - kann eine zeitnahe Verurtei- 



^ Vgl. bspw. Neier 1995; Zalaquett 1995a; Malamud-Goti 1990; Orentlicher 1995 sowie die Beiträge in Zeitschrift 
für die Gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. 107/1995. 

^ Einen guten Überblick über die Forschungsgeschichte bieten Barahona de Brito/Gonzälez-Enrlquez/Aguilar 
2001: 315-351. 
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lung der ehemaligen Regime-Eliten erwogen werden, wenn dies politiseh und moraliseh 
wünsehenswert erseheint. Huntington empfahl, die mittleren und unteren Ränge von der 
Bestrafung auszunehmen. Die Aufarbeitung der Vergangenheit wurde von all diesen Auto- 
ren überwiegend im Zusammenhang mit den Sehwierigkeiten des Systemweehsels betraeh- 
tet. Eine eigenständige Bedeutung kam diesem Thema noeh nieht zu. 

Einen Meilenstein der Forsehung stellt das von Neil Kritz (1995) im Auftrag des Uni- 
ted States Institute for Peace herausgegebene dreibändige Werk Transitional Justice dar, in 
dem zentrale Forsehungsergebnisse, Fallstudien sowie Dokumente und Gesetze zusam- 
mengeführt wurden. Der im angloamerikanisehen Raum geläufige Terminus Transitional 
Justice weist auf eine über Jahre prägende doppelte Engführang der Forsehungsperspektive 
hin: Zum einen die Konzentration auf die zivil- und strafreehtliehen Aspekte, die politi- 
sehen Mögliehkeiten und die ethisehe Dimension. Zum anderen die Verortung im zeitliehen 
Horizont der Transitionen, so dass die längerfristige Dynamik dieses Themas nieht in den 
Bliek genommen wurden."* 

Im weiteren Verlauf der wissensehaftliehen Besehäftigung mit der Aufarbeitung bela- 
steter Vergangenheiten befassten sieh aueh weitere Disziplinen mit untersehiedliehen 
Aspekten dieser Thematik. So diskutierten Politologen, Juristen und Philosophen das Span- 
nungsfeld von Aufklärung und/oder Bestrafung sowie die mögliehen Leistungen von 
Wahrheitskommissionen^, Fragen der angemessenen Entsehädigung für die Opfer^ oder - 
besonders naeh der Inhaftierung Pinoehets in London - die internationale Dimension der 
Strafverfolgung bei Mensehenreehtsverletzungen.^ Großes Forsehungsinteresse fanden die 
zivil-militärisehen Beziehungen und die Bedeutung von Justiz und Reehtspolitik im Kon- 
text der Aufarbeitung der Vergangenheit.* Seit einigen Jahren befassen sieh aueh vermehrt 
Historiker, Soziologen, Anthropologen, Literatur-, Kultur- und Erziehungswissensehaftler 
mit der gesellsehaftlieh-kulturellen Ebene der Aufarbeitung der autokratisehen Vergangen- 
heiten und mit den kollektiven Erinnerungen an die Repression.^ Die wissensehaflliehe 
Auseinandersetzung mit der Aufarbeitung hat sieh in den letzten zwei Jahrzehnten deutlieh 
ausdifferenziert. 



2.3 Vergangenheitspolitik 

Peter Reiehel (2003: 9f) untersehied vier Handlungsfelder der Vergangenheitsbewältigung: 
die politiseh-justitielle Aufarbeitung, die Memorialkultur, die künsterliseh-ästhetisehe und 
sehließlieh die wissensehaftliehe Auseinandersetzung mit der Vergangenheit. Diese Arbeit 



* So definiert auch Jon Elster (1998: 14) retroactive justice als „political decisions made in the immediate after- 
math of the transition and directed towards individuals on the basis of what they did or what was done to them 
under the earlier regime.“ [Hervorheb. VS.] 

^ Vgl. bspw. Hayner 1994 und 2002; Ensalaco 1994; Tomuschat 1998; Forsberg/Taivainen 1998; Cuya 1996a; 
Heinz 1999; Oettler 2004, Minow 1998; Osiel 2000; Benomar 1993, Mattarollo 2003; Fischer 2002. 

Vgl. bspw. van Boven et al. 1995; van Boven 1995; Barkan 2000; Teitel 2000: 119-147; Torpey 2001; Vande- 
ginste 2003. 

’ Vgl. bspw. ICJ 1999; Lagos 1999; Rojas et al. 1998; Ratner/Abrams 2001; Roht-Arriza 2001; Keck/Sikkink 
1998; Lutz/Sikkink 2000; Sikkink 1996; Liese 2006. 

* Vgl. bspw. Weeks 2000 und 2003; Diamint 2002; Acuna/Smulovitz 1995 und 1997; Heinz 1994, 1996, 1996a, 
1998 und 2001; Huntington 1995; Norden 1996; Pion-Berlin/L6pez 1992; Radseck 2002; Verbitzky 1987; Love- 
man 1991; Agüero 1992; Ahrens/Nolte 1999; Druetta et al. 1990; Luckham 1996; Correa 1997; McAdams 1997. 

’ Vgl. bspw. Jelin 2002a und 2003; Feld 2002; Feitlowitz 1998; Groppo/Flier 2001; Jelin/Lorenz 2004; da Sil- 
va/Jelin 2002; Jelin/Langland 2003; Roniger/Sznaider 1999; Del Pino/Jelin 2003; Jelin/Longoni 2005; Kroo- 
nings/Kruijt 1999; Barahona de Brito/Gonzalez-Enriquez/Aguilar 2001, Straßner 2006. 
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beschäftigt sich v.a. mit den beiden ersten Handlungsfeldem: der politisch-justitiellen Auf- 
arbeitung und der Erinnemngspolitik. Wir wollen für diesen Teilbereich der Vergangen- 
heitsbewältigung den im Folgenden noch näher zu bestimmenden und zu konzeptionalisier- 
enden Begriff Vergangenheitspolitik verwenden. 



2.3.1 Begriffsbestimmung 

Der Begriff Vergangenheitspolitik findet sich erst seit einem guten Jahrzehnt in der For- 
schungsdebatte (Fuchs 2003: 16-19; Sandner 2001: 6f). Eingeführt wurde er von Norbert 
Frei (1996: 13), der darunter „ein Stück Politikgeschichte aus den Anfangsjahren der Bun- 
desrepublik“ verstand, „das hohe Bedeutung hinsichtlich der kurzfristigen Stabilisierung 
einer für ihre innere Verfassung nun zunehmend wieder selbsf veranfwortlichen Gesell- 
schaft“ und „hinsichtlich der längerfristigen Entwicklung der politischen, justitiellen und 
intellektuellen Maßstäbe im Umgang mit der früheren NS- Vergangenheit“ hatte. Diesen 
Terminus aufnehmend weiteten Petra Bock und Edgar Wolfrum (1999: 8f ) die Bedeutung 
auf die Frage aus, „wie nach der Überwindung eines diktatorischen oder autoritären Sy- 
stems mit dessen unmittelbaren personellen und materiellen Hinterlassenschaften umge- 
gangen wird.“ Günther Sandner (2001: 7) spitzt diese Definition zu und bezeichnet als 
Vergangenheitspolitik „den politischen justiziellen und kulturellen Umgang einer demokra- 
tischen Gesellschaft mit ihrer diktatorischen Vergangenheit [...] ohne dabei symbolische 
Politikformen oder Diskurspolitik auszuschließen.“ 

Lag die Schwäche des Vorschlag von Norbert Frei in der inhaltlichen wie zeitlichen 
Engführung, so geht die Inklusivität des Konzepts Sandners zu Lasten der analytischen 
Schärfe, da der gesellschaftliche Umgang mit der Thematik in seiner Gänze schwer zu 
fassen ist. Es scheint deshalb sinnvoll, im Anschluss an Ruth Fuchs und Detlef Nolte (2004: 
66) Vergangenheitspolitik primär auf die Ebene des politischen Systems zu beschränken 
und darunter „institutioneile Regelungen, d.h. Gesetze und Normen sowie sonstige Initiati- 
ven und Aktivitäten der Legislative, der Regierung und der Justiz“ zusammenzufassen, die 
dem Umgang mit den Menschenrechtsverletzungen dienen, die während Diktaturen oder 
Bürgerkriegen begangen wurden. Dies schließt auch die politischen Entscheidungen ein, 
bestimmte Maßnahmen und Regelungen nicht zu treffen und in bestimmten Bereichen nicht 
aktiv zu werden. Weiterhin zählen dazu politische und administrative Maßnahmen zum 
Umgang mit den personellen, institutionellen und materiellen Hinterlassenschaften der 
Bürgerkriege und Diktaturen. 



2.3.2 Konzeptionalisierung und Instrumente der Vergangenheitspolitik 

Zur weiteren Differenzierung und Konzeptionalisierung sollen im folgenden die einzelnen 
Dimensionen von Vergangenheitspolitik unterschieden werden. Empirisch-induktiv lassen 
sich sechs vergangenheitspolitische Handlungsfelder oder Subpolicies unterscheiden: (1) 
zeitnah einzuleitende Direktmaßnahmen für Betroffene; (2) Aufklärung und Wahrheitssu- 
che; (3) Erinnerungspolitik; (4) Strafverfolgung; (5) Entschädigungsmaßnahmen für die 
Opfer und (6) Verfassungs- und Rechtsreformen. 



Vgl. hierzu ausführlicher die früheren Überlegungen in Straßner 2006a. 
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Direktmaßnahmen 

Als Direktmaßnahmen werden all jene Maßnahmen und politischen Entscheidungen zu- 
sammengefasst, die zur umgehenden Lösung akuter Probleme dienen und die in der Regel 
innerhalb eines überschaubaren Zeitraumes abgeschlossen sind. Dazu zählen beispielsweise 
Maßnahmen zur Entlassung der politischen Gefangenen oder zur Unterstützung der Exil- 
rückkehrer sowie die psychologische Betreuung/Krisenintervention für Repressionsopfer. 

Aufklärung und Wahrheitssuche 

Nach Diktaturen und Bürgerkriegen besteht häufig ein großes gesellschaftliches Bedürfnis 
nach Aufklärung der schrecklichen Ereignisse. Diese hängt mit dem schizophrenen Span- 
nungsverhältnis des oftmals zugleich klandestinen und ostentativen Charakters der politi- 
schen Gewalt und Repression zusammen. Die Bevölkerung weiß von den Regimeverbre- 
chen, ohne über sie richtig informiert zu sein. Häufig konkurrieren offizielle Darstellungen 
und Leugnungen mit dissidenten Gegeninformationen. Sowohl für die Gesellschaft, als 
auch die Opfer haben die Kenntnis und die offizielle Anerkennung dessen, was geschehen 
ist, eine zentrale Bedeutung. Der Schriftsteller Ariel Dorfman (2003: 74) sprach in diesem 
Zusammenhang davon, dass die „Wahrheit über den Terror, von dem wir befreit wurden, 
die uns nur inoffiziell und bruchstückhaft bekannt war, [...] endlich öffentliche Anerken- 
nung erhalten, für immer in die offizielle Geschichtsschreibung eingebunden sein“ würde. 

Es existieren verschiedene Möglichkeiten der Aufklärung und Wahrheitssuche: Seit 
1974 in Uganda erstmals eine Wahrheitskommission eingerichtet wurde, kam dieses In- 
strument immer häufiger zum Einsatz. Mehr als zwei Dutzend Kommissionen untersuchten 
seither weltweit massive Menschenrechtsverletzungen.*’ Priscilla Hayner (1994: 600) defi- 
niert Wahrheitskommissionen als „bodies set up to investigate a past history of violations 
of human rights in a particular country - which can include violations by the military or 
other govemment forces or by armed Opposition forces.“ Diese Einrichtungen sind dadurch 
gekennzeichnet, dass sie vergangene Ereignisse untersuchen und sich weniger auf Einzel- 
fälle als auf größere Repressionsmusfer konzentrieren. Wahrheitskommissionen haben 
einen klar umschriebenen Arbeitszeitraum und werden in der Regel von offiziellen Stellen 
eingesetzt, was ihnen Autorität, Infrastruktur und Zugang zu Informationen verleiht. Inner- 
halb dieser weit gefassten Definition findet sich eine Vielzahl konkreter Ausprägungen. 
Wahrheitskommissionen unterscheiden sich in präsidentielle und parlamentarische Kom- 
missionen, sie verfügen über unterschiedliche Ressourcen, Mandate, Rechte und Kompe- 
tenzen, Arbeitsweisen etc. In einigen Fällen wie Südafrika und Peru führten die Kommis- 
sionen öffentliche Hearings durch. In jedem Fall aber bieten sie den Opfern eine Plattform, 
damit diese das Widerfahrene vor offiziellen Stelle Vorbringen können. Sie stellen somit 
einen ersten Schritt zur Rehabilitierung der Opfer dar. Neben Abschlussberichten erarbeite- 
ten einige Kommissionen auch Vorschläge für die Enfschädigung der Opfer efc. Zum Teil 
diente die Arbeit der Kommission auch der Vorbereitung von Strafprozessen, teilweise aber 
auch als Ersatz für eine sfrafrechtliche Aufarbeitung. 

Auch wenn ein weitgehender Konsens darüber besteht, dass Wahrheitskommissionen 
einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Verständigung über das Geschehene leisten, 
sind deren Grenzen doch deutlich. So schreibt Michael Ignatieff (1996: 113): „All that a 
trath Commission can achieve is to reduce the number of lies that can be circulated unchal- 
lenged in public discourse.“ Optimistischer, aber nicht weniger realistisch urteilt Priscilla 
Hayner (2002: 85): 



" Den besten Überblick über diese Thematik bietet Hayner 1994 und 2002. Siehe auch Mattarollo 2003. 
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„It is impossible for any short-term Commission to fully detail the extent and effect of widespread abuses that 
took place over many years’ time, nor, in most cases, to investigate every single brought to it. However, it can 
reveal a global truth of the broad pattems of events, and demonstrate without question the atrocities that took 
place and what forces were responsible.“ 

Detaillierte Naehforsehungen über das Sehieksal von Einzelpersonen und über die konkre- 
ten Umstände, unter denen die Verbreehen begangen wurden, würden Wahrheitskommis- 
sionen überfordem - besonders, wenn diese extensive Mensehenreehtsverletzungen zu 
untersuehen haben. Einen wiehtigen Beitrag zur Enthüllung dieser konkreten Wahrheiten 
kann die (Straf-) Justiz leisten, da geriehtliehe Untersuehungen oft zu wiehtigen Erkennt- 
nissen über einzelne Mensehenreehtsverletzungen, deren Umstände und über die Verant- 
wortliehen führen. Sie können auf den Ergebnissen von Wahrheitskommissionen aufbauen 
und führen diese fort bzw. komplementieren sie. Sie konzentrieren sieh auf die individuelle 
Sehuld und Verantwortung der Angeklagten und nieht auf größere Sinnzusammenhänge 
und allgemeine Repressionsmuster. Beispielhaft seien die Nürnberger Prozesse oder die 
argentinisehen Jwnto-Prozesse genannt. Zwar ist Helmut König (1998: 383) zuzustimmen, 
wenn er zur aufklärerisehen Funktion von Geriehtsverfahren sagt: 

„man sollte Strafprozesse nicht mit Geschichtslektionen verwechseln. Historische Aufklärung mag ein Effekt 
sein, der mit ihnen einhergeht, ihr Zweck ist es aber nicht. Historische Fakten und historisches Wissen werden 
vor Gericht nur soweit einbezogen, wie es um die Zurechnung bestimmter Handlungen zu Situationen oder zu 
Personen geht.“ 

Es handelt sich aber gerade hierbei um ganz zentrale Aspekte der Wahrheiten, die sowohl 
die Opfer, als auch die Gesellschaft häufig suchen. Dezidiert aufklärerische Funktion hatten 
Gerichtsverfahren in Chile und Argentinien: In Chile ordnete Präsident Aylwin an, das von 
den Militärs erlassene Amnestiegesetz erst nach der restlosen Aufklärung der Fakten anzu- 
wenden. Er widersprach somit jener Interpretation, die die Eröffnung von Verfahren unter 
Verweis auf die Amnestie-Regelung ablehnte. Argentinische Angehörige klagten vor dem 
Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte auf ihr Recht, die Wahrheit darüber 
zu erfahren, was den Opfern angetan wurde. Sie erhielten Recht und Argentinien musste 
sich verpflichten, Wahrheitsprozesse zur Klärung des Schicksals von Verschwundenen 
durchzuführen (Mendez 2001; Guembe 2002). 

Ein weiteres bedeutendes Instrument zur Aufklärung von Mensehenreehtsverletzungen 
ist der Einsatz von Spezialisten wie Gerichtsmedizinem, forensischen Anthropologen und 
Archäologen zur Suche und Identifizierung der Leichen der Opfer. Diese Untersuchungen 
können im Rahmen von Gerichtsverfahren angeordnet werden oder im Rahmen der allge- 
meinen Bemühungen um Aufklärung stattfinden (Olmo 2002; EAAF 2000 und 2002; Fon- 
debrider 2004). 

Erinnemngspolitik 

„Vergangenheit ist nicht das Vergangene, sondern dessen Konstruktion derart, daß seine 
Integration in die individuelle oder kollektive Biographie gelingt.“ - so der Rechtswissen- 
schaftler und Schriftsteller Bernhard Schiink (1998: 435). Aleida Assmann und Ute Frevert 
(1999: 30f.) sprechen von einem „permanenten Prozeß der Auseinandersetzung zwischen 
Gegenwart und Vergangenheit“ und „Wechselwirkungen zwischen der aktiven Auswahl 
von Geschichtsdaten und dem nachwirkenden Gewicht der Geschichte“. Diese selektiven 
Prozessen der gesellschaftlichen Konstruktion der Vergangenheit haben große politische 
Implikationen, dienen sie doch der Deutung der Vergangenheit, der eigenen Traditionsbe- 
stimmung und oft auch der Legitimation eigener Positionen. Politischen Eliten kommt 
hierbei eine große Bedeutung zu, da sie durch ihren Einfluss und die ihnen zur Verfügung 
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stehenden Kommunikationsmöglichkeiten zur Hegemonialmacht im Erinnerungsdiskurs 
werden können (Jelin 2002: 39-51). Staatliche Erinnerungspolitik - so Fuchs (2002: 58) - 
zielt darauf ab, „ein aktuelles Gedächtnis zu stiften und vorrangige Erinnerungsstmkturen 
für sich zu vereinnahmen. Jedes politische Regime konstruiert und propagiert seine eigene 
Version der Vergangenheit, sein eigenes , offizielles Gedächtnis’.“ Diese Erinnerungspolitik 
vollzieht sich sowohl diskursiv, als auch konkret und materiell, v.a. dann wenn es um die 
Einrichtung von Gedenkstätten und Mahnmalen oder die Umwidmung oder den Abriss 
emblematischer lieux de memoire geht (Faulenbach 2004; Jelin/Langland 2003; Nora 1989; 
Straßner 2006). Ähnliches trifft für Gedenktage zu: Auch sie können mit unterschiedlichen 
inhaltlichen Schwerpunkten gefüllt werden, um das Bild und das Gedächtnis an die Dikta- 
tur in der einen oder anderen Art zu beeinflussen (Jelin 2001 und 2002a). Ein weiteres 
wichtiges und häufig konfliktives Feld der Erinnerungspolitik stellt die Behandlung der 
belasteten Vergangenheit im schulischen Unterricht dar, da durch Erziehung, Bildung und 
Sozialisation nationale Identitäten maßgeblich (mit-) geprägt werden (Jelin/Lorenz 2004). 

Strafverfo Igung 

Bei der strafrechtlichen Aufarbeitung geht es maßgeblich um die Frage nach dem Umgang 
mit der Schuld und v.a. mit den Schuldigen. In der jüngeren Geschichte wählten Nationen 
unterschiedliche Strategien des Umgangs mit den personellen Hinterlassenschaften der 
Vorgängerregime: Weitgehendes Ignorieren wie beispielsweise in Spanien, gewaltsame 
politische Säuberungen (Norditalien nach dem 2. Weltkrieg, Rumänien nach Ceaucescu), 
Stammestribunale wie die Gacaca-Justiz in Ruanda etc. Wir wollen uns aber im Folgenden 
auf die im engeren Sinne justitiellen Instrumente der strafrechtlichen Aufarbeitung von 
Systemunrecht konzentrieren. 

Der Transitional Justice, der justitielle Umgang mit den für die Regimeverbrechen 
Verantwortlichen ist sicherlich derjenige Aspekt der Vergangenheitspolitik, der in der For- 
schungsdebatte bisher die meiste Aufmerksamkeit erhalten hat.*^ Ruti Teitel (2000: 9) stell- 
te deutlich heraus, dass es sich bei der Transitional Justice um eine Gerechtigkeitskonzep- 
tion sui generis handelt: 

„transitional jurisprudence emerges as a distinct paradigmatic form of law responsive to and constructive of 
the extraordinary circumstances of periods of substantial political change. [...] the conception of justice is par- 
tial, contextual, and situated between at least two legal and political Orders. Legal norms are decidedly multi- 
ple, the idea of justice always a compromise.“ 

Diese Besonderheit hat viele Ursachen: Diese Aufarbeitung von Systemunrecht findet im 
Kontext politischer Transitionen statt, die meist durch Instabilität und das Nebeneinander 
alter und neuer Normen und Institutionen geprägt sind. Aber auch die Art der Verbrechen 
ist von großer Bedeutung: „Denn es geht in diesem Fall nicht um , normale’, sondern um 
sogenannte , Staats-Kriminalität’, d.h. um eine Kriminalität, die von Staats wegen auf ge- 
setzlichem Weg oder per Anordnung in die Wege geleitet worden ist und damit zum Zeit- 
punkt der Tat nicht gegen das geltende positive Recht verstoßen hat“ (König 1998: 382). 
Die in normalen Strafverfahren oftmals komplexe Frage nach den Tätern und Strafverant- 
wortlichen wirft hier zusätzliche Schwierigkeiten auf: Wer trägt die intellektuelle, wer die 
materielle Verantwortung für die Taten? Handelten die direkt Ausführenden unter Befehls- 
notstand? Gilt der Rechtsgrundsatz nullum crimen, nulla poena sine lege und somit das 
Rückwirkungsverbot auch für diese Verbrechen? Wird unter Rückgriff auf das zum Tat- 



Vgl. bspw. Benomar 1993; Kritz 1995; McAdam 1997; Ambos 1996, 1996b, 1997; Roht-Arriza 2001; Hes- 
se/Post 1999; Biggar 2001; Huyse 2003a; Teitel 1997, 2000; Bassiouni 1996. 
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Zeitpunkt geltende Reeht reehtspositivistiseh argumentiert, oder folgt man einer naturreeht- 
liehen Argumentation, da die Taten Verbreehen gegen die Mensehliehkeit darstellen? Wei- 
terhin ist die Frage zu stellen, ob die Bestrafung der Täter angesiehts solehen Unreehts 
überhaupt angemessen ist und ob die Sehwere der Taten nieht jedes mögliehe Strafmaß 
übersteigt.*^ Als weiteres Problem stellt sieh - besonders bei Verbreehen gegen die 
Mensehliehkeit - die Frage naeh den Verjährungsfristen und der Verjährbarkeit: Zählen die 
Fristen ab dem Tatzeitpunkt oder ab der Rüekkehr zur Demokratie oder zur vollen Reehts- 
staatliehkeit? Flandelt es sieh bei den Taten um Verbreehen gegen die Mensehliehkeit, so 
verjähren diese nieht. Die geriehtliehen Untersuehungen werden dureh andere Aspekte 
ersehwert: Fläufig liegen die Taten lange Zeit zurüek; Beweismaterial wurde vemiehtet. 
Der klandestine Charakter und die unklaren Kontextbedingungen von Regimeverbreehen 
sowie der oftmals ausgeprägte Corpsgeist der Täter ersehweren die Ermittlungen ete. 
Daneben stellen sieh aueh zahlreiehe prozedurale Fragen: Vor welehe Geriehten sollen die 
Fälle verhandelt werden? Vor der nationalen Justiz? Wenn ja, liegt die Zuständigkeit bei 
der regulären oder bei der Militärjustiz? Oder sollen internationale Tribunale eingeriehtet 
werden (wie im Falle Ruandas und Ex- Jugoslawiens) (Huyse 2003a: 97ff ). 

Aueh politisehe Erwägungen spielen eine wiehtige Rolle. Welehe Art der strafreehtli- 
ehen Aufarbeitung ist unter den gegebenen Bedingungen, der Balance of Powers, den Res- 
soureen und den gesellsehaftliehen Erfordernissen möglieh oder angemessen? Stärken 
Prozesse die Reehtsstaatliehkeit oder sehwäehen aus funktionalen Erwägungen angestoßene 
Verfahren nieht gerade das reehtsstaatliehe Prinzip? Entsteht nieht der Eindruek von 
Sehauprozessen oder Siegerjustiz? Bei diesen politisehen Abwägungen lassen sieh zwei 
Grundhaltungen identifizieren, die Nolte (1996a: 12ff) unter Rüekgriff auf die Nomenkla- 
tur Max Webers als vergangenheitspolitisehe Gesinnungs- bzw. Verantwortungsethik be- 
zeiehnete. Der Gesinnungsethiker orientiert sieh bei seinen Entseheidungen an ethisehen 
Maximen, die es in jedem Fall zu erfüllen gilt. Eine Handlung ist dann ethiseh gut, wenn 
sie diesen Maximen entsprieht. Die Folgen dieser Entseheidungen haben für deren ethisehe 
Bewertung keine Relevanz. Anders hingegen beurteilt der Verantwortungsethiker seine 
Entseheidungen anhand der zu erwartenden Folgen und ordnet ethisehe Prinzipien den 
Konsequenzen unter. In der vergangenheitspolitisehen Debatte fundieren die Mensehen- 
reehtsaktivisten ihre Positionen häufig gesinnungsethiseh und fordern die kategorisehe 
Umsetzung von Gereehtigkeitsgrundsätzen. Politisehe Eliten hingegen verweisen oft auf 
ihre politisehe Verantwortung für die Nation und auf die mögliehen sehädliehen Folgen 
einer umfassenden Strafverfolgung.*"* 

Mit verantwortungsethisehen Argumenten werden häufig nieht-punitive strafreehtliehe 
Arrangements gereehtfertigt. Die gängigsten Instrumente sind hier Amnestie-Lösungen 



So schrieb Hannah Arendt im Jahr 1946 an Karl Jaspers: „Diese Verbrechen lassen sich, scheint mir, juristisch 
gar nicht mehr fassen, und das macht gerade ihre Ungeheuerlichkeit aus. Für diese Verbrechen gibt es keine 
angemessene Strafe mehr; Göring zu hängen, ist zwar notwendig, aber völlig inadäquat. Das heißt diese Schuld, 
im Gegensatz zu aller kriminellen Schuld, übersteigt und zerbricht alle Rechtsordnungen.“ (Arendt/Jaspers 1985: 
90). 

In diesem Sinne erwägt auch Jose Zalaquett (1995: 11), Mitglied der chilenischen Wahrheitskommission: „Ho- 
wever, and though it may seem paradoxical, in certain circumstances clemency (be it in the form of amnesty laws, 
pardons or general reductions of sentences) may also have a preventive function. Such would be the case if the 
measures of clemency are seen as necessary to bring about national unity, or to give support to an overall political 
plan designed to build up institutions and to consolidate democracy [...]. It may be a reasonable assumption, in 
some cases, that a degree of pacification will achieve more for human rights, in the long run, than insisting on 
punishment and risking political instability and continued social divisiveness. In the end, of course, only history 
will teil.“ 
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oder Begnadigungen. Bei Amnestien ist es wichtig zu unterscheiden, welchen Ursprungs 
sie sind und welchen Grad an Legitimation sie haben: So wurde beispielsweise die chileni- 
sche Amnestie während der Diktatur per Dekret erlassen, in Argentinien verabschiedete die 
gewählte Legislative die Amnestiegesetze und in Uruguay wurden das rechtmäßig verab- 
schiedete Gesetz sogar durch einen Volksentscheid bestätigt. Wichtig ist weiterhin die 
Unterscheidung, in welchem Prozess-Stadium die Amnestien oder Begnadigungen zur An- 
wendung kommen. Unterbinden diese Instrumente die Eröffnung gerichtlicher Untersu- 
chungen oder werden sie erst nach dem erfolgten Urteil angewandt, so dass lediglich das 
Verbüßen der Strafe ausgesetzt wird? 

Wie die Verhaftung Pinochets in London mit aller Deutlichkeit zeigte, erlangten in den 
vergangenen Jahrzehnten inter- bzw. transnationale Faktoren immer mehr Bedeutung für 
die strafrechtliche Aufarbeitung (Ambos 1997; Roht-Arriza 2001; Akhavan 2001). So wir- 
ken beispielsweise internationale Institutionen wie die UN-Menschenrechtskommission, 
der Europäischen Menschenrechtsgerichtshof oder das Interamerikanische Menschen- 
rechtssystem als institutionelle Faktoren auf die politischen und juristischen Entscheidun- 
gen auf nationaler Ebene ein. Das Gleiche gilt für die Ansätze einer grenzüberschreitenden 
Strafverfolgung schwerer Menschenrechtsverletzungen. 

Entschädigung 

Während die Transitional Justice-TtehaXis über Jahrzehnte um Fragen der Bestrafung der 
Täter kreiste, kam spätestens mit der Arbeit der südafrikanischen Versöhnungskommissio- 
nen eine neue Perspektive hinzu: Der Focus richtete sich mehr auf die Opfer, ihre Bedürf- 
nisse, ihr Verlangen nach Ausgleich und Gerechtigkeit, ohne diese auf strafrechtliche As- 
pekte zu reduzieren (Fuchs 2003: 30ff). Auch wenn das Geschehene nicht wieder ,gut’ zu 
machen war, wurde das Recht der Opfer auf eine angemessene Entschädigung anerkannt. 
Internationale Rechtsnormen positivierten dieses Anspruchsrecht der Opfer gegenüber dem 
Staat. 

Das Konzept der Entschädigung geht weit über die finanzielle Entschädigung hinaus. 
Stef Vandeginste (2003: 145f.) subsummiert unter dem Begriff Reparation folgende Kom- 
ponenten: (1) Restitution'. Im Sinne der weitestgehenden Wiederherstellung des Status quo 
ante ist darunter die umgehende Haftentlassung, die Rückgabe beschlagnahmten oder ge- 
raubten Eigentums, entzogener bürgerlicher und politischer Rechte, die berufliche Rehabili- 
tierung etc. zu verstehen. (2) Kompensation als Zahlung einer finanziellen Entschädigungs- 
leistung als offizielle Anerkennung für das erlittene Unrecht und als Ausgleich für die fi- 
nanziellen und moralischen Schäden. Die Kompensation kann auch nicht-monetäre 
Leistungen umfassen, wie beispielsweise Stipendienprogramme etc. (3) Die Rehabilitation 
dient der physischen und psychischen Reparation der Opfer. Sie umfasst medizinische und 
psychologische Betreuung sowie die juristische und sozialarbeiterische Begleitung. (4) Die 
Satisfaktion beinhaltet Aspekte anderer vergangenheitspolitischer Tätigkeitsfelder, die für 



So legte beispielsweise die UN fest, dass Folteropfer Anspruch auf eine „gerechte und angemessene Entschädi- 
gung einschließlich der Mittel für eine möglichst vollständige Rehabilitation“ haben (Vereinte Nationen, Überein- 
kommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. 
Dezember 1984, Art. 14, Abs. 1). Im Fall des verschwundenen Honduraners Manfrede Veläzquez Rodriguez, der 
bedeutend für die lateinamerikanische Entschädigungspolitik war, heißt es: „El Estado estä en el deber juridico 
[...] de investigar seriamente con los medios a su alcance las violaciones que se hayan cometido dentro del ämbito 
de su jurisdicciön a fm de identificar a los responsables, de imponerles las sanciones pertinentes y de asegurar a la 
victima una adecuada reparaciön.“ (Corte Interamericana de Derechos Humanos, Caso Veläzquez Rodriguez, 
Sentencia, 29.07.1988, Nr. 174). 
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die Entschädigung der Opfer von großer Bedeutung sind: Umfassende Aufklärung des 
Unrechts, offizielle Anerkennung der Ergebnisse und eine öffentliche Entschuldigung bei 
den Opfern. Weiterhin zählen dazu die Bestrafung der verantwortlichen Individuen und die 
öffentliche Rehabilitierung der Opfer durch symbolisch-politische Maßnahmen wie die 
Einrichtung von Gedenkstätten etc. 

Reparationsmaßnahmen für Regimeverbrechen unterscheiden sich von üblichen Ent- 
schädigungsmaßnahmen dadurch, dass es sich nicht nur um rechtliche, sondern v.a. auch 
um ethische Fragen handelt. Der Staat steht gegenüber den Opfern von Menschenrechtsver- 
letzungen in der Schuld: 

„Whereas in the prevailing understanding, the repair of victims falls to the offenders, transitional reparatory 
measures provide official recognition of victim’s rights and yet without necessarily individuating wrongdoing. 
Rather than the individual wrongdoer or even the wrongdoing regime, it is successor regime that assume liabi- 
lity for prior wrongful acts.“ (Teitel 2000: 146) 

Da es sich bei Entschädigungsfragen oft um für die Opfer und v.a. deren überlebende An- 
gehörige um heikle Themen handelt, ist nicht nur die konkrete inhaltliche Ausgestaltung 
der Entschädigungsprogramme von Relevanz, sondern auch die Art der Implementierung 
und des Umgangs mit den Opfern. Müssen die Opfer aufwendige und vielleicht erniedri- 
gende administrative Prozesse durchlaufen, um als Opfer anerkannt zu werden, oder gehen 
staatliche Stellen auf die Opfer zu und unterstützen sie bei den notwendigen Schritten? 
Flandelt es sich um einmalige finanzielle Abfindungen oder versucht der Staat durch Pensi- 
ons- und Stipendienprogramme einen regelmäßigen und dauerhaften Beitrag zur Unterstüt- 
zung der betroffenen Familien zu leisten? Wurden die Entschädigungsprogramme von der 
Regierung initiiert oder mussten sie von den Opfern gerichtlich erstritten werden? 

Reformen 

Als weiteres vergangenheitspolitisches Flandlungsfeld können Verfassungs- und Rechtsre- 
formen gesehen werden, die dazu dienen, das institutioneile Erbe der autokratischen Ver- 
gangenheit zu modifizieren und einer Wiederholung vorzubeugen. Flierzu zählen beispiels- 
weise die Befreiung der Justiz aus ihrer vom Vorregime herrührenden Konditionierung, die 
Beseitigung autoritärer Enklaven oder die Unterordnung der Streitkräfte unter die zivile 
Suprematie. Als präventive Maßnahmen können die Schulung der Streit- und Sicherheits- 
kräfte in Menschenrechtsfragen, die Ratifizierung internationaler Menschenrechtsabkom- 
men usw. gesehen werden. 



2.3.3 Typologisierang vergangenheitspolitischer Strategien 

Ausgehend von dieser Differenzierung der unterschiedlichen vergangenheitspolitischen 
Handlungsfelder können im Weber’schen Sinne zwei entgegengesetzte Idealtypen gebildet 
werden, die der näheren Bestimmung der empirischen Fälle dienen. Dem ersten Typus hegt 
der Gedanke zugrunde, dass es von Vorteil ist, die Vergangenheit ruhen zu lassen und statt- 
dessen den Blick nach vorne zu wenden. Die Vergangenheit wird nicht zwangsläufig als 
negativ bewertet. In jedem Fall aber wird der umfassenden Auseinandersetzung kein Vor- 
teil für die Zukunft zugeschrieben. Der zweite Idealtyp folgt dem Prinzip, dass das Gesche- 
hene möglichst umfassend aufgearbeitet werden muss und die Verantwortlichen zu bestra- 
fen sind. Durch die Ächtung der Vergangenheit soll ihrer Wiederholung vorgebeugt wer- 
den. Die neue Regierung will den radikalen Bruch mit dem Vorgänger-Regime deutlich 
machen und baut ihre eigene Legitimation teilweise auf der Delegitimierung des alten Re- 
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gimes auf. Überträgt man diese Grundprinzipien auf die einzelnen vergangenheitspoliti- 
schen Handlungsfelder, so lassen sich die beiden Idealtypen folgendermaßen charakterisie- 
ren: 



Typus I: 

Politik des Verdrängens 


Handlungsfeld 


Typus ff: 

Politik der umfassenden Aufarbeitnng 


Keine Maßnahmen oder Maßnahmen, 
die dazu dienen, das Thema schnell 
abzuschließen 


Direktmaßnahmen 


Umfassende Unterstützung der Betroffenen 
als Beginn einer umfassenderen Aufarbei- 
tung 


Die Vergangenheit ruhen lassen, keine 
staatlichen Maßnahmen zur Aufklärung 


Aufklärung 


Umfassende Untersuchungen, Veröffentli- 
chung und öffentliche Anerkennung der 
Untersuchungsergebnisse 


Generalamnestie 


Strafrecht 


Umfassende Strafverfolgung und Bestra- 
fung 


Keine staatlichen Entschädigungsmaß- 
nahmen 


Entschädignngen 


Umfassende und integrale Entschädigungs- 
programme 


Konzentration auf die Herausforderun- 
gen der Gegenwart und Zukunft. Ggf. 
Relativieren des vergangenen Konflikts 


Erinnerung 


Umfassende Erinnerungskultur, öffentliche 
Rehabilitation und Ehrung der Opfer 


Festhalten am Status Quo, Erhalten der 
Autonomie und der Privilegien der 
Militärs oder Konfliktparteien 


Reformen 


Reformen, die Wiederholung des Gesche- 
henen vermeiden und die Aufarbeitung der 
Vergangenheit erleichtern 



Abb. 1: Vergangenheitspolitische Idealtypen 



Die empirischen Realtypen, d.h. die von den Regierungen gewählten konkreten vergangen- 
heitspolitischen Strategien oszillieren zwischen diesen beiden Idealtypen. In der Regel 
finden sich Mischtypen und Statusinkonsistenzen, da sich die Vergangenheitspolitik in den 
sechs Subpolicies unterschiedliche Ausprägungen haben kann. Diese beiden Idealtypen 
sollen als heuristische Instrumente dienen, um die länderspezifischen Gestaltungen des 
komplexen Politikfelds Vergangenheitspolitik nach den unterschiedlichen Handlungsfel- 
dem empirisch besser fassen zu können. 



2.4 Opfer und Opferorganisationen 

Da sich diese Arbeit v.a. mit den Auswirkungen unterschiedlicher vergangenheitspoliti- 
scher Strategien auf die Opferorganisationen sowie deren Rolle im Politikfeld beschäftigt, 
ist es an dieser Stelle notwendig, die Begriffe Opfer und Organisation sowie Impacts näher 
zu bestimmen und die Quellen zu deren Untersuchung zu benennen. 



2.4.1 Begriffsbestimmung 

Opfer. Autoritäre Regime zeichnen sich unter anderem dadurch aus, dass die „staatliche 
Gewalt in der Regel arbiträr, repressiv, teilweise unkontrolliert und nicht hinreichend be- 
grenzt“ ausgeübt wird (Merkel 2004: 191). In totalitären Systemen finden sich häufig sy- 
stematische und generalisierte repressive Praktiken. Aufgrund der unterschiedlichen Re- 
pressionsmuster kann der Opferbegriff eine Vielzahl von Dimensionen haben, was seine 
begriffliche Bestimmung erschwert (Huyse 2003b: 54ff ). Ein wichtiger Schritt zur forma- 
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len Bestimmung dieses Begriffs war die Legaldefinition der Vereinten Nationen aus dem 
Jahr 1985. Als Opfer staatliehen Maehtmissbrauehs gelten demnaeh 

„persons who, individually or collectively, have suffered harm, including physical or mental injury, emotional 
suffering, economic loss or substantial impairment of their fundamental rights, through acts or omissions that 
are in violation of criminal laws operative within Member States, including those criminal laws proscribing 
criminal abuse of power.”'^ 

Darauf aufbauend erweiterten die Vereinten Nationen in der Declaration on the Right to 
Restitution for Victims of Gross Human Rights Violations (1999) den Opferbegriff um Fa- 
milienangehörige des direkten Opfers oder diesem nahestehende Personen: 

„, Opfer’ kann auch ein abhängiger Angehöriger oder ein Mitglied der engeren Familie oder des Flaushalts des 
unmittelbaren Opfers oder eine Person sein, die bei dem Versuch, dem Opfer Hilfe zu leisten oder weitere 
Verletzungen zu verhindern, einen physischen, psychischen oder wirtschaftlichen Schaden erlitten hat.“'^ 

Ausgehend von diesen Definitionen kann eine Unterseheidung in individuelle und kollekti- 
ve Opfer sowie in direkte und indirekte Opfer vorgenommen werden. Von kollektiven Op- 
fern kann man dann spreehen, wenn sieh die Repression gegen ein bestimmtes Bevölke- 
rungssegment riehtet (Ethnien, Religionen, politisehe Weltsiehten ete.) und das Individuum 
dureh seine Zugehörigkeit zu dieser Gruppe zum Opfer wird (van Boven 1995: 514f). 
Direkte Opfer sind jene, die die Mensehenreehtsverletzungen am eigenen Leib erlitten 
haben; Personen, die in einem verwandtsehaflliehen oder sonstigen nahen Bezugsverhältnis 
mit den direkten Opfern stehen und die aufgrund dieser Verbindung selbst Leid erfahren 
haben, sollen als indirekte 0/?/er bezeiehnet werden (Huyse 2003b: 54f). 

In der Gruppe der direkten Opfer kann zwisehen Opfern untersehieden werden, deren 
Opferstatus definitiv und irreversibel (Versehwundene, Hingeriehtete und Ermordete) und 
jenen, deren primärer Opferstatus transitoriseh ist (politisehe Gefangene, Exilierte, Ver- 
bannte ete.).*^ Weiterhin können Opfer naeh ihrer Generationenzugehörigkeit untersehieden 
werden. Opfer der ersten Generation sind die o.g. direkten und indirekten Opfer. Dureh 
untersehiedliehe Meehanismen der transgenerationellen Weitergaben können aber aueh die 
Kinder und Enkel der ersten Generation traumatisiert werden. Sie stellen die Opfer der 
zweiten bzw. dritten Generation dar. 

Von politiseher und administrativer Relevanz sind allerdings v.a. die Definitionen und 
Kriteriologien, die in den einzelnen Transitionsländem festgelegt und meist als Gesetze 
festgesehrieben werden. Fläufig stehen diese nationalstaatliehen Legaldefinitionen, für die 
die UN-Bestimmungen als Riehtlinien gelten, im Kontext der offiziellen Anerkennung als 
Opfer des Systemunreehts und dem damit verbundenen Anspmeh auf Entsehädigungslei- 
stungen. Da es sieh hierbei aber um politisehe Entseheidungen handelt, die von zahlreiehen 
Faktoren abhängen, bieten die nationalen Legaldefinitionen für den Kontext dieser Arbeit 
keine verlässliehe Grundlage. Stattdessen soll das Kriterium der Selbstzusehreibung ange- 



United Nations: Declaration of Basic Principles of Justice for Victims of Crime and Abuse of Power, General 
Assembly Resolution 40/34 (29. 11.1985), Nr. 1 . 

Dokument E/CN. 4/2000/62 der UN-Menschenrechtskommission (18.01.2000), Grundprinzipien und Leitlinien 
betreffend das Recht der Opfer von Verletzungen internationaler Menschenrechtsnormen oder des humanitären 
Völkerrechts auf Rechtsschutz und auf Wiedergutmachtung, Nr. 8. 

Diese Unterscheidung in reversibel und irreversibel will ausdrücklich nicht nahe legen, dass es sich bei den 
transitorischen Opfern nach dem Ende der Haft oder des Exils etc. nicht mehr um Opfer schwerer Menschen- 
rechtsverletzungen handle. Ebenso wenig sollen die teilweise irreversiblen Schäden, Traumatisierungen und 
Folgen von Haft, Folter, Exil etc. verharmlost werden. 

’’ Vgl. Kühner 2002: 45-52; Becker 1999: 168ff.; Kaiser 2000 und 2000a; Jabbaz/Lozano 2001. 
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wendet werden: Als Opfer werden all jene bezeichnet, die sich in ihrem Selbstverständnis 
als Opfer der Militärdiktaturen sehen.^° 

Opferorganisationen sind Zusammenschlüsse von Personen, deren Grundlage das ge- 
meinsame Selbstverständnis als Opfer der Militärdiktatur ist. Als solche versuchen sie, die 
aus ihrem Opferstatus resultierenden Interessen, Forderungen und Rechte zu bündeln, arti- 
kulieren und durchzusetzen. In der Regel organisieren sich die Opfer nach der Art der Vik- 
timisierung, so dass es beispielsweise Organisationen ehemaliger politischer Gefangener 
oder etwa Angehöriger von Verschwundenen gibt. Legt man die Kriterien Opferstatus (de- 
finitiv VS. transitorisch) und Betroffenheit (direkte vs. indirekte Opfer) zugrunde, so ergibt 
sich folgende Typologie der Opferorganisationen: 



Opferstatus 
BetroffenhieiT ~ 


transitorisch 


definitiv 


direkt 


ehern, politische Gefangene, überlebende 
Verschwundene, Folteropfer, entführte 
Kinder, Exilheimkehrer, Exonerados etc. 




indirekt 


Angehörige der politischen Gefangenen, 
Exilierten, Verbannten etc. 


Angehörige der Verschwundenen/ 
Ermordeten 



Abb. 2: Typologie Opferorganisationen 



Diese Definitionen und Unterscheidungen mögen an dieser Stelle genügen. In Kap. 1.4 
finden sich weitere Ausführungen über die Charakteristika der Opferorganisationen, ihre 
Genese sowie ihre Rolle im Politikfeld Vergangenheitspolitik. 



2.4.2 Vergangenheitspolitische Impacts auf die Opferorganisationen 

Die Po/icy-Analyse untersucht nicht nur das Zustandkommen politischer Entscheidungen, 
sondern deren Wirkungen auf der Ebene des politischen Outputs (konkrete Entscheidungen, 
Dokumente etc.) sowie des outcomes und der Impacts. Unter outcomes versteht man die 
Wirkungen auf andere Politikfelder sowie auf das gesamte politische System. Die Impacts 
bezeichnen die Wirkungen auf die unmittelbaren Zielgruppen, d.h. in unserem Fall auf die 
Opfer, ihre Organisationen, aber ggf auch auf die Streitkräfte und andere Akteursgruppen. 
Ruth Fuchs und Detlef Nolte (2004: 83f) schlagen zwei Analyseebenen zur Untersuchung 
der Impacts vor: Perzeption und Verhalten. Wie werden die vergangenheitspolitischen 
Maßnahmen wahrgenommen und wie wirkt sich diese Wahrnehmung auf die Präferenzset- 
zung und die Forderungen der Zielgruppen aus? Wie modifizieren die Akteure ihr strategi- 
sches Flandeln? 



Einige Betroffenen lehnen es ab, als „Opfer“ bezeichnet zu werden. Die Gründe hierfür liegen oft in der Haltung 
begründet, weder als Person, noch als Organisation oder Partei durch die Diktatur „gebrochen“ worden zu sein. 
Außerdem lehnen v.a. ehemalige Angehörige von Gruppierungen, die auf die lucha armada zurückgegriffen 
hatten, die Bezeichnung „Opfer“ ab. Sie vertreten häufig den Standpunkt, dass sie sich auf den revolutionären 
Kampf eingelassen haben und niedergeschlagen wurden. Sie sehen sich deshalb eher als Unterlegene und Verlie- 
rer, denn als Opfer. 
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2.5 Quellenlage und Erhebungsmethoden 

Die Opferorganisationen fanden bislang in der Forschung kaum Beachtung; in Studien zur 
Vergangenheitspolitik in Lateinamerika werden höchstens am Rande erwähnt. Ein Ziel 
dieser Arbeit ist es, einen ersten Beitrag zur Schließung dieser Forschungslücke zu leisten. 
Worauf kann sich die Forschung stützen, wenn es darum gehen soll, die Art und Weise zu 
untersuchen, wie Opferorganisationen bestimmte vergangenheitspolitische Maßnahmen 
wahmehmen und beurteilen und wie sie selbst im Politikfeld agieren? Welche Informati- 
onsquellen können zur Datenerhebung herangezogen werden? Da in diesem Bereich große 
Forschungslücken bestehen, war es erforderlich, die Untersuchung der Impacts weitgehend 
auf Primärquellen und Interviews zu stützen. 

Zu den Primärquellen zählen sowohl Publikationen der Opferorganisationen, als auch 
vor allem nicht veröffentlichte Quellen, die sich in den Archiven der Organisationen fan- 
den. Die Archivrecherche wurde während des Feldforschungsaufenthalts (08/2004- 
03/2005) in den jeweiligen Ländern durchgeführt. In etlichen Fällen wurde nur ein be- 
schränkter Archivzugang gewährt.^’ Die Archive waren in der Regel ungeordnet, so dass 
oftmals zuerst eine Sichtung und Systematisierung des Quellenmaterials vorgenommen 
werden musste, bevor mit der inhaltlich-qualitativen Analyse der Archivalien begonnen 
werden konnte. 

Die Interviews mit den Vertretern der Opferorganisationen wurden ebenfalls im Rah- 
men des Forschungsaufenthaltes geführt.^^ Es war nicht immer einfach, die Interviews zu 
vereinbaren. In einigen Fällen dauerte es eine gewisse Zeit, bis die Personen Vertrauen 
gefasst hatten und bereit waren, ein Interview zu gewähren oder dem Zugang zum Archiv 
zustimmten. Neben den selbst geführten Interviews wurden veröffentlichte Interviews mit 
Vertretern der Opferorganisationen ausgewertet. Im Fall Argentiniens konnte außerdem auf 
eine Reihe von Interviews zurückgegriffen werden, die sich im audiovisuellen Archiv der 
Menschenrechtsorganisation Memoria Abierta finden.^^ Als weitere, komplementäre In- 
formationsquellen dienten teilnehmende Beobachtungen an zahlreichen Veranstaltungen, 
Kundgebungen, Demonstrationen, (internen Arbeits-) Treffen sowie viele informelle Ge- 
spräche mit Personen aus dem Umfeld der Opferorganisationen. 

Diese Informationsquellen aus dem Umfeld der Opferorganisationen wurden mit ex- 
ternen Informationsquellen kontrastiert und kontrolliert: Meldungen in den Medien, Exper- 
ten-Interviews mit Vertretern aus Politik, Verwaltung, Justiz, Wissenschaft sowie der we- 



Eine Übersicht über die konsultierten Archive findet sich im Anhang. Die systematische Auswertung der Do- 
kumente bezieht sich stets auf die zugänglichen Archivalien. In einigen Fällen, besonders bei kleinen und schwach 
organisierten Organisationen existierte kein Archiv im Sinnes eines Ortes, wo wichtige Unterlagen zentralisiert 
waren. In diesen Fällen stellten mir Mitglieder dieser Organisationen freundlicherweise ihre privaten Unterlagen 
zur Verfügung. In allen Fällen wurden nur jene Dokumente ausgewertet, die klar einer bestimmten Opferorganisa- 
tion zuzuordnen waren. 

Die Liste der geführten Interviews findet sich im Literaturverzeichnis. Es handelt sich um ein- bis zweistündige 
offen strukturierte Leitfaden-Interviews, die in der Regel auf Band aufgenommen wurden. Auf der Grundlage des 
Bandmitschnitts wurden anschließend Inhaltsprotokolle angefertigt. Nur Schlüsselpassagen wurden wörtlich 
transkribiert. Die Interviews wurden gewöhnlich nach der Dokumentenanalyse durchgeführt, um etwaige offene 
Frage zu klären. Es wurde zu Beginn des Interviews immer deutlich gemacht, dass nach den Positionen und Mei- 
nungen der Organisation und nicht des Interview-Partners gefragt wurde. Zur methodischen Orientierung wurden 
Schmid 1995; Alemann/Tönnesmann 1995; Reh 1995; Pickel/Pickel 2003; Flick/Kardorff/Steinke 2003; A- 
bels/Behrens 2002; Pfadenhauer 2002 und Meuser/Nagel 1991 herangezogen. 

Es handelt dabei um inhaltlich vorstrukturierte, narrative Interviews mit Vertretern von Opferorganisationen, die 
gefilmt, archiviert und verschlagwortet wurden. Vgl. www.memoriaabierta.org.ar [03.1 1.2005]; Straßner 2006. 
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nigen vorhandenen Sekundärliteratur. Diese sekundären Informationsquellen dienten vor 
allem der Ergänzung und Überprüfung der Primärquellen. 



Primärquellen: 




Publizierte Quellen: 


Buchpublikationen, Informationsblätter, Flugschriften, Periodika, Web-Site 
etc. 


Nicht publizierte Quellen : 


Presseerklärungen; interne Berichte und Dokumente; Korrespondenz mit 
Regierung, Politikern, Justiz, Verwaltung; Berichte an FEDEFAM, 
UNO, CIDH etc. 


Interviews: 




Selbst geführte Interviews 




In den Medien oder in Publikationen veröffentlichte Interviews 
Memoria Abierta (nur für Argentinien) 


Sekundäre Informationsquellen: 




Presse und Medien 

Menschenrechtsberichte 

Experten-Interviews 




Interviews mit Vertretern aus Politik, Verwaltung etc. 


Sekundärliteratur 





Abb. 3: Informationsquellen 



Mit der umfassenden systematisehen Auswertung untersehiedlieher Informationsquellen 
und mit deren Kontrolle anhand von externen Expertenmeinungen und -einsehätzungen 
sowie der wenigen bereits vorhandenen Forsehungsliteratur konnte so ein mögliehst kom- 
plettes und verlässbehes Panorama der Impacts vergangenheitspolitiseher Maßnahmen auf 
die Opferorganisationen erarbeitete werden. 



2. 6 Forschungsstand und Forschungslücken 

Die Literatur zur lateinamerikanisehen Vergangenheitspolitik lässt sieh grob in drei Grup- 
pen einteilen: Normative Arbeiten, parteibehe Studien meist aus dem Umfeld von Men- 
schenrechtsorganisationen und empirisch-analytische Studien, die bestimmte vergangen- 
heitspolitische Kausalzusammenhänge untersuchen. Die Mehrheit der empirischen Studien 
versucht das Zustandekommen bestimmter vergangenheitspolitischer Strategien zu erklä- 
ren. Vergangenheitspolitik wird hier als abhängige Variable betrachtet. Andere Untersuch- 
ungen beschäftigen sich mit den Effekten jener Strategien - sehen die Vergangenheitspoli- 
tik also als unabhängige Variable. Im folgenden sollen die wichtigsten Hypothesen referiert 
werden, um anschließend auf einige Forschungslücken hinzuweisen. 



2.6.1 Die Genese vergangenheitspolitischer Strategien 

Jose Zalaquett (1995), Jurist und Mitglied der chilenischen Wahrheitskommission, versuch- 
te als erster systematisch die Ausprägungen spezifischer vergangenheitspolitiseher Strategi- 
en zu erklären, indem er aufzeigte, dass der Transitionsmodus maßgeblich die Vergangen- 
heitspolitik bestimmt. Er schlug eine Typologie von sechs Regimeübergängen mit den 
jeweiligen Handlungsbeschränkungen für die neuen Regierungen vor und leitet daraus 
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Wahrscheinlichkeiten für unterschiedliche vergangenheitspolitische Strategien ab. Obwohl 
kritisiert wurde, dass sich Zalaquetts Idealtypen zu sehr an Realtypen orientierten und somit 
eher deskriptiv als analytisch seien (Barahona de Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001: 
320f.), haben nachfolgende Autoren die Bedeutung des Transitionsmodus für die Ausge- 
staltung der Vergangenheitspolitik - in unterschiedlichen Spielarten und Modifikationen - 
akzeptiert und um weitere Aspekte ergänzt.^"* Für die Forschung erwies sich das Konzept 
der Balance of Power, die maßgeblich durch den Transitionsmodus mitbestimmt wird, als 
ergiebiger, da es weniger statisch ist und auf Veränderungen in den Machtkonstellationen 
reagieren kann (Barahona de Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001b: 304f ). 

Alexandra Barahona de Brito (1997: 192-213) fügte als weitere Erklämngsvariablen 
u.a. noch Charakteristika und Ausmaß der Menschenrechtsverletzungen, deren Bedeutung 
während der Transition, Elitenkonsens und den Einfluss der Menschenrechtbewegung so- 
wie deren Allianzen mit anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren (v.a. der Kirchen) und 
den Parteien des linken Spektrums hinzu. Die Rolle der Menschenrechtsbewegung wird 
unterschiedlich bewertet: Barahona de Brito u.a. sahen in einer starken, aus der Zeit der 
Diktatur hervorgehenden und in der Zivilgesellschaft verankerten Menschenrechtsbewe- 
gung eine zentrale Erklärungsvariable für eine umfassende Aufarbeitung.^^ David Pion- 
Berlin (1994) hingegen maß der Menschenrechtsbewegung und ihrer Mobilisierungskraft 
lediglich eine untergeordnete Rolle bei. 

Craig Arceneaux und David Pion-Berlin (1998) unterstrichen die Bedeutung institu- 
tioneller Arrangements, die die Handlungsspielräume der Streitkräfte begrenzen, für die 
Gestaltung der Vergangenheitspolitik. Sie hoben besonders die concentration of decision- 
making authority und die decision-making autonomy hervor: Je größer die Möglichkeit 
einer einzigen decision-making-unit politische Entscheidungen zu treffen und durchzuset- 
zen und je größer die Immunität dieser und gegenüber externem Druck (hier v.a. von Seiten 
der Streitkräfte), desto wahrscheinlicher ist eine umfassende Aufarbeitung. 

In einer frühren Arbeit versuchte Pion-Berlin (1994) unter Zuhilfenahme mehrerer Va- 
riablen die vergangenheitspolitischen Strategien in Argentinien, Uruguay und Chile zu 
erklären, da er der Meinung war, dass die beiden üblicherweise angeführten Aspekte 
(Schwere der Menschenrechtsverletzungen und das postautoritäre Kräfteverhältnis) weder 
einzeln noch in Kombination die vergangenheitspolitischen Varianzen hinreichend erklä- 
ren. Stattdessen überprüfte er die Erklärungskraft folgender sechs unabhängiger Variablen: 
(1) Ausmaß des Staatsterrorismus, (2) Machtverhältnis zwischen ziviler Regierung und den 
Streitkräften, (3) Präferenzen der politischen Eliten und besonders des Präsidenten, (4) 
Stärke und Mobilisierungskraft der Menschenrechtsbewegung, (5) strategische Abwägun- 
gen und Risikobereitschafl der Entscheidungsträger und (6) der contagion effect, die politi- 
schen Lehren, welche die Präsidenten aus den vergangenheitspolitischen Erfahrungen der 
Nachbarländer zogen. Pion-Berlin kam zu dem Ergebnis, dass für die drei von ihm unter- 
suchten Fälle das Ausmaß des Staatsterrorismus, die Elitepräferenzen und die strategischen 
Erwägungen der Entscheidungsträger eine hohe Erklämngskraft haben. Ähnlich unterstrich 
Jon Elster (1998), dass die Politikgestaltung nicht nur von den constraints, sondern auch 
beliefes und values der Entscheidungsträger abhängen. 



Vgl. bspw. Nino 1996; Arenhövel 2000; Barahona de Brito 1997; Pion-Berlin 1994; Tucker 1999; Ronin- 
ger/Sznajder 1999. 

Vgl. Barahona de Brito/Gonzalez-Enriquez/Aguilar 2001a: 16. „The more pressure a new democratizing eilte is 
under from mobilized human rights organizations or other bodies, such as Opposition parties and churches and 
even from public opinion, the more likely it is to adopt some sort of policy to deal with the past.“ (Barahona de 
Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001b: 307.) 
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Große Bedeutung wird auch den historischen und politischen Erfahrungen einer Nati- 
on beigemessen: Starke demokratische und rechtsstaatliche Traditionen fördern eine umfas- 
sende Aufarbeitung^^, während negative Erfahrungen mit demokratischen Freiheiten, die in 
Bürgerkriege oder bewaffnete Konflikte mündeten, eher hemmend wirken (Barahona de 
Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001a: 17). 

In enger Anlehnung an die Überlegungen Santiago Ninos (1996: 118-127) stellte 
Mark Arenhövel (2000: 134-141) fördernde und hemmende Faktoren für die strafrechtliche 
Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzungen gegenüber. Die Wahrscheinlichkeit einer 
rückwirkenden Strafverfolgung drückte er mit folgender Formel aus: 



Wahrscheinlichkeit 



p{U,L,R,H,IO,P,V,F,ZD) 

n(pÜ,Zv,IT,D,ZT) 



p= positive, d.h. fördernde Faktoren: 

U= Umsturz des autoritären Regimes; L= Legalitätsbruch zwischen autokratischem Regime und Demokratie; R= 
Ruchlosigkeit der Menschenrechtsverletzungen; H= absolute und relative Häufigkeit der Menschenrechtsverlet- 
zungen; 10= hohe Identifikation(-smöglichkeit) mit den Opfern; P= Prägnanz der Gerichtsverfahren; V= Ge- 
richtsverfahren als performativer Akt; F= persönliche Integrität der Führungspersönlichkeiten; ZD= hoher Zu- 
sammenhalt der demokratischen Kräfte. 

n= negative, d.h. hemmende Faktoren: 

pÜ= paktierte/konsensueller Übergang; Zv= Zeitverzögerung zwischen Taten und Strafverfolgung; IT= hohe 
Identifikation(-smöglichkeit) mit den Tätern; D= Diffusion der Verantwortlichkeit; ZT= hoher Zusammenhalt der 
Täter. 



Wie Arenhövel selbst einräumt, ist der operative Ertrag dieser Formel gering. Sie hat aller- 
dings den Wert, dass sie fördernde und hemmende Faktoren identifiziert und gegenüber- 
stellt und so helfen kann, die strategischen Erwägungen der Entscheidungsträger zu rekon- 
struieren, wenn es um Fragen der Durchsetzbarkeit der zu erwartenden Systemdestabilisie- 
mngs-Effekte und möglichen politischen Gewinn geht. 

Als weitere unabhängige Variable wird auch die Bedeutung internationaler Einflüsse 
diskutiert: Internationale .ddvocacy-Netzwerke oder Akteure (Keck/Sikkink 1998; Roht- 
Arriza 2001) sowie bindende internationale Rechtsnormen (Latchman 1989; Ratner/- 
Abrams 2001; Ropp/Sikkink 1999), die sich auf die Ausgestaltung von nationaler Vergan- 
genheitspolitik auswirken. Ebenso werden die tatsächlich vorhandenen institutioneilen, 
humanen und finanziellen Ressourcen für eine umfassende Aufarbeitung als Erklärungsva- 
riable angeführt (Barahona de Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001b: 306). 



2.6.2 Die Effekte vergangenheitspolitischer Strategien 

Wie bereits erwähnt, stellte das Zustandekommen spezifischer vergangenheitspolitischer 
Strategien einen Schwerpunkt der wissenschaftlichen Beschäftigung mit diesem Thema dar. 
Wenige andere Studien hingegen befrachten die Vergangenheitspolitik als unabhängige 
Variable und untersuchen ihre Auswirkungen auf (1) die Systemstabilität, (2) die Demokra- 
tie-Entwicklung und die Konsolidierung der Demokratie und (3) auf die Entwicklung der 



Barahona de Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001b: 311: „the stronger a past experience with democracy has 
been, the more likely is the demand for truth and justice policies, as expectations for justice are historically em- 
bedded and are higher.“ 
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zivilgesellschaftlichen Partizipationsformen. Sehr wenige Arbeiten untersuchen die Aus- 
wirkung von Vergangenheitspolitik auf (4) die Opfer. 

Vergangenheitspolitik und Systemstabilität 

„Settling a Fast Account (without Upsetting a Present Transition)“ - so umreißen 
O’Donnell und Schmitter (1986: 28) das grundlegende Dilemma der Strafverfolgung gegen 
Militär und Sicherheitskräfte im Kontext von Systemwechseln. In der Forschungsliteratur 
werden zwei Thesen zum Zusammenhang von Systemstabilität und strafrechtlicher Aufar- 
beitung vertreten (T eitel 1995: 148ff; Pankhurst 1999). Auf der einen Seite sprechen gute 
Gründe dafür, dass zügige Bestrafung die junge Demokratie stärke: O’Donnell und Schmit- 
ter (1986: 30) kommen zu dem Schluss, dass „even under the worst circumstances [...] we 
believe that the worst of bad Solutions would be to try to ignore the issue.“ Die Konsequen- 
zen der Nicht-Bestrafung könnten langfristig schwerer zu beherrschen sein als kurzfristige 
Unruhen oder Putschversuche des Militärs. Es sei deshalb essentiell, den Sfreitkräften zu 
zeigen, dass sie nicht unberührbar seien, und ihr oftmals messianisches Selbstbild zu korri- 
gieren. Außerdem trage die Delegitimierung des alten Regimes dazu bei, die Zustimmung 
zur neuen Ordnung zu fördern. „Thus,” - so das Resümee O’Donnell und Schmitters (1986: 
32) - „if civilian politicians use courage and skill, it may not necessarily be suicidal for a 
nascent democracy to confront the most reprehensible facts of its recent past.“ Strafverfol- 
gung stellt somit eine Investition in Rechtsstaatlichkeit, gesellschaftliche Supports für das 
neue Regime und die Unterordnung der Streitkräfte dar. 

Die gegenläufige These hebt die systemdestabilisierende Wirkung der Strafverfolgung 
hervor. Detlef Nolte und Ruth Fuchs (2004: 68f) fassen einige Argumente zusammen, die 
in der lateinamerikanischen Debatte zur Rechtfertigung von Amnestie-Lösungen vertreten 
wurden: Strafverfolgung kann dann systemdestabilisierende Folgen haben, wenn (1) die 
Macht der Streit- und Sicherheitskräfte zu groß ist und diese nicht bereit sind, Prozesse 
gegen ihre Mitglieder zu tolerieren. (2) Wenn das alte Regime noch viele Anhänger und 
Sympathisanten hat. (3) Wenn es keine klare Trennung zwischen Tätern und Opfern gibt 
(z.B. nach bürgerkriegsähnlichen Situationen), oder (4) wenn sehr viele Personen direkt an 
den Menschenrechtsverletzungen beteiligt waren. Destabilisierend können Prozesse auch 
deshalb wirken, weil die (5) Sfreitkräfte so nicht in die neue Demokratie eingebunden wer- 
den. 

Vergangenheitspolitik und demokratische Konsolidierung 

Andere empirische Studien beschäftigen sich mit den Effekten unterschiedlicher vergan- 
genheitspolitischer Strategien auf die Konsolidierung der jungen Demokratien.^’ Auch hier 
werden widersprüchliche Thesen vertreten. Die Fierausgeber eines Bands, in dem anhand 
von Fallstudien aus Mittel- und Osteuropa, den iberischen Ländern, Russland, Südafrika 
und Lateinamerika systematisch der Zusammenhang zwischen Vergangenheitspolitik und 
Demokratie-Entwicklung untersucht wird, kommen zu folgendem Fazit: 

„It would appear to be the case, that trials and truth commissions do not have a determining impact on the 
quality of the new democracy, when observed some years after transition. [...] It seems that truth commissions 
and trials may not be strictly necessary to improve democratic prospects, but that forward-looking institutional 
reform is, especially of the police, military, and judiciary. [...] We did not find any direct correlation between 
the implementation of policies of backward looking truth and justice and the global fiinctioning of democra- 



Vgl. bspw. die Beiträge in Barahona de Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001; Barahona de Brito 1997, Fuchs 
2003. 
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cies, in the sense that those are neither necessary nor sufficient for a democratic regime to take root.“ (Bara- 
hona de Brito/Gonzälez-Enriquez/Aguilar 2001b: 312f.) 

Sie räumen allerdings ein, dass Maßnahmen zur Aufklärang, Strafverfolgung und Entschä- 
digung der Opfer - wenn sie gewissenhaft und auf rechtsstaatlicher Basis ausgeführt wur- 
den, die Legitimität des neuen Regimes stärken. 

Im Widerspruch dazu sieht Laurence Whitehead (1989: 84) einen engen und positiven 
Zusammenhang zwischen Vergangenheitspolitik und Konsolidierung: „unless major crimes 
are investigated and punished there can be no real growth of trust, no ,implanting’ of de- 
mocratic norms in the society at large; and therefore no genuine ,consolidation’ of demo- 
cracy”. Auch Nolte und Fuchs (2004: 67) bezweifeln, dass kein direkter Zusammenhang 
zwischen demokratischer Konsolidierung und der Art besteht, wie die Menschenrechtsver- 
letzungen des Vorgänger-Regimes aufgearbeitet werden. Sie sehen die Vergangenheitspoli- 
tik als „Lackmustest im Flinbhck auf die demokratische Qualität“, da sich demokratische 
Defekte im Bereich der Polities und Politics im Ergebnis der Policies niederschlagen. Ver- 
gangenheitspolitik wird hier neben der Militär- und Justizpolitik als ein Politikfeld gesehen, 
in dem demokratische Verfahrensregeln stabilisiert und potentielle Veto-Akteure entmach- 
tet werden können. Auch Mark Arenhövel (2000: 126) sieht einen Zusammenhang zwi- 
schen der Auseinandersetzung mit der belasteten Vergangenheit und der Demokratie- 
Entwicklung, greift dabei aber auf die Hintergrundvariable Vertrauen zurück: 

„Die [...] These lautet, daß eine Auseinandersetzung mit der eigenen nationalen Vergangenheit in den drei be- 
schriebenen Dimensionen der Politik, des Rechts und der Moral einen Vertrauensvorschuß (in Form von ge- 
neral oder active trust) hervorzubringen imstande ist, der einen Demokratisierungsprozeß im Sinne eines ,fa- 
cilitating factors’ fördern, stabilisieren und unterstützen kann.“ 

Anders als andere Autoren bezieht er sich nicht auf das Vertrauen in politische Institutionen 
etc., sondern auf das allgemeine interpersonale Vertrauen, das für das gesellschaftliche Zu- 
sammenleben und für das Funktionieren einer Demokratie bedeutsam ist. 

Vergangenheitspolitik und zivilgesellschaftliche Partizipationsformen 
In einem Aufsatz thematisiert Luis Roniger (1997) die Wechselwirkung zwischen den hi- 
storisch-politischen Erfahrungen Uruguays und Argentiniens sowie deren traditionellen 
Konflikt- bzw. Konsensmuster und den unterschiedlichen vergangenheitspolitischen Strate- 
gien. Roniger argumentiert, dass die in den beiden Ländern eingeschlagenen Wege des Um- 
gangs mit der belasteten Vergangenheit die kollektiven Identitäten der Nationen weiter 
prägten und politische Interaktionsmuster zwischen zivilgesellschaftlichen Akteuren und 
staatlichen Instanzen für die folgenden Jahre präfigurierfen. 

Opferzentrierte Studien zur Vergangenheitspolitik 

Die bisher erwähnten Forschungsarbeiten konzentrieren sich auf den politischen output 
oder auf das outcome. Der Impact auf die direkt Beteiligten und besonders auf die Opfer 
wird in der Regel nicht in den Blick genommen. Einige von Psychologen und Therapeuten 
durchgeführte Studien untersuchen die Auswirkungen des öffentlichen Umgangs mit der 
Vergangenheit auf die individuellen Opfer und unterstreichen die negativen Effekte einer 
fehlenden Aufarbeitung auf die Therapieergebnisse^*: 

„La retraumatizaciön es el mecanismo que mejor explica este comportamiento mörbido de nuestros consultan- 
tes, lo que otorga al contexto sociopolitico y juridico una trascendencia fundamental en la producciön de dafio 
al psiquismo individual y colectivo en la sociedad chilena. La agresividad del sistema, la falta de esclareci- 



Vgl. bspw. die Beiträge in Kersner/Madariaga 2002, Kordon/Edelman 1986, Kordon et al. 1995. 
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miento de los crimenes, la impunidad para los culpables seguirän generando dano pslquico y, por ende, la ne- 
cesidad de repetidas intervenciones terapeuticas de diversa Indole en las victimas.“ (Vera et al. 2002: 195) 

Andere Autoren heben die enge Verknüpfung von der individuellen Auseinandersetzung 
der Repressionsopfer mit ihren Erlebnissen und den sozio-politischen Rahmenbedingungen 
- und somit auch mit der staatlichen Aufarbeitung oder Verdrängung der Menschenrechts- 
verletzungen - hervor (Becker et al. 1995). 

Diese opferzentrierten Studien fokussieren stets die individuell-persönliche Ebene der 
Opfer Die Opferorganisationen als Interessenvertretungen der Repressionsopfer werden in 
der Regel nicht berücksichtigt. Eine Ausnahme stellt eine von der chilenischen Menschen- 
rechtsorganisation CODEPU erarbeitete vergleichende Studie zur Beurteilung der Wahr- 
heitskommissionen in Argentinien, Chile, El Salvador, Guatemala und Südafrika aus der 
Sicht der Opfer- und Menschenrechtsorganisationen dar. Auf der Grundlage von über hun- 
dert Interviews wurde eine Evaluation der Leistungen diesen Kommissionen vorgenom- 
men, ohne die Ergebnisse aber in einen größeren theoretischen Zusammenhang zu verorten 
(Espinoza/Ortiz/Rojas 2003). 



2.6.3 Forschungsstand und Forschungslücken 

Bei der empirisch-analytischen Untersuchung des Umgangs junger Demokratien mit ihrer 
autoritären Vergangenheit konzentrierte sich die Forschung darauf, die Genese bestimmter 
vergangenheitspolitischer Strategien zu erklären. Die Variablen, die dazu herangezogen 
wurden, lassen sich in drei Gruppen zusammenfassen: So besteht weitgehender Konsens, 
dass die (1) konkreten Ausgangsbedingungen (Art des autokratischen Systems und Ausmaß 
der Menschenrechtsverletzungen; Transitionsmodus und das daraus primär resultierende 
Kräfteverhältnis sowie die zur Verfügung stehenden Ressourcen) die vergangenheitspoliti- 
schen Strategien präfigurieren, aber nicht determinieren oder hinlänglich erklären. Als er- 
gänzende und nachgeordnete Variablen werden (2) Akteurskonstellationen und -Prä- 
ferenzen sowie die Machtressourcen und strategischen Erwägungen der Akteure angeführt. 
Weiter werden (3) institutioneile Arrangements zur Erklärung herangezogen, die entweder 
vorgegeben sind oder durch Akteure bewusst herbeigeführt werden. Diese Erklärungsvaria- 
blen machen deutlich, dass sich die Forschung vor allem auf vergangenheitspolitische Ent- 
scheidungen im Kontext der Transition und auf die zivil-militärischen Beziehungen kon- 
zentriert. Wie auch Fuchs und Nolte (2004: 71 ff) festhalten, führt diese Einengung dazu, 
dass die längerfristige Dynamik der Aufarbeitung nicht in den Blick genommen wird. Es 
wird in der Regel nicht erklärt, warum die Vergangenheit oft nach Jahren des gesellschaft- 
lichen Schweigens wieder gegenwärtig wird und auf die politische Agenda drängt. Durch 
die Konzentration auf die Transitionsphase werden auch die Wechselwirkungen mit ande- 
ren Politikfeldem nur wenig berücksichtigt. 

Wird nach der Rolle bestimmter Akteure gefragt, so konzentrieren sich die Studien 
meist auf die Militärs als Veto-Macht oder auf die politischen Eliten. Die Opferorganisatio- 
nen werden - so sie Beachtung finden - meist unter dem Oberbegriff Menschenrechtsbe- 
wegung subsummiert, ohne aber ihre Sonderrolle innerhalb der Bewegung ausreichend zu 
würdigen. Eine Analyse der konkreten Bedeutung der organisierten Opfer für das Zustande- 
kommen bestimmter vergangenheitspolitischer Ausprägungen wird in der Regel nicht vor- 
genommen. 
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Bei der Untersuchung der Effekte vergangenheitspolitischer Strategien wird haupt- 
sächlich die Makro-Ebene in den Blick genommen: Welche Auswirkungen hat Vergangen- 
heitspolitik auf das politische System, dessen Stabilität, die Konsolidierung der Demokratie 
oder auf zivilgesellschaflliche Strukturen? Wenige Studien untersuchen auf der Mikro- 
Ebene die Effekte vergangenheitspolitischer Entscheidungen auf die individuellen Opfer. 
Unbeachtet blieb bislang die Meso-Ebene der Opferorganisationen. Bei der Analyse der 
Impacts der Vergangenheitspolitik auf die Opferorganisationen ist die Handlungslogik, der 
sie als kollektive Akteure unterliegen und die sich von der individueller Akteure unter- 
scheidet, zu beachten. 

Zur Schließung dieser Forschungslücke will diese Arbeit einen Beitrag leisten. Ver- 
gangenheitspolitik wird hier weitgehend als unabhängige Variable betrachtet, um deren 
Impacts auf die Opferorganisationen in den beiden Analysedimensionen Wahrnehmung 
und Verhalten zu erklären. Wenn aber die Effekte der Vergangenheitspolitik auf die Ver- 
haltensdimension und deren Rückwirkung auf den politischen Prozesse thematisiert wer- 
den, führt diese Rückkoppelung zu einem Perspektivenwechsel, da das Verhalten der Op- 
ferorganisationen wiederum die Gestaltung der Vergangenheitspolitik beeinflusst. In diesen 
Fällen wird die Vergangenheitspolitik zur abhängigen und die Opferreaktionen zur erklä- 
renden Variablen. Man kann hier mit Dieter Noblen (2004a: 70) von zirkulären Kausalitä- 
ten sprechen. 

Gegenstand dieser Arbeit ist das Politikfeld Vergangenheitspolitik mit seinen unter- 
schiedlichen Handlungsfeldem. Die Aufarbeitung der Vergangenheit soll nicht als Subthe- 
ma des Transitionsprozesses betrachtet werden, sondern als eigenständige Policy, der zwar 
im Kontext von Demokratisierungsprozessen ein besonderes Gewicht zukommt, die aber 
auch nach der Transitionsphase bedeutsam bleibt. 

Nach der bekannten Formulierung von Thomas R. Dye (1976) untersucht Po/icy- Ana- 
lyse „what govemments do, why they do it and what difference it makes.“ In Argentinien, 
Uruguay und Chile wurden unterschiedliche Strategien gewählt, um mit den Menschen- 
rechtsverletzungen der Militärdiktaturen umzugehen. Diese Arbeit will nicht primär er- 
gründen, warum diese unterschiedlichen Wege eingeschlagen wurden, sondern untersucht 
die unterschiedlichen Effekte dieser Strategien - genauer gesagt die Impacts auf die organi- 
sierten Opfer. 

In Kapitel 1.2.3 wurden zwei Idealtypen vergangenheitspolitischer Strategien entwik- 
kelt: Typ I (Politik des Verdrängens) und Typ II (Politik der umfassenden Aufarbeitung). 
Wie deutlich wurde, handelt es sich bei Typ II um eine maximalistische Strategie, die ge- 
kennzeichnet ist durch eine umfassende Unterstützung der Betroffenen, gründliche Aufklä- 
rung der Menschenrechtsverletzungen, Bestrafung der Verantwortlichen, Entschädigung 
und Rehabilitierung der Opfer, eine umfängliche Erinnerungspolitik sowie Reformen und 
Präventivmaßnahmen. Intuitiv würde man vermuten, dass die Impacts i.S. der Reaktionen 
der Opferorganisationen in einem direkten Verhältnis zu den angewandten vergangenheits- 
politischen Strategien stehen. Es liegt deshalb nahe, folgende Ausgangshypothese zu for- 
mulieren: 

Hypothese 7: Je mehr sich die konkrete vergangenheitspolitische Strategie dem Idealtypus II annähert, desto 
größer die Zufriedenheit der Opferorganisationen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Ver- 
hältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je mehr sich die Vergangenheitspolitik am Idealtypus I orientiert, desto 
unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Verhältnis zur Regierung. 

Diese Hypothese nimmt vor allem die prozedurale Dimension in den Blick und blendet die 
resultative Dimension aus. Man kann einen ähnlichen Zusammenhang zwischen den Poli- 
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tikergebnissen und den Reaktionen der Opferorganisationen auf der Wahmehmungs- und 
Handlungsebene vermuten: 

Hypothese 2: Je mehr Aufarbeitungserfolge erzielt wurden, desto größer die Zufriedenheit der Opferorganisa- 
tionen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Verhältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je ge- 
ringer die Aufarbeitungserfolge, desto unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Ver- 
hältnis zur Regierung. 

Als „Aufarbeitungserfolge“ zählen vergangenheitspolitische Outputs und outcomes wie 
beispielsweise Entschädigungsregelungen, Verurteilungen von Verantwortlichen, Einrich- 
tung von Mahnmalen oder auch die gesellschaftliche Ächtung der Militärdiktatur oder die 
kritische Selbstreflexion der Streitkräfte. 

Das besondere Interesse dieser Studie liegt auf den Impacts der Vergangenheitspolitik 
auf die Opferorganisationen - differenziert nach der Ebene der Wahrnehmung und der des 
Verhaltens. Die (Un-) Zufriedenheit und die Verhaltensdimension der Opferorganisationen 
können sich sowohl auf prozedurale Aspekte als auch auf die Outputs und outcomes bezie- 
hen. Auf der Einschätzungsebene soll unterschieden werden zwischen sehr (un-) zufrieden, 
(un-) zufrieden und weder-noch.^'^ 

Auf der Verhaltensebene können zwei weitere Aspekte unterschieden werden: Das 
Verhältnis der Opferorganisationen zur Regierung und der Tonfall ihres korporativen Dis- 
kurses. Zur Charakterisierung der unterschiedlichen Aufprägungen dienen folgende Begrif- 
fe: Das Verhältnis der Opferorganisationen soll mit den Begriffen konfliktiv bzw. koopera- 
tiv beschrieben werden.^® Der Tonfall bzw. der Diskurs der Opferorganisationen soll mit 
den Adjektiven polemisch, kämpferisch, kritisch, sachlich, gemäßigt und wohlwollend 
charakterisiert werden.^’ 



Die Einschätzung der Opferorganisationen wird als sehr unzufrieden eingestuft, wenn diese fundamentale Kritik 
an der Vergangenheitspolitik und am politischen System als solchem äußern und angeben, dass ihre Erwartungen 
und Ansprüche (subjektiv) nicht erfüllt wurden. Als unzufrieden wird die Einschätzung der Opferorganisationen 
dann bezeichnet, wenn diese grundsätzliche Kritik an der Vergangenheitspolitik äußern, beklagen, dass wichtige 
Erwartungen nicht erfüllt wurden und die vergangenheitspolitischen Leistungen als nicht ausreichend eingestuft 
werden. Die Klassifizierung weder-noch soll dann angewandt werden, wenn die Opferorganisationen konstruktive 
und spezielle Kritik üben, die Verbesserung der bestehenden Maßnahmen anmahnen und angeben, dass wesentli- 
che Forderungen teilweise unerfüllt blieben. Die Einschätzung der Opferorganisationen wird als zufrieden klassifi- 
ziert, wenn diese der Vergangenheitspolitik weitgehend positiv gegenüber stehen, angeben, dass wichtige Forde- 
rungen erfüllt wurden aber dennoch Verbesserungsbedarf besteht. Als sehr zufrieden werden Einschätzungen der 
Opferorganisationen bezeichnet, wenn diese die Vergangenheitspolitik uneingeschränkt begrüßen und keinen 
weiteren Handlungsbedarf artikulieren. 

Als konfliktiv soll die Beziehung dann bezeichnet werden, wenn sie von (öffentlichen) Auseinandersetzungen 
mit und Anklage der Regierung gekennzeichnet ist und wenn die Opferorganisationen in dieser Auseinanderset- 
zung Druckmittel und Zwang einsetzen (wie beispielsweise Demonstrationen, Hungerstreiks, Gewalt (- 
androhung), Blockaden, fehlende oder verweigerte Kooperation sowie Klagen vor der (inter-) nationalen Justiz 
etc.). Eine Zusammenarbeit mit der Regierung in vergangenheitspolitischen Fragen findet nicht/kaum statt. Als 
kooparativ soll das Verhältnis dann bezeichnet werden, wenn die Opferorganisationen mit der Regierung - ggf. 
über institutionalisierte Schnittstellen - im Austausch stehen und so die Vergangenheitspolitik mitgestalten kön- 
nen. Einflussnahme erfolgt eher durch Argumente als durch politischen Druck. Die Attribute sehr bzw. gemäßigt 
bringen eine Verstärkung bzw. eine Abschwächung der Ausprägung zum Ausdruck. 

Polemisch soll der Diskurs bezeichnet werden, wenn scharfe und unsachliche Kritik geübt wird, die provozie- 
rend, angreifend oder gar beleidigend wirkt. Kämpferisch bezeichnet eine von Feinddenken geprägte Grundhal- 
tung, die davon ausgeht, dass die eigenen Interessen und Ziele in langwierigen Auseinandersetzungen erstritten 
werden müssen. Kritisch meint einen ablehnenden, skeptisch-beobachtenden Tonfall. Als gemäßigt soll ein zu- 
rückhaltend-taktierender Tonfall bezeichnet werden. Ein sachlicher Tonfall ist durch konkrete Bezugnahme auf 
vergangenheitspolitische Entscheidungen, Maßnahmen und Forderungen gekennzeichnet. Wohlwollend meint 
einen Diskurs, der Leistungen der Regierung lobend anerkennt und weitere Schritte erwartet. 
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Aber bereits die erste Sondierung des empirischen Befundes zeigt, dass die vergangen- 
heitspoliti sehen Outputs und outcomes die Reaktionen der Opferorganisationen nur teilwei- 
se erklären. Prima vista fallen zwei empirische Phänomene auf, die der weiteren Erklärung 
bedürfen: (1) Es besteht eine allgemeine Tendenz, die Vergangenheitspolitik negativ zu 
bewerten. In allen drei Ländern zeigen sich die Opferorganisationen - unabhängig von der 
vergangenheitspolitischen Performanz der Regierungen - mit den Outputs und outcomes 
unzufrieden. (2) In den drei Fällen korrespondiert die vergangenheitspolitische Varianz 
nicht direkt mit der Varianz der Impacts. Ähnliche Maßnahmen haben in den hier unter- 
suchten Fällen nicht immer ähnliche Effekte auf die Wahrnehmung und das Verhalten der 
Opferorganisationen. 

Der Erklärang bedürfen also die länderübergreifende Tendenz zur Negativ-Bewertung 
der Vergangenheitspolitik und die länderspezifischen Perzeptionsdiskrepanzen, die ihrer- 
seits auf die Flandlungsebene der Opferorganisationen rückwirken. Welche Faktoren kön- 
nen zur Erklärung dieser Befunde herangezogen werden? In der Politikfeldforschung wer- 
den unterschiedliche Ansätze diskutiert, um die verschiedenen Ausprägungen von Politik- 
feldem zu erklären. In einem kritischen Durchgang durch die unterschiedlichen Argu- 
mentationsstränge soll nun geprüft werden, welche Ansätze für die Problemstellung dieser 
Arbeit fruchtbar gemacht werden können. 



3. Ansätze der Politikfeldforschung 

In der Po/icp-Analyse koexistieren unterschiedliche Ansätzen zur Erklärung der spezifi- 
schen Ausprägungen von Politikfeldem. Meist zielen diese Überlegungen darauf ab, Staats- 
tätigkeit und Politikergebnisse zu erklären. Es gilt nun zu prüfen, wie diese theoretischen 
Überlegungen für die zu erklärenden Phänomene nutzbar gemacht werden können. Vier 
Ansätze sollen diskutiert und auf ihre Anschlussfähigkeit für unsere Fragestellung überprüft 
werden: (1) Der strukturalisfische Ansafz, (2) makro-akteurstheorefische Überlegungen und 
als Synthese strukturalistischer und akteurstheoretischer Überlegungen (3) institutionalisti- 
sche Ansätze. Schließlich soll noch (4) ein Ansatz vorgestellt werden, der das Verhältnis 
von Politikinhalten und -prozessen thematisiert. 



3. 1 Der strukturalistische Ansatz 

Die strukturalistischen Überlegungen zur sozioökonomischen Determination von Staats- 
handeln und Politikergebnissen gehen von der zentralen Prägekraft der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen sowie der wirtschaftlichen Erfordernisse und Möglichkeiten aus. Die 
konkrete Gestaltung der Policies und das allgemeine Ausmaß des staatlichen Flandeln 
hängt dieser Theorie folgend maßgeblich vom Grad der ökonomischen Entwicklung eines 
Landes, den zur Verfügung sfehenden Ressourcen und den gesellschaftlichen Bedürfnissen 
ab. 

Die Stärke dieses Ansatzes hegt darin, dass er die sozioökonomischen Zwänge, Fland- 
lungsmöglichkeiten und -begrenzungen staatlichen Flandelns in den Blick nimmt. Im Ver- 
gleich von Staaten mit unterschiedlichem Entwicklungsstand lassen sich Unterschiede in 
der Gestaltung bestimmter Politikfelder gut erklären. Erklärungslücken entstehen allerdings 



Vgl. zu diesen drei Ansätzen Faust/Lauth 2001; Faust/Vogt 2002; Schmidt 1993 und 1997. 
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bei Po/icy-Unterschieden zwischen Ländern mit ähnlichen sozioökonomischen Ausgangs- 
bedingungen. Eine weitere entscheidende Schwäche der stmkturalistischen Ansätze liegt 
darin, dass sie die Eigenrolle des Politischen und die Bedeutung von Akteuren und Institu- 
tionen ausblenden. 

Möglicher Ertrag fiir diese Arbeit. Nur in geringem Maß könnten Aspekte des stmktu- 
ralistischen Ansatzes für die Fragestellung dieser Arbeit von Relevanz sein. Für die Gestal- 
tung des Politikfeldes Vergangenheitspolitik könnte der Ansatz dann eine gewisse Erklä- 
mngskraft haben, wenn aufgrand der Staatsfinanzen und oder mangelnder personeller und 
infrasüuktureller Ressourcen bestimmte Aufarbeitungsmaßnahmen nicht möglich sind (z.B. 
umfangreiche und kostspielige Entschädigungsprogramme, aufwendige und teure Aufklä- 
rangsmaßnahmen oder extensive Gerichtsverfahren). Flinsichtlich der Impacts auf die Op- 
ferorganisationen wäre denkbar, dass in armen Ländern die Forderang nach einer finanziel- 
len Enfschädigung besonders vehement vertreten wird und ausbleibende oder geringe Ent- 
schädigungsleistungen deshalb besonders stark kritisiert werden. In allen drei Ländern 
zeigte sich aber, dass die finanzielle Entschädigung für die Opferorganisationen stets ein 
heikles Thema ist und dass sie in der Regel keine monetären Leistungen fordern oder gar 
über die Flöhe der Leistungen verhandeln.^^ Außerdem läge die Gefahr eines ökologischen 
Fehlschlusses nahe, wenn man von den sozioökonomischen Makrobedingungen auf die der 
Mikroebene schließen wollte. In komparativer Flinsicht ist der strakturalistische Ansatz 
ebenfalls wenig ertragreich, da in den drei hier untersuchten Länder ähnliche Entwicklungs- 
standards vorliegen. 



3.2 Makro-akteurstheoretische Ansätze 

Im Gegensatz zu den strakturalistischen betonen die makro-akteurstheoretischen Ansätze 
die Bedeutung überindividueller Akteure für die konkrefe Ausgesfaltung von Politikfeldem. 
In den unterschiedlichen Spielarten dieser Theorien sind diese Akteure entweder im politi- 
schen System (Parteiendifferenz-These) oder im intermediär-gesellschaftlichen Raum ver- 
ortet (Theorie der gesellschaftlichen Machfressourcen). 

Die Parteiendifferenz-These 

Dieser Ansafz geht davon aus, dass v.a. die politischen Parteien die konkrete Ausgestaltung 
von Politikfeldem prägen. Von besonderer Bedeutung ist hierbei, ob die Regierung von 
rechten (konservativen), linken (sozialdemokratischen oder sozialistischen) oder von Mitte- 
Parteien gebildet wird. Aber auch die Beschaffenheit des Parteiensystems, der Wettbewerb 
zwischen den Parteien und die parteipolitische Prägung der Interessenaggregation und - 
artikulation spielen eine bedeutende Rolle. Eine zeitweise hohe Erklärangskraft hatte die 
Parteiendifferenz-These beispielsweise in der Wirtschaftspolitik, wo es deutliche Unter- 
schiede zwischen linker und rechter Regierangspolitik gibt. Auf motivationaler Ebene kön- 
nen programmatische bzw. ideologische Beweggründe von der Nutzen- bzw. Stimmenma- 
ximierang unterschieden werden. Orientieren sich Parteien an programmatischen bzw. 



Dies trifft v.a. auf die Organisationen der Angehörigen der Verschwundenen und Ermordeten zu. Organisatio- 
nen, in denen sich direkt betroffene Opfer, welche die Menschenrechtsverletzungen am eigenen Leib erfahren 
haben (i.d.R. ehemalige politische Gefangene und Folteropfer) zusammenschließen, fordern durchaus finanzielle 
Entschädigung für das widerfahrene Leid. 
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ideologischen Überzeugungen stellen sie einen „relativ stabilen kognitiven Filter im Kon- 
versionsprozess von inputs in Outputs"" dar (Faust/Lauth 2001: 295). 

Der Verdienst der Parteiendifferenz-These ist darin zu sehen, dass sie Akteure inner- 
halb des politischen Systems und somit auch dessen Innenleben in den Blick nimmt. Ande- 
rerseits aber werden äußere Sachzwänge und constmints des Regiemngshandelns nicht be- 
rücksichtigt sowie die generelle Flandlungs- und Steuerungsfähigkeit der Regierung über- 
schätzt. Außerdem wirken sich parteipolitische Profile nicht in allen Policies in gleicher 
Weise aus. 

Möglicher Ertrag für diese Arbeit. Vergangenheitspolitik ist ein Politikfeld, bei dem 
weltanschauliche und ideologische Aspekte von großer Bedeutung sind. Dies trifft beson- 
ders auf die drei hier untersuchten Länder zu, in denen rechte Militärdiktaturen mit massi- 
ver Gewalt gegen Personen und Organisationen des überwiegend linken politischen Spek- 
trums vorgingen. Flinsichtlich der Politikfeldgestaltung scheinen parteipolitische Aspekte 
durchaus Erklämngskraft zu haben. Auch für die Perzeption der vergangenheitspolitischen 
Maßnahmen durch die Opferorganisationen und für deren politisches Flandeln dürfte es 
nicht gleichgültig sein, welche Parteien die Regierung bilden. Es ist davon auszugehen, 
dass sie einer rechten Regierung kritischer gegenüberstehen und das Verhältnis zur Exeku- 
tive konfliktiver ist als bei einer Links-Regierung. Andererseits dürfte die Erwartungshal- 
tung gegenüber einer linken Regierung größer sein. 

Da den Parteien im politischen System u.a. die Funktion zukommt, Interessen zu ag- 
gregieren und im politischen bzw. parlamentarischen Raum zu artikulieren, ist davon aus- 
zugehen, dass ebenso die Beschaffenheit des Parteiensystems von Bedeutung für die Opfer- 
organisationen ist. Existieren keine ihnen geneigten Parteien, die ihre Anliegen im politi- 
schen oder parlamentarischen Raum artikulieren, werden sie das politische System eher als 
Gegner ihrer Ziele wahmehmen, denn als Forum, auf dem sie ihre Anliegen vortragen kön- 
nen. Es scheint, dass der Parteiendifferenz-Ansatz Aspekte bietet, die für die Erklärung der 
Perzeptionsdiskrepanzen fruchtbar gemacht werden kann. 

Die Theorie der gesellschaftlichen Machtressourcen 

Dieser Ansatz nimmt nicht die Parteien in den Blick, sondern jene zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, die zwar auf den politischen Prozess einwirken, sich aber nicht an Wahlen 
beteiligen und keine Regiemngsverantwortung anstreben. Staatstätigkeit und Policy- 
Ausprägungen hängen nach diesem Ansatz maßgeblich von den gesellschaftlichen Macht- 
verhältnissen ab und von den daraus resultierenden constraints und Supports für eine be- 
sfimmte Politik. Besondere Bedeutung kommt hier den in Verbänden, Gewerkschaften etc. 
organisierten gesellschaftlichen Interessen und den ihnen eigenen Einfluss- und Machtmög- 
lichkeiten sowie den Koalitionspotentialen zu. 

Dieser Ansatz hat den Vorteil, dass er die organisierten gesellschaftlichen Interessen 
ins Blickfeld rückt und deren Einfluss auf das politische System thematisiert. Obwohl er in 
einigen Politikfeldem große Erklärungskraft hat (beispielsweise die unterschiedliche Aus- 
prägungen der Wohlfahrtsstaatlichkeit in den skandinavischen und angelsächsischen Län- 
dern), überschätzt er - ähnlich wie die Parteiendifferenz-These - die Gestaltungsspielräume 
der Politik und lässt die politisch-institutionellen Flandlungsschranken unberücksichtigt. 

Möglicher Ertrag für diese Arbeit. Opferorganisationen gehören zu den gesellschaftli- 
chen Interessenorganisationen, die im Mittelpunkt dieses Ansatzes stehen. Sie nehmen im 
Politikfeld Vergangenheitspolitik eine zentrale Rolle ein, so dass Stärke und Organisations- 
grad dieser Gruppierungen sowie ihre Einflussmöglichkeiten, Machtressourcen und die 
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Allianzen mit Kooperationspartnern einen wiehtigen Einfluss auf die Gestaltung der Poli- 
cies haben dürfte. 



3.3 Die politisch-institutionalistische Theorie 

Diese Grappe von Ansätzen, für die sieh in der Liferatur unfersehiedliehe Bezeiehnungen 
finden^"', nimmf besonders die in den beiden anderen Ansäfzen nieht erfassfen Aspekfe in 
den Bbek. In der Siehfweise dieses Ansafzes werden die Policies einerseifs dureh die Infer- 
essen sfrafegiseh handelnder individueller und kollektiver Akteure und andererseits dureh 
deren strukturelle Handlungsspielräume geprägt. Dieses Erklämngsmodell geht davon aus, 
dass die Akteure rational, strategiseh und präferenzgeleitete handeln, um ihren Nutzen zu 
maximieren. Die grundsätzlieh freie Entseheidung der Akteure vollzieht sieh innerhalb be- 
stimmter Handlungskorridore, die deren Verhalten sowohl ermögliehen, als aueh begren- 
zen. Maßgeblieh für diese Handlungskorridore sind institutioneile Arrangements. Douglas 
North (1990: 3) definiert Institutionen als: „mies of the game in a soeiety or, more for- 
mally, are the humanly devised eonstraints that shape human interaetion. In eonsequenee 
they straeture ineentives in human exehange, whether politeal, soeial, or eeonomie.“ Diese 
Spielregeln können sowohl formaler Art sein (Gesetze u.ä.), als aueh informelle Regeln, die 
das Verhalten sfrukturieren. Wie North sehreibt, handelt es sieh bei Institutionen um von 
Mensehen gemaehte Regeln. Dieser Aspekt ist bedeutend, da Institutionen nicht naturgege- 
ben, sondern geschaffen sind und somit auch von den Akteuren in gewissem Umfang be- 
einflusst und modifiziert werden können. 

Der Verdienst des politisch-institutionellen Ansatzes liegt zweifellos in der Identifizie- 
rang und Verknüpfung der beiden Schlüsselvariablen Akteur und institutioneller Kontext. 
Er ermöglicht, konkrete Akteursinteressen und deren Umsetzung im Rahmen der real gege- 
benen Handlungsmöglichkeiten zu untersuchen. Weniger Beachtung erhalten hingegen jene 
Aspekte, die von den anderen Theoriesfrängen besonders betont wurden. Manfred G. 
Schmidt (1993: 381ff.) plädiert deshalb dafür, die drei Ansäfze nicht exklusiv zu sehen, 
sondern sie - abhängig vom jeweiligen Untersuchungsgegenstand - zu kombinieren und zu 
integrieren und sie für wehere Überlegungen anschlussfähig zu machen. 

Eine mögliche weiferführende Überlegung könnte ein breiter gefasstes, kultur- 
theoretisches Insitutionenverständnis sein: Wahrnehmung und Präferenzzuordnung werden 
ebenfalls durch (politisch-) kulturelle Institutionen beeinflusst. Jörg Faust und Hans- 
Joachim Lauth (2001: 299f.) sprechen in diesem Zusammenhang von strakturierten kogni- 
tiven Filtern, welche die Wahrnehmung der Akteure prägen und die Entwicklung von 
Handlungsmustem beeinflussen. Als Beispiele nennen sie politische Ideologien oder auch 
kulturelle Muster wie Korruption, Klientelismus. 

Möglicher Ertrag fiir diese Arbeit. Der politisch-institutionalistische Ansatz scheint 
für die Untersuchung der Vergangenheitspolitik als abhängige Variable besonders ergiebig, 
da er erlaubt, die zentralen Akteure, ihre Interessen, Präferenzsetzungen etc. zu erfassen. 
Ebenso beleuchtet er die generellen und situationsabhängigen Handlungsmöglichkeiten und 
-beschränkungen formeller wie informeller Art. Ein weiterer Vorzug liegt darin, dass er 
Veränderungen der Akteurskonstellationen und -Präferenzen sowie der institutioneller Ar- 
rangements dynamisch erfassen kann. Eine Erweiterung des Institutionenverständnisses um 



Die diversen Spielarten dieses Theoriestranges werden u.a auch als akteurszentrierter Institutionalismus 
(Scharpf 2000) oder als institutionenökonomischer Ansatz (Faust/Vogt 2002) bezeichnet. 
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kultur-theoretische Aspekte kann dazu beitragen, besondere vergangenheitspolitische Aus- 
prägungen vor dem Hintergrund historisch-politischer Erfahrungen oder kultureller Muster 
besser zu verstehen (z.B. Straflosigkeit bei einer von Korruption und Klientelismus gepräg- 
ten Kultur). 

Auch hinsichtlich der hier zu erklärenden Perzeptionsdiskrepanzen kann dieser Ansatz 
nützliche Anknüpfungspunkte bieten: Zum einen ist das Wissen um die Interessen und 
Präferenzen der Opferorganisationen von zentraler Bedeutung um deren Erwartungshaltung 
an die staatliche Vergangenheitspolitik zu verstehen - und somit auch die damit verbunde- 
ne Zufriedenheit oder Enttäuschung über das output und outcome. Zum anderen ist davon 
auszugehen, dass die Opferorganisationen über vergangenheitspohtische Ergebnisse dann 
enttäuschter sind, wenn die institutioneilen Rahmenbedingungen eigentlich ein für sie bes- 
seres Ergebnis erlaubt hätten. Besonders ertragreich scheinen aber die ergänzenden Überle- 
gungen zu den strukturierten kognitiven Perzeptionsfiltem, die sowohl Wahrnehmung und 
Präferenzzuweisung, als auch die Handlungsmuster beeinflussen. Aspekte der politischen 
Kultur einer Nation als allgemeine kulturell-gesellschaftliche Muster (wie bspw. Vertrauen, 
Korruption, alternative Normensysteme etc.) könnten hier einen Schlüssel zur Erklärung 
der Perzeptionsdiskrepanzen liefern. 



3.4 Der Policy-Politics-Zusammenhang 

Dieser Ansatz der Po/icy- Analyse unterscheidet sich von den anderen Herangehensweisen 
dadurch, dass er die Policy zur unabhängigen Variablen macht (Windhoff-Heritier 1983 
und 1987: 21-63; Heinelt 1993 und 2003). Theodore Lowi (1972: 299), der gemeinsam mit 
wenigen anderen bereits in den 60er Jahren auf diesen Zusammenhang hinwies, formulierte 
dies folgendermaßen: „The perspective of the entire approach is the very opposite of the 
typical perspective in political Science, for it beginns with the assumption that policies 
determine politics.“ Durch diesen Perspektivwechsel thematisiert dieser Ansatz die Effekte 
der Politikfeld-Charakteristika auf den Politikprozess (sowie dessen Rückwirkungen auf die 
Policy). 

Zur Untersuchung dieser Effekte schlug Adrienne Windhoff-Heritier (1987: 21-42) 
eine Klassifizierung der Policies nach vier Gesichtspunkten vor: Nach den Nominalbe- 
zeichnungen (z.B. Agrar-, Bildungspolitik etc.), nach den Wirkungen (distributiv vs. redi- 
stributiv), nach den zur Implementierung angewandten Steuerungsinstrumenten (z.B. 
Zwang, Anreiz, Überzeugung etc.) und schließlich nach Beschaffenheit und konkreter Ge- 
stalt des Politikfeldes. Da Politikfelder vielgestaltig und facettenreich sind, ist eine eindeu- 
tige Zuordnung zu diesen Gesichtspunkten nicht immer möglich. Oftmals werden im selben 
Politikfeld unterschiedliche Steuerungsprinzipien verwendet, häufig koexistieren distributi- 
ve und redistributive Maßnahmen. Für das Politikfeld Vergangenheitspolitik erscheinen 
zwei der von Windhoff-Heritier vorgeschlagenen Klassifizierungsmerkmale weiterführend: 
Die Unterscheidung nach der Wirkung und nach der Beschaffenheit des Politikfeldes und 
deren jeweilige Effekte auf die politischen Prozesse. 

Bei der Wirkung einer Policy geht es um die grundsätzliche Frage, wem die Policy 
nützt und wer von ihr profitiert. Eine distributive Policy ist dadurch gekennzeichnet, dass 



Windhoff-Heritier (1987: 43) verwendet hierfür den Begriff Politikarena, der sich inhaltlich aber mit dem 
geläufigen Begriff der Politics deckt: hebt der Begriff der Politikarena auf den politischen Prozess, Konflikt 

und Konsensus während der Entstehung und Durchführung einer Policy ab.“ 
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Empfänger (-gruppen) Leistungen erhalten, seheinbar ohne dass andere direkt dafür auf- 
kommen müssen. Diese Annahme geht davon aus, dass die vorhandenen Ressoureen an- 
seheinend nieht begrenzt sind. Ein Beispiel hierfür wäre die Steuererleiehterung für Perso- 
nen, die ein Eigenheim bauen. Anders verhält es sieh bei den redistributiven Policies, bei 
denen Kosten und Nutzen zwisehen Gruppen umgesehiehtet werden: Was der Eine emp- 
fängt, wird dem Anderen genommen (wie beispielsweise die progressive Besteuerung ho- 
her Einkommen und die Gewährung von Sozialhilfe). Es ist evident, dass distributive Poli- 
cies tendenziell weniger konfliktiv sind als redistributive. Im Politikfeld Vergangenheitspo- 
litik seheinen sieh sieh beide Po /icy- Aspekte zu finden: Während beispielsweise 
erinnerungspolitisehe Maßnahmen eher distributiv sind, hat die Forderung naeh der Bestra- 
fung der Täter deutlieh redistributiven Charakter. 

Windhoff-Fleritier unterseheidet die Beschaffenheit einer Policy naeh den materiellen 
und immateriellen Leistungen einerseits, die dureh diese erbraeht werden sollen, und Ver- 
haltensnormierung ohne Leistungseharakter andererseits. Diese Gruppen untergliedert sie 
weiter und identifiziert Po/icy-spezifisehe Prozess-Charakteristika. Das Politikfeld Ver- 
gangenheit seheint der Gruppe der verhaltensnormierenden bzw. sozial-regulativen Policies 
zuzugehören, die Windhoff-Fleritier (1987: 50f) als besonders konfliktträehtig eharakteri- 
siert. 

Möglicher Ertrag für diese Arbeit. Da es sieh in den drei hier untersuehten Fällen stets 
um das selbe Politikfeld handelt, ist die Erklärungskraft dieses Ansatzes in komparativer 
Flinsieht gering.^'" Er kann kaum dazu beitragen, die Perzeptionsdiskrepanzen der Opferor- 
ganisationen der drei Länder zu erhellen. Der Policy-Politics- Ansatz kann aber helfen, das 
Verhalten der versehiedenen Akteure, deren Rolle, Verhalten und sehließlieh aueh deren 
Wahrnehmung besser zu verstehen. 



3.5 Zwischenbilanz 

Die Siehtung der allgemeinen Literatur zur Po/icy-Forsehung und untersehiedlieher Studien 
zur Vergangenheitspolitik diente dem Überb liek über die dort vermuteten und diskutierten 
Zusammenhänge, um deren Ansehlussfähigkeit für die hier zu erklärenden Phänomene zu 
prüfen. Wir erinnern uns: Die erklärungsbedürftigen empirisehen Befunde waren (1) die 
Tendenz der Opferorganisationen, vergangenheitspolitisehe Maßnahmen eher negativ zu 
bewerten und (2) die länderspezifisehen Diskrepanzen in der Wahrnehmung und Bewer- 
tung des vergangenheitspolitisehen Outputs und outcomes. Da die Impacts auf die Opferor- 
ganisationen nieht nur die Wahrnehmung und Bewertung, sondern aueh die Verhaltensdi- 
mension beinhaltet, stellt sieh (3) ebenfalls die Frage, naeh Rüekwirkung dieser Impacts auf 
den politisehen Prozess und somit naeh der in der Literatur kontrovers diskutierten Rolle 
der Mensehenreehtsbewegung (und hier besonders der Opferorganisationen) im Politikfeld 
Vergangenheit. Welehe Ansätze und Flypothesen können nun für die Erklärung dieser Phä- 
nomene nutzbar gemaeht werden? 

Ad (1): Da sieh die Tendenz, die politisehen output und outcomes eher negativ zu be- 
werten, in allen drei untersuehten Fällen zeigt, seheint es sieh nieht um länderspezifisehe 
Ausprägungen zu handlen. Die Ursaehen hierfür dürften eher in den Po/icy-Spezifika und 
in der Rolle der Opferorganisationen in diesem Politikfeld begründet liegen. Zur Klärung 



Es sei denn, dass sich zu einem bestimmten Zeitpunkt signifikante Unterschiede der Po/icy-Eigenschaften 
zwischen den drei Ländern zeigen würden. 
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dieser Frage soll deshalb im Folgenden der Policy-Politics- Ansatz herangezogen werden. In 
diesem Zusammenhang wird ebenfalls die Frage nach den Charakteristika der Opferorgani- 
sationen sowie nach deren Rolle als Akteure in diesem Politikfeld zu stellen sein (siehe 
Punkt 3). Wichtige Aspekte hierfür liefern das in einigen Fallstudien zur Erklärung der 
Po/icy-Gestaltung herangezogene Ausmaß der Menschenrechtsverletzungen während der 
Diktatur und die daraus resultierenden Traumatisierungen und Flandlungsnotwenigkeiten. 
Ebenso werden Überlegungen aus dem akteurszentriert-institutionalistischen Ansatz aufge- 
griffen, um das strategische, präferenzgeleitete und nutzenmaximierende Akteurshandeln 
der Opferorganisationen zu analysieren. 

Ad (2): Zur Erklärung der länderspezifischen Differenzen scheinen institutioneile Fak- 
toren sowie die Parteiendifferenz-These ertragversprechend. Institutionentheoretische As- 
pekte kommen in zwei Zusammenhängen zum Tragen: Erstens in Form eines weitgefass- 
ten, kultur-theoretisch erweiterten Institutionenbegriffs, mit dessen Flilfe länderspezifische 
kognitive Perzeptionsfilter aufgezeigt werden sollen, welche die Entwicklung von Fland- 
lungsmustem präfigurieren. Bei diesen Filtern handelt es sich um kultur- bzw. landesspezi- 
fische Wahmehmungsmuster, die nicht nur für das Politikfeld Vergangenheitspolitik und 
nicht nur für die Opferorganisationen zutreffen, sondern für die Gesamtgesellschaft prägend 
sind und /jo/icy-übergreifend wirken. 

Zweitens kommen institutionentheoretische Überlegungen im Zusammenhang mit den 
konkreten vergangenheitspolitischen Flandlungsmöglichkeiten und -be Schränkungen zum 
Tragen. Diese beziehen sich sowohl auf das Regieiungshandeln, als auch auf das der Opfer- 
organisationen. Allgemeine institutionentheoretische Aspekte verbinden sich hier mit der in 
der Transitional Justice-hitexatax vertretenen Balance of Power-FIypothese, wenn es um 
die Frage der durch formale und informelle Institutionen begrenzten reellen Flandlungs- 
möglichkeiten der Exekutive geht. Darüber hinaus wird zur Erklärung der länderspezifi- 
schen Unterschiede die Parteiendifferenz-These herangezogen und für unsere Fragesfellung 
fruchtbar gemacht, da ein Zusammenhang zwischen der Beschaffenheit des Parteiensy- 
stems und der Wahrnehmung und Beurteilung der Impacts durch die Opferorganisationen 
vermutet wird. 



4. Das Politikfeld Vergangenheitspolitik 

4.1 Charakteristika des Politilrfelds Vergangenheitspolitik 

In der Lowi’ sehen Tradition stehende Autoren gehen davon aus, dass die Charakteristika 
des politischen Prozesse innerhalb eines Politikfelds durch dessen Inhalte geprägt sind. Da 
die Opferorganisationen bedeutende Akteure innerhalb des Politikfelds Vergangenheitspoli- 
tik sind und auf unterschiedliche Weise am politischen Prozess mitwirken bzw. versuchen, 
auf ihn einzuwirken, ist es notwendig, die Charakteristika dieses Politikfelds kurz zu analy- 
sieren. 

Welches sind nun die wesentlichen Züge des Politikfelds Vergangenheitspolitik? Der 
Durchgang durch die in der Forschungsliteratur diskutierten Flypothesen zeigte, dass es sich 
in jedem Fall um eine riskante Policy handelt. Selbst O’Donnell und Schmitter, die sich für 
Strafverfolgung aussprechen, räumen ein, dass eine kluge Herangehensweise „not necessa- 
rily [...] suicidal for a nascent democracy“^^ sei. Barahona de Brito (1997: 213) spricht vom 



O’Donnell/Schmitter 1986: 32 [Hervorheb. VS]. 
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„most explosive transitional issue, and even its hasty burial beeause of fears of polarization 
and instability testify to the politieal importanee of the problem.“^* Zur großen politisehen 
Bedeutung dieser Problematik kommt hinzu, dass es in der Regel keine allgemein zufrie- 
denstellende Lösung gibt. David Pion-Berlin (1994: 106) sehreibt hinsiehtlieh der hier 
untersuehten Fälle: 

„Beeause the policies under authoritarian rule had so polarized these societies, finding a win-win strategy was 
virtually impossible. Decisions to prosecute would have relieved the families of the victims, while creating 
anxiety and fear within the armed forces. Decisions not to prosecute would have calmed the armed forces but 
would have left old wounds unhealed and justice not served. Retribution could have fuelled military animosi- 
ties; exoneration could have lowered the costs to future acts of terror. Midpoints between the two options were 
not necessarily the most desirable, beeause less than satisfactory Solutions could have easily caused the gov- 
emment to lose margins of politieal support und military Cooperation simultaneously.“ 

Legt man die bereits erwähnte Systematisierung naeh der Po/icy-Besehaffenheit Adrienne 
Windhoff-Heritiers zugrunde, dann ist die Vergangenheitspolitik am ehesten der Gruppe 
der verhaltensnormierenden bzw. sozial-regulativen Policies zuzuordnen, die sie folgender- 
maßen eharakterisiert: 

„Diese Art von Politik sucht gesellschaftliche Wertvorstellungen, Normen zwischenmenschlichen Verhaltens 
und institutionellen Verhaltens zu beeinflussen [...] und ruft so emotionale Unterstützung und Ablehnung für 
tief verankerte gesellschaftliche Werte hervor. Die politische Szene der sozialregulativen Policy ist durch ihre 
ideologische Orientierung, das Auftreten von ‘Single Issue Groups’, die herausragende Rolle der Justiz [...] 
gekennzeichnet. Aufgrund der emotionalen Aufladung sind Konflikte häufig und heftig in dieser Arena. Da es 
schwieriger ist, in moralischen Fragen Kompromisse zu schließen als in Fragen der Verteilung von Leistun- 
gen, ist Konsensus nur schwer herzustellen.” (Windhoff-Heritier 1987: 50f.) 

Diese Charakterisierung trifft in vielen Punkten auf das hier untersuchte Politikfeld zu: Ver- 
gangenheitspolitik sucht nach einem angemessenen politischen Umgang mit den Men- 
schenrechtsverletzungen vorausgehender Unrechtsregime, die meist von den Streitkräften, 
oder auch von anderen Konfliktparteien verübt wurden. Es handelt sich also dem Gegen- 
stand nach um ein emotional aufgeladenes Thema und um grundlegende moralische Fra- 
gen, bei denen Kompromisse oder Konsens schwer möglich sind. Viele grundlegende ver- 
gangenheitspolitische Entscheidungen müssen im Kontext politischer Transitionen und 
demokratischer Konsolidierungsprozesse getroffen werden, in Situationen also, die ohnehin 
durch politische Instabilität, noch nicht verfestigte institutioneile und prozedurale Regelun- 
gen sowie hohem Erfolgsdruck für die Regiemng geprägt sind. 

Windhoff-FIeritier unterschied Policies weiterhin nach ihre distributiven bzw. redistri- 
butiven Eigenschaften. Vergangenheitspolitik umfasst sowohl distributive, als auch redis- 
tributive Maßnahmen, wobei letzteren mehr Gewicht zukommt. Die Erfüllung der Forde- 
rungen der einen Seite geht meist zu Lasten der anderen Seite. Dies trifft beispielsweise auf 
die Forderung nach Bestrafung der Verantwortlichen zu. Ähnliche redistributive Effekte 
haben die Versuche der neuen Regierung, die eigene Legitimität durch die Delegitimierung 
des Vorregimes zu erhöhen, die deutlich zu Lasten der Streitkräfte als Institution und dem 
ihnen eigenen Ehrverständnis gehen. Die Brisanz des Politikfelds Vergangenheitspolitik 
hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass die Streitkräfte als eine der zentralen Akteurs- 
gruppen in dieser Policy über das Kampfwaffenmonopol verfügen, was ihre Veto-Macht 
wesentlich verstärkt. Flinzu kommt, dass die Vergangenheitspolitik in Nachbarschaft zu 
anderen sozial-regulativen und teilweise redistributiven Policies steht wie beispielsweise 
der Inneren Sicherheit, Verteidigungs-, Justiz- und später auch der Erziehungspolitik. 



Ähnlich Barahona de Brito/Gonzalez-Enriquez/Aguilar 2001a: 1: „It is often the problem with the greatest 
potential to destabilize a transition process.“ 
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Wie wirken sich diese Po/icy-Eigenschaften auf den politischen Prozess aus? Auf- 
grund der bereits erwähnten redistributiven Aspekte, wegen der gegenstandsinhärenten 
Schwierigkeit der Kompromiss-Findung und der emotionalen Aufladung des Gegenstandes 
dieser Policy birgt sie ein hohes Konfliktpotential. Wegen der Akteurskonstellation und 
dem schwierigen gesamtpolitischen Rahmen in jungen Demokratien wohnt diesem Kon- 
fliktpotential oftmals auch ein deutliches Destabilisierungspotential inne. 

Wie Fuchs und Nolte (2004: 85f.) zeigten, finden sich in diesem Politikfeld auch un- 
terschiedliche Konjunktur-Zyklen. Die gesellschaftlichen Forderungen nach Aufklärung 
Aufarbeitung sowie die Supports für eine solche Politik variieren mit der Zeit. In den drei 
untersuchten Ländern flachte das gesellschaftliche Interesse nach einigen Jahren ab und 
wurden später durch besondere Ereignisse wie beispielsweise spektakuläre Geständnisse 
von Militärs wieder entfacht. Wesentlich stabiler als das gesellschaftliche Interesse ist die 
Veto-FIaltung der Streitkräfte. Dies bedeutet für die Regierung, dass der mögliche politi- 
sche Nutzen vergangenheitspolitischer Maßnahmen - abhängig von der jeweiligen Kon- 
junktur dieses Politikfelds - oft in einem ungünstigen Verhältnis zu den zu befürchtenden 
Kosten (i.S. von Konflikten oder destabilisierenden Veto- Aktivitäten der Militärs) steht. 

Windhoff-FIeritier stellte heraus, dass der Justiz in den sozial-regulativen Policies eine 
besondere Bedeutung zukommt. Eines der Probleme junger Demokratien ist häufig die ein- 
geschränkte Rechtsstaatlichkeit (O’Donnell 1999; Ahrens/Nolte 1999). Häufig ist die Justiz 
nach Systemwechseln noch der politischen Konditionierung durch das Vorgängerregime 
verhaftet oder auch den funktionalen Erfordernissen der neuen demokratischen Regierung 
verpflichtet. Diese rechtsstaatlichen Defizite erschweren den politischen Prozess in dieser 
Policy weiter. 



4.2 Akteure im Politikfeld Vergangenheitspolitik 

Welche sind zentralen Akteure in diesem Politikfeld und wie wirken sich die Policy- und 
Po/;d'c^-Charakteristika auf politisches Handeln aus? Von einigen prominenten Individuen 
abgesehen haben wir es im Politikfeld Vergangenheitspolitik meist mit kollektiven Akteu- 
ren zu tun. Für die Untersuchung der Po/icy-Charakteristika bietet es sich an, die relevanten 
Akteure in HJvocacy- Koalitionen zusammenzufassen. Für Paul A. Sabatier (1993: 127), auf 
den dieser Ansatz zurückgeht, besteht eine HJvocacy-Koalition aus 

„Personen in unterschiedlichen Positionen (gewählten Beamten, Politikern und Verwaltungsbeamten, Vorsit- 
zenden von Interessengruppen, Wissenschaftlern), die ein spezifisches , belief System’ teilen - d.h. ein Set von 
grundlegenden Wertvorstellungen, Kausalannahmen und Problemperzeptionen - und die über längere Zeit ei- 
nen durchschnittlichen Grad koordinierter Handlungen aufweisen.“ 

Dieses für die einzelnen Koalitionen charakteristische belief System, das durch Dokumen- 
tenanalyse und Elitenbefragungen erfasst werden kann, besteht aus drei strukturellen Kom- 
ponenten: (1) Den Hauptbestandteil, der /?o/;cy-üb ergreifende normative und ontologische 
Axiome umfasst, (2) den Po/;cy-Kem der grundlegenden Wertvorstellungen und der hand- 
lungsleitenden Kausalannahmen sowie (3) die sekundären Aspekte, ein Set von unter- 
schiedlichen Informationssuchprozessen und instrumentellen Entscheidungen, die der Im- 
plementierung des Po/;cy-Kems im Politikfeld dienen (Sabatier 1993: 131ff). Im Folgen- 
den sollen die für dieses Politikfeld zentralen HJvocacy- Koalitionen, ihre belief Systems und 
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ihre politischen Interessen kurz vorgestellt werden: Die Regierung, die Streitkräfte und die 
Menschenrechtsbewegung. 



4.2.1 Die Regierung 

Wie die Sichtung der Forschungsliteratur gezeigt hat, steht die konkrete Ausgestaltung 
einer Policy häufig in direktem Zusammenhang mit der parteipolitischen Prägung einer 
Regierung, mit der Person des Präsidenten oder den Elitepräferenzen. Diese unterschiedli- 
chen Ausprägungen sind u.a. auf die spezifischen belief Systems der jeweils konkreten Re- 
gierungen zurückzuführen. Eine allgemeine Darstellung des belief Systems ist deshalb nicht 
möglich. Wohl aber können allgemeine politische Interessen der Regierung im Politikfeld 
Vergangenheitspolitik formuliert werden: Die Exekutive ist - besonders in Phasen politi- 
scher Instabilität - daran interessiert, das Konfliktniveau niedrig zu halten und weitere De- 
stabilisierungen zu vermeiden. Aufgrund der hohen Risiken und des häufig geringen poten- 
tiellen Nutzens werden Regierungen auf diesem Feld nur dann aktiv, wenn es entweder un- 
umgänglich ist, es in der konkreten Situation politisch opportun oder erfolgversprechend er- 
scheint, oder wenn die zu erwartenden Kosten für das Nicht-Handeln größer sind als jene, 
die konkrete Maßnahmen nach sich ziehen können. Da es sich bei der Vergangenheitspoli- 
tik - abgesehen von Phasen, in denen die Thematik hohe gesellschaftliche und politische 
Aufmerksamkeit erhält - um ein zeitweise vemachlässigbares Politikfeld handelt, werden 
Regierungen diese Problematik eher zurückhaltend angehen. 



4.2.2 Die HJvocacj-Koalition , Militär’ 

Der Akteursgruppe , Militär’"'*’ kommt eine zentrale Bedeutung in diesem Politikfeld zu. Ihr 
gehören sowohl die aktiven, als auch die sich im Ruhestand befindenden Streit- und Sicher- 
heitskräfte an. Häufig bestehen enge persönliche oder familiäre Verbindungen zwischen diese 
beiden Gruppen. Dass die Streitkräfte als hierarchisch strukturierte Organisation dennoch 
nicht immer als monolithischer Akteur gesehen werden können, zeigen beispielsweise die 
argentinischen Carapintada-AuhMänAs, bei denen die Oberkommandierenden die Kontrolle 
über bestimmte Truppenteile verloren hatten. Die Machtressourcen der Streitkräfle variieren 
abhängig vom Transitionsmodus und von der jeweils konkreten balance of power, wobei das 
Kampfwaffenmonopol als unleugbare Machtbasis bestehen bleibt. 

Neben den Streitkräften gehören dieser HJvocacj- Koalition auch Vereinigungen von 
Offiziere an, die als Brücke zwischen den aktiven und den im Ruhestand befindlichen Mili- 
tärs fungieren und oft als inoffizielle Stimme der Streitkräfte auftreten. Die Vorsitzenden 
dieser Vereine äußern sich öffentlich zu Themen, welche die Truppe beunruhigen, und zu 
denen sich die Oberkommandieren wegen der von ihnen erwarteten Loyalität nicht äußern 
können."" Hinzu kommen noch militämahe Stiftungen wie beispielsweise die aus den Rei- 
hen der chilenischen Unternehmerschaft finanzierte Fundaciön Presidente Augusto Pino- 



In einzelnen Situationen spielten auch extranationale oder internationale Akteuren eine wichtige Rolle. Da es 
sich dabei aber um sehr unterschiedliche Akteure handelte, ist es nicht gerechtfertigt in diesem Zusammenhang 
ebenfalls von einer Advocacy-KozWiion zu sprechen. 

Wird im Folgenden von , Militär’ oder , Streitkräfte’ (jeweils in einfachen Anführungszeichen) gesprochen, so ist 
damit die Advocacy-Y^osAiXiorv gemeint. 

Interviews Nr. 49 mit Ivan Paulos und Nr. 69 mit Guillermo Garin. 
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chet Ugarte, die weniger direkt auf politische Entscheidungen Einfluss nimmt, sondern sich 
der Förderung des - in ihrer Sichtweise angemessenen - Gedenkens an die Leistungen der 
Militärregierungen verschrieben hat."*^ Von großer Bedeutung können ebenfalls parlamenta- 
rische Alliierte der Streitkräfte sein, die deren Interessen in der Legislative vertreten. 

Das belief System basiert in seinem Hauptkem auf einer politisch konservativen Weit- 
sicht und einer deutlichen Ablehnung linker Positionen. Zentrale Werte sind Freiheit, 
Macht, innere und äußere Sicherheit, Nation sowie Gehorsam gegenüber als legitim be- 
trachteten Obrigkeiten (Loveman 1999). Den vergangenheitspolitischen Policy-Kem bilden 
die Überzeugung, während der Zeit der Militärregierung weitgehend adäquat gehandelt zu 
haben, um die o.g. Werte zu verteidigen. Häufig findet sich ein nahezu messianisches Be- 
wusstsein. Aus der moralischen Überzeugung, die Nation gerettet zu haben, folgt, dass jede 
Art der Diskreditierung dieser Leistungen oder der Sanktionierung ungerecht wäre und 
darauf abzielt, das Ansehen der Institution zu schädigen. Bemühungen um Aufarbeitung 
werden durch die ideologische Brille als eine politische Strategie der Linken wahrgenom- 
men. Wenn ihre Leistungen schon nicht anerkannt werden, dann solle man die Vergangen- 
heit wenigstens ruhen lasse. Folglich zählen zu den sekundären Aspekten des belief Systems 
die Leugnung, Relativierang oder Rechtfertigung der Menschenrechtsverletzungen, die 
Betonung der subversiven Gewalttaten etc. sowie die Ablehnung aller Maßnahmen, die der 
Institution oder ihren Mitgliedern schaden könnte (Aufklärung, Bestrafung etc.) oder ihre 
Privilegien und Autonomie beeinträchtigen. 



4.2.3 Die AJvocacp-Koalition , Menschenrechtsbewegung’ 

Zur A Jvocacy-Koalition , Menschenrechtsbewegung gehören wesentlich unterschiedliche 
Menschenrechtsorganisationen, die in den Ländern des Cono Sur als Reaktion auf die Re- 
pression der Militärdiktaturen entstanden. In vergangenheitspolitischen Fragen kommt den 
Opferorganisationen eine, wenn nicht die zentrale Rolle zu, da sie die Forderung nach Ver- 
dad y Justicia mit der größten moralischen Legitimität artikulieren. Neben diesen NGOs 
zählt auch das solidarische Umfeld zu dieser AJvocacy- Koalition. Ihm gehören unterschied- 
liche zivilgesellschaftliche Gruppen, Künstler, Gewerkschaften, Stadtteil-Initiativen, kirch- 
liche Gruppierungen etc. an. Ebenso können einzelne Politiker, Parlamentarier oder Partei- 
en zu dieser Koalition gerechnet werden. 

Zum Hauptkem des belief Systems gehören eine humanistische Weitsicht sowie unan- 
tastbare Werte wie der Schutz des Lebens und der persönlichen Integrität, Gerechtigkeit, 
persönliche Freiheit sowie das Grundrecht auf freie Meinungsäußerang und politische Betä- 
tigung. Obrigkeitsstaatliche Tendenzen und staatliche Gewalt werden abgelehnt. Zentraler 
Inhalt des vergangenheitspolitischen Po/icy-Kems ist die Forderang nach Verdad y Justi- 
cia, d.h. nach umfassender Aufklärung der Menschenrechtsverletzungen einschließlich der 
Verantwortlichkeiten sowie die Bestrafung der Täter. Diese Forderungen werden mit ge- 
rechtigkeitstheoretischen und mit spezial- bzw. generalpräventiven Argumenten begründet. 
Große Bedeutung kommt ebenfalls der Stärkung rechtsstaatlicher Prinzipien und Prozedu- 
ren sowie dem angemessenen öffentlichen Umgang mit der Vergangenheit zu. Zu den be- 
vorzugten Instrumenten zur Implementierung dieses Policy Cores zählen u.a. parlamentari- 



Interview Nr. 72 mit Luis Cortes Villa. 

Wird im Folgenden von .Menschenrechtsbewegung’ (in einfachen Anführungszeichen) gesprochen, so ist damit 
die Advocacy-Koalition gemeint. 
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sehe Untersuehungs- und Wahrheitskommissionen, Aufhebung bzw. Verhindemng von 
Amnestie-Lösungen, Bestrafung der Verantwortliehen vor der zivilen Justiz, untersehiedli- 
ehe erinnerungspolitisehe Maßnahmen. 



4.3 Opferorganisationen in der Advocacy-Koalition .Menschenrechtsbewegung’ 

Da diese Arbeit die vergangenheitspolitisehen Impacts auf die Opferorganisationen unter- 
sueht, ist es dieser Stelle angemessen, die Opferorganisationen als zentrale Akteure inner- 
halb der ^ Jvocacp-Koalition ,Mensehenreehtsbewegung’ näher zu untersuehen. 



4.3.1 Opferorganisationen und Mensehenreehtsorganisationen 

Die Opferorganisationen unterseheiden sieh von den Mensehenreehtsorganisationen in 
erster Linie dureh ihr Selbstverständnis: In ihnen sind in der Regel nur Opfer des Staatster- 
rorismus als vollwertige Mitglieder zugelassen; in einigen Fällen stellen sogar konkrete 
Verwandtsehaftsverhältnisse ein Aufnahmekriterium dar (z.B. Madres bzw. Abuelas de 
Plaza de Mayo).‘^ Mensehenreehtsorganisationen sind in dieser Flinsieht offener und inklu- 
siver. Opferorganisationen sind häufig one mwe-Organisationen, die sieh innerhalb der 
Mensehenreehtsthematik auf ihre spezifisehen Anliegen konzentrieren, während die Men- 
sehenreehtsorganisationen im Lauf der Zeit ihr Themenspektrum auffäeherten und sieh 
aueh weiteren Themen wie Minderheitensehutz, polizeiliehe Willkür, Reehte indigener 
Gruppen, soziale und kulturelle Grundreehte ete. zuwandten. In vergangenheitspolitisehen 
Fragen übernehmen die Mensehenreehtsorganisationen häufig den teehniseh-operativen 
Teil, wie beispielsweise die Ausarbeitung von Klagen oder juristisehen Strategien. Im Lau- 
fe der Jahre zeigte sieh in vielen Bereiehen aueh eine Professionalisierung der Mensehen- 
reehtsorganisationen: Sie verbesserten ihre Infrastruktur, besehäftigen immer mehr Spezia- 
listen (Juristen, Therapeuten, Wissensehaftler ete.), bauten ihre eigenen Kommunikations- 
und Publikationsmögliehkeiten aus ete. 

In vergangenheitspolitisehen Fragen aber kommt den Opferorganisationen die zentrale 
Rolle innerhalb der ^Jvocacp-Koalition Mensehenreehtsbewegung zu. Aufgrund ihres 
Opferstatus haben ihre Forderungen die höehste Legitimität. Sie prägen in vergangenheits- 
politisehen Fragen die Linie der Mensehenreehtsbewegung."'^ 



4.3.2 Die Entstehung der Opferorganisationen 

Die ersten Opferorganisationen entstanden aus Zusammensehlüssen von Angehörigen der 
direkten Opfer. Sie forderten die Aufhebung der jeweiligen Zwangsmaßnahmen, Auskunft 



Aufgrund exklusiver Aufnahmekriterien stellt sich für etliche Opferorganisationen das Problem der Überalte- 
rung ihrer Aktivisten. Einige Organisationen kooptieren andere Aktivisten, die allerdings nie den Status eines 
„Vollmitglieds“ erreichen. 

Handeln andere Akteure innerhalb der Menschenrechtsbewegung nicht gemäß der Vorstellungen der Opferorga- 
nisationen, führt dies zu Konflikten, wie das Beispiel des Mahnmals für die Verschwundenen in Buenos Aires 
zeigt, das von einigen Opferorganisationen abgelehnt, von anderen Menschenrechts- und Opferorganisationen aber 
befürwortet wird. Zur Debatte stand nicht nur das Mahnmal, sondern auch die Frage nach der höchsten Autorität 
in vergangenheitspolitisehen Fragen (vgl. Kap. II. A. 3. 3. 7). 
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über das Schicksal der Verschwundenen bzw. Gerechtigkeit für die Toten. Da das Engage- 
ment in einer solchen Organisation während der Diktatur mit erheblichen persönlichen 
Risiken verbunden war, schieden die Angehörigen als individuelle Akteure in der Regel aus 
der Organisation aus, sobald ihr persönliches Ziel erreicht war (Loveman 1998). Das er- 
klärt, warum die Organisationen der Angehörigen der politischen Gefangenen, Exilierten 
und Verbannten etc. kurzlebig waren und sich mit dem Ende der Diktatur, der Entlassung 
der Häftlinge und der Rückkehr der Exilierten auflösten. Aufgrund des irreversiblen Opfer- 
status der Verschwundenen und Hingerichteten blieben die Organisationen der Angehöri- 
gen dieser Opferkategorien auch über das Ende der Diktatur hinaus bestehen. Die Forde- 
rungen nach Verdad und Justicia sowie nach gesellschaftlicher Rehabilitierung der Opfer 
wurden zu ihren zentralen Anliegen. 

In den drei Cono ■Sur-Staaten können zwei Phasen unterschieden werden, in denen Op- 
ferorganisationen entstanden: Die ersten während der Diktatur und die zweite in den späten 
90er Jahren, als transitorisch-direkte Opfer, d.h. überlebende politische Gefangene, Folter- 
opfer, Exilrückkehrer und (entführte) Kinder der Verschwundenen begannen, sich zu orga- 
nisieren. (Straßner 2005: 41ff ). Viele dieser Opfer hatten große Schwierigkeiten, sich nach 
Jahren des Exils oder der Haft wieder im Alltag zurechtzufinden. Durch traumatische Er- 
fahrungen geprägt hielten sich Viele von politischen Aktivitäten fern. Außerdem herrschte 
ein diffuses Gefühl vor, dankbar sein zu müssen, weil man ,nur’ inhaftiert war, gefoltert 
wurde oder ins Exil musste. In Anbetracht der zahlreichen Toten und Verschwundenen 
erschien es Vielen unangemessen, die eigene Opferrolle in den Fordergrund zu stellen. Erst 
mit den Jahren wuchs das Bewusstsein, ebenfalls Opfer massiver Menschenrechtsverlet- 
zungen geworden zu sein und deshalb einforderbare Rechte zu haben. Ein bedeutender Kri- 
stallisationspunkt für das Entstehen dieser Opferorganisationen der zweiten Generation war 
zweifellos die Inhaftierung Pinochets in London und die damit erneut forcierte Debatte um 
die Aufarbeitung der autoritären Vergangenheit Lateinamerikas. 

Diese jüngeren Opferorganisationen unterscheiden sich in einigen Punkten von den e- 
tablierten Organisationen der Angehörigen der Verschwundenen und Todesopfer: Sie ver- 
fügen nicht über die Erfahrung, Infrastruktur und den (inter-) nationalen Bekanntheitsgrad 
wie beispielsweise die Organisationen der Angehörigen der Desaparecidos. Während die 
Legitimität der Forderungen der Angehörigen der Verschwundenen weithin akzeptiert 
werden, müssen die jüngeren Organisationen die Legitimität ihrer Forderungen rechtferti- 
gen: So wird beispielsweise den Exilrückkehrem nachgesagt, sie hätten das Glück gehabt, 
in Ländern der ersten Welt gut gelebt zu haben, während die einheimische Bevölkerung 
unter der Diktatur litt. Ehemalige politische Häftlinge müssen sich gegen den Vorwurf 
verteidigen, gewöhnliche Kriminelle zu sein oder überlebt zu haben, weil sie ihre Compa- 
neros verraten haben. Ein wichtiger Unterschied besteht auch darin, dass die Opferorgani- 
sationen der zweiten Generation oftmals sich selbst und das ihnen widerfahrene Unrecht 
thematisieren und Forderungen in eigener Sache erheben, während die Opferorganisationen 
der ersten Generation primär nicht die eigenen Rechte einfordem, sondern die der Ver- 
schwundenen und Toten."^^ 



'**’ So ist beispielsweise auffällig, dass die Angehörigen der Verschwundenen bei Entschädigungsfragen aus Gewis- 
sensgründen nicht über die Höhe der Entschädigungen verhandelten. Die ExPP in Chile aber forderten konkrete 
Summen und übten heftige Kritik, als diese nicht erfüllt wurden (vgl. Straßner 2005: 47ff. und 56f.). Der Unter- 
schied liegt hier wohl darin, dass die Angehörigen der Verschwundenen stets den Eindruck hatten, sie würden das 
Blut der Desaparecidos gegen Geld tauschen, während die ExPP und Folteropfer eine Entschädigung für Men- 
schenrechtsverletzungen forderten, die sie am eigenen Leib erlitten haben. 
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4.3.3 Charakteristika der Opferorganisationen 

Zum Verständnis des politischen Handelns dieser Organisationen ist es wichtig, deren Ent- 
stehungsursache zu beachten. Sie entstanden, weil der Staat während der Militärdiktaturen 
die Menschenrechte der in diesen Gruppierungen organisierten Personen oder ihrer Ange- 
hörigen verletzte. Alle Mitglieder dieser Organisationen haben im Kontext des Staatsterro- 
rismus unschätzbares Unrecht erlitten. Auch wenn mit dem Ende der Diktaturen dieses 
Unrecht gesellschaftlich weithin anerkannt wurde, wurden den Opfern die daraus resultie- 
renden rechtlichen Mindestansprüche oftmals verweigert. Das Denken und Handeln der 
Opferorganisationen ist also von der traumatischen Erfahrung des primären Unrechts wäh- 
rend der Diktatur und von der Verweigerung ihrer Rechte, einem sekundären Unrecht, unter 
demokratischer Herrschaft geprägt. 

Opferorganisationen vertreten hochgradig emotionale Anliegen, mit denen die Mit- 
glieder aufgrund ihrer Biographie untrennbar verbunden sind. Für viele Aktivisten ist das 
Engagement in der Organisation zum Lebensinhalt, der Kampf für Verdad y Justicia zur 
Lebenssinn geworden. Opferorganisationen agieren mit der Gewissheit der moralischen 
Überlegenheit gegenüber anderen Akteuren in diesem Politikfeld. 

Diese Aspekte wirken sich auch auf die Art und Weise aus, wie die Opferorganisatio- 
nen ihre Umwelt und v.a. politische Prozesse und Entscheidungen wahmehmen. Sozialpsy- 
chologische Ansätze gehen davon aus, dass es sich bei der Wahrnehmung um einen kon- 
struktiven Prozess handelt, bei dem externe Stimuli mit internen Stimuli (Interesse, Motiva- 
tion, Erfahrung etc.) durch Selektion, Organisation und Klassifikation verknüpft werden. 
Maßgebliche Aspekte sind hierbei das Vorwissen und die Vorprägung, kognitive, motiva- 
tionale und soziale Determinanten, Einstellungen und ideologische Befangenheiten etc."*’ Es 
ist davon auszugehen, dass die Vorerfahrungen der Opferorganisationen deren Wahr- 
nehmungen maßgeblich beeinflussen. Andere Wahmehmungsmodelle gehen davon aus, 
dass Wahmehmungserwartungen (i.S. von zu testenden Hypothesen/Annahmen über die 
Wirklichkeit) durch frühere Erfahrangen entstehen und dass gefestigte Annahmen oder 
Weltsichten die Tendenz haben, eher verifiziert als falsifiziert zu werden (Lilli 1994). Eine 
entscheidende Annahmen für die Wahrnehmung der Opferorganisationen ist zweifellos die 
Impunidad (Straflosigkeit) - eine Wahmehmungshypothese, die sich in allen drei Ländern 
auch immer wieder bestätigt hat. 



4.3.4 Zur Rolle der Opferorganisationen und der , Menschenrechtsbewegung’ 

Der Policy-Politics- Ansatz hatte nahegelegt, dass es sich bei der Vergangenheitspolitik um 
eine Policy mit großem Konfiiktpotential und geringen Konsensaussichten handelt. Die 
Untersuchung der beiden zentralen HJvocacy-Koalitionen wiederum zeigte die stark diver- 
gierenden bis antagonischen belief Systems, die die Konfiikthaftigkeit dieses Politikfeldes 
weiter steigern. Die Regierung fungiert oft als Po/icy-Broker im Sinne Sabatiers (1993: 
121), als Vermittler also, der sich bemüht, zur Kompromissfindung und zur Senkung der 
Konfiiktintensität beizutragen. Ohne zwingende Notwendigkeit wird die Regierung dieses 



Vgl. Fischer/Wiswede 2002: 168-183; Hillmann 1994: 918. Auch wenn sich diese sozialpsychologischen 
Modelle auf die soziale Wahrnehmung von Individuen beziehen, können diese Überlegungen dennoch für die 
Wahrnehmung komplexer Akteure nutzbar gemacht werden, da sich auch dort die Wahrnehmung immer durch 
Individuen vollzieht. 
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brisante Thema kaum angehen. Die Advocacy-)Lo&\ii\on , Streitkräfte’ treten als Veto- 
Akteur auf und versuehen, die Aufarbeitung der Vergangenheit zu unterbinden. Die Vermu- 
tung liegt nahe, dass die ^Jvocacj-Koalition ,Mensehenreehtsbewegung’ in diesem Politik- 
feld häufig die Initiative ergreifen muss und dass diese Initiativen stets auf den Widerstand 
der , Streitkräfte’ und häufig auf Widerstand oder zumindest Indifferenz seitens der Regie- 
rung stoßen. Die ,Mensehenreehtsbewegung’ ist aber nieht nur der zentrale Agenda Setting- 
Akteur, sondern versueht ihrerseits als Veto- Akteur aufzutreten, um Initiativen seitens der 
Regierung oder der , Streitkräfte’ zu verhindern. 

Somit wird den Opfern erneutes Unreeht zuteil, da ihnen die aus den Mensehenreehts- 
verletzungen resultierenden Anspruehsreehte verweigert werden. Sie selbst müssen perma- 
nent gegen Widerstände seitens der Regierung und versehiedener Veto-Spieler ankämpfen, 
um Reehte durehzusetzen, die ihnen subjektiv (und häufig aueh objektiv) zustehen. Die 
demokratisehen Regierungen haben den Opfern gegenüber eine „Bringsehuld“, die sie nieht 
einlösen. Vielmehr müssen die Opferorganisationen stets waehsam sein, um von der Regie- 
rung oder den , Streitkräften’ ausgehende Initiativen zu verhindern, die ihren Interessen 
zuwider laufen. Wenn die die Opferorganisationen stets im Bewusstsein der moralisehen 
Überlegenheit diese Bringsehuld des Staates immer wieder einfordem und gegen Wider- 
stände erstreiten müssen, führt dies zu einer konfliktiv-kritisehen Haltung gegenüber den 
demokratisehen Regierungen und somit letztlieh zur Negativbewertung des vergangen- 
heitspolitisehen Outputs und outcomes. Aufgrund dieser Annahmen können wir folgende 
Hypothesen formulieren: 

Hypothese 3: Eine Aufarbeitung bestimmter Aspekte der autoritären Vergangenheit (i.S. des Idealtypus II) 
findet nur statt, wenn es Opferorganisationen gibt, die die Interessen und Forderungen der jeweiligen Opferka- 
tegorie bündeln und artikulieren sowie deren Umsetzung einfordem. Die Existenz solcher organisierter Inter- 
essen stellt die Bedingung der Möglichkeit dar. 

Hypothese 4\ Wenn die Opferorganisationen häufig die Initiativ-Funktion für vergangenheitspolitische Maß- 
nahmen übernehmen und/oder wenn sie häufig andere Initiativen zu verhindern suchen müssen, die eine Ver- 
drängung der Vergangenheit (i.S. des Idealtypus I) zum Ziel haben, verstärkt sich die konfliktiv-kritische Hal- 
tung gegenüber der Regiemng und somit die Tendenz, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes negativ 
zu bewerten. 

Bestätigen sich diese Hypothesen, so scheint die Tendenz zur Negativbewertung der Logik 
des Politikfelds und der Rolle der Opferorganisationen bzw. der H Jvocacy-Koalition , Men- 
schenrechtsbewegung’ inhärent. Um das Agenda Setting und die Rolle der Opferorganisa- 
tionen zu untersuchen, soll auf die Differenzierung von Cobb/Ross/Ross (1976) zurückge- 
griffen werden, die drei Idealtypen des Agenda Settings entwickeln, wobei sie zwischen der 
public agenda (gesellschaftlichen oder öffentlichen Agenda) und der formal agenda (Re- 
gierungs- oder politische Agenda) unterscheiden: Sowohl beim mobilization model, als 
auch beim inside initiative model wird ein Thema innerhalb des Regiemngsumfeldes ange- 
stoßen, wobei beim ersten Modell die öffentliche Unterstützung der Bevölkerung für die 
Implementierung notwendig ist, beim zweiten hingegen diese Öffentlichkeit nicht erforder- 
lich oder gar hinderlich ist. Beim dritten Idealtypus hingegen, dem outside iniative model, 
liegt die Initiiemngsftinktion bei Akteuren außerhalb der Regiemng, die in der Regel versu- 
chen, ihr Anliegen zuerst auf der gesellschaftlichen Agenda zu platzieren, um so einen 
Handlungsdrack zu erzeugen damit ihr Thema schließlich Eingang in die Regierangsagen- 
da findet. Mit Hilfe dieser Differenzierung kann untersucht werden, von wie bestimmte 
vergangenheitspolitische Maßnahmen angestoßen wurden. 

Unterschiedliche Strategien und (Druck-) Mittel können beim Agenda Setting zum 
Einsatz kommen. Wir möchten zwischen konfliktiven bzw. konfrontativen und kooperativen 
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Mitteln unterscheiden. Als konfliktiv sollen jene Mittel bezeichnet werden, mit denen die 
Regierung durch Zwang oder Druck (gegen ihren Willen) zu bestimmten Maßnahmen be- 
wegt werden soll. Beispiele hierfür sind (Massen-) Mobilisierungen, Demonstrationen, 
Hungerstreiks, Gewalt (-androhung), Blockaden, Klagen etc. Als kooperative Mittel der 
Einflussnahme sollen jene Strategien gelten, die darauf abzielen, die Regierung von der 
Notwendigkeit des Handelns zu überzeugen, wie beispielsweise Lobbyarbeit, direkter Zu- 
gang zu Entscheidungsträgem, konstruktive Kritik an vergangenheitspolitischen Entschei- 
dungen, Einflussnahme über Parteien etc. In der Empirie kommen kooperative und konflik- 
tive Strategien oft gemeinsam zum Einsatz, wenn beispielsweise die Verhandlungsposition 
einer Organisation durch Demonstrationen o.ä. verbessert werden soll. 



5. Ansätze zur Erklärung der länderspezifischen Unterschiede 

Zur Erklämng der Unterschiede zwischen den drei Fällen sollen zwei Ansätze aus der Poli- 
cy-Forschung weiterverfolgt werden: der politisch-institutionalistische Ansatz, der die Be- 
deutung institutioneller Arrangements unterstreicht, und die der makro-akteurstheoretischen 
Denkrichtung zugehörige Tradition. 



5 . 1 Institutions do matter - Zur Bedeutung von Institutionen 

5.1.1 Formale und informelle Institutionen 

In welcher Weise kann die Untersuchung von Institutionen zur Erklämng der Impact-T>\i- 
ferenzen beitragen? Das Konzept Institution ist sehr vielschichtig."** Im traditionellen pol- 
itikwissenschaftlich-konstitutionalistischen Sinn werden unter Institutionen v.a. Organisati- 
onsstrakturen wie Regiemngen, Parlamente etc. verstanden. Politologisch-prozedurale 
Ansätze verstehen unter Institutionen demokratische Routinen und Gmndrechte (Dahl 
1998: 83-99). Die Soziologie sieht Institutionen als „geronnene Sitten“ (Heneka 1989: 62), 
als Komplexe von Normen und Verhaltenserwartungen. Fritz Scharpf (2000: 77) als Vertre- 
ter des akteurszentrierten Institutionalismus zieht es vor, das 

„Konzept der Institution auf Regelsysteme zu beschränken, die einer Gruppe von Akteuren offenstehende 
Handlungsverläufe strukturieren. Diese Definition soll jedoch nicht nur formale rechtliche Regelungen umfas- 
sen, die durch das Rechtssystem und den Staatsapparat sanktioniert sind, sondern auch soziale Normen, die 
von den Akteuren im allgemeinen beachtet werden und deren Verletzung durch Reputationsverlust, soziale 
Mißbilligung, Entzug von Kooperation und Belohnung oder sogar durch soziale Ächtung sanktioniert wird.“ 

Die Reihe illustrativer Beispiele ließe sich noch fortsetzen. Für unsere Problemstellung 
scheint es sinnvoll, zwei weitere Differenziemngen vorzunehmen: Die Unterscheidung 
zwischen formalen und informellen Institutionen und - der Analyse von Hall/Taylor fol- 
gend - die Unterscheidung in drei neoinstitutionalistische Ansätze in der Politikwissen- 
schaft. 

In der Definition Scharpfs klingt bereits die Unterscheidung zwischen formalen und 
informellen Institutionen an. Formale Institutionen zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
positiviert und in der Regel schriftlich fixiert sind (in Gesetzen u.ä.). Informelle Institutio- 



Eine gute demokratietheoretische Diskussion unterschiedlicher Institutionenverständnisse bietet Lauth 2004: 
126-226. Für einen Überblick über die unterschiedlichen neoinstitutionalistischen Ansätze siehe Hall/Taylor 1996. 
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nen hingegen entstehen naturwüehsig, haben keine offizielle Kodifizierung und „gewinnen 
ihre Bedeutung allein dureh ihre faktisehe verhaltensprägende und verhaltensstrukturieren- 
de Existenz.“ (Lauth 2004a: 126). 

Peter Hall und Rosemary Taylor (1996) untersuehten in einer Studie die neoinstitutio- 
nalistisehen Ansätze, die in der politikwissensehaftliehen Debatte Verwendung finden, und 
identifizierten drei Denksehulen: den historischen Institutionalismus, der die asymmetri- 
sehen Maehtverhältnisse und die gesehiehtliehen Entstehungsbedingungen institutioneller 
Arrangements in den Bliek nimmt. Der Rational Choice-Institutionalismus geht von einem 
Set von Handlungs- und Präferenzprämissen aus. Nutzenmaximierende Akteure handeln 
innerhalb von Institutionen, die ihre Aktionen strukturieren und ihrer Kosten-Nutzen-Ana- 
lyse mehr Erwartungssieherheit geben. Der dritte und für unsere Fragestellung interessante- 
ste Ansatz ist der soziologische Institutionalismus. Er legt das breiteste Institutionenver- 
ständnis zugrunde und berüeksiehtigt nieht nur formale Regelsysteme, Normen und Proze- 
duren, sondern aueh kognitive Muster, Wertesysteme ete. Er integriert kulturelle Aspekte 
und erhebt die Kultur somit selbst in den Status einer Institution. Wie können diese Unter- 
seheidungen nun für unsere Fragestellung nutzbar gemaeht werden? 



5.1.2 Kognitive Perzeptionsfilter 

Ausgehend von einem breiten kulturtheoretiseh-soziologisehen Institutionenverständnis 
sehreiben Jörg Faust und Hans-Joaehim Lauth (2001: 299) Institutionen die Funktion von 
kognitiven Klassifizierungssystemen und strukturierten kognitiven Filtern zu, die den ein- 
zelnen Akteuren die Orientierung und die Entwieklung konsistenter Handlungsmuster er- 
mögliehen. Fritz W. Seharpf (2000: 107) weist auf die methodologisehen Probleme der 
Untersuehung , kognitiver Landkarten’ von Akteuren hin. Eine Messung der cognitive maps 
der Opferorganisationen bzw. ihrer Eliten und Entseheidungsträger, die über die bereits 
formulierten Vermutungen über die Faktoren, die deren Wahrnehmung und Selbstbewusst- 
sein beeinflussen, hinausgehen, ist im Rahmen dieser Arbeit nieht möglieh. Legt man aller- 
dings ein weites Institutionenverständnis zugrunde, so können aueh kulturelle Faktoren als 
wahmehmungs- und handlungsprägende Institutionen angenommen werden. Da sieh die 
Opferorganisationen in diesen kulturellen Kontexten bewegen, wirken diese kulturellen In- 
stitutionen auf sie ein, wie aueh prinzipiell auf alle individuellen und kollektiven Akteure, 
die innerhalb dieser Kultur agieren. Diese länderspezifisehen kulturell-institutionellen Fak- 
toren haben eine /jo/icy-übergreifende, generalisierte Reiehweite. Hall und Taylor (1996: 
1 5) beobaehten riehtig, wenn sie sehreiben: 

„institutions influence behavior by providing the cognitive Scripts, categories and models that are indispensa- 
ble for action, not least because without them the world and the behavior of others cannot be interpreted. Insti- 
tutions influence behavior not simply by specifying what one should do but also by specifying what one can 
imagine oneself doing in a given context.“ 

Kulturell-institutionelle Faktoren prägen also nieht nur die Wahrnehmung, sondern be- 
stimmen aueh mit, welehe Handlungsoptionen in einem bestimmten kulturellen Kontext 
überhaupt erst denkbar werden. Welehe kulturellen Aspekte und Muster können in diesem 
Zusammenhang als wahmehmungs- und verhaltensprägende Institutionen betraehtet wer- 
den? Es seheint sinnvoll, zwisehen kulturell-historisehen bzw. -politisehen Aspekten und 
kulturellen Mustern, die sieh in allgemeinen Einstellungsstrakturen niedersehlagen, zu 
unterseheiden. Relevante kulturell-historische bzw. -politische Faktoren sind beispielsweise 
die historisehen und politisehen Erfahmngen einer Nation sowie politiseh-kulturelle Muster 



63 




des Umgangs mit gesellschaftlichen Konflikten: Werden in einem Land Konflikte traditio- 
nell eher durch (gewaltsame) Auseinandersetzung und das Recht des Stärkeren gelöst, dann 
ermöglicht dieses kulturelle Muster, dass auch weiterhin Probleme in diesem Modus ent- 
schieden werden. Ist eine Nation allerdings von einer Tradition der Konsens- und Kom- 
promiss-Suche sowie der Entschärfung sozialer und politischer Konflikte geprägt, sind 
gewisse konfliktive Formen des Protests, die unter anderen kulturellen Voraussetzungen 
möglich wären, obsolet. Diese kulturell-historische bzw. -politische Faktoren zusammen- 
fassend können wir folgende Hypothese formulieren: 

Hypothese 5: Je stärker der nationale kulturelle Kontext, in dem Opferorganisationen agieren, durch Traditio- 
nen der konfliktiven Lösung gesellschaftlicher und politischer Probleme geprägt ist, desto größer die Tendenz 
der Opferorganisationen, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, und desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass sie ihrerseits konfliktive Strategien wählen, um den politischen Prozess in ihrem 
Sinne zu beeinflussen. 

Zur Identifizierung dieser kulturellen Muster mit institutionellem Charakter dienen die 
Ergebnisse der historischen und qualitativen Kulturforschung. 

Als zweite Gruppe der kultur-institutionalistischen Faktoren nannten wir generalisiert 
Einstellungsstrukturen, die ihrerseits ebenfalls den kulturellen Kontext, in dem die Opfer- 
organisationen agieren, beeinflussen. Zentrale Bedeutung kommt hier dem Faktor Vertrau- 
en zu, das Putnam und Goss (2001: 21) als das „'Gleitmittel’ des gesellschaftlichen Le- 
bens“ bezeichnen. Für unsere Zwecke erscheint es sinnvoll, eine weitere Differenzierung 
vorzunehmen und zwischen interpersonalem und Institutionenvertrauen zu unterscheiden. 
Interpersonales Vertrauen bezieht sich allgemein auf den Grad des Vertrauens, das Indivi- 
duen ihren Mitmenschen entgegenbringen. Dem Konzept des Institutionenvertrauens hegt 
der bereits erwähnte traditionelle politikwissenschaftlich-konstitutionalistische Institutio- 
nenbegriff zugrunde. Im Anschluss an Carsten Schneider können wir hier zwischen poli- 
tisch-gestaltenden Institutionen (Regierung, Parlament und Parteien) und Implementie- 
rungsinstitutionen (Gerichte, Verwaltung, Polizei) unterscheiden (Schneider 2001: 279f). 

Für Lateinamerika spricht Marta Lagos (1997: 129) von einer „common regional heri- 
tage of distrust“ mit schwerwiegenden Folgen für die gesellschaftliche und politische Reali- 
tät der Region, da das Fehlen von interpersonalem Vertrauen die Ausbildung von gesell- 
schaftlich wichtigem Sozialkapital erschwert (Putnam/Goss 2001; Lagos 2001: 144). Ver- 
trauen leistet einen wichtigen Beitrag zur Legitimität politischer Systeme und ist eine 
wichtige Voraussetzung für dessen Fähigkeit, eine effektive und kohärente Politik zu ge- 
stalten und zu implementieren (Schneider 2001: 279). Weiterhin spielt das Institutionenver- 
trauen eine wichtige Rolle bei der Konsolidierung junger Demokratien auf der Einstel- 
lungsebene (Merkel 1999: 297-304) und der Ausbildung einer Civic Culture (Lagos 1997: 
129f). 

Wie aber ist der Zusammenhang zwischen den gesellschaftlichen Vertrauen und der 
Beurteilung von Politikergebnissen? Ist in einer Gesellschaft das Vertrauen in politisch- 
entscheidende und in Implementierangsinstitutionen ausgeprägt, sind die Bürger eher ge- 
neigt zu glauben, dass auf der politischen Entscheidungsebene nach bestem Wissen und 
Gewissen gehandelt wird, und dass die Implementierungsinstitutionen die so zustande ge- 
kommenen Entscheidungen effektiv und adäquat umsetzen. Interpersonales Vertrauen stell- 
te hierbei die Grundvoraussetzung für Vertrauen in politische Institutionen dar (Lagos 
2001: 144). Diese generalisierten gesellschaftlichen Vertrauens- bzw. Misstrauenssgege- 
benheiten wirken sich auch auf das Verhalten der Opferorganisationen aus. Wir können 
deshalb folgenden Zusammenhang vermuten: 
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Hypothese 6\ Je stärker ausgeprägt das gesellschaftliche Misstrauen im nationalen kulturellen Kontext, in dem 
Opferorganisationen agieren, desto größer ist deren Neigung, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes 
negativ zu bewerten. 



Um den Grad des gesellschaftlichen Vertrauens bzw. Misstrauens zu bestimmen, wird auf 
quantitativ-empirische Befunde des World Values Survey (WVS) und des Latinobarömetro 
zurückgegriffen."'^ Auch wenn für die drei hier untersuchten Länder keine einheitlichen und 
durchgängigen Zeitreihen-Untersuchungen vorhegen und die die Aussagekraft der empiri- 
schen Befunde begrenzt bleibt, reichen diese dennoch aus, um Tendenzaussagen über das 
gesellschaftliche Vertrauen zu machen.^** 



5.1.3 Handlungsspielraum-Hypothese 

Institutionentheoretische Überlegungen können allerdings nicht nur hinsichtlich der Beein- 
flussung der Wahrnehmung der Opferorganisationen einen Beitrag zur Erklärung der län- 
derspezifischen Unterschiede leisten. Trotz der institutioneilen Prägung der Wahrnehmung 
sind die Opferorganisationen als strategisch handelnde, rationale Akteure durchaus in der 
Lage, Möglichkeiten und Beschränkungen des Regiemngshandelns im Politikfeld Vergan- 
genheitspolitik einzuschätzen und bei ihren strategischen Erwägungen, Forderungen und 
Bewertungen zu berücksichtigen. Wir greifen erneut unter modifizierten Kausalitäten auf 
jene Hypothesen zurück, die versuchen, vergangenheitspolitische Strategien durch den 
Transitionsmodus und die Balance of Power zu erklären. Bei diesen posttransitionellen 
Machtkonstellationen handelt es sich um komplexe Gemengelagen unterschiedlicher for- 
maler und informeller institutioneller Arrangements, die bestimmte Maßnahmen ermögli- 
chen oder beschränken und somit den Handlungskorridor der Regierung bestimmen. Zur 
Erläuterung mögen einige Beispiele genügen: Formale Institutionen sind beispielsweise 
Amnestiegesetze, die die Strafverfolgung unterbinden, oder internationale Rechtsnormen, 
die eben diese fordern. Informelle Institutionen sind beispielsweise die konkreten Macht- 
verhältnisse, Konditionierung der Justiz, handlungsbeschränkende Ressourcenknappheit 
oder auch die Gewalt (-androhung) der Streitkräfte. Außerdem können manche informelle 
Institutionen formalisiert werden, wenn beispielsweise die alten Regimeeliten erfolgreich 
auf eine Amnestie-Lösung drängen. So würde die formale Institution Amnestiegesetz zum 
funktionalen Äquivalent der informellen Institution Putschdrohung. 

Diese Aspekte können allerdings nicht nur zur Erklärung der strategischen Erwägun- 
gen der Regierungen und des vergangenheitspolitischen Outputs und outcomes herangezo- 
gen werden, sondern auch zur Erklämng der Impacts auf die Opferorganisationen auf der 
Ebene der Wahrnehmung und des Verhaltens. Aufgrund des den Opferorganisationen eige- 
nen Bewusstseins der moralischen Überlegenheit ihrer Forderungen werden sie auch unter 
Bedingungen eines für sie ungünstigen Arrangements formaler und informeller Institutio- 
nen nicht von ihren Positionen abrücken. Ihre Kritik, die negative Einschätzung der Regie- 



Da die Datensätze des Latinobarömetro bedauerlicherweise nicht öffentlich zugänglich sind, muss im Kontext 
dieser Arbeit auf Aufsätze zurückgegriffen werden, die mit den Daten Latinobarömetro arbeiteten (Lagos 1997; 
Schneider 2001 und 2003a). 

Ein tabellarischer Überblick über die empirischen Befunde findet sich im Anhang. Aussagen über das interper- 
sonale Vertrauen macht der World Values Survey (Fragen G007 und A165) sowie Lagos 1997 [Daten aus dem 
Latinobarömetro 1996]. Das Institutionenvertrauen wurde im World Values Survey (Fragen E069-E085), bei 
Schneider 2001 und 2003a [Daten aus Latinobarömetro 1995-1998] und in LfNDP 2004a (Tab. 138 und 141) 
behandelt [Daten aus Latinobarömetro 2002 und Erhebungen des UNDP durch das Latinobarömetro 2002]. 
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rangsmaßnahmen und das konfliktive Verhalten wird aber dann ausgeprägter sein, wenn 
die Exekutive die ihr nach Einschätzung der Opferorganisationen zur Verfügung stehenden 
Spielräume nicht nutzt: 

Hypothese 7: Institutioneile Settings informeller und formaler Art beschränken und ermöglichen vergangen- 
heitspolitisches Handeln der Regierung. Je größer die Spielräume, die die Regierung nicht im Sinne der Op- 
ferorganisationen nutzt, desto größer deren Tendenz, Outputs und outcomes negativ zu beurteilen. 

Ebenso werden die Opferorganisationen gegen jede Form der informellen Einflussnahme 
protestieren - besonders dann, wenn diese durch formale Institutionalisierungen abgesichert 
und legitimiert werden sollen. 



5.2 Political Parties do matter - Die Parteiendifferenz-These 

Wie bereits erwähnt, kann die Parteiendifferenz-These des makro-akteurstheoretischen 
Ansatz der Po/icy-Forschung ebenfalls für die Erklärung der länderspezifischen Differen- 
zen nutzbar gemacht werden. In ihrer ursprünglichen Form will diese These konkrete Poli- 
tikfeldgestaltung durch die politische und weltanschauliche Ausrichtung der regierungsbil- 
denden Parteien erklären. Wir hatten bereits daraufhingewiesen, dass es auch Opferorgani- 
sationen in ihrer Haltung zur den vergangenheitspolitischen Maßnahmen nicht gleichgültig 
sein dürfte, welche Parteien die Regierung bilden und wie das Parteiensystem beschaffen 
ist. Wie kann dieser Zusammenhang konzeptionell gefasst werden? 

In liberaldemokratischen Systemen kommen politischen Parteien u.a. wichtige Mittler- 
funktionen zwischen Gesellschaft und politischem System zu: 

Sie „selektieren Interessen und transportieren sie in die politische Arena; sie bündeln und übermitteln gesell- 
schaftliche Forderungen im politischen Prozess. Einerseits tragen sie zur Artikulation der in der sozialen und 
kulturellen Struktur angelegten gegensätzlichen Interessen und gesellschaftlichen Probleme bei. Andererseits 
zwingen sie die Vertreter unterschiedlicher Interessen und Ziele zur Bündelung ihrer Forderungen und zur 
Kooperation“. (Winkler 2002: 213) 

Da die Menschenrechtsverletzungen, die es in den drei Cono ^wr-Staaten aufzuarbeiten gilt, 
unter konservativen Militärregierungen begangen wurden und die Opfer in der Regel aus 
dem linken politischen Spektrum stammen, ist davon auszugehen, dass besonders sozialisti- 
sche bzw. sozialdemokratische und kommunistische Parteien sowie in eingeschränktem 
Maß ökologische Parteien, die ebenfalls häufig linke Positionen vertreten (Ware 1996: 28), 
den Anliegen der Opferorganisationen besonders offen gegenüber stehen und somit als 
„Transmissionsriemen“ (Wiesendahl 1980: 128ff) zwischen deren Forderungen und der 
politischen Arena in Frage kommen. Ob und wie diese Parteien diese Funktion für die Op- 
ferorganisationen und für die Advocacy-Koalition , Menschenrechtsbewegung’ übernehmen, 
hängt vom Verhältnis zwischen Partei und Opferorganisationen ab. Wir wollen drei ideal- 
typische Konstellationen unterscheiden: (1) Es gibt keine linke Partei. (2) Es gibt linke 
Parteien, die sich prinzipiell den Anliegen der Opferorganisationen gegenüber offen zeigen, 
ohne dass größere wechselseitige Verbindlichkeiten bestehen. (3) Es existieren Linkspartei- 
en. Diese stehen in einem (sehr) engen Kooperationsverhältnis zu den Opferorganisationen 
bis hin zu parteipolitischen Loyalitäten der Opferorganisationen oder deren Einbindung in 
die Parteistrakturen. 

Parteien unterscheiden sich von anderen politischen Akteuren der intermediären Inter- 
essenvermittlung darin, dass sie sich an Wahlen beteiligen und grundsätzlich Regierungs- 
verantwortung anstreben. Abhängig von Wahlerfolg und Koalitionsbildung können wir drei 
Positionen unterschieden, die eine Partei im politischen System einnimmt: (1) außerparla- 
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mentarische Oppositionspartei, (2) parlamentarische Oppositionspartei und (3) Parteien mit 
Regiemngs(-mit-)verantwortung. Das Verhältnis der Linksparteien zu den Opferorganisa- 
tionen und die Position der Linksparteien im politischen System zusammenfassend können 
wir drei idealtypische Szenarien entwerfen. 



5.2.1 Erstes Szenario - das Fehlen parteipolitischer Alliierter 

Das Parteiensystem ist so strukturiert, dass keine relevante Partei klassisch linke Positionen 
vertritt und den Opferorganisationen somit kein parteipolitischer Kanal in die (außer-) par- 
lamentarische politische Arena zur Verfügung steht. Um den politischen Prozess in ihrem 
Sinne zu beeinflussen, müssen diese deshalb verstärkt auf andere Strategien zurückgreifen: 
Mobilisierungen, Demonstrationen, Beeinflussung der öffentlichen Meinung, juristische 
Druckmittel, internationale Anklage etc. 

Das Verhältnis zum politischen System ist deshalb durch einen hohen Grad an Kon- 
fliktivität geprägt. Die Opferorganisationen üben massive Kritik, wenn ihren Interessen 
nicht entsprochen wird. Mehrere Faktoren tragen dazu bei, diese Kritik noch weiter zu 
verstärken: Da sie keine parteipolitischen Loyalitäten beachten müssen, ist die Bereitschaft 
zur Kritik an Parlaments- und Regierungsentscheidungen besonders hoch. Durch mögliche 
Allianzen mit andern außerparlamentarisch-oppositionellen Akteuren übernehmen die Op- 
ferorganisationen eventuell andere nicht originär vergangenheitspolitische Forderungen und 
schließen sich der Kritik dieser ursprünglich in anderen Politikfeldem beheimateten Ko- 
operationspartner an. Es besteht so die Möglichkeit, dass die Kritik an der Vergangenheits- 
politik von der Kritik an der Regierungsperformanz in anderen Policies überlagert bzw. mit 
ihr vermischt wird. Das Fehlen linker Parteien kann dazu führen, dass andere zivilgesell- 
schaftliche Akteure diese Positionen abdecken, so dass ggf. auch die Opferorganisationen 
politische Positionen übernehmen, die nicht zum Kembestand ihrer originären Forderungen 
gehören. 



5.2.2 Zweites Szenario - lose Kooperation mit politischen Parteien 

In diesem Szenario existieren Parteien mit parlamentarischer Repräsentanz, die den Anlie- 
gen der Opferorganisationen prinzipiell offen gegenüberstehen.^’ Durch sie verfügen die 
Opferorganisationen über institutionalisierte Kanäle in den Bereich der parlamentarischen 
Politikformulierung und können in diese Prozesse besser integriert werden. Andere politi- 
sche Druckmittel wie Mobilisierungen, Gerichtsverfahren, internationaler Druck etc. sind 
nicht mehr die einzigen und bedeutendsten Methoden der politischen Einflussnahme. Das 
Verhältnis zum politischen System ist weniger konfliktiv, da die Opferorganisationen ver- 
gangenheitspolitische Entscheidungen nicht unbedingt gegen den Staat erstreiten müssen, 
sondern durchaus durch kooperative Einflussnahme den vergangenheitspolitischen Kurs 
mitgestalten können. 

Je stärker die den Opferorganisationen affinen Parteien im Parlament vertreten sind, 
desto effektiver können deren Anliegen in die Politikformulierung einfließen. Besondere 
Möglichkeiten eröffnen sich, wenn diese Parteien Regierungsverantwortung tragen. Da es 



Der Fall, dass außerparlamentarische Parteien existieren, die in loser Kooperation mit den Opferorganisationen 
stehen, kann hier vernachlässigt werden, weil er in den Effekten quasi dem ersten Szenario entspricht. 
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sich aber um ein loses Kooperationsverhältnis zwischen Opferorganisationen und Parteien 
handelt, fühlen sich die Opferorganisationen den Parteien gegenüber nicht verpflichtet und 
zögern nicht, diese zu kritisieren. Da durch die Parteien linke Positionen in anderen Politik- 
feldem artikuliert werden, sehen die Opferorganisationen wenig Notwenigkeit, sich Posi- 
tionen zu eigen zu machen, die nicht zu ihren Grundanliegen gehören. Die Opferorganisa- 
tionen, die durchaus mit anderen Akteuren der Zivilgesellschaft kooperieren, werden als 
single mwe-Organisationen fungieren. 



5.2.3 Drittes Szenario - enge Kooperation mit politischen Parteien 

Dieses Szenario ist durch ein (sehr) enges Kooperationsverhältnis zwischen Linksparteien 
und Opferorganisationen bis hin zur Einbindung in Parteistrukturen gekennzeichnet. Das 
Verhältnis ist von gegenseitigen Loyalitäten geprägt. Die Opferorganisationen können 
unter Umständen auf Infrastruktur und Ressourcen der Partei zurückgreifen. Da sich die 
Parteien für linke Politikinhalte einsetzen, konzentrieren sich die Opferorganisationen als 
single mwe-Organisationen auf ihre ureigenen vergangenheitspolitischen Forderungen. 

In diesem Szenario kommt der Position der affinen Partei innerhalb des politischen 
Systems besondere Bedeutung zu. Bei der Anbindung an eine außerparlamentarische Op- 
positionspartei fehlt Opferorganisationen der institutionalisierte parteipolitische Zugang zur 
parlamentarischen Politikformulierung. Sie werden deshalb verstärkt auf andere Methoden 
der Einflussnahme wie Mobilisierungen, Demonstrationen, Klagen etc. zurückgreifen. Da 
sie den außerparlamentarischen und nicht den Parlamentsparteien verpflichtet sind, ist die 
Bereitschaft groß, vergangenheitspolitische Maßnahmen zu kritisieren. Das Verhältnis zur 
Regierung ist eher konfliktiv. 

Die Anbindung an eine parlamentarische Oppositionspartei ermöglicht den Opferor- 
ganisationen einen parteipolitischen Zugang zum Parlament und somit die Möglichkeit, 
dort die Politikformulierung mitzugestalten. Andere politische Strategien verlieren somit an 
Bedeutung und werden ggf in Abstimmung mit der affinen parlamentarischen Partei einge- 
setzt. Die Opferorganisationen haben eher den Eindruck, in Kooperation mit dem politi- 
schen System Vergangenheitspolitik zu gestalten, und nicht permanent gegen staatliche 
Widerstände ankämpfen zu müssen. Die Parteien können den Opferorganisationen besser 
vermitteln, welche Anliegen politisch umsetzbar sind. Während die Forderungen der Opfer- 
organisationen in den anderen bisher beschriebenen Szenarien immer maximalistisch wa- 
ren, werden sie sich in diesem Fall zwischen , maximalistisch’ und , realistisch’ bewegen. 

Bei einer Anbindung an eine Partei mit Regierungsverantwortung haben die Opferor- 
ganisationen nicht nur einen Zugang zum parlamentarischen Bereich, sondern auch zu 
Regierungskreisen. Die Möglichkeit zur aktiven Mitgestaltung der Regierungspolitik ist 
hier am größten. Der Einsatz anderer politischer Mittel wie Demonstrationen, Klagen etc. 
verliert an Bedeutung und ist eventuell sogar inopportun. Aus Loyalitätsgründen werden 
die Opferorganisationen die (öffentliche) Kritik an der Vergangenheitspolitik der Regierung 
reduzieren. Die Opferorganisationen können bis zu einem gewissen Punkt nachvollziehen, 
was politisch möglich ist, und sie werden dies bei ihren Forderungen berücksichtigen. 



Bei gleichbleibender Loyalität der Opferorganisationen gegenüber der Partei, kann davon ausgegangen werden, 
dass die (Selbst-) Verpflichtung der Partei mit zunehmender politischer (Regierungs-) Verantwortung abnimmt. 
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Abb. 4: Übersicht: Verhältnis Opferorganisationen-Parteien 



Aus den Überlegungen zur Beschaffenheit des Parteienspektrums und dem Verhältnis der 
Opferorganisationen zu den Linksparteien lassen sich folgende Hypothesen für die Art und 
Weise, wie diese vergangenheitspolitische Outputs und outcomes bewerten, und für deren 
politisches Verhalten ab leiten: 

Hypothese 8: Gibt es keine den Opferorganisationen affine parlamentarische Parteien, greifen diese verstärkt 
auf andere politische Druckmittel zurück. Das Verhältnis zum Staat ist von hohem Grad an Konfliktivität ge- 
prägt, die Tendenz, vergangenheitspolitische Maßnahmen scharf zu kritisieren, ist groß. 

Hypothese 9\ Bestehen enge Verbindungen zwischen Opferorganisationen und Parteien, dann stellen die dar- 
aus resultierenden Loyalitäten eine wichtige Erklärung zur Perzeption der Vergangenheitspolitik durch die 
Opferorganisationen dar: (a) Bei einer engen Bindung an eine außerparlamentarische Oppositionspartei nimmt 
die Tendenz zu, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, (b) Bei enger Anbindung an 
Parteien mit Regierungsverantwortung nimmt die Tendenz, vergangenheitspolitische Entscheidungen öffent- 
lich zu kritisieren, ab. 

Zur Bestimmung des Parteiensystems in den jeweiligen Ländern werden neben der histo- 
risch-genetischen Perspektive v.a. die Zahl der effektiven Parteien (Laakso/Taagepera-In- 
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dex) (Laakso/Taagepera 1979), der Grad der ideologischen Polarisierung sowie die Stimm- 
bzw. Sitzanteile linker Pareien bei den Parlamentswahlen herangezogen.^^ 



6. Zusammenfassung 

Die Ausgangsfrage dieser Arbeit war die nach den Impacts von Vergangenheitspolitik auf 
die Opferorganisationen als eine der zentralen Zielgruppen und als bedeutende Akteure im 
Politikfeld Vergangenheit. Dieser Impact wurde differenziert in die Ebene der Perzeption 
und Bewertung und die Ebene des Verhaltens. Im Laufe dieses Kapitels wurden unter- 
schiedliche Überlegungen angestellt, um das Verhältnis von Vergangenheitspolitik und der- 
en Auswirkungen auf die Opferorganisationen näher zu bestimmen. Die in diesem Zusam- 
menhang formulierten Hypothesen sollen im Folgenden rekapituliert, hierarchisiert und in 
einem dreistufigen Untersuchungsansatz systematisiert werden. 

In einem ersten Schritt wurden zwei Ausgangshypothesen formuliert, die von einem 
direkten Kausalzusammenhang zwischen der Art der Vergangenheitspolitik bzw. ihren 
Ergebnissen und den Auswirkungen auf die Opferorganisationen ausgehen.^"' Aber bereits 
in diesem Zusammenhang wurde auch auf die Grenzen der Erklärungskraft dieser Hypothe- 
sen hingewiesen. Es zeigt sich, dass die vergangenheitspolitischen Strategien die Auswir- 
kungen auf die Opferorganisationen nur partiell erklären. Zwei empirische Phänomene 
bedürfen der weiteren Erklärung: (1) Die den Opferorganisationen gemeine, länderüber- 
greifende Tendenz, die Vergangenheitspolitik der unterschiedlichen Regierungen negativ 
zu bewerten, und (2) die länderspezifischen Perzeptionsdiskrepanzen. 

Zur Erklärung dieser Befunde wurde eine zweite Analyse-Ebene eröffnet, in der das 
Politikfeld als solches und die Rolle der Opferorganisationen innerhalb dieser Policy in den 
Blick genommen werden. Die Gründe für die allgemeine Neigung der Opferorganisationen, 
die Vergangenheitspolitik tendenziell eher negativ wahrzunehmen und zu bewerten werden 
in der Beschaffenheit des Politikfelds Vergangenheitspolitik und in der Rolle, die den Op- 
ferorganisationen in diesem Politikfeld zukommt, vermutet. Darauf nehmen v.a. die Hypo- 
thesen 3 und 4 Bezug.^^ Diese vermuteten Zusammenhänge dienen v.a. dazu, die län- 
derübergreifenden empirischen Phänomene zu erklären. In komparativer Hinsicht bleibt 
ihre Reichweite aber begrenzt, da sich die Politikfeld-Charakteristika in den drei Ländern 
gleichen. In vergleichender Perspektive könnte H 4 dann zur Erklärung der länderspezifi- 



Informationen zum Polarisiemngsgrad werden der einschlägigen Literatur zur lateinamerikanischen Parteienfor- 
schung entnommen, Wahldaten etc. finden sich in Noblen 2005b. 

Hf. Je mehr sich die konkrete vergangenheitspolitische Strategie dem Idealtypus II annähert, desto größer die 
Zufriedenheit der Opferorganisationen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Verhältnis dieser 
Gruppen zur Regierung. Je mehr sich die Vergangenheitspolitik am Idealtypus I orientiert, desto unzufriedener die 
Opferorganisationen und desto konfliktiver das Verhältnis zur Regierung. 

H 2 '. Je mehr Aufarbeitungserfolge erzielt wurden, desto größer die Zufriedenheit der Opferorganisationen mit der 
Regierungspolitik und desto kooperativer das Verhältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je geringer die Aufarbei- 
tungserfolge, desto unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Verhältnis zur Regierung. 

H 3 . Eine Aufarbeitung bestimmter Aspekte der autoritären Vergangenheit (i.S. des Idealtypus II) findet nur statt, 
wenn es Opferorganisationen gibt, die die Interessen und Forderungen der jeweiligen Opferkategorie bündeln und 
artikulieren sowie deren Umsetzung einfordem. Die Existenz solcher organisierter Interessen stellt die Bedingung 
der Möglichkeit dar. 

H 4 . Wenn die Opferorganisationen häufig die Initiativ-Funktion für vergangenheitspolitische Maßnahmen über- 
nehmen und/oder wenn sie häufig andere Initiativen zu verhindern suchen müssen, die eine Verdrängung der 
Vergangenheit (i.S. des Idealtypus I) zum Ziel haben, verstärkt sich die konfliktiv-kritische Haltung gegenüber der 
Regierung und somit die Tendenz, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes negativ zu bewerten. 
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sehen Untersehiede beitragen, wenn sieh zeigen würde, dass es signifikante Untersehiede 
bezüglieh der Rolle der Opferorganisationen in den drei Ländern gäbe. 

Die länderspezifisehen Untersehiede fokusierend werden in einer dritten Analyse- 
Ebene die Kontexte untersueht, in denen die Opferorganisationen agieren, um damit die 
Perzeptionsdifferenzen zu erklären. Auf dieser Ebene werden drei Aspekte in den Bbek 
genommen: (a) Landestypisehe kulturell-institutionelle Aspekte, (b) institutionelle und (e) 
akteurstheoretisehe Faktoren. Zu (a): Bestimmte kulturell-institutionelle Aspekte formen 
die Wahrnehmung der Opferorganisationen und somit deren Bewertung der Vergangen- 
heitspolitik sowie deren politisehes und strategisehes Verhalten vor und prägen es. Zusam- 
menhänge werden hier v.a. mit landestypisehen Konffikt-ZKonsensmustem und dem Grad 
des gesellsehaftliehen Vertrauens vermutet, die als kognitive Perzeptionsfilter sowohl die 
Wahrnehmung, Bewertung und Präferenzzuweisung als aueh die Flandlungsmuster der 
Opferorganisationen beeinflussen.^^ 

Zu (b): Neben diesen allgemeinen und politikfeldunabhängigen kulturellen Aspekten 
wird ein Zusammenhang vermutet zwisehen den Impacts auf die Opferorganisationen und 
dem /jo/icy-relevanten institutioneilen Setting (formaler wie informeller Art), das den Fland- 
lungskorridor der untersehiedliehen Akteure beeinflusst.^^ 

Zu (e): Die Opferorganisationen bewegen sieh nieht alleine und isoliert in diesen kul- 
turellen Kontexten und institutionell bestimmten Flandlungskorridoren. Es besteht vielmehr 
prinzipiell die Mögliehkeit, dass sie strategisehe Kooperationen mit anderen Akteuren ein- 
gehen. Besondere Bedeutung seheint hier den politisehen Parteien zuzukommen, die als 
, Transmissionsriemen’ zwisehen Gesellsehaft und politisehem System fungieren. Es wird 
deshalb ein Zusammenhang zwisehen dem Verhältnis zu den politisehen Parteien und der 
Art und Weise vermutet, wie die Opferorganisationen Vergangenheitspolitik wahmehmen, 
bewerten und in weleher Form sie in diesem Politikfeld agieren. Es ist davon auszugehen, 
dass die Art der Kritik an der Vergangenheitspolitik der Regierung und die politisehe Ein- 
flussnahme unter bestimmten Umständen im Zusammenhang steht mit parteipolitisehen 
Loyalitäten und der politisehen oder ideologisehen Prägung der Opferorganisationen. Eben- 
so wird vermutet, dass das Fehlen parteipolitiseher Alliierter Einfluss auf die Art der Kritik 
und der politisehen Einflussnahme hat.^* 



Hs'. Je stärker der nationale kulturelle Kontext, in dem Opferorganisationen agieren, durch Traditionen der 
konfliktiven Lösung gesellschaftlicher und politischer Probleme geprägt ist, desto größer die Tendenz der Opfer- 
organisationen, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, und desto größer die Wahr- 
scheinlichkeit, dass sie ihrerseits konfliktive Strategien wählen, um den politischen Prozess in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. 

Hs'. Je stärker ausgeprägt das gesellschaftliche Misstrauen im nationalen kulturellen Kontext, in dem Opferorgani- 
sationen agieren, desto größer ist deren Neigung, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes negativ zu be- 
werten. 

Hf. Institutioneile Settings informeller und formaler Art beschränken und ermöglichen vergangenheitspolitisches 
Handeln der Regierung. Je größer die Spielräume, die die Regierung nicht im Sinne der Opferorganisationen nutzt, 
desto größer deren Tendenz, Outputs und outcomes negativ zu beurteilen. 

Hs'. Gibt es keine den Opferorganisationen affine parlamentarische Parteien, greifen diese verstärkt auf andere 
politische Druckmittel zurück. Das Verhältnis zum Staat ist von hohem Grad an Konfliktivität geprägt, die Ten- 
denz, vergangenheitspolitische Maßnahmen scharf zu kritisieren, ist groß. 

Hg'. Bestehen enge Verbindungen zwischen Opferorganisationen und Parteien, dann stellen die daraus resultieren- 
den Loyalitäten eine wichtige Erklärung zur Perzeption der Vergangenheitspolitik durch die Opferorganisationen 
dar: (a) Bei einer engen Bindung an eine außerparlamentarische Oppositionspartei nimmt die Tendenz zu, den 
vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, (b) Bei enger Anbindung an Parteien mit Regie- 
rungsverantwortung nimmt die Tendenz, vergangenheitspolitische Entscheidungen öffentlich zu kritisieren, ab. 
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stufe 1 

A usgangshypothesen 

Direkter Zusammenhang zwischen Vergangenheitspolitik bzw. Politikergebnissen und Impact auf die Opferor- 
ganisationen (Hl und H 2 ) 



▼ 

Stufe 2 

Politikfeld 

Politikfeld-Charakteristika (H3) und Rolle der Opferorganisationen im Politikfeld (H4) 



▼ 

Stufe 3 

Handlungskontext 

Kulturelle Faktoren: Konflikt-ZKonsenstraditionen (H5) und gesellschaftliches Vertrauen (H6) 
Institutioneile Faktoren: Handlungskorridor (H?) 

Akteurstheoretische Faktoren: Parteien und strategische Kooperation (Hg und H9) 

Abb. 5: Schematische Darstellung der Analyse-Stufen 

Wie bereits eingangs dargelegt, stehen die vergangenheitspolitischen Impacts auf die Op- 
ferorganisationen (i.S. von Perzeption/Bewertung und der Verhaltensebene) im Mittelpunkt 
der Analyse. Sie sind die primären abhängigen Variablen/Exp lananda. Die Ebene des Ver- 
haltens der Opferorganisationen und ihres strategischen Handelns aber stellt ihrerseits zu- 
gleich ein wichtiges Explanans für die konkrete Ausgestaltung der Vergangenheitspolitik 
dar, weil die Opferorganisationen im Politikfeld Vergangenheitspolitik eine wichtige Rolle 
für die Ausgestaltung dieser Policy und für die prozeduralen Aspekte spielen. Vergangen- 
heitspolitik (hier besonders die Aufarbeitung bestimmter Aspekte der belasteten Vergan- 
genheit) wird in diesem Zusammenhang zur abhängigen Variable. Die zentralen abhängi- 
gen Variablen und die Hypothesen, die auf sie Bezug nehmen, sind in der Abb. 6 zusam- 
menfassend dargestellt. 
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Abb. 6: Abhängige Variablen 
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Teil II: Fallanalysen 



A Fallanalyse: Argentinien 



1. Einleitung 

1. 1 Argentinien - eine Konflikt-Gesellschaft 

„Argentina is a paradox.” urteilt Paul H. Lewis (2000: 95), „On the one hand, it is one of 
the world’s wealthier nations. [...] On the other hand, Argentina has been a political fail- 
ure.“ In der Tat gehörte Argentinien zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu den weltweit wich- 
tigsten Handelsnationen, die v.a. mit den Export von Agrargütem erfolgreich wurde. 
Gleichzeitig aber prägten seit jeher Konflikte die argentinische Geschichte: Nachdem 1810 
der spanische Vizekönig abgesetzt worden war, dauerte es über 40 Jahre bis eine Verfas- 
sung verabschiedet wurde. Erst 1862 wurde Bartolome Mitre als erster Präsident der Nation 
ins Amt eingeführt. Die darauf folgenden Jahrzehnte waren von politischer Stabilität und 
wirtschaftlichem Wachstum sowie einer massiven europäischen Immigration geprägt, die 
das Anwachsen der Mittelschichten verstärkte. 

In diesen Mittelschichten war die 1890 gegründeten Union Civica Radical (URC) be- 
heimatet. Diese erste nicht-aristokratische Partei boykottierte bis 1912 alle Wahlen und 
versuchte stattdessen dreimal, durch Rebellionen die Macht zu erlangen (Snow 1979: 99- 
104). Eine 1894 gegründete Sozialistische Partei konnte sich nicht etablieren, da einerseits 
die Wahlen manipuliert wurden und andererseits die Arbeiterschaft zu knapp zwei Dritteln 
aus nicht wahlberechtigten Immigranten bestand. Da Arbeiterinteressen über Parteikanäle 
nicht artikuliert werden konnten, wurden außerparlamentarische anarchistische und anar- 
cho-syndikalistische Tendenzen zur dominierenden Kraft innerhalb der Arbeiterbewegung. 
Zahlreiche und oft gewaltsame Proteste wurden zu dem Mittel, mit dem die Arbeiter ver- 
suchten, ihre Interessen durchzusetzen (McGuire 1995: 205f ). 



1.1.1 Chronische politische Instabilität 



„In our society, the building of democracy could not be viewed simply as a process of restauration; it was es- 
sentially a process of creating new institutions and implementing new routines, new habits, and new ways for 
people to live together. It was not the matter of reconstructing a System that Ilmctioned well until it was inter- 
rupted by authoritarianism, but of establishing new foundations for an authentic democratic System, some- 
thing that we had never Iiilly archived.“ (Alfonsin 1993: 15) 

Seit den 1930er Jahren war die politische Geschichte der Nation von politischer Instabilität 
und Konflikten geprägt: So regierten im 20. Jahrhundert 35 Präsidenten, von denen ledig- 
lich zehn durch freie Wahlen ins Amt kamen. Die durchschnittliche Mandatsdauer lag bei 
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2,5 Jahren. 16 der 24 amtierenden Präsidenten der Jahre 1930-83 waren Generäle. Von 
1929 bis 1999 war die Legislative über insgesamt 23 Jahre aufgelöst. Von 1919 an wurde 
Argentinien 12.814 Tage diktatorisch und 18.232 Tage demokratisch regiert (Carreras 
1999: 58f.; Lewis 2000: 95; APDH 2003: 6f). Die politischen Parteien waren keinesfalls 
Opfer dieser politischen Konflikte, sondern oft deren Ursache: Da sie häufig nicht gewillt 
waren, nach Wahlniederlagen die Rolle einer loyalen Opposition zu übernehmen, versuch- 
ten sie mit Hilfe der Streitkräfte die - in ihren Augen - illegitime Regierung abzusetzen 
(Snow 1979: 1 12). Diese Krisen polarisierten auch die argentinische Gesellschaft: 

„Failure, rather than inducing the Argentines to unify, has tended to polarize them. Fach group in society 
tends to blame the others and calls for drastic Solutions to reverse the downward slide. Instead of building up a 
Stahle constitutional order [...] Argentina has become a paradise of ideologial intransigents.“ (Lewis 2000: 97) 

Die ideologische Starrhalsigkeit und fehlende politische Kompromissbereitschaft sowie die 
historischen, politischen und gesellschaftlichen Erfahrungen geben Peter Snow (1979: 98) 
Recht, wenn er Argentinien eine „conflict society“ nannte. Mit der Absetzung der Regie- 
rung durch die Streitkräfte 1943 begann der Aufstieg Juan Domingo Peröns, einer der schil- 
lerndsten Persönlichkeiten der argentinischen Politik. 



1.1.2 Von Perön bis zum Militärputsch 

Der aus den Reihen der Streitkräfte stammende Caudillo Perön stützte seine Macht auf drei 
Säulen: Die Streitkräfte, die Arbeiterschaft mit den von ihm kontrollierten Gewerkschaften 
und schließlich die katholische Kirche. Charakteristisch für den Peronismus war die Kon- 
zentration auf die charismatische Figur Peröns und seine Ehefrau Eva, der ausgeprägte 
Antikommunismus sowie das starke sozialpolitische und häufig patemalistische Engage- 
ment für Arbeiter und Arme (Carreras 1999: 81-96). Als in den 50er Jahren die Unterstüt- 
zung durch die Streitkräfte und die Kirche wegbrach, musste Perön nach der sog. Revoluci- 
ön Libertadora, einem Putsch der Streitkräfte im Jahr 1955, ins spanische Exil fliehen. 
Seine Anhänger wurden verfolgt und teilweise hingerichtet, die Peronistische Partei verbo- 
ten. Perön steuerte seine Bewegung von Spanien aus weiter, von wo er seine Anhänger zu 
Sabotage und zur Bildung militanter Gruppen aufforderte, um so seine Rückkehr zu er- 
zwingen (Heinz 1999a: 61 If und 2001: 85). 

Von 1969 an nahmen die Aktivitäten der Guerilla zu: Die 1968 gegründeten peronisti- 
schen Montoneros verfolgten das Ziel der nationalen Befreiung und wollten die Rückkehr 
Peröns aus dem Exil erreichen. Sie entführten u.a. den ehemaligen de /acto-Präsidenten 
General Pedro Arambum und richteten ihn wegen Verbrechen gegen das argentinische 
Volk hin. Sie finanzierten sich hauptsächlich durch Entführungen und Schutzgelderpres- 
sungen. Mit großem Rückhalt in der Bevölkerung gelang es ihnen, Strukturen zu schaffen, 
die u.a. geheime Verstecke, Krankenhäuser und Waffenlager umfassten (Heinz 1999a: 
622ff). Das 1970 gegründete trotzkistisch-guevarristische Ejercito Revolucionario del 
Pueblo (ERP), das sich als bewaffneter Arm des Partido Revolucionario de los Trabajado- 
res (PRT) verstand, begann 1974 einen Guerilla-Krieg in den Bergen um Tucumän, der 
1975 von den Streitkräften niedergeschlagen wurde.' 

Die Montoneros stellten ihre Terroranschläge erst 1973 ein, als die Peröns Partei wie- 
der zu den Wahlen zugelassen wurde und Perön selbst nach politischen Winkelzügen nach 
Argentinien zurückkehrte. Dass sich während seiner Abwesenheit die peronistische Be- 



' Vgl. San Martine de Dromi 1988/11: 54f. und 121f. Zum ERP siehe auch Martini 1995; Anguita/Caparrös 1997f. 
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wegung gespalten hatte, zeigte sieh besonders am Tag seiner Ankunft, als bei bewaffneten 
Auseinandersetzungen zwisehen Reehts- und Linksperonisten zwölf Mensehen getötet und 
300 verletzt wurden (Heinz 1999a: 636). Perön restmkturierte die Bewegung unter konser- 
vativen Vorzeiehen, was dazu führte, dass der linke Flügel der Montoneros, der sieh von 
Perön benutzt fühlte, unter der Führung von Mario Firmenieh den bewaffneten Kampf 
wieder aufnahm. Als Perön, der 1973 erneut zum Präsidenten gewählt worden war, am 1. 
Juli 1974 im Alter von 79 Jahren starb, übernahm seine dritte Ehefrau und bisherige Vize- 
präsidentin Isabell die Regierungsgesehäfte. 

Die Gewalt stieg naeh dem Tod Peröns weiter an. Die von Jose Löpez Rega, dem So- 
zialminister und engen Berater Isabell Peröns, gegründete Alianza Anticomunista Argentina 
(AAA, oder Triple A), die teilweise aus öffentliehen Mitteln finanziert wurde, tötete rund 
200 Montoneros, 20.000 Studenten wurden aus politisehen Gründen exmatrikuliert und 
zahlreiehe Lehrstühle gesehlossen (Klimmeek 1991: 38f; Moyano 1991). Die Aktivitäten 
der Guerilla beeinträehtigten das Leben in Argentinien massiv. Kein anderes lateinamerika- 
nisehes Land hatte so viele Todesopfer terroristiseher Gewalt zu beklagen. Die Sehätzun- 
gen über die Zahl der getöteten Guerilleros sehwanken zwisehen 4.000 und 6.000. Von 
1970 bis 1975 verübten Todessehwadrone 97 Entführungen und 744 Morde (Heinz 1999a: 
632f; Moyano 1991: 47). Der Präsidentin entglitt die Situation immer mehr: Sie verhängte 
im November 1974 den Ausnahmezustand, der erst 1983 aufgehoben werden sollte. Anfang 
1975 beauftragte sie die Streitkräfte mit der Niedersehlagung der Guerilla in der Provinz 
Tueumän. Ihre Sehwäehe war evident, so dass versehiedene Seiten ihr den Rüektritt nahe- 
legten. General Jorge Rafael Videla, der Oberkommandierende des Heeres, setzte der Re- 
gierung in seiner Weihnaehtsbotsehaft an die Truppe eine Dreimonatsfrist, um die Krise im 
Land zu lösen (Munk 1998: 50). Somit kam der Putseh keineswegs unerwartet: Am Vortag 
beriehteten die Zeitungen offen über den Ablauf der Frist und die Nation erwartete die 
Intervention der Streitkräfte. 



1.2 Die argentinische Militärdiktatur 

1.2.1 Politisehe Entwieklung 

So putsehten am 24. März 1976 die Militärs gegen Isabell Perön und leiteten somit die Zeit 
der größten politisehen Gewalt in der Gesehiehte des Landes ein. Der Proceso de Reorga- 
nizaciön Nacional, wie die Militärs die Diktatur euphemistiseh nannten, hatte gemäß der 
Acta de Objectivos das Ziel, die moralisehen Werte der Nation, die nationale Sieherheit und 
ökonomisehe Effizienz sowie die authentiseh-repräsentative Demokratie wieder herzustel- 
len (Pion-Berlin 1985: 57). Um das Land vor Subversion, Anarehie und Korruption zu 
retten, lösten die Militärs die Provinz- und Nationalparlamente auf, entließen alle Gouver- 
neure, Bürgermeister, die Riehter am Obersten Geriehtshof, verboten die politisehen Akti- 
vitäten der Parteien und unterstellten die Untemehmerverbände und Gewerksehaften militä- 
riseher Aufsieht (Birle 1995: 146; Floria/Gareia 1989: 241f). Die Kommandierenden der 
drei Teilstreitkräfte bildeten die Junta Militär, General Videla wurde zum Präsidenten 
ernannt. Das Land wurde in Zonen und Sub-Zonen aufgeteilt, die den untersehiedliehen 
Teilstreitkräften und Truppenteilen unterstellt waren (Mittelbaeh/Mittelbaeh 2000). Dureh 
Kontrolle, Repression, Zensur hatten die Streitkräfle das Land und die Gesellsehafl inner- 
halb kürzester Zeit unter Kontrolle. Besonders der Kampf gegen die Subversion wurde mit 
aller Härte vorangetrieben. William Smith (1991: 232) formuliert dazu spitz: „By the end of 
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1977 or early 1978, the ostensible eause of the military’s harsh repression - revolutionary 
guerrilla groups and their ‘sympathizers’- had been made to ‘disappear’, both literally and 
figuratively.” 

Die neoliberale Wirtsehaftspolitik war die zweite Säule der Strategie der Militärs. Das 
Wirtsehaftsressort wurde zum Superministerium und der Minister Jose Martinez de Hoz 
neben Videla zum mäehtigsten Mann im Land. Mit Privatisierungen und monetaristiseher 
Steuerung sollte die Hyperinflation bekämpft werden. Tarifabkommen wurden weitgehend 
aufgehoben, staatliehe Subventionen gekürzt ete. So sollten jene Wirtsehaftszweige diszi- 
pliniert werden, die der Subversion eine Grundlage geboten hatten. Die gewünsehten Erfol- 
ge blieben allerdings aus. Als 1980 vier Großbanken kollabierten, die rund 8% der Finanz- 
reserven des Landes beherbergten, versehlimmerte die Wirtsehafts- und Finanzsituation 
weiter: So wurde beispielsweise der Peso im Jahr 1981 um 600% abgewertet, die Reallöhne 
sanken um 19,2% (Roek 1987: 368-375). 

Tumusgemäß übergab General Videla Ende März 1981 das Präsidentenamt an General 
Viola, der für eine leiehte politisehe Öffnung optierte: Er tolerierte die informelle Arbeit 
der Parteien, zeigte sieh gegenüber der sieh langsam reorganisierenden Opposition dialog- 
bereit und stellte Wahlen für das Jahr 1984 in Aussieht. Die Opposition wusste die neuen 
Handlungsspielräume zu nutzen: Im Juli 1981 formierte sieh das Parteienbündnis Mw/ft/Jar- 
tidaria Nacional, das die Rüekkehr zur Demokratie forderte. Diese Entwieklung verstärkte 
den Elitendissens innerhalb der Junta und führte im Dezember 1981 zu einem , Palast- 
putseh’ innerhalb der militärisehen Führungselite, bei dem Viola dureh den hardliner Gen- 
eral Leopolde Galtieri ersetzt wurde. 

Dieser versuehte erfolglos die begonnene Öffnung rüekgängig zu maehen. Als die ge- 
sellsehaftliehen Proteste immer stärker wurden und Streiks das Land lähmten, besehlossen 
die Militärs die Invasion der seit 1833 von Großbritannien besetzten und von Argentinien 
beanspruehten Falkland-Inseln/Malvinas. Die Strategie der Militärs ging kurzfristig auf: 
Dureh die patriotisehen Emotionen trat die innenpolitisehe Situation vorübergehend in den 
Hintergrund. Die Gewerksehaften, die noeh kurz zuvor in Buenos Aires gegen die Regie- 
rung demonstriert hatten, sehlossen sieh den nationalen Gefühlen an und unterstützten die. 
Regierung. Da die Militärs nieht mit der Gegenwehr Großbritanniens gereehnet hatten, war 
die Invasion nieht gründlieh geplant. Weder die Führung noeh die Soldaten selbst waren 
auf Kampfhandlungen vorbereitet. Als die britisehe Regierung ihre Flotte in den Südpazifik 
sehiekte und sieh die militärisehe Niederlage abzeiehnete, sehlug die Stimmung im Land 
endgültig um. Die Streitkräfte hatten nieht nur den Krieg, sondern vor allem aueh ihr Anse- 
hen verloren. Dureh Korruption und Planungsfehler waren sie nieht nur politiseh und mora- 
liseh delegitimiert: Sie hatten aueh in der Kriegsführung, ihrem ureigensten Kompetenzbe- 
reieh, versagt. Die wenig ruhmreiehe Kapitulation der Truppen passte nieht in das Bild der 
heroisehen Vaterlandsverteidiger, als die sieh die Streitkräfte gerne darstellten. 

Galtieri musste zurücktreten, Luftwaffe und Marine zogen sich aus Protest aus der 
Junta zurück, der Heeresgeneral Bignone wurde der vierte Präsident innerhalb von 16 Mo- 
naten. Er versuchte erfolglos, die nicht mehr abzuwendende Transition im Sinne der Mili- 
tärs zu steuern (Novaro/Palermo 2003: 461-484). Ende April 1983 veröffentlichten die 
Streitkräfte das Documenta Final, in dem sie die ihre Leistungen im Kampf gegen die Sub- 
version, mit dem sie von der Regierung Isabell Perön beauftragt worden waren, herausstell- 
ten.^ Einen Monat vor den Wahlen erließen die Militärs mit der sogenannten Ley de Pacifi- 



^ Vgl. Documento Final 1983 [in englischer Übersetzung auszugsweise in Heinz/Frühling 1999: 842ff.]; siehe 
auch Straßner 2006. 



76 




caciön Nacional (Ley N° 22.924) ein Amnestiegesetz, das sie vor eventuellen strafrechtli- 
chen Konsequenzen schützen sollte. 

Im Wahlkampf konkurrierten der Menschenrechtsanwalt Raul Alfonsin für die Union 
Civica Radical und Italo Luder, der Kandidat der Peronisten. Die Wahlprogramme der 
beiden Parteien waren ähnlich. Alfonsin konnte aber im April Absprachen zwischen den 
Militärs und den Peronisten nachweisen: Die Militärs wollten die Peronisten unterstützen, 
welche im Gegenzug von der Untersuchung des Schicksals der Verschwundenen absehen 
sollten (Rock 1987: 388f). Am 30. Oktober 1983 entschied Alfonsin die Wahl mit 51,75% 
für sich. Luder erhielt 40,16% der Stimmen. Die Amtsübergabe erfolgte am 10. Dezember 
1983 - dem Internationalen Tag der Menschenrechte. 



1 .2.2 Die Menschenrechtsverletzungen der Diktatur 



„a los delitos de los terroristas, las Fuerzas Armadas respondieron con un terrorismo infinitamente peor que el 
combatido, porque desde el 24 de marzo de 1976 contaron con poderios y la impunidad del Estado absoluto, 
secuestrando, toiturando y asesinando a miles de seres humanos. [...] tenemos la certidumbre de que la 
dictadura militar produjo la mas grande tragedia de nuestra historia, y la mäs salvaje.“ (CONADEP 1984: 7) 

Von den drei hier untersuchten Militärdiktaturen war die argentinische die kürzeste, aber 
auch die blutigste. Die Zahlen der massiven Menschenrechtsverletzungen und der (Todes-) 
Opfer liegen über denen Chiles und Uruguays. 



(1) Hingerichtete (Ejecutados PoHticos) 

(2) Verschwundene {Detenidos Desaparecios) 

(3) Verschwundene Kinder (Ninos Desaparecidos) 

(4) Exilierte {Exiliados) 

(5) Entlassene {Exonerados PoHticos) 

(6) Politische Gefangene {Presos PoHticos) 



ca. 1.200 

ca. 13.500 (dokumentiert, davon von der CONADEP 
8.961) bis ca. 30.000 (geschätzt) 

ca. 500 

ca. 500.000 (geschätzt) 
k. A. 

ca. 30.000, davon ca. 7.000 Langzeithäftlinge (geschätzt) 



Tabelle 1: Repressionsopfer in Argentinien (1976-1983) 



Quellen: (1) Fuchs 2003: 112; (2) CONADEP 1984: 293; Interview Nr. 22 mit Rodolfo Mattarollo; (3) Fuchs 
2003: 115; (4)+(6) King 1989: 1062, Tab. 3507. 



Die Repression in Argentinien war durch ein hohes Maß an Klandestinität gekennzeichnet: 
Es gab beispielsweise kein Äquivalent zum chilenischen Estadio Nacional, in dem die 
politischen Gefangenen für die (Welt-) Öffentlichkeit sichtbar eingepfercht waren. Auch 
versuchten die Behörden nicht, ihren Praktiken durch Kriegsgerichte o.ä. einen legalen 
Anschein zu verleihen. Vielmehr leugneten die Streitkräfte jede Verbindung mit den Ver- 
haftungen etc. Die Operationen wurden häufig von Einsatzkommandos in Zivilkleidung 
und mit zivilen Fahrzeugen ohne Kennzeichen durchgeführt. Örtliche Polizeieinheiten 
wurden oftmals im Vorfeld informiert und zur Zurückhaltung angewiesen. Bei den Entfüh- 
rungen wurden auch häufig die Wohnungen der Opfer verwüstet und deren Besitz als 
Kriegsbeute {botin de guerm) geraubt (CONADEP 1984: 17-22). 
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Durch die administrative Aufteilung des Landes in Zonen und Sub-Zonen und die Zu- 
ständigkeit einzelner Truppenteile für diese Bezirke hatte die argentinische Repression 
einen dezentralen Charakter. Landesweit gab es rund 340 geheime Haftzentren, in denen 
missliebige Personen gefangen gehalten und gefoltert wurden. Viele dieser Verschleppten 
verschwanden anschließend (CONADEP 1984: 54-78). 

Aus offensichtlichen Gründen ist die Zahl der Personen, die entführt wurden und die 
seither nie wieder aufgetaucht sind, schwer zu eruieren. Die Menschenrechtsbewegung geht 
von 30.000 Verschwundenen aus. Die von Alfonsin eingesetzte Wahrheitskommission kon- 
nte 8.961 Fälle dokumentieren, räumte aber selbst ein: „es - inevitablemente - una lista 
abierta.“ (CONADEP 1984: 293). Mittlerweile wurden von offiziellen Stellen ca. 13.500 
Verschwundene erfasst.^ Keines dieser Opfer wurde aufgrund eines offiziellen Urteils hin- 
gerichtet. Viele Leichen oder sedierte Häftlinge wurden aus Hubschraubern und Flugzeu- 
gen über dem Meer oder dem Rio de la Plata abgeworfen (Verbitzki 1995; CONADEP 
1984: 235f ). Zahllose Leichen wurden in Massengräbern beigesetzt oder verbrannt."* Arbei- 
ter und Angestellte machen 48,1% der Verschwundenen aus, 10,7% waren Akademiker, 
21% Studenten. 81,39% waren zwischen 16 und 35 Jahre alt. Im Vergleich zu den anderen 
beiden Ländern lag der Frauenanteil mit 30% besonders hoch. Rund 10% der Frauen waren 
zum Zeitpunkt ihrer Entführung schwanger (CONADEP 1984: 294ff). 

Zu den barbarischsten Verbrechen des argentinischen Staatsterrorismus gehörte die 
Praxis, schwangere Gefangene bis zur Geburt des Kindes am Leben zu lassen und anschlie- 
ßend zu töten, während die Kinder häufig von Militärangehörigen oder Bekannten der Fol- 
terer adoptiert oder unter falscher Identität als eigene Kinder eingetragen wurden. Ähnlich 
wurde mit Kleinkindern verfahren, die zusammen mit ihren Eltern verschleppt worden 
waren. Die CONADEP registrierte 172 solcher Fälle, offizielle Stellen und die Abuelas de 
Plaza de Mayo gehen heute von bis zu 500 solcher illegaler Adoptionen aus (CONADEP 
1984: 299ff; Fuchs 2003: 115). Neben diesen Menschenrechtsverletzungen standen außer- 
gerichtliche Exekutionen, willkürliche Verhaftungen und Folter auf der Tagesordnung. Es 
wurden schätzungsweise 30.000 Menschen aus politischen Gründen inhaftiert. Bei rund 
7.000 Personen dauerte die Haft länger als einen Monat. Rund eine halbe Million Argenti- 
nier musste als direkte oder indirekte Folge der Repression ins Exil fliehen (King 1989: 
1062). 



13 Das postautoritäre Argentinien 

Im Folgenden werden weitere für die Analyse des Politikfelds Vergangenheitspolitik und 
für die Überprüfung der vermuteten Zusammenhänge notwendige Informationen zusam- 
mengetragen: die zentralen HJvocacy-Koalitionen; die Opferorganisationen; die Struktur 
des argentinischen Parteiensystems und empirische Daten zum gesellschaftlichen Vertrauen 
im postautoritären Argentinien. 



^ Interview Nr. 22 mit Rodolfo Mattarollo. 

^ So stieg auf dem größten Friedhof in Buenos Aires in den Jahren der starken Repression die Zahl der Feuerbe- 
stattungen sprunghaft an. Im Jahr 1974 wurden 13.120 Verstorbene verbrannt, in den Jahren 1978 und 1979 stieg 
die Zahl auf mehr als 30.000 pro Jahr an und ging 1980 wieder auf 21.381 zurück (Poneman 1988: 68f). 
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1.3.1 Die argentinische ^ Jvocac>’-Koalition , Menschenrechtsbewegung’ 

Die Advocacy-Yj3&\\t\on setzt sich aus einer Reihe Opfergruppiemngen und Menschen- 
rechtssorganisationen zusammen, wobei diese fast alle während der Zeit der Diktatur ge- 
gründet wurden.^ Mit Ausnahme der seit 1937 existierenden und der Kommunistischen 
Partei nahe stehenden Liga Argentina por los Derechos del Hombre (LADH) entstanden 
die argentinischen Menschenrechtsorganisationen als Reaktion auf die politische Gewalt 
der 70er Jahre: 1975 wurde die Asamblea Permanente por los Derechos Humanos (APDH) 
gegründete, die anfangs in ihren Reihen Vertreter unterschiedlicher Weltanschauungen und 
Parteien (u.a. Raul Alfonsin) vereinigte, im Lauf der Jahre aber engere Verbindungen zur 
UCR aufnahm. Im Jahr 1980 bildete sich aus den Reihen der APDH das CELS (Centro de 
Estudios Legales y Sociales), das eine klarere Verurteilung des Staatsterrorismus forderte. 
Einige der führenden Persönlichkeiten des CELS waren Angehörige von Verschwundenen. 
Nach dem Ende der Diktatur weitete das CELS sein Themenspektrum aus und wurde zur 
wichtigsten Menschen- und Bürgerrechtsorganisation Argentiniens. 

Mitte der 70er Jahre entstanden zwei religiös geprägte Menschenrechtsorganisationen: 
Das Movimiento Ecumenico por los Derechos Humanos (MEDH), das von Seelsorgern 
gegründet wurde, um den Verfolgten außerhalb des engen institutioneilen Rahmens ihrer 
Kirchen pastoral beistehen zu können. Durch die Anbindung an den Weltrat der Kirchen 
verfügte das MEDH über gute internationale Kommunikationskanäle. Der Servicio Paz y 
Justicia (SERPAJ) wurde 1971 als befreiungstheologisch inspirierte kontinentale Bewe- 
gung für soziale Gerechtigkeit gegründet. Auch wenn die argentinische Sektion offiziell 
erst seit 1980 existiert, war die Organisation bereits in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
aktiv. Die Schlüsselfigur von SERPAJ-Argentinien ist Adolfo Perez Esquivel, der 1980 für 
sein Engagement mit dem Friedensnobel-Preis ausgezeichnet wurde und zu den zentralen 
Persönlichkeiten der argentinischen Menschenrechtsbewegung gehört. 

Direkt nach dem Ende der Diktatur entstanden mit der Oficina de Solidaridad para 
Exiliados Argentinos (OSEA) und dem Equipo Argentino de Antropologia Forense 
(EAAF) zwei weitere Organisationen, welche die Rückkehr der Exilierten zu unterstützten 
bzw. die Suche nach den Verschwundenen zu professionalisierten. Das EAAF entwickelte 
sich im Lauf der Jahre zu einer der wichtigsten weltweit tätigen NGOs im Bereich der fo- 
rensischen Anthropologie (EAAF 2000 und 2002; Fondebrider 2004). Die Menschen- 
rechtsorganisationen Fundaciön Memoria Histörica y Social Argentina, Asociaciön Buena 
Memoria und Memoria Abierta sind überwiegend im Bereich der kulturellen Menschen- 
rechtsarbeit aktiv und bemühen sich um einen angemessenen gesellschaftlichen Umgang 
mit den Menschenrechtsverletzungen der Diktatur (Ferrari 2005). 

Nach dem Ende der Diktatur wandelte sich das Profil der vor 1983 entstandenen Men- 
schenrechtsorganisationen. In den ersten Jahren spielten die Aufklämng der Menschen- 
rechtsverletzungen und die beginnende strafrechtliche Aufarbeitung eine wichtig Rolle, 
später der Kampf gegen die Impunidad. Mit der Zeit gewannen Themen wie polizeiliche 
Gewalt, die Situation in den Gefängnissen, kulturelle und soziale Grund- und Minderhei- 
tenrechte, Armut, Umweltschutz, Erinnerungspolitik etc. an Gewicht. 

Das Bild der argentinischen Opferorganisationen ist zweifellos durch die Madres de 
Plaza de Mayo mit ihren weißen Kopftüchern geprägt (Hauck/Huhle 1996; Asociaciön 
Madres de Plaza de Mayo 2003; Guzman 1994). Durch ihre allwöchentlichen Demonstra- 



^ Vgl. Jelin 1995: 105-111; Brysk 1994: 42-51; Frühling/Alberti/Portales 1989: 21-58; Bickford 2000: 170-176. 
Ein tabellarischer Überblick über die argentinischen Menschenrechtsorganisationen findet sich im Anhang. 
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tionen auf der Plaza de Mayo und ihre Präsenz in den nationalen und internationalen Medi- 
en halten sie die Erinnerung an die Diktatur und an die Impunidad waeh. Die Madres orga- 
nisierten sieh 1977 zuerst in Buenos Aires, später im ganzen Land. Die bereits seit Jahren 
bestehenden Spannungen innerhalb der Gruppe führten 1986 zur Spaltung der Madres. 
Strittige Punkte waren stets die Kooperation mit offiziellen Stellen, das Akzeptieren finan- 
zieller Entsehädigungen sowie Fragen der inneren Strukturen und Flierarehie der Organisa- 
tion. Ein großer Teil Acx Madres (ea. 2.500) sehloss sieh Hebe de Bonafmi, der Präsidentin 
des radikaleren Flügels, an und gründete die Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 
(AMPM), die eine Kooperation mit staatliehen Stellen weitgehend verweigert und monetä- 
re Reparationen kategoriseh ablehnt. Sie sind gegen Exhumierungen und Versuehe, die 
Versehwundenen für tot zu erklären und dureh Denkmäler u.ä. zu ehren, solange die Sehul- 
digen nieht identifiziert und bestraft wurden.^ Mit den Jahren radikalisierte und politisierte 
sieh der Diskurs der AMPM. Sie bezog immer häufiger eine radikale Opposition zur Regie- 
rung und zum politisehen System und rief mehrmals zum Wahlboykott auf Die AMPM 
transzendierte ihr ursprüngliehes Anliegen in gewisser Weise und versueht nunmehr den 
politisehen Kampf der Versehwundenen fortzusetzen. So äußert sieh die Organisation zu 
vielfältigen gesellsehaftliehen und politisehen Themen wie beispielsweise dem Welthandel, 
der internationalen Solidarität, der Sozial- und Wirtsehaftspolitik (Straßner 2006). Inner- 
halb der Mensehenreehtsbewegung stand die AMPM wegen ihres kompromisslosen Kurses 
und polemisierenden Tons häufig im Abseits (da Silva 2001: 282f). In der Öffentliehkeit 
aber nimmt die AMPM um Bonafini, die immer wieder dureh spektakuläre Äußerungen 
von sieh Reden maeht, eine zentrale Rolle ein.^ 

Eher undifferenziert nimmt die Öffentliehkeit die zweite Gruppe der Madres, die Ma- 
dres de Plaza de Mayo - Linea Fundadora, wahr, in der sieh naeh der Spaltung 1986 rund 
ein Dutzend Mütter organisierte. Sie zeigen sieh staatliehen Stellen gegenüber kooperativer 
und spielen innerhalb der Mensehenreehtsbewegung eine wiehtige Rolle. Die Entseheidung 
über das Akzeptieren von Entsehädigungszahlungen obliegt den einzelnen Mitgliedern.* 

Etwa zeitgleieh mit den Madres organisierten sieh unter dem Namen Abuelas de Plaza 
de Mayo die Mütter von Frauen, die zum Zeitpunkt der Verhaftung sehwanger waren oder 
mit ihren Säuglingen und Kleinkindern zusammen entführt worden waren. Anders als bei 
den Madres ist ihre Hoffnung auf Apariciön con Vida der Enkel eine reale Mögliehkeit. Die 
Abuelas sind bei der Suehe naeh ihren Enkeln v.a. auf Hinweise aus der Bevölkerung und 
die Unterstützung der Regierung angewiesen. Aufgrund ihres Anliegens und ihres modera- 
ten und diplomatisehen Tons verfügen sie über große öffentliehe Sympathien und eine hohe 
Medienpräsenz. 

Während bei den Madres und den Abuelas konkrete Verwandsehaflsverhältnisse zu 
Versehwundenen das Aufnahmekriterium sind, stand die 1976 gegründete Organisation 
Familiäres de Detenidos y Desaparecidos por Razones Politicas allen Angehörigen von 
Versehwundenen oder Inhaftierten offen. Wie sehon der Name der Organisation nahelegt, 
verstanden sieh die Mitglieder als Angehörige von Personen, die aus politischen Gründen 
Opfer der Diktatur wurden. Galten die Madres oft als die locas, so waren die Familiäres 



^ Vgl. Asociaciön Madres: Nuestras Consignas, in: www.madres.org/organizacion.htm [26.10.2005], 

’’ So brachte Bonafmi mehrmals ihre Unterstützung für die baskische ETA zum Ausdruck oder begrüßte öffentlich 
die Anschläge vom 11. September 2001 in New York. 

* Die AMPM polemisiert gegen diese Haltung und behauptet, dass das Akzeptieren von Entschädigungen der Pro- 
stitution gleich käme. 
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die rojos. Mit der Freilassung der politischen Gefangenen wurde Familiäres zu einer Orga- 
nisation der Angehörigen der Verschwundenen.^ 

Fl.LJ.O.S. (Flijos por la Identidady la Justicia contra el Olvidoy el Silencio) stellt die 
jüngste Organisation der Angehörigen der Verschwundenen dar. Flier haben sich Kinder 
der Desaparecidos zusammengeschlossen, um aus ihrer Perspektive die Impunidad anzu- 
klagen und das Gedenken an ihre Eltern wach zu halten. Zentral sind hierbei die Escraches, 
eine „Mischung aus Volksjustiz, politischer Demonstration und Straßenkameval“ (Schindel 
2002: 127), bei denen verantwortliche Militärs an ihren Wohn- oder Arbeitsplätzen heim- 
gesucht werden, um sie mit viel Lärm und Aufsehen als Folterer und Mörder zu entlarven. 

Neben den bereits genannten Opferorganisationen gibt es noch eine Reihe kleinerer 
Gruppen oder Zusammenschlüsse von Angehörigen der Verschwundenen: Es handelt sich 
hierbei um Angehörige von Verschwundenen anderer Nationalitäten, wie beispielsweise 
Familiäres de Detenidos Desaparecidos alemanes y de origen alemän, oder um Gruppie- 
rungen von im Ausland lebenden Angehörigen argentinischer Verschwundener (z.B. Fami- 
liäres, Abuelas y Madres Linea Fundadora residentes en Espana). Sie spielen im Zusam- 
menhang mit Menschenrechtsprozessen in anderen Ländern eine bedeutende Rolle. 

Anders als in Chile und Uruguay kommt in Argentinien den Organisationen der „tran- 
sitorischen“ Opfer eine weitaus geringere Bedeutung zu. So gibt es beispielsweise keine 
Interessenvertretung der ehemaligen politischen Gefangenen und Folteropfer oder der aus 
politischen Gründen Entlassenen. Die einzige Organisation der direkt Betroffenen ist die 
Asociaciön de Ex-Detenidos Desaparecidos (AExDD), in der sich im Kontext der Arbeit 
der CONADEP und der Vorbereitung d&xJuicios Überlebende der Centros Clandestinos de 
Detenciön zusammenschlossen. Da ihre Verhaftung nicht offiziell anerkannt wurde und ihr 
Flaftort unbekannt blieb, verstehen sie sich nicht als ehemalige politische Gefangene, son- 
dern als überlebende Verschwundene.*** Da sie die Einzigen waren, die Informationen über 
die geheimen Flaftzentren und das Schicksal der Verschwundenen geben konnten, spielten 
sie bei der Wahrheitssuche und den /wnto-Prozessen eine zentrale Rolle. 

Die AExDD gehört ebenfalls dem radikalen Flügel der Opferorganisationen an. Sie 
lehnen die Kooperation mit staatlichen Stellen sowie eine finanzielle Entschädigung weit- 
gehend ab und wehren sich gegen Gedenkstätten etc. Insgesamt aber verfügen sie über 
keinen großen politischen oder gesellschaftlichen Einfluss. Daneben existieren noch einige 
kleinere Zusammenschlüsse von Überlebenden einzelner Flaftzentren, die sich v.a. für die 
Erhaltung dieser Gedächtnisorte einsetzen (z.B. Comisiön de familiäres, sobrevivientes y 
companeros de las victimas del Vesubio). 



’’ Vgl. Familiäres: Testimonios de nuestra lucha, 1976-1988, Buenos Aires 1988, Archiv Familiäres, 16 S. 

Den ExDD und Überlebenden haftet stets der „Makel“ an, überlebt zu haben. Unausgesprochen steht immer der 
Verdacht im Raum, dass sie überlebten, weil sie mit den Militärs kollaborierten. Die Sozialanthropologin Ludmila 
da Silva (2001 : 284) schreibt in diesem Zusammenhang: „Si hay un grupo ,poco legitimado’ para hacer publica su 
palabra es aquel formado por los ex presos pollticos, irönicamente aquellos que estuvieron ,mäs cerca’ de los 
desaparecidos, primero por pertenecer a su generaciön, segundo por vivir la experiencia del secuestro. Kilos cargan 
sobre sus espaldas el hecho de haber ,sobrevivido’. Este es un estigma que convoca interpretaciones ambiguas 
signadas por ideas sobre la ,suerte’ o la sospecha del ,por algo serä’.“ Vgl. auch Longoni 2005. 
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Abb. 7: Argentinische Opferorganisationen 



Diese Abbildung macht die zentrale Rolle der Desaparecidos für die argentinischen Opfer- 
organisationen deutlich. Es gibt keine Organisation, die sich nicht über die Verschwunde- 
nen definiert. Selbst die in der AExDD organisierten Überlebenden bezeichnen sich nicht 
als ehemalige politische Gefangene, sondern als Ex-Detenidos Desaparecidos. Andere 
Opferkategorien wie Exilierte, Folteropfer etc. sind in der vergangenheitspolitischen Debat- 
te Argentiniens nahezu nicht präsent. 

Zwei weitere Charakteristika der argentinischen , Menschenrechtsbewegung’ seien hier 
noch erwähnt: Zum einen das große Maß an Konflikten und Spannungen zwischen den 
einzelnen Organisationen. Neben den bereits erwähnten inhaltlichen Differenzen innerhalb 
der Madres und den Spannungen um die Person Bonafinis existieren eine Vielzahl kleinerer 
Animositäten. Auch wenn die , Menschenrechtsbewegung’ oft in der Lage ist, in konkreten 
Angelegenheiten gemeinsam zu agieren, darf dies nicht über die vorhandenen Spannungen 
hinwegtäuschen.*’ Zum anderen unterscheiden sich die argentinischen Menschenrechtsor- 
ganisationen durch ihre fehlende Nähe zu den politischen Parteien von denen in Chile und 
Uruguay. Mit Ausnahme der der Kommunistischen Partei nahe stehenden LADFl und der 
UCR-nahen APDFl sind auch die Menschenrechtsorganisationen überparteilich oder eher 
anti-parteilich. 



1.3.2 Die ^Jvocacy- Koalition , Streitkräfte’ 

Nach dem Ende der Diktatur fanden sich die argentinischen Streitkräfte in einer schwachen 
Position. Sie hatten erfolglos versucht, die Transition durch das apologetische Documento 
Final und das Auto-Amnestiegesetz zu beeinflussen, konnten aber nicht auf Unterstützung 
der siegreichen UCR hoffen. Diese Schwäche zeigt sich auch darin, dass die Streitkräfte der 
Aufhebung des Amnestiegesetzes und der Verhaftung der Junto-Generäle nichts entgegen- 
setzen konnten. Anders als in Chile und Uruguay waren die argentinischen Streitkräfte 
weder durch konstitutionale und rechtliche noch durch politische Arrangements abgesi- 



” So zeigt sich beispielsweise, dass Madres LF, Abuelas, Familiäres häufig gemeinsam mit der APDFl, SERPAJ, 
CELS und MEDH öffentliche Erklärungen abgeben. Erklärungen, an denen sich auch AMPM, LADH, AExDD 
oder H.EJ.O.S. beteiligen, sind hingegen seltener. Die letztgenannten Organisationen repräsentieren den radikalen 
Flügel der argentinischen Menschenrechtsbewegung. 
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chert. In den ersten Jahren der Regierung Alfonsin spielte die der ^Jvocacj-Koalition 
, Streitkräfte’ zuzuordnende Gruppierung Familiäres y Amigos de los Muertos por la Sub- 
version (FAMUS) eine gewisse öffentliehe Rolle. An das Konzept der Angehörigen- 
organisationen der Repressionsopfer anknüpfend, stellten sie die Opfer der Guerilla und 
Subversion in den Mittelpunkt, gerieten aber sehnell ins gesellsehaflliehe Abseits, da sie 
immer mehr den revisionistisehen Diskurs der ehemaligen Diktatur-Eliten übernahmen 
(Marehesi 2005: 179f ; Burdiek 1995: 244ff). 

Dass es sieh bei den argentinisehen Streitkräften nieht um einen monolithisehen Ak- 
teur handelt, wurde spätestens mit den Aufständen der Carapintadas deutlieh, bei denen die 
Oberkommandierenden die Kontrolle über bestimmte Truppenteile verloren hatten. Als 
Folge dieser Militärrebellionen wurde mit den Amnestiegesetzen der Regierung Alfonsin 
und der Begnadigungen unter Carlos Menem ein modus vivendi in den zivil-militärisehen 
Beziehungen gefunden, der u.a. beinhaltete, dass die sieh Streitkräfte der zivilen Regierung 
unterordneten und aueh ihrerseits die Vergangenheit mhen ließen, um das politiseh inten- 
dierte gesellsehaftliehe Besehweigen dieser Vergangenheit nieht zu stören (Straßner 2006; 
Agüero/Hershberg 2005: 26f ). 

Die Advocacy-YjiaVdion ,Streitkräfle’ ist in Argentinien eher sehwaeh ausgeprägt. Ne- 
ben den eigentliehen Streitkräften gehören ihr noeh Vereinigungen ehemaliger Militärs an. 
In der öffentliehen und politisehen Debatte spielen sie aber eine untergeordnete Rolle. Aueh 
wenn einzelne Parlamentarier und Politiker durehaus offen für die Anliegen der Streitkräfle 
und deren Weltsieht sind, verfügen sie nieht über politisehe Parteien, die dezidiert deren 
Interessen vertreten. 



1.3.3 Die politisehen Parteien 1983-2004 

Das argentinisehe Parteiensystem ist naeh 1983 maßgeblieh dureh die beiden großen Par- 
teien Union Civica Radical und die Peronistisehe Partei (Partido Justicialista, PJ) gekenn- 
zeiehnet. Bei beiden handelt es sieh um catch a//-Parteien, wobei die Peronisten traditionell 
eher eaudillistiseh oder personalistiseh ausgeriehtet waren, und die UCR ihre Wählersehaft 
ursprünglieh eher aus der (oberen) Mittelklasse rekrutierte (Dix 1989: 27). Da es in Argen- 
tinien keine Parteien gibt, welehe die traditionellen Interessen der Arbeitersehaft oder der 
ländliehen Agrareliten vertreten, haben die Gewerksehaften und die Sociedad Rural Argen- 
tina als Lobby-Organisationen seit jeher eine große Bedeutung (MeGuire 1995: 201f). 
Diese beiden Aspekte haben zur Folge, dass URC und PJ kein ausgeprägtes ideologisehes 
Profil besitzen. Für das argentinisehe Parteiensystem konstatieren Mainwaring und Seully 
folglieh aueh einen moderat-niedrigen Grad an ideologiseher Polarisierung (Mainwa- 
ring/Seully 1995: 31). Aueh der Peronismus, der traditionell eher den Arbeiterinteressen 
verpfliehtet war und auf einen starken, korporatistisehen Staat setzte, vollzog unter dem 
peronistisehen Präsidenten Menem eine neoliberale Wende. Wegen ihrer unspezifisehen 
Profile lassen sieh bedeutende ideologisehe Fraktionierungen innerhalb dieser Parteien 
feststellen: „Radiealism und Peronism“, so James MeGuire (1995: 226) „have eaeh inelu- 
ded well-entrenehed left- and right-wing faetions, so the ,ideologieal distanee’ within them 
is greater than that between them.“ 

Trotz des Zwei-Parteiensystems spielen dritte Parteien immer wieder eine bedeutende 
Rolle. Es sind v.a. Parteien mit starkem Rüekhalt in einzelnen Provinzen, die im Senat in 
einzelnen Fällen bedeutsam werden (MeGuire 1995: 224ff). Seit den Wahlen 1995 zeieh- 
nete sieh eine Neuerung in argentinisehen Parteienlandsehaft ab: Die sieh zum ersten Mal 
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an Parlamentswahlen beteiligende Frente pam un Pais Solidario (FREPASO) füllte das 
ideologische Vakuum links der Mitte und erzielte mit 20,7% der Stimmen nur ein Prozent 
weniger als die UCR. Bei den folgenden Wahlen schloss sich FREPASO in einigen Distrik- 
ten mit der UCR und anderen kleineren Parteien zur Alianza Trabajo, Justicia y Educaciön 
zusammen und konnte - sowohl in dieser Allianz als auch alleine - beachtliche Erfolge 
erzielen (Seligson 2003; Jones/Lauga/Leön-Roesch 2005: 92ff). Diese Veränderung zeigt 
sich auch im Anstieg der Zahl der „effektiven Parteien“ von 2,67 (1983-93) auf 3,1 (1995- 
2001). Für die Jahre 1983-2001 ergab sich ein Durchschnitt von 2,84 effektiven Parteien. 
Die FREPASO ist dennoch keine linke Partei im Sinne einer sozialistischen oder kommuni- 
stischen Partei, was auch durch den Allianz-Schluss mit der liberalen UCR deutlich wird. 
Bei den Wahlen der Jahre 1983 bis 2001 erhielten Parteien und Wahlbündnisse des (Mitte-) 
Links- Spektrums durchschnittlich 13,84% der Stimmen und 8,12% der Parlamentssitze. 
Somit ist die argentinische Linke deutlich schwächer als die der beiden anderen Länder.*^ 



1.3.4 Gesellschaftliches Vertrauen 

Ähnlich wie in vielen lateinamerikanischen Ländern ist das interpersonale Vertrauen in 
Argentinien schwach ausgeprägt: Bei drei Erhebungen seit der Rückkehr zur Demokratie 
gaben durchschnittlich 18,9% (mit abnehmender Tendenz) an, den meisten ihrer Mitmen- 
schen zu vertrauen. Argentinien liegt somit zwar noch über dem kontinentalen Durchschnitt 
(16,7%), aber auch deutlich hinter Chile (22,4%) und Uruguay (21,6%). Bei einer Befra- 
gung des Latinobarömetro (1996) lag die Zahl derer, die angaben, den meisten ihrer Mit- 
menschen zu vertrauen mit 23% über dem regionalen Durchschnitt (19%). Auffällig war 
außerdem, dass 82%, der Argentinier, d.h. 9% mehr als im regionalen Schnitt, angaben, 
dass ihre Mitmenschen das Gesetz nicht befolgen. Diese Einschätzung sagt nicht nur etwas 
über das Vertrauen gegenüber den Mitmenschen aus, sondern lässt auch auf einen geringen 
Respekt gegenüber geltenden Recht schließen. 

Waren die Unterschiede zu anderen Ländern beim interpersonalen Vertrauen noch 
nicht allzu signifikant, so ändert sich dies hinsichtlich des Vertrauens in politisch-ent- 
scheidende und Implementierungsinstitutionen: Im Vergleich der drei untersuchten Cono 
^wr- Staaten und auch im kontinentalen Vergleich fällt das geringe Vertrauen auf, das die 
Argentinier den Institutionen entgegenbringen. Die Ergebnisse des WVS zeigen, dass 
durchschnittlich 92,2% der Argentinier den Parteien misstrauen; auf regionaler Ebene sind 
es durchschnittlich 78% der Befragten. In Argentinien misstrauen durchschnittlich 85,6% 
bzw. 77,6% dem Parlament bzw. der Regierung. Ähnlich verhält es sich bezüglich des 
Vertrauens in die Implementiemngsinstitutionen: Die Erhebungen des WVS ergaben, dass 
drei Viertel der Argentinier kein Vertrauen in die Polizei und die Justiz haben. Noch ausge- 
prägter ist das Misstrauen in die öffentliche Verwaltung (92,8%). Die Ergebnisse des La- 
tionobarömetro (1995-98) bestätigen diese Tendenz. Bei einer Erhebung im Auftrag des 
UNDP aus dem Jahr 2002 erreichte Argentinien hinsichtlich des Vertrauens in politisch- 
entscheidende und Implementiemngsinstitutionen auf kontinentaler Ebene durchweg die 
niedrigsten Indexwerte. 



Eigene Berechnungen auf der Datengrundlage von Jones/Lauga/Leön-Roesch 2005. Eine komparative Darstel- 
lung findet sich im Anhang. 

Sämtliche empirischen Befunde finden sich in komparativer Darstellung mit den jeweiligen Nachweisen und 
Frageformulierungen im Anhang. 
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Der empirische Befund legt also nahe, dass das gesellschaftliche Vertrauen in Argen- 
tinien sehr schwach ausgeprägt ist: Auch wenn die Werte für das interpersonale Vertrauen 
noch über dem regionalen Durchschnitt liegen, so bleibt Argentinien dennoch hinter Chile 
und Uruguay zurück. Eklatant hingegen ist das Misstrauen in die Institutionen. Dieses ist 
nicht nur wesentlich ausgeprägter als in den anderen beiden Nationen. Häufig erzielt Ar- 
gentinien hinsichtlich des Institutionenvertrauens die niedrigsten Indexwerte ganz Latein- 
amerikas. Mit gutem Recht kann man von Argentinien als einer Misstrauens-Gesellschaft 
sprechen. 



2. Die Regierung Alfonsin 

„Lo que mi gobiemo hizo a partir de 1983 fue marchar de inmediato en la direcciön del esclarimiento y el 
castigo de las violaciones a los derechos humanos, el establecimiento de la igualdad ante la ley, la reinserciön 
de las Fuerzas Armadas en el estado de Derecho y la formulaciön de una poHtica que marcara una clara linea 
divisoria respecto del pasado. En nuestro pais, los crimenes y delitos cometidos en dictaduras siempre habian 
quedado impunes, y nuestro propösito fue terminar de una vez y para siempre con esa tradiciön.“ „Pero habia 
que hacerlo sin perder de vista la situaciön de fragilidad de la democracia. Muchas veces me pregunte si por 
defender los derechos humanos que habian sido violados en el pasado no arriesgaba los derechos humanos del 
porvenir.“Raül Alfonsin (2004: 34 bzw. 36) 

2. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Raul Alfonsin (1 983-89) 

2.1.1 Transitions-Setting und Ausgangsbedingungen 

Der entscheidende Unterschied der postautoritären Situation der drei untersuchten Länder 
liegt darin, dass die argentinische Diktatur durch einen Systemkollaps beendet wurde. Alle 
Versuche der moralisch delegitimierten Militärs, die Transition in ihrem Sine zu steuern, 
scheiterten. Zu Beginn der Regierungszeit Alfonsins waren die argentinischen Streitkräfte 
in einer wesentlich schwächeren Position als ihre Kollegen in Uruguay und Chile. Sie hin- 
terließen der demokratischen Regierung ein schwieriges Erbe: Eine Auslandsverschuldung 
von rund 40 Mrd. US$, eine Inflationsrate von ca. 400% (1983), rund zwei Mio. Arbeitslo- 
se, das Problem der Verschwundenen, zahllose Korruptionsfälle, außenpolitische Spannun- 
gen mit Chile wegen des Beagle-Kanals und mit Großbritannien wegen der Malvinas (La- 
mers 1983: 19f). 

Kurz vor den Wahlen hatte die Militärregierung mit der Ley de Pacificaciön Nacional 
(Ley N° 22.924) ein Auto-Amnestiegesetz verabschiedet und belastende Materialien ver- 
nichten lassen (Acuna/Smulovitz 1997: 102). Die Stellung zu dieser Auto-Amnestie wurde 
zu einem zentralen Thema im Wahlkampf: Der peronistische Kandidat Italo Luder erkannte 
die unumstößliche Rechtskraft des Gesetzes an, während der URC -Kandidat Alfonsin dem 
Gesetz keine juristische Bedeutung beimaß (Fuchs 2003: 59). Er integrierte viele Forderun- 
gen der , Menschenrechtsbewegung’ in sein Wahlprogramm, versprach die Bestrafung der 
Verantwortlichen, die Freilassung der politischen Gefangenen etc.*"' Alfonsin gewann die 
Wahl mit einer knappen Mehrheit von 51,75%. In den Provinzen waren die Peronisten die 
eindeutigen Wahlsieger. Auch innerhalb seiner Partei konnte Alfonsin, der als Gründungs- 
und Vorstandsmitglied der Asamblea Permanente por los Derechos Humanos für das The- 



Vgl. Lateinamerika Nachrichten 128/1984: 5ff.; Jelin 1995; 123. 
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ma Menschenrechte sehr sensibel war, nicht immer auf die nötige Unterstützung zählen 
(Vezzetti2001: 85f). 



2.1.2 Verdad y Castigo - Das vergangenheitspolitische Konzept Alfonsins 

Seinen Wahlversprechen folgend leitete Alfonsin Schritte ein, um das Schicksal der Ver- 
schwundenen aufzuklären und die Verantwortlichen zu bestrafen. Zentrale Bedeutung maß 
er dabei der Wahrheitssuche bei: 

„El punto central de cualquier estrategia de transiciön respecto de los crimenes de una dictadura reside en la 
büsqueda de la verdad de lo ocurrido. Toda represiön ilegal se hace en la clandestinidad, en la oscuridad, en el 
silencio. [...] Descubrir y reconstruir la verdad es el mejor medio para que se produzca el repudio social y 
practicas aberrantes y un camino idöneo para restablecer la dignidad de las victimas.“ (Alfonsin 2004: 44) 

Er war allerdings auch überzeugt, dass die Aufdeckung der Wahrheit alleine nicht ausrei- 
che, sondern dass es notwendig sei, die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Car- 
los Nino (1996: 67), sein Berater in Menschenrechtsfragen, fasst die zentralen Richtlinien 
für diese Bestrafung folgendermaßen zusammen: 

„1. Both state and subversive terrorism should be punished. 2.There must be limits on those held responsible, 
for it would be impossible effectively to pursue all those who had committed crimes. 3. The trials should be 
limited to a finite period during which public enthusiasm for such a program remained high.“ 

Um diese Ziele zu erreichen, war es notwendig, die zivile Suprematie über die Streitkräfte, 
und die Unabhängigkeit der Justiz sicherzustellen. 



2.1.3 Die Comisiön Nacional sobre la Desapariciön de Personas 

Bereits in der ersten Woche seiner Amtszeit richtete Alfonsin die Comisiön Nacional sobre 
la Desapariciön de Personas (CONADEP) ein, die innerhalb von 180 Tagen das Schicksal 
der Verschwundenen der Jahre 1976-83 untersuchen sollte. Sämtliche staatliche Einrich- 
tungen sowie die Streit- und Sicherheitskräfte wurden zur Kooperation verpflichtet. Das 
Dekret hält fest, dass der CONADEP kein rechtliches Urteil über die Ereignisse zustehe, 
sondern dass sie den Gerichten zuarbeiten und mögliche Delikte zur Anzeige bringen sol- 
le.*^ Alfonsin entsprach der Forderung der , Menschenrechtsbewegung’ nach einer parla- 
mentarischen Untersuchungskommission mit weit reichenden investigativen Kompetenzen 
nicht, da er befürchtete, dass sie an parteipolitischen Spannungen und Interessen scheitern 
könnte. Er bildete stattdessen eine präsidentielle Kommission mit bekannten Persönlichkei- 
ten aus Gesellschaft, Kultur, Religion. Die beiden Kammern des Parlaments sollten eben- 
falls drei Vertreter benennen, wobei der von den Peronisten dominierte Senat dieser Auf- 
forderung nicht nachkam. Der renommierte Schriftsteller Emesto Säbato übernahm den 
Vorsitz der dreizehnköpfigen Kommission. 

Die , Menschenrechtsbewegung’ hielt an der Forderung nach einer parlamentarischen 
Kommission fest und verweigerte die Kooperation mit der CONADEP. Der SERPAJ- 
Gründer und Friedensnobelpreis-Träger Adolfo Perez Esquivel lehnte in Absprache mit den 
Menschenrechts- und Opferorganisationen aus Protest seine Berufung in die Kommission 
ab. Das erste Problem, das die CONADEP somit lösen musste, war das Vertrauen und die 



Vgl. Decreto 187/83: „recibir denuncias y pmebas sobre aquellos hechos y remitirlas inmediatamente a la 
justicia si ellas estän relacionadas con la presunta comisiön de delitos“ (Art. 2a). 
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Unterstützung dieser Organisationen zu erlangen, auf deren Akzeptanz und v.a. auf deren 
Dokumentation und Arehive sie angewiesen war. Naeh rund zwei Woehen gelang dies den 
Kommissionären; lediglieh einige Sektoren der Madres de Plaza de Mayo blieben bei ihrer 
ablehnenden Haltung. Die Mensehenreehtsorganisationen stellten sehließlieh die meisten 
der ea. 100 Mitarbeiter der CONADEP. Diese Mitarbeiter verfügten nieht nur über notwen- 
dige persönliehe und faehliehe Voraussetzungen, sondern genossen aueh das Verbauen der 
Angehörigen und Opfer. 

Das ursprüngbeh auf seehs Monate angelegte Mandat der CONADEP wurde einmalig 
um drei Monate verlängert. Eine weitere Verlängerung wurde nieht bewilligt. Im Rahmen 
ihrer Arbeit nahm die Kommission die Aussagen von rund 7.000 Personen entgegen. Zen- 
trale Informanten waren die Überlebenden, mit deren Hilfe 340 geheime Haflzenben identi- 
fiziert werden konnten. Die Mitglieder der Kommission führten Ortsbegehungen in den 
Centros Clandestinos de Detenciön, die sieh häufig auf militärisehem Gelände befanden, in 
psyehiatrisehen Einriehtungen sowie Friedhöfen ete. durch und ließen Ausgrabungen von 
möglichen Massengräbern vornehmen. Durch nationale und regionale Pressekonferenzen 
versuchte die CONADEP die Gesellschaft über den Prozess der Wahrheitssuche zu infor- 
mieren sowie Zeugen und weitere Angehörige zu Aussagen zu ermutigen (Hayner 2002: 
33f; Espinoza/Ortiz/Rojas 2003: 57f; CONADEP 1984: 443-456). Während der Arbeit 
der Kommission wurde ein Anschlag auf das Büro in Cordoba verübt; einige Mitarbeiter 
der Kommission wurden bedroht (Brysk 1994: 70f ). 

Am 20. September 1984 stellte Alfonsin die Ergebnisse der Kommissionsarbeit in ei- 
ner bewegenden Feier vor. Die Übergabe der Ergebnisse der CONADEP wurde von 70.000 
Menschen begleitet - unter ihnen Perez Esquivel, der zuvor noch die Berufung in die 
Kommission abgelehnt habe.*^ Die Kommission hatte eine insgesamt 50.000 Seiten umfas- 
sende Dokumentation erstellt. Sie erfasste die Fälle von 8.960 Verschwundenen, räumte 
aber ein, dass die tatsächliche Zahl höher läge.** Nach einer Analyse der Funktionsweise 
der Repression kam die CONADEP zu der Überzeugung, dass es sich um einen systemati- 
schen Staatsterrorismus handelte, bei dem „Exzesse“ den Rang der Normalität erlangten*^: 

„Los casos transcriptos no son de aquellos que constituyan excesos, ya que tales excesos no existieron si se 
endende por ello la comisiön de actos aislados, particularmente aberrantes. Es que todo el sistema, toda la 
metodologia, desde su ideaciön, constituyö el gran exceso; lo aberrante fue practica comün y extendida. Los 
actos ,especialmente’ atroces se cuentan por miliares. Son los , normales’.“ (CONADEP 1984: 16) 

Angesichts des Ausmaßes und der Systematik der Menschenrechtsverletzungen betonte die 
Kommission, dass nun der Justiz die palabra definitiva für diese crimenes de lesa humani- 
dad zustehe (CONADEP 1984: 7). Die Namen der Verantwortlichen wurden im Bericht 
nicht genannt, sondern Alfonsin gesondert übergeben, gelangten aber durch Indiskretion an 
die Zeitung El Periodista, die diese publizierte. Genannt wurde u.a. der Name des päpstli- 
chen Nuntius, was Alfonsin dazu veranlasste, die gesamte Liste als unglaubwürdig abzutun 
(Brysk 1994: 71f). 



Interviews Nr. 20 mit Eduardo Rabossi und Nr. 13 mit Hugo Garcia. 

Vgl. Revista Claves, Octubre 1984, S. 24ff. 

„Hasta la fecha de la presentaciön de este informe, la COMISION estima en 8.960 el nümero de personas que 
continüan en situaciön de desapariciön forzosa [...] Esta cifra no puede considerarse definitiva, toda vez que la 
COMISION ha comprobado que son muchos los casos de desapariciones que no fueron denunciados.“ (CONA- 
DEP 1984: 479). 

” CONADEP 1984: 8: „De la enorme documentaciön recogida por nosotros se infiere que los derechos humanos 
fueron violados en forma orgänica y estatal por la represiön de las Fuerzas Armadas. Y no violados de manera 
esporadica sino sistemätica, de manera siempre la misma, con similares secuestros e identicos tormentos en toda 
extensiön del territorio.“ 
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Der Bericht schließt eine Reihe von Empfehlungen ein: Unterstützung der Justiz bei 
der weiteren Aufklärung und Strafverfolgung, Entschädigung (finanziell, durch Stipendien- 
und Arbeitsprogramme sowie soziale und psychologische Unterstützung der Angehörigen) 
und unterschiedliche gesetzgeberische Initiativen, um einer Wiederholung vorzubeugen 
(CONADEP 1984: 477f). 

Die Arbeit der CONADEP und die Übergabe der Ergebnisse erreichten eine ungeahnte 
Breitenwirkung: Im Juli 1984 wurde in einem 2-stündigen Dokumentarfdm, der auch An- 
gehörige und Opfer zu Wort kommen ließ, die Arbeit der CONADEP dargestellt (Roni- 
ger/Sznaider 1999: 62.). Die neu eingerichtete Subsecretaria de Derechos Humanos sollte 
u.a. die Archive der CONADEP weiterführen, das Schicksal der verschwundenen Kinder 
aufklären und weitere Anzeigen entgegennehmen. Die dringendste Aufgabe war, eine Zu- 
sammenfassung der CONADEP -Ergebnisse zu erarbeiten, die unter dem Titel Nunca Mas. 
Informe de la Comisiön Nacional sobre la Desapariciön de Personas in Buchform im No- 
vember 1984 publiziert wurde und innerhalb von zwei Monaten in zwei weiteren Auflagen 
erschien. Innerhalb von nur drei Jahren wurde das Buch, das auch in vier andere Sprachen 
übersetzt wurde, in der 15 mal aufgelegt. Mittlerweile sind mehr als 20 Auflagen erschie- 
nen. 

Gemäß ihrem Mandat übergab die CONADEP über 1.000 Fälle an zivile Gerichte 
(Nino 1996: 80). Da die Kommission während ihrer Arbeitszeit nur rund ein Viertel der 
schweren Menschenrechtsverletzungen zur Anzeige bringen konnte, fiel der neu eingerich- 
teten Subsecretaria ebenfalls die Aufgabe zu, die übrigen Fälle zu bearbeiten und an die 
Justiz weiterzuleiten. Außerdem unterstützte sie die Staatsanwaltschaft bei der Vorberei- 
tung der Prozesse gegen die MiXiiäx-Juntas^'^ 



2.1.4 Juicio y Castigo - Der Beginn der Strafverfolgung 

Von Anfang an hatte Alfonsin deutlich gemacht, dass die Wahrheit über das Geschehene 
und die moralische Verurteilung nicht ausreichten, sondern dass es notwenig sei, die Ver- 
antwortlichen zu bestrafen. Um Unruhe innerhalb der Streitkräfte zu vermeiden, plante er, 
den Kreis der Angeklagten und die Zeitspanne der Prozesse zu begrenzen. Zu diesem 
Zweck griff Alfonsin bereits während des Wahlkampfs zu einem Modell zurück, das drei 
Ebenen der Verantwortlichkeit unterschied: „los que habian dado las ördenes, los que las 
habian cumplido en un clima de horror y coerciön, los que se habian excedido en el cum- 
plimiento.“^* Alfonsins Plan sah vor, lediglich die erste und die letzte Kategorie, d.h. dieje- 
nigen, die die Befehle gaben und diejenigen, die die Befehle überschritten und Exzesse 
begangen hatten, zur Verantwortung zu ziehen. Die übrigen Beschuldigten sollten sich auf 
den Befehlsnotstand berufen können. 

Dass es Alfonsin ernst meinte, zeigte sich daran, dass er drei Tage nach seinem Amts- 
antritt die Verhaftung der Mitglieder der ersten drei Juntas und von vier Anführern der 
Guerilla anordnete. Um die Konflikte mit den Streitkräften möglichst gering zu halten und 
zu zeigen, dass es sich nicht um eine Generalabrechung mit der Institution handle, machte 
Alfonsin zwei weitere Zugeständnisse: Hatte er während des Wahlkampfs noch dafür plä- 
diert, dass die Militärs vor zivile Gerichte gestellt werden sollten, so nahm er diese Position 



Interview Nr. 20 mit Eduarde Rabossi. Vgl. auch Interview mit Rabossi in Redaceiön, N° 140, Octubre 1984: 
24-28. 

Alfonsin 2004: 35, vgl. auch Nino 1996: 62f; zur Kritik an diesem Modell siehe Sancinetti 1989: 50ff. 




zugunsten des Konzepts der autodepumciön zurück: Die Prozesse sollten vor Militärgerich- 
ten geführt werden, um so den Eindmck einer Siegerjustiz zu vermeiden und den Streitkräf- 
ten die Möglichkeit zu geben, in diesem Selbstreinigungsprozess die Verantwortlichen 
selbst zu verurteilen. Um diese Strategie verfolgen zu können, war es zuvor notwendig, den 
Cödigo Militär zu novellieren (Maier 1995: 145). Das zweite Zugeständnis an die Militärs 
sah vor, dass diese eine Liste mit rund 30 Namen derjenigen vorlegen sollten, die bei der 
Ausführung der Befehle Exzesse begangen hatten und deren Verurteilung die Streitkräfte 
akzeptieren würden. Die Regierung versuchte mit dieser Strategie, die Zahl der Prozesse 
gering zu halten und dennoch die schlimmsten und bekanntesten Exzess-Täter zu bestrafen. 
Die Streitkräfte gingen auf dieses Angebot der Regierung nicht ein und präsentierten eine 
Liste mit den Namen der ohnehin bereits inhaftierten neun /««to-Generäle (Acu- 
na/Smulovitz 1997: 103f). 

Bevor die Regierung Alfonsin die Strafverfolgung beginnen konnte, mussten einige in- 
stitutioneile Arrangements getroffen werden: So löste die Regierung die Richter am Ober- 
sten Gerichtshof ab, die alle noch von den Militärs ernannt worden waren. Außerdem ver- 
setzte Alfonsin 50 Generäle in den Ruhestand (Skaar 2005: 161; Heinz 1996: 227). 

Am 22. Dezember 1983 folgte das Parlament Alfonsins Vorschlag, das Auto- 
Amnestiegesetz der Militärs aufzuheben, da dieses von keinem verfassungsgemäßen Legis- 
lativorgan erlassen worden war (Ley N° 23.040; Maier 1995: 144.). Die Verteidigung der 
Junto-Generäle klagte erfolglos gegen diese Maßnahme vor der Corte Suprema (Nino 
1996: 81). Als weitere flankierende Maßnahmen sind die unterschiedlichen Armee-Reform- 
en der Regierung Alfonsins zu sehen, die darauf abzielten, die zivile Suprematie sicherzu- 
stellen. So versuchte er durch die Stärkung des Verteidigungsministeriums die Rolle der 
Oberkommandierenden der Teilstreitkräfte zu schwächen. Die Funktion des Militärs bei der 
inneren Gefahrenabwehr wurde beschnitten, der Verteidigungshaushalt um 50% reduziert 
und der Cödigo Militär reformiert (Nino 1996: 81f; Heinz 1996: 229f; Diamint 2002: 
36f). Letzteres ist von zentraler Bedeutung, da fortan in den Menschenrechtsprozessen vor 
der Militärjustiz der zivilen Cämara Federal de Apelaciones im Berufungsfall und bei 
prozessrechtlichen Unregelmäßigkeiten die Zuständigkeit zukam. Weiterhin legt dieses 
Gesetz fest, dass die Verhandlungen öffentlich geführt werden (Ley N° 23.049, Art. 7). 

Der Idee der Selbstläuterung der Streitkräfte folgend begannen im Jahr 1984 die Ver- 
handlungen gegen die /««to-Mitglieder vor dem Consejo Supremo, dem zuständigen Mili- 
tärgericht.^^ Die Untersuchungen und Verhandlungen brachten kaum Ergebnisse, die Mili- 
tärrichter sahen große Probleme in der Komplexität der Fälle, die Beschuldigten beteuerten 
ihre Unschuld und beriefen sich darauf, im Auftrag der Regierung Isabell Peron erfolgreich 
die Subversion niedergeschlagen zu haben. Die Militärrichter hatten wenig Interesse, ihre 
eigenen Kameraden zu verurteilen, zumal davon auszugehen war, dass die zivilgerichtli- 
chen Berafungsinstanzen ihre Urteile ohnehin revidieren würden. 

Zeitgleich wuchs die Unmhe innerhalb der Streitkräfte wegen der Prozesse und der 
Kürzungen im Militärhaushalt. Es kam zu Bombenanschlägen und weiteren Drohgebärden. 
Als sich die Untersuchungen vor der Militärjustiz weiter ergebnislos verzögerten übernahm 
- wie im reformierten Cödigo Militär vorgesehen - die Cämara Federal de Apelaciones in 
Buenos Aires im Oktober 1984 die Fälle (Nino 1996: 75-78). Damit war Alfonsins Idee der 
autodepuraciön gescheitert, von der er sich eine zügige und spannungsarme Verurteilung 



Es handelte sich um die Generäle Jorge Videla, Roberto Viola und Leopoldo Galtieri, um die Admiräle Emilio 
Massera, Armando Lambruschini, Jorge Anaya und um die Brigadiere Orlando Agosti, Omar Graffigna und 
Basilio Lami Dozo. 
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der Verantwortlichen und ein nach außen wirksames Zeichen dafür versprochen hatten, 
dass sich die Streitkräfle der zivilen Regierung unterordnen und sich inhaltlich wie perso- 
nell von den Menschenrechtsverletzungen der Diktatur distanzieren. 

Mit der Übernahme der /wnto-Prozesse durch die zivilen Gerichte trat die straf- 
rechtliche Aufarbeitung in eine neue Etappe mit deutlich höheren politischen Kosten ein. In 
diesen historischen Prozessen wurden erstmals in der Geschichte Argentiniens und Latein- 
amerikas Generäle für die während einer Militärdiktatur begangenen Menschenrechtsver- 
letzungen vor Gericht gestellt. Es war ebenfalls ein Novum in der argentinischen Rechtsge- 
schichte, dass die Verhandlungen öffentlich waren. Die gesellschaftlichen Erwartungen an 
die Cämara Federal de Apelaciones waren dementsprechend groß. Die Prozesse boten der 
Justiz die Gelegenheit, ihre Glaubwürdigkeit und Autonomie unter Beweis zu stellen, 
nachdem der CONADEP-Bericht konstatiert hatte, dass sie während der Diktatur nahezu 
untätig gewesen war.^^ Die öffentlichen Verhandlungen stellten somit eine gute Möglich- 
keit dar, Transparenz zu zeigen und den Urteilen so größtmögliche Legitimität zu verschaf- 
fen (Feld 2002: 15f). 

Bei der ersten bedeutenden Verhandlung im April 1985 waren 50.000 Demonstranten 
zur Unterstützung auf den Straßen. Die Verhandlungen dauerten bis Dezember 1985 an. In 
insgesamt 496 Stunden sagten 833 Zeugen aus (Fuchs 2003: 76f). Der leitende Staatsan- 
walt Julio Strassera konnte an 709 Fälle aufzeigen, dass den /Mnto-Mitgliedem die Verant- 
wortung für die Verbrechen des Staatsterrorismus zukam. Weiterhin beschuldigte er die 
Angeklagten des Mordes und der Folter durch aktives Tun und durch Unterlassen. Strassera 
beendete sein Abschlussplädoyer, bei dem er lebenslange Haft für die Mitglieder der ersten 
beiden Juntas und eine zehnjährige Haftstrafe für die der dritten Junta forderte, mit dem 
Ausspruch Vunca (Nino 1996: 81-85). 

Im September 1985 kam es zu zahlreichen Bombenanschläge auf Militäreinrichtun- 
gen. Schulen, Privathäuser hoher Militärs etc., was Alfonsin dazu veranlasste einen 60- 
tägigen Ausnahmezustand zu verhängen.^"^ Die Verteidigung der Generäle bestritt die Zu- 
ständigkeit der Cämara Federal, da diese militärischen Operationen während des Kriegszu- 
stands durchgeführt wurden und die Überprüfung möglicher Exzesse der Militärjustiz ob- 
liege. Die Angeklagten selbst zeigten keine Reue, wie eine Aussage Admiral Masseras 
deutlich zeigt: „No he venido para defenderme [...] nadie tiene que defenderse por haber 
ganado una guerra justa, y la guerra contra el terrorismo subversivo fue una guerra justa“.^^ 
Am 9. Dezember 1985, fast genau zwei Jahre nach dem Amtsantritt Alfonsins, wurden die 
Urteile im Jwnto-Prozess gesprochen. Wegen Mordes, Folter, Freiheitsberaubung, Raub 
und Nötigung wurden General Videla und Admiral Massera zu lebenslangen Freiheitsstra- 
fen, General Viola zu 17 Jahren, Admiral Lambruschini und Brigadier Agosti zu acht bzw. 
drei Jahren und neun Monaten Haft verurteilt. Die vier anderen Beschuldigten wurden aus 
Mangel an Beweisen freigesprochen (Maier 1995: 146f; Acuna/Smulovitz 1997: 105f). 

Die Bevölkerung hatte den Fortgang der Prozesse über die Monate hinweg mit großem 
Interesse verfolgt. Von Ende Mai an erschien mit El Diario del Juicio eine Wochenschrift, 
die exklusiv über den Junta-Prozess berichtete und über eine Auflage von über 70.000 



CONADEP 1984: 392: „En conclusiön, durante el periodo en que se consumö la desaparicion masiva de 
personas, la via judicial se convirtiö en un recurso casi inoperante. Es mas, casi se podria afirmar, que durante el 
regimen militar, el derecho a la vida, a la integridad fisica y a la libertad individual poco tuvo que ver con lo que 
dijeran los Jueces; las decisiones al respecto quedaron al solo arbitrario de quienes integraron el aparato represivo 
del Estado.“ 

V g\. Lateinamerika Nachrichten 143/1985: 16-19. 

Admiral Massera, zit. in Fuchs 2003: 78 unter Berufung auf El Diario del Juicio, 12.1 1.1985. 
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Exemplaren verfugte. Dureh die in dieser Zeitung abgedruekten Transkriptionen der Zeu- 
genaussagen erreiehte der Prozess ein noeh größeres Publikum. Aueh das Fernsehen infor- 
mierte über den Verlauf der Prozesse, wobei die Aufnahmen aus dem Geriehtssaal ohne 
Ton gesendet wurden - vermutlieh um weitere Spannungen mit den Militärs zu vermeiden. 
Das Diario del Juicio illustrierte so die stummen Impressionen, welehe die Nation dureh 
die Femsehaufhahmen erhielt. 

Alfonsins Strategie der Strafverfolgung sah vor, die letztverantwortliehen Befehlsge- 
ber sowie jene zu bestrafen, die Befehle übersehritten und Exzesse begangen hatten. Wäh- 
rend die obersten Befehlsgeber leieht zu identifizieren waren, ging der Plan, die Exzess- 
Täter zu verurteilen nieht auf Alfonsin und seine Berater hatten vorgesehen, dass rund 100 
Militärs exemplariseh verurteilt werden sollten, um so die Zahl und die Dauer der Prozesse 
zu besehränken (Alfonsin 2004: 50). Naehdem bereits der Versueh geseheitert war, dass die 
Militärs selbst die sehlimmsten Exzess-Täter benennen sollten, wurde der Plan der Regie- 
rung dureh die Ergebnisse der CONADEP (1984: 481) weiter gefährdet. In ihrem Ab- 
sehlussberieht hatte sie festgehalten, dass es keine vereinzelten Exzesse gab, sondern dass 
sieh die gesamte Repression aus Exzessen konstituierte: „Esta Comisiön sostiene que no se 
eometieron ,exeesos’, si se entiende por ello aetos partieularmente aberrantes. Tales 
atroeidades fueron präetiea eomün y extendida y eran los aetos normales y eorrientes 
efeetuados a diario por la represiön.“ 

In der Urteilsbegründung des Jwwto-Prozess hatte aueh die Cämara Federal die Mili- 
tärjustiz aufgefordert, Verfahren gegen die untergeordneten Flierarehie -Ebenen einzuleiten 
(Fuehs 2003: 81). Die Sorge vor einer neuen Prozesswelle war durehaus real: Bis August 
1984 hatten Mensehenreehtsorganisationen bereits rund 2.000 Anzeigen wegen Mensehen- 
reehtsverletzungen erstattet. Bis Ende des Jahres übergab die CONADEP weitere 1.087 
Fälle an die Justiz; weitere sollten folgen. Bis Anfang Dezember waren sehließlieh vor arg- 
entinisehen Geriehten rund 6.000 Verfahren anhängig, in denen ea. 600 Mitglieder der 
Streit- und Sieherheitskräfte besehuldigt wurden (Barahona de Brito 2001 : 122). 

Immer mehr Fälle wurden aus Revisionsgründen oder wegen prozessreehtlieher Unre- 
gelmäßigkeiten von zivilen Geriehten übernommen, die - ermutigt dureh das Vorbild der 
Jwwto-Prozesse - naehforsehten und Freiheitsstrafen verhängten. In den Reihen der Streit- 
kräfte verstärkten sieh Sorge und Unmut. Das Vertrauen in die Regierung sank, da diese 
ihre Zusagen, die Prozesse auf einen kleinen Personenkreis und einen kurzen Zeitraum zu 
besehränken, nieht einhalten konnte. Verstärkend wirkten zudem Alfonsins Militärreformen 
und die Haushaltskürzungen. Die Regierung suehte naeh einem Weg, um das Ausmaß der 
Prozesse einzudämmen und keine weiteren Spannungen unter den Uniformierten zu provo- 
zieren. 



2.1.5 Punto Final und Obediencia Debida - das Ende der Strafverfolgung 

Alfonsin wollte versuehen, die Zahl der Verfahren mit mögliehst geringen Kosten zu redu- 
zieren. Wie im April 1986 bekannt wurde, hatte er die Militärstaatsanwälte des Consejo 
Suprema, dem die erstinstanzliehe Jurisdiktion zukam, angewiesen, nur noeh Anzeigen zu 
verfolgen und zur Anklage zu bringen, wenn die mutmaßliehen Verantwortliehen in eigener 
Verantwortung gehandelt oder Befehle übersehritten hatten. In den übrigen Fällen sollten 
die Untersuehungen aufgrund des Befehlsnotstandes eingestellt werden. Diese Regelung 



^“"Zur Darstellung äerjuicios in den Medien siehe Feld 2001 und 2002. 
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wurde von der parlamentarischen und außerparlamentarischen Opposition heftig kritisiert. 
Die , Menschenrechtsbewegung’ mobilisierte gegen diese Pläne. Auch innerhalb seiner 
eigenen Partei wurde Alfonsin angegriffen. Als auch noch die Richter der Cämara Federal 
mit Rücktritt drohten, musste Alfonsin das Scheitern dieses Versuches anerkennen (Acu- 
na/Smulovitz 1995: 60f ; Ambos 1996: 91f). 

Hatte Alfonsin mit seiner Instruktion an die Militärstaatsanwaltschaft versucht, die 
Zahl der Verfahren zu reduzieren, so zielte er nun darauf ab, die zeitliche Ausdehnung der 
Strafverfolgung und damit auch die Zahl der Prozesse zu beschränken: Sein Berater Jaime 
Malamud erarbeitete einen Gesetzesentwurf, der vorsah vor, dass nur bis zum 60. Tag nach 
dessen Verabschiedung Strafanzeigen wegen Menschenrechtsverletzungen akzeptiert wer- 
den sollten. Als Ausnahmen sah das Gesetz lediglich Entführung, Dokumentenfälschung 
und das Verbergen von Minderjährigen vor. Zivilrechtliche Forderungen waren von dieser 
Regelung nicht betroffen. Anders als bei der Instruktionen an die Militärstaatsanwaltschaft 
wurde nicht mit Rechtfertigungsgründen, sondern mit Verjährungsfristen argumentiert, so 
dass es sich nicht Amnestiegesetz im engeren Sinne handelt, wohl aber um ein Gesetz, das 
de facto die Straffreiheit der Militärs sicherstellte. Die weithin unter dem Namen Ley de 
Punto Final bekannte Ley N° 23.492 wurde am 23. Dezember 1986 mit großer Mehrheit 
verabschiedet. Diese Mehrheit ist darauf zurückzuführen, dass Teile der Fraktionen der 
Peronisten und der URC aus Protest den Sitzungen fern blieben und somit die Gelegenheit 
vergaben, den Entwurf in den parlamentarischen Debatte zu modifizieren oder zu verhin- 
dern (Acuna/Smulovitz 1995: 61). Die , Menschenrechtsbewegung’, die schon frühzeitig 
vermutete, dass die Regierung eine Initiative zur Limitierung der Prozesse plante, hatte in 
zahlreichen Demonstrationen, an denen sich mehrere Zehntausend Menschen beteiligten, 
dagegen protestiert. Allerdings scheiterte auch dieser Versuch der Regierung, die Zahl der 
Prozesse zu reduzieren. Rückblickend schreibt Alfonsin (2004: 50): 

„Pero sus efectos en su aplicaciön judicial fueron inversos a los buscados. La ley, paradöjicamente, actuö con 
un efecto boomerang. La oposiciön lanzö campafias y movilizaciones, y la Justicia comenzö a actuar con 
hiperactividad en los procedimientos desconocida hasta ese momento. Se multiplicaron las citaciones y los 
procesamientos de militares, que deblan presentarse en multitud de juzgados.“ 

Die von der Ley de Punto Final vorgesehene 60-Tages-Frist reichte bis Ende Februar und 
schloss die Weihnachtstage und den Ferienmonat Januar ein. Die Regierung hatte gehofft, 
dass diese Tatsachen für ihre Absichfen arbeiten würden. Aber das Gegenteil war der Fall: 
Sieben Cämaras Föderales setzten ihre Sommerpause aus, um die Anzeigen zu bearbeiten 
und zur Anklage zu bringen. Die , Menschenrechtsbewegung’ unterstützte diese Bemühun- 
gen, so dass am Ende der Frist Klagen gegen mehr als 300 hochrangige Offiziere Vorla- 
gen.^’ Die beabsichtigten Effekte der Ley de Punto Final blieben aus, vielmehr hatte die 
immer unabhängiger agierende Justiz gezeigt, dass sie gewillt und motiviert war, die Men- 
schenrechtsverletzungen strafrechtlich zu verfolgen. Sie hatte damit Alfonsins Pläne erneut 
durchkreuzt. 

Das Misstrauen der Streitkräfte in die Regierung nahm zu, da diese offensichtlich nicht 
in der Lage war, die Verfahren gegen die Offiziere einzudämmen. Dieser Unmut manife- 
stierte sich in den Tagen vom 14. bis zum 19. April 1987: Der wegen Folter angeklagte 
Major Barreiro weigerte sich, der gerichtlichen Vorladung Folge zu leisten. Als die Presse 
über diese Weigerung berichtete, solidarisierten sich zahlreiche Offiziere im ganzen Land 
mit ihm. Alfonsin wandte sich in einer Femsehansprache an die Bevölkerung und erklärte. 



Vgl. Acuna/Smulovitz 1997: 107; Diamint (2002: 319) spricht von 450 Prozessen, was wohl darauf zurückzu- 
führen ist, dass manche Offiziere in mehreren Verfahren beschuldigt wurden. 
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dass sich das demokratische Argentinien nicht erpressen lasse und dass die Regierung nicht 
bereit sei, mit den aufständischen Offizieren zu verhandeln. 

Zu diesem Zeitpunkt weitete sich die Rebellion aus: Oberstleutnant Aldo Rico besetzte 
die nahe Buenos Aires gelegene Infanterie- Schule in Campo de Mayo. Innerhalb kurzer 
Zeit schlossen sich über 200 weitere, meist junge Offiziere der Meuterei an. Da sich die im 
Kampfanzug auftretenden Offiziere die Gesichter mit Tarnfarben bemalt hatten, bürgerte 
sich schnell der Name Carapintadas ein. Sie wollten mit ihrem Auftreten nicht zuletzt 
gegen die „Schreibtisch-Generäle“ in ihren Ausgehuniformen protestieren, die ihrer Mei- 
nung nach nicht in der Lage waren, die Interessen und die Ehre der Truppe zu verteidigen 
und die sich in sicheren Positionen befanden, während die jüngeren Offiziere stets eine 
gerichtliche Vorladung befürchten mussten. Sie forderten eine politische Lösung für das 
Problem der offenen Verfahren, die Erneuerung der Führungsspitze der Streitkräfte, ein 
Ende der Medienhetze und die Straffreiheit für die an der Rebellion befeiligten Offiziere. 

Nachdem sowohl die loyalen als auch die aufsfändischen Teile der Armee mit Waf- 
feneinsatz drohten und sich die Carapintadas in Campo de Mayo nicht ergeben wollten, 
änderte Alfonsin seine Flaltung und teilte am Ostersonntag den Flunderttausenden mit, die 
sich aus Protest gegen den Aufstand und zur Unterstützung Alfonsins auf der Plaza de 
Mayo vor der Casa Rosada versammelt hatten, dass er zu persönlichen Verhandlungen mit 
Rico aufbrechen werde. Er gelang ihm, die Rebellen zur Aufgabe bewegen. Zurück in der 
Casa Rosada wünschte er der Nation jFelices Pascuas!: „In Order to avoid Spilling blood, I 
gave Orders to the command of the army not to attack [...]. The house is in Order and there is 
no bloodshed in Argentina. [...] I request all of you: Go to your homes and kiss your chil- 
dren; to celebrate Easter in Argentina in peace.“^* Auch wenn Alfonsin versicherte, keiner- 
lei Zugeständnisse gemacht zu haben, erreichten die Aufständischen doch, dass der Chef 
des Generalstabs des Fleeres, General Rios Erenü, gemeinsam mit einigen anderen hohen 
Generälen in den Ruhestand versetzt wurde. Mit Ausnahme von Aldo Rico blieben die 
aufständischen Soldaten im Dienst; die Untersuchungen gegen Major Barreiro wurden 
fallen gelassen (Nino 1996: 95-100; Acuna/Smulovitz 1995: 62-65). 

Die Osteraufstände zeigten u.a. die breite zivilgesellschaftliche Verurteilung der Mili- 
tärs und deren Bereitschaft, sich mit Waffen Gehör zu verschaffen. Sie zeigten aber auch, 
dass die Streitkräfte als solche kein monolithischer Akteur mehr waren und dass auch die 
Armee-Leitung in Situationen hilflos war, in denen sich Teile der Streitkräfte gegen die 
Regierung und auch gegen die militärische Flierarchie erhoben. Mit den Osteraufständen 
wurden die Carapintadas zu einem wichtigen und unberechenbaren Akteur im postautoritä- 
ren Kräftespiel. 

In seiner Memoria PoUtica bemüht sich Alfonsin (2004: 53) glaubhaft zu machen, 
dass die weiteren Schritte seiner Regierung nicht durch äußeren Druck motiviert waren. Der 
Entwurf für die Ley de Obediencia Debida, die Alfonsin am 13. Mai 1987 der Legislative 
vorlegte, sei bereits vor den Osteraufständen erarbeitet worden und nehme das bereits im 
Wahlkampf vertretene Schema der Abstufung der Verantwortlichkeiten erneut auf 

Die im Parlament kontrovers diskutierte Ley N° 23.521 wurde am 4. Juni 1987 verab- 
schiedet.^^ In ihm wurde eine weite Interpretation des Befehlsgehorsams als verpflichtend 
vorgeschrieben: Alle, die nicht mindestens die Leitung einer Subzone innehatten, konnten 
sich a priori auf die pflichtgemäße Erfüllung von Befehlen berufen und waren von der 
Strafverfolgung ausgenommen. Das Gesetz sah unabhängig vom Prozessstadium die 



Ansprache Raul Alfonsins nach der Rückkehr von Campo de Mayo, zit. nach Nino 1996: 99. 
Vgl. zu den parlamentarischen Debatten Fuchs 2003: 91 ff. 
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Schließung aller Verfahren vor; ausgenommen blieben Vergewaltigung, Kindesentführung 
und die Fälschung ihrer Dokumente und Delikte, die der Bereicherung dienten. 

Mit der Anwendung dieses Gesetzes erreichte die Regierung schließlich die Reduzie- 
rung der Verfahren: War deren Zahl durch die Ley de Punto Final bereits auf 450 herabge- 
setzt worden, so blieben nach der Anwendung der Ley de Obediencia Debida noch rund 
100 Verfahren. Im Laufe der Anhörungen verringerte sich die Zahl weiter, sodass am Ende 
noch 18 Klagen zugelassen wurden (Diamint 2002: 319). 



2.1.6 Weitere zivil-militärische Spannungen 

Es war Alfonsin nicht gelungen, die grundlegenden politischen und wirtschaftlichen Pro- 
bleme des Landes effektiv zu lösen. Seine Position wurde durch die schlechten Ergebnisse 
bei den Wahlen der Provinzgouvemeure 1987 weiter geschwächt, ln diesem Kontext ereig- 
neten sich zwei weitere Militäraufstände und ein Angriff auf ein Infanterie-Regiment: An 
den beiden weiteren Campintadas-A\\f?Xw6i&n im Januar bzw. Dezember 1988, an denen 
sich 1 .000 bzw. 427 Mann beteiligten, zeigte sich, dass die zivil-militärischen und die intra- 
militärischen Beziehungen weiterhin konfliktiv blieben, ln beiden Fällen rebellierten v.a. 
untere Offiziersränge gegen die hohe Generalität und die Militärführung (Heinz 1996: 
230f ; Norden 1996: 108-156 und 198-206). Mit dem Angriff des Guerilla-Gruppierung 
Movimiento Todos por la Patria auf das Infanterie-Regiment La Tablada wurde die Rolle 
der Streitkräfte erneut gestärkt: Etliche Dutzend Zivilisten hatten den Militärstützpunkt 
besetzt, um einen mutmaßlich geplanten Putsch durch den auch für die vorangegangenen 
Carapintada-AuisLänAc veranfwortlichen Obersf Seineidin zu verhindern. Alfonsin beauf- 
tragte die Streitkräfle, die Besetzung niederzuschlagen. Bei dem ca. 30-stündigen Gefecht, 
bei dem u.a. Panzer und Brandbomben eingesetzt wurden, kamen 38 Menschen ums Leben, 
70 wurden verletzt. Es kursierten Gerüchte, dass bei der Niederschlagung dieses Aufstands 
Gefangene hingerichtet wurden. Für die Streitkräfte war der Angriff auf La Tablada ein 
willkommenes Beispiel, um aufzuzeigen, dass ihr Kampf gegen die Subversion berechtigt 
war (Norden 1996: 135f). 



2.1.7 Maßnahmen zur Identifizierung der ninos desaparecidos 

Die Abuelas de Plaza de Mayo erreichten nach langen Verhandlungen mit Alfonsin 1987 
die Einrichtung einer Datenbank, in der die genetischen Daten der lebenden Angehörigen 
der verschwundenen Kinder gespeichert werden sollten, ln Zweifelsfällen sollte hiermit die 
Identität möglicher ninos desaparecidos geklärt werden.^** Diese Nationale Gen-Datenbank, 
bei der sich die Angehörigen von Verschwundenen kostenfrei registrieren können, wurde in 
einem öffentlichen Krankenhaus in Buenos Aires eingerichtet und aus Bundes- und Kom- 
munalmitteln finanziert. Die aus dieser Konstellation resultierenden organisatorischen Pro- 
bleme führten über Jahre zu unzulänglichen Arbeitsbedingungen und zu Spannungen zwi- 
schen der Regierung und den Abuelas 



Vgl. Ley N°23.511; zu den technischen Aspekten Herrera/Tenembaum 2001; 171-180. 
Interview Nr. 16 mit Estela Carlotto. 
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2.1.8 Die Repatriierungspolitik Alfonsins 

Die Unterstützung der Reintegration der Exilrüekkehrer spielte in Argentinien im Vergleieh 
zu den anderen beiden Ländern eine untergeordnete Rolle. Weder im Transitionsprozess 
noeh während des Wahlkampfes maehten sieh Mensehenreehtsorganisationen oder Parteien 
für die Anliegen der Exilrüekkehrer stark. In keinem Parteiprogramm wurde auf die Exilier- 
ten Bezug genommen - es sei denn im Zusammenhang mit der Notwendigkeit, Faehkräfte 
zur Rüekkehr zu bewegen. Die Flintergründe für dieses geringe Interesse hegen wohl in der 
relativ kleinen Zahl der Exilierten, der fehlenden parteipolitisehen Lobby^^ und im Transi- 
tionsmodus. In paktierlen Transitionen spielen die Exilierten wegen ihrer Lobbyarbeit im 
Ausland eine wiehtige Rolle. Aueh in der oppositionellen Bewegung im Land selbst ist das 
Thema der exilierten Kooperationspartner dann stets präsent. Bei dem argentinisehen Sy- 
stemkollaps hingegen kam den Exil-Argentiniern keine vergleiehbar große Bedeutung zu 
(Märmora 1989: 94—98). 

Die Regierung Alfonsin riehtete im Juli 1984 die Comisiön Nacional para el Retorno 
de los Argentinos en el Exterior ein, die sieh v.a. aus Staatssekretären untersehiedlieher 
Ministerien zusammensetzte. Das Hauptinteresse dieses rein beratenden Organs lag auf der 
Erleiehterung der Rüekkehr von Faehkräflen. Diese Einriehtung verfügte weder über einen 
nennenswerten Haushalt und riehtete - anders als beispielsweise die uruguayisehe ONR - 
keine eigenen Rüekkehrer-Programme ein.^^ Neben der nur kurze Zeit tätigen Kommission 
versuehten andere Einriehtungen und Organisationen hoehqualifizierten Exilierten die 
Rüekkehr zu erleiehtem.^"' 



2.1.9 Die Haftentlassung der politisehen Gefangenen 

Anders als in Chile und Uruguay stellte aueh die Entlassung der politisehen Gefangenen in 
Argentinien kein zentrales vergangenheitspolitisehes Thema dar. Alfonsin hatte zwar die 
Freilassung der Häftlinge in Aussieht gestellt, optierte aber weder für Begnadigungen noeh 
für Verkürzung der Hafistrafen oder für ein Amnesfiegesefz. Vielmehr verwies er auf die 
geriehtliehe Überprüfung der einzelnen Urteile und sah somit die Freilassung der Inhaftier- 
ten nieht als Aufgabe der Politik an. Die Gesetzesvorsehläge einiger Mensehenreehtsorga- 
nisationen zur zügigen Befreiung der politisehen Gefangenen braehten keine Ergebnisse. 
Da die argentinisehe Diktatur nieht in der Weise auf politisehe Hall als Methode der Re- 
pression zurüekgriff, wie es in den anderen beiden Ländern der Fall war, war die Zahl der 
politisehen Gefangenen vergleichsweise niedrig.^® Gegen Ende des Jahres 1981 gab es noch 
rund 1.500 politische Gefangene (CELS 1981: 2). Die große Mehrheit waren Gefangene 



Die Exilargentinier waren mehrheitlich Linksperonisten. Mit dem Bedeutungsverlust des linken Flügels des 
Peronismus verloren die Exilierten ihre parteipolitischen Verbündeten. 

OSHA 1988: 7f.: „Su tarea fundamental se dirigiö a la repatriaciön de ,cerebros’ y recursos humanos especial- 
mente cualificados que por razones relacionadas con la situaciön del pais, no regresaron. A pesar de ello, los 
integrantes de la Comisiön trataron de colaborar al mäximo con los problemas que se les plantearon a los ex- 
exiliados en distintos organismos gubemamentales y elaboraron proyectos de leyes tendientes a subsanar dificul- 
tades en distintos ämbitos estatales, que en su gran mayoria no prosperaron.“ 

Vgl. Märmora 1989: 108; Interview Nr. 20 mit Eduardo Rabossi. 

N g\. Lateinamerika Nachrichten 128/1984: 8f. 

Peter King (1989: 1062, Tab. 3507) geht von 30.000 politischen Gefangenen (davon 7.000 Langzeithäftlinge) 
aus. Bis 2002 hatten nach Fuchs (2003: 109) rund 14.000 ehemalige politische Gefangene Antrag auf Entschädi- 
gung gestellt, von denen ca. 8.000 Fälle bereits bewilligt wurden. 
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des Poder Ejecutivo, so dass die Aufhebung des Ausnahmezustands zu den Wahlen die 
automatisehe Entlassung dieser Häftlinge zur Folge hatte. Zum Zeitpunkt der Amtsüber- 
nahme Alfonsins gab es 117 politisehe Gefangene in argentinisehen Gefängnissen.^’ Da 
sieh die geriehtliehe Überprüfung der Urteile lange hinzog, befanden sieh ein halbes Jahr 
naeh dem Ende der Diktatur noeh über 100 Personen in Haft. An Weihnaehten 1986 waren 
es noeh immer 13 Personen.’* 



2.1.10 Erste Entsehädigungen für Repressionsopfer 

Ende des Jahres 1986 verabsehiedete das Parlament ein erstes Entsehädigungsgesetz für die 
Angehörigen der Versehwundenen, das bis zur Vollendung ihres 21. Lebensjahres eine 
Pension im Umfang von 75% des Mindest lohne s für die Kinder der Detenidos Desapareci- 
dos vorsah. Ohne Altersbesehränkung erhielten die Ehepartner oder langjährigen Lebensge- 
fährten der Versehwundenen dieselbe Summe (Ley N° 23.466; Conti 2001 : 62). 



2.1.11 Das Ende der Regierung Alfonsin 

Es gelang Alfonsin nieht, die gesamtpolitisehe Lage im Land zu stabilisieren. Während 
seiner Regierungszeit kam es insgesamt zu 13 Generalstreiks und über 3.000 Arbeitsnieder- 
legungen (Alfonsin 2004: 50). Naeh drei Militärrebellionen, einer nieht mehr zu steuernden 
Hyperinflation und der Erosion der parlamentarisehen Unterstützung dankte Alfonsin seehs 
Monate vor dem regulären Ende seines Mandats ab. Es gelang ihm aber, das Präsidenten- 
amt an seinen reehtmäßig gewählten Naehfolger Carlos Saul Menem zu übergeben - was in 
der politisehen Gesehiehte Argentiniens im 20. Jahrhundert keine Selbstverständliehkeit ist. 
Treffend fasst Elin Skaar (2005: 164) die Situation am Ende der Regierung Alfons in zu- 
sammen: 

„To sum up, Alfonsm stepped down leaving behind seven generals in jail, a discruntled military, a split and 
angry civil society, and a discredited judiciary. Reconciliation was hardly achieved. This happened in spite of 
the fact that Alfonsm, more than any other Latin American President, had actually made substantial progress 
in the field of both ,truth’ and retroactive justice.“ 



2.1.12 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Alfonsin 

In vergangenheitspolitiseher Hinsieht trat Alfonsin mit einem klaren und von ethisehen 
Prinzipien geprägten Programm an. Er wollte dureh die Aufklärung der Mensehenreehts- 
verletzungen und die Verurteilung der Verantwortliehen und Exzess-Täter mit der argenti- 
nisehen Tradition der Impunidad breehen. Die Aufarbeitung stellte für ihn nieht nur einen 
Wert in sieh dar, sondern hatte aueh die Funktion, die Demokratie zu stärken. Die Grenzen 
der Aufarbeitung sah er dort, wo diese die Demokratie destabilisierte und gefährdete. Seine 



Vgl. Familiäres de desaparecidos y detenidos por razones poKticas: La situaciön de los derechos humanos, 
civiles y politicos, Buenos Aires, Febrero 1985, Archiv Familiäres, 22 S., hier S. 5. 

Vgl. Lateinamerika Nachrichten 128/1984: 8f. und 153/1986: 70f. 
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Vergangenheitspolitik war deutlich durch ein folgenabschätzendes verantwortungsethisches 
Denken geprägt. 

Ähnlich wie Aylwin in Chile verfolgte Alfonsin ein vergangenheitspolitisches Kon- 
zept, in dem die Regierung eine führende und steuernde Funktion hatte. Der Schwerpunkt 
lag eindeutig auf Verdad und Justicia. Die zentrale Opfergruppen waren die Desaparecidos 
und die entführten Kinder der Verschwundenen. Exilheimkehrer, politische Gefangene, aus 
politischen Gründen Entlassene, Folteropfer etc. wurden kaum bzw. nicht berücksichtigt. 

Alfonsin bemühte sich von Anfang an um eine konsequente Umsetzung seiner Ver- 
gangenheitspolitik, stieß dabei aber schnell an die Grenzen der politischen Steuerungsfa- 
higkeit: Die autonom agierende Justiz, die Impacts der Enthüllungen der CONADEP, die 
Aktivitäten der , Menschenrechtsbewegung’ und die Weigerung der Streitkräfte zur autode- 
puraciön führten dazu, dass sich das Thema verselbständigte und sich der direkten Kontrol- 
le entzog. Die Regierung konnte ihre Pläne, exemplarisch die hundert bekanntesten Ver- 
antwortlichen für die Menschenrechtsverletzungen zu verurteilen, nicht verwirklichen. Mit 
der Ausweitung der Prozesse gegen die Militärs stieg die Gefahr der Destabilisierung der 
Demokratie durch Spannungen mit den Streitkräften. 

Die , Menschenrechtsbewegung’ und weite Teile der Zivilgesellschaft unterstützten 
den vergangenheitspolitischen Kurs, wie u.a. die Anteilnahme an den Jwnto-Prozessen und 
die massive Unterstützung Alfonsins während der Osteraufstände zeigen. Die Bemühungen 
der Regierang, die Kontrolle über die vergangenheitspolitischen Prozesse wiederzugewin- 
nen, waren mit erheblichen politischen Kosten verbunden. Die anfängliche zivilgesell- 
schaftliche Unterstützung schlug in Ablehnung und Widerstand um. Alfonsin selbst er- 
schien als schwacher Präsident, der sich dem militärischen Druck gebeugt hatte. Auch 
durch die effektive Beilegung der Strafverfolgung erreichte Alfonsin keine Befriedung der 
Streitkräfte. Es gab keine tief greifenden Militärreformen zur dauerhaften Sicherstellung 
der zivilen Suprematie, zumal die rebellierenden Gruppen innerhalb der Streitkräfte einen 
schwer zu kontrollierenden Destabilisierangsfaktor darstellten. 

Hinsichtlich der Wahrheitssuche erbrachte die Regierung Alfonsin mit der CONADEP 
eine Pionierleistung. Im Unterschied zu den Kommissionen in den anderen beiden Ländern 
hatte die CONADEP den expliziten Auftrag, der Justiz zuzuarbeiten und somit die Strafver- 
folgung zu unterstützen. Die Prozesse gegen die Militär- Jwnto - ebenso wie die gerichtli- 
chen Untersuchungen in den anderen Prozessen - stellten einen weiteren wichtigen Beitrag 
zur Wahrheitssuche dar. Die Aufklärangspolitik Alfonsins erreichte eine umfassende Dele- 
gitimierang des alten Regimes. Durch die Öffentlichkeit der Jwnto- Verhandlungen, den 
Dokumentarfilm über die CONADEP und die weite Verbreitung des CONADEP-Berichts 
wurden die Fundamente für die gesellschaftliche Verurteilung der Militärdiktatur und histo- 
rische Aufarbeitung des Staatsterrorismus gelegt. 

Bei der strafrechtlichen Aufarbeitung erreichte die Regierung Alfonsin als einzige 
postautoritäre Regierung Lateinamerikas die Verurteilung der Diktatoren und einiger weite- 
rer zentraler Figuren des Militärregimes. Als das Ausmaß der Strafverfolgung aber die 
Demokratie zu gefährden drohte, nahm die Regierung durch die beiden Gesetze der Straf- 
verfolgung ihre Eigendynamik und brachte sie schließlich zum Erliegen. 

Die Entschädigungspolitik spielte im vergangenheitspolitischen Konzept Alfonsins ei- 
ne sehr untergeordnete Rolle. Erst spät wurde eine bescheidene finanzielle Entschädigung 
für die direkten Angehörigen der Verschwundenen beschlossen. Andere Opfergrappen 



Vgl. zu gesinnungsethischen vs. verantwortungsethischen vergangenheitspolitischen Strategien Nolte 1996a: 
12-15. 
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erhielten keinerlei Entschädigung. Die Regierung Alfonsin leitete keine Maßnahmen zur 
Erinnerungs- und GedenkpoUtik ein. Für die gesellschaftliche Verständigung über die Erei- 
gnisse der Jahre der Militärdiktatur spielten die öffentlichen Juicios und der CONADEP- 
Film und -Bericht eine wichtige Rolle. Flinsichtlich institutioneilen Reformen sind v.a. die 
Novellierung des Cödigo Militär und die Stärkung des Verteidigungsministeriums zu nen- 
nen. Weitere Militärreformen trugen zur Unterstellung der Streitkräfte unter die zivile Su- 
prematie bei, konnten diese aber nicht sicherstellen. Anders als Aylwin und v.a. Sanguinetti 
griff Alfonsin kaum auf Direktmaßnahmen zurück. Die Regelung des Problems der politi- 
schen Gefangenen überwies er an die Justiz. Die Unterstützung der Exilrückkehr spielte 
eine untergeordnete Rolle. 
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Abb. 8: Vergangenheitspolitik der Regierung Alfonsin 



2.2 Die Vergangenheitspolitik Alf onsins aus Sicht der Opferorganisationen 



„el gobiemo radical tambien fue cömplice: ellos hicieron la Conadep y el juicio a las Juntas por las grandes 
presiones que veian del exterior y por las movilizaciones que se hacian aca de todos los organismos 
defensores de los derechos humanos, para dar una imagen nueva durante el gobiemo constitucional, pero 
despues los militares empezaron a afilar las armas, dieron instmcciones a los fiscales, y empezaron el Punto 
Final, la Obediencia Debida, toda la maquinaria de la impunidad, y con los indultos de Menem se coronö todo 
eso.‘“*° (Nora de Cortinas, Madres de Plaza de Mayo - LF) 

Die Opferorganisationen begegneten der Regierung Alfonsin mit großen Erwartungen bei 
gleichzeitiger Skepsis. Abgesehen von kleineren Unstimmigkeiten zeigten sie sich anfangs 
zufrieden mit seiner Vergangenheitspolitik, besonders mit der Arbeit der CONADEP und 
den Prozessen gegen die Militär-/M«to. Die Verabschiedung der Ley de Punto Final aber 
führte zum klaren Bruch der , Menschenrechtsbewegung’ mit der Regierung und zur teil- 
weisen Reinterpretation und Neubewertung der vorausgegangenen vergangenheitspoliti- 
schen Maßnahmen. 



Interview mit Nora Cortinas in Milenio, N° 5, marzo 2001, S. 80-87, hier 85. 
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2.2.1 Erwartungen an die demokratische Regierung 



Die , Menschenrechtsbewegung’ setzte große Hoffnungen in die demokratische Regierung 
und besonders in die Person Alfonsins, der ihre Anliegen ernst nahm und dessen Handeln 
von ethischen Prinzipien geleitet war. Unter vielen Angehörigen herrschte diffuse Hoffnung 
auf apariciön con vida, die durch Gerüchte genährt wurde, nach denen Angehörige kurze 
Zeit vor dem Amtsantritt Alfonsins Telefonanrufe von Verschwundenen erhalten hatten."'* 
Zumindest aber erwarteten sie, dass die Regierung das Schicksal der Verschwundenen 
aufkläre, dass die verschwundenen Kinder gesucht würden und die Ungewissheit ein Ende 
habe. Vor allem die Abuelas hofften, dass sich nun der Staat ihre Anliegen zu eigen machen 
würde und ihre entführten oder in Gefangenschaft geborenen Enkel suchen würde. "*^ 

Sieben Menschenrechts- und Opferorganisationen veröffentlichten im Oktober 1983 
ein Dokument, in dem sie ihre Forderungen und Vorschlägen zur Vergangenheitspolitik 
konkretisierten und u.a. die umgehende Freilassung aller noch in geheimen Haftzentren 
gefangener Verschwundener, die Befreiung der politischen Gefangenen sowie die Rückga- 
be der entführten Kinder an ihre leiblichen Familien forderten. Sie schlugen vor, das Ver- 
schwindenlassen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu klassifizieren, um so der Ver- 
jährung und möglichen Amnestierung vorzubeugen. Der militärische Repressionsapparat 
sollte zerschlagen, die Gesetze der Diktatur aufgehoben und die Zuständigkeiten der Mili- 
tärjustiz eng beschränkt werden. Zur Aufklärung der Menschenrechtsverletzungen forderten 
die Gruppen die Einsetzung einer parlamentarischen Untersuchungskommission mit weit 
reichenden Kompetenzen."*^ 



2.2.2 Die Comisiön Nacional sobre la Desapariciön de Personas 

Da die , Menschenrechtsbewegung’ die Einsetzung einer bikammeralen parlamentarischen 
Untersuchungskommission gefordert hatte, protestierte sie gegen die präsidentielle Kom- 
mission und beschloss, nicht mit der CONADEP zu kooperieren, zumal das generelle Miss- 
trauen gegenüber staatlichen Instanzen groß war."*"* 

Während die Madres ihre ablehnende Haltung beibehielten, entschieden sich die ande- 
ren Menschenrechts- und Opferorganisationen schließlich doch zur Zusammenarbeit und 
beteiligten sich am Ende an den Kundgebungen zur Übergabe des Berichts. Auch die Ar- 
beit und der Einsatz der Kommissionsmitglieder und -mitarbeiter wurde von den Opferor- 
ganisationen sehr geschätzt"*^, so dass diese einsahen, dass ihr anfänglicher Widersfand 
ungerechtfertigf war: 



Vgl. Interview mit Rosa Tarlovsky de Roisinblit vom 04.09.2002, Memoria Abierta, Arehivo Oral, Interview 
236; Interview mit Mabel Penette de Gutierrez vom 04.05.2001, Memoria Abierta, Archive Oral, Interview 01; 
Interview Nr. 13 mit Hugo Garcia; Hebe de Bonafini [1988] in: Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 32f. 

Vgl. Interview mit Carmen Lapacö vom 17.07.2001, Memoria Abierta, Archive Oral, Interview 55; Pägina/12, 
26.06.1988. 

Vgl. Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, LADH, SERPAJ, MEDH: Exigencias y Propuestas sobre Derechos 
Humanos, Buenos Aires, Octubre 1983, Archiv Familiäres, 4 S. 

Interview Nr. 05 mit Luisa Wettengel; Interview mit Mabel Penette de Gutierrez vom 04.05.2001, Memoria 
Abierta, Archive Oral, Interview 0 1 . 

Vgl. Familiäres: Brief an Emesto Säbato, 14.09.1984, Archiv Familiäres, 2 S. 
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„Nos equivocamos con la CONADEP. jRealmente! Porque no se si una comision bicameral hubiera hecho ... 
lo hubiera hecho mejor que la CONADEP. La CONADEP trabajö mucho y bien. Y si no hizo mäs fue porque 
el poder ejecutivo no se lo permitiö.“'**’ 

Die Opferorganisationen lobten, dass die CONADEP ihre ursprüngliehen Erwartungen 
übertraf, weil sie auf gesellschaftlicher Ebene eine Wahrheit etablierte, die fortan niemand 
mehr leugnen konnte und die für die späteren Prozesse eine wichtige Grundlage bildete. 
Erstmals wurde die Version der Angehörigen und Opfer offiziell gehört und öffentlich 
anerkannt."^^ 

Heftige Kritik hingegen übten die Opferorganisationen an der Entscheidung, die Na- 
men der Verantwortlichen und Täter nicht zu nennen (Espinoza/Ortiz/Rojas 2003: 144f). 
Sie fürchteten bereits direkt nach der Übergabe der Ergebnisse, dass sich die Mehrheit der 
Verantwortlichen unter Berufung auf den Befehlsnotstand der Strafverfolgung entziehen 
könnte, und forderten deren umfassende Bestrafung sowie die Ausweitung der Nachfor- 
schungen."^* 

Auch wenn die Leistungen der CONADEP weithin anerkannt wurden, kritisieren eini- 
ge Opferorganisationen, dass der Bericht Nunca Mäs sich in voyeuristischer Manier auf die 
Grausamkeit der Menschenrechtsverletzungen konzentrierte, die politischen Rahmenbedin- 
gungen aber ebenso außer Acht ließ wie die Frage nach den Profiteuren des Militärre- 
gimes. Die schärfste Kritik an der CONADEP kam aus den Reihen der Madres, die darin 
lediglich ein politisches Manöver sahen: 

„A un ano de gobiemo radical, y luego del largo periodo transcurrido desde la entrega del informe de 
CONADEP surgen, entonces varios interrogantes: i,que papel tuvo la Comision dirigida por Säbato? ^P^ra que 
sirviö la informaciön obtenida y el trabajo realizado durante esos nueve meses? La ünica respuesta posible es 
que sirviö para impedir la formaciön de una Comisiön Bicameral; para no irritar demasiado a los militares 
genocidas y a sus sucesores; para demorar el juzgamiento y el castigo a los culpables; para generar 
desconfianza y desaliento en los familiäres de las victimas y para alentar, por contrapartida, a los etemos 
enemigos del pueblo.“^^ 

Außerdem beanspruche die CONADEP - so die Kritik - Verdienste, die ihr nicht zustün- 
den, sondern maßgeblich auf die unermüdliche Arbeit der Angehörigen zurückgingen: 

„jLos campos de concentraciön no los encontrö la CONADEP! Para nada. Los encontramos las madres que 
nos ibamos a parar en la puerta en la epoca en que estaban llenos de desaparecidos. jNo fue Säbato a 
buscarlos ahi! [...] Säbato fue cuando estaban vacios. Nosotras ibamos cuando estaban nuestros hijos.“^^ 

Die Darstellungsweise der CONADEP lege nahe, dass es sich bei den Desaparecidos, da 
sie im Rahmen des Kampfes gegen die Subversion verschwanden, um Subversive und Ter- 
roristen handle. Außerdem wolle der Bericht den Eindruck erwecken, dass die Desapareci- 
dos tot seien, und sie somit ohne weitere Nachfragen dem Vergessen anheim geben.^^ 



Interview mit Mabel Penette de Gutierrez vom 04.05.2001, Memoria Abierta, Archivo Oral, Interview 01. 
Interview mit Angela Catalina Paolin „Lita“ de Boitano vom 12.06.2001, Memoria Abierta, Archivo Oral, 
Interview 31. B; Interview Nr. 05 mit Luisa Wettengel; Interview mit Mabel Penette de Gutierrez vom 04.05.2001, 
Memoria Abierta, Archivo Oral, Interview 01. 

Vgl. Familiäres: Je Pms'ö, 26.09.1984, Archiv Familiäres, 1 S. 

Interview Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. 

Periödico MflJres Je P/özfl Je Möyo, ano 1, N° 1, diciembre 1984, S. 6f 
Hebe de Bonafini [1988] in: Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 22. 

Vgl. Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano 1, N*^ 2, enero 1985, S. 7; Asociaciön Madres: Carta Abierta a 
Alfonsin, 4 de febrero 1988, in: Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano IV, N° 39, marzo 1988, S. 4; Interview 
Nr. 14 mit Hebe de Bonafini. 
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2.2.3 Die Prozesse gegen die Militär-/«« 



„Es innegable el valor histörico del juicio en marcha. No tanto por el resultado final mismo - sobre el cual se 
mantienen justificadas reservas en distintos sectores de la sociedad sino por el debate polltico que ha abierto 
- y que abrirä en los pröximos meses - sobre el holocausto que se abatiö sobre nuestro pueblo en los negros 
anos de la dictadura militar.“^^ 

Dieser Auszug aus der Zeitsehrift der Madres bringt die zwiespältige Haltung der Opferor- 
ganisationen zu den Juicios gut zum Ausdmek: Die Tatsaehe, dass sieh die Mitglieder der 
Militär-Junto^ vor einem zivilen Gerieht verantworten mussten, wird als historisehe Lei- 
stung anerkannt. Für Viele war es die größte Genugtuung, die Diktatoren auf der Anklage- 
bank zu sehen, und erstmals die Mögliehkeit zu haben, von einer offiziellen Stelle gehört 
und ernst genommen zu werden.^"^ Die Prozesse führten der Nation vor Augen, dass die 
Militärs nieht mehr unberührbar waren.^^ Enttäuseht hingegen zeigten sieh die Opferorgani- 
sationen von den niedrigen Haftstrafen und den Freisprüehen.^^ Die Urteile stellten für sie 
das Ende jener Illusion von Gereehtigkeit dar, der man sieh hingegeben hatte. Die große 
öffentliehe Aufmerksamkeit, die den Prozessen von den Medien gewidmet wurde, hatte zur 
Folge, dass die Zuständigkeitsdebatten und Versehleppungen in den zahlreiehen anderen 
Prozessen nieht wahrgenommen wurden.^* Die Opferorganisationen fürehteten deshalb, 
dass mit den Urteilen im /«nto-Prozess die Impunidad gegen die anderen Verantwortliehen 
anbrechen würde und mobilisierten gegen mögliche Maßnahmen, die zur Einschränkung 
der Strafverfolgung führen könnten (Väsquez u.a. 2004: 36). 

In der Folge der /«nto-Prozesse nahmen die Konflikte der Opferorganisationen mit der 
Regierung weiter zu, wie beispielsweise die Vorkommnisse vom 24. Juni 1985 zeigen: Die 
Madres hatten um ein Gespräch mit Alfonsin gebeten, das ihnen für dem 24. Juni gewährt 
wurde. In der Casa Rosada wurde ihnen mitgeteilt, dass der Präsident sie nicht empfangen 
könne, da er an einem Konzert anlässlich des 50. Todestags des Tango-Sängers Carlos 
Gardel teilnehme. Die Madres besetzten daraufhin unter großem Medieninteresse für 20 
Stunden das Regiemngsgebäude (Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 36.). 



2.2.4 Die Ley de Punto Final 

Mit der Verabschiedung der Ley de Punto Final vollzog sich der endgültige Bruch der 
Opferorganisationen mit der Regierung Alfonsin. Sie sahen in diesem Gesetz den Schluss- 
punkt einer bereits lange gehegten politischen Strategie der Straflosigkeit. Ex post wurden 
die vorausgegangenen vergangenheitspolitischen Maßnahmen so reinterpretiert, dass sie 
einzig darauf abzielten, die Straffreiheit der Militärs mit möglichst geringen politischen 
Kosten zu erreichen. 



VevioAico Madres de Plaza de Mayo, ano l,N°6,mayo 1985, S. 2. 

Interviews Nr. 1 1 mit Nora de Cortinas und Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. 

Vgl. Interview mit Carmen Lapaeo vom 17.07.2001, Memoria Abierta, Archivo Oral, Interview 55. 

Flebe de Bonafmi [1988] in: Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 36: „era una vergüenza, porque esta- 
ban absolviendo a asesinos en la cara del pueblo y en la cara del mundo.“ 

Vgl. Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano 11, N° 14, enero 1986, S. 5. 

Vgl. Familiäres: Manuskript der Intervention vor der UN-Menschenrechtskommission, Genf, Februar 1987, 
Archiv Familiäres, 14 S., hier S. 4; Interview mit Maria Adela Gard de Antokoletz [Madres] in: La Capital, 
04.02.85. 

Vgl. Familiäres: Esta es la historia del PUNTO FINAL y obedece a un proyecto polltico, 20.01.1987, Archiv 
Familiäres, 4 S. 
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Die Opferorganisationen kritisierten die fehlende parlamentarische Debatte und das 
Zustandekommen dieses Gesetzes, das nicht nur den Forderungen der Bevölkerung, son- 
dern auch den Wahlversprechen Alfonsins diametral entgegen laufe, und die Opfer ein 
weiteres Mal ihrer Rechte beraubte'"*’: „Por decreto se legisla el olvido, se establece la muer- 
te juridica de los 30.000 desaparecidos.“^' Die Ley de Punto Final verstoße gegen das Ver- 
fassungsprinzip der Gleichheit vor dem Gesetz. Anstatt die gesellschaftlichen Spannungen 
zu entschärfen, fordere es zu Selbstjustiz und Rache auf: 

„La ley 23.492 tampoco favorece la reconciliaciön entre los argentinos. Por el contrario, amplia la brecha que 
separa la sociedad civil de la sociedad militar, por causa de los privilegios irritantes que agrega a esta ultima. 
Finalmente la ley de punto final ha afectado la credibilidad de los gobemantes. El pueblo ve esta decisiön 
como una traiciön a los ideales proclamados; como una claudicaciön moral; como un acto de debilidad frente 
a las fuerzas armadas. Estas en vez de quedar satisfechos exigirän cada vez mayor poder y el indulto de los 
condenados.“^^ 

Neben Demonstrationen und Kundgebungen legten die Menschenrechts- und Opferorgani- 
sationen eine Verfassungsklage ein und forderten die UN-Menschenrechtskommission zur 
Verurteilung der argentinischen Regierung auf^^ Trotz des offensichtlichen Bruchs zwi- 
schen der , Menschenrechtsbewegung’ und der Regierung unterstützte diese Alfonsin wäh- 
rend der Osteraufstände. 

„pero no para que Alfonsin aflojara, sino para que Alfonsin estuviera fuerte. Creo que Alfonsin se equivoco 
[...]. Creo que se equivoco en no tener confianza en la gente. La gente lo fue a respaldar. La gente tue a apoyar 
a un presidente elegido por el pueblo contra los militares.“*’'' 

Durch ihre Beteiligung an den Demonstrationen brachten sie ihre kategorische Verurteilung 
der Militärs zum Ausdruck. Sie sahen sich in ihren Forderungen nach Strafverfolgung be- 
stätigt, um so die undemokratischen Kräfte aus den Streitkräften zu entfernen und diese der 
zivilen Suprematie zu unterstellen. 



2.2.5 Die Ley de Obediencia Debida 

Die Verabschiedung der Ley de Obediencia Debida wurde von der , Menschenrechtsbewe- 
gung’ als weiterer Erfolg der Streitkräfte gegenüber der schwachen Regierung verstanden, 
die so erneut gegen den erklärten Willen und Auftrag der Bevölkerung handelte. Der Pakt 
zwischen Alfonsin und den Militärs schien offensichtlich: 

„Y sino, ahi estan para confirmarlo las leyes de Punto Final y de Obediencia Debida, las Felices Pascuas, sus 
,heroes’ de Malvinas, la ,casa esta en orden’ y la ley de amnistia, una factura que le pasaran estos militares 
,leales’ a su Gobiemo y que, una vez mäs tambien, garantizara de puno y letra nuestra justicia prostituida y 
vendida al poder politico.“^^ 



Interview Nr. 1 1 mit Nora de Cortinas. 

Madres LF: Declaraciön La Ley del „Punto Final“, 17.05.1987, Archiv Madres LF, 3 S., hier S. 1. Ähnlich 
argumentierten die Abuelas: Die Ley de Punto Final „condena a la muerte juridica a todos los ninos secuestrados y 
a todos los desaparecidos.“ (Telegramm an Raul Alfonsin, 27.1 1.1986), Archiv Abuelas, 1 S. 

Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, LADH, Madres LF, MEDH, Movimiento Judio por los Derechos Humanos, 
SERPAJ: Ley de Punto Final, enero de 1987, Archiv Familiäres, 10 S., hier S. 6f 

Vgl. Familiäres: Manuskript der Intervention vor der UN-Menschenrechtskommission, Genf, 25.02.1987, 
Archiv Familiäres, 3 S. 

Interview mit Mabel Penette de Gutierrez vom 04.05.2001, Memoria Abierta, Archivo Oral, Interview 01. 

Madres LF: Declaraciön ^Amnistia o Justicia?, 20.10.1988, Archiv Madres LF, 2 S.; Abuelas: Comunicado de 
Prensa, 16.05.1987, Archiv Abuelas, 1 S. 

Asociaciön Madres: Carta Abierta a Alfonsin, 4 de febrero 1988, in: Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano 
IV, N"39, marzo 1988, S. 4. 
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Auch dieses Gesetz verstoße damit gegen den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor 
dem Gesetz, gegen das Recht auf einen fairen Prozess und gegen internationale Abkom- 
men. Die Opferorganisationen kritisierten die apriorische Annahme, dass alle Beschuldig- 
ten, die keine exponierte Funktion innerhalb der Flierarchie eingenommen hatten, stets in 
Erfüllung von Befehlen gehandelt haben, und dass das Gesetz keine Möglichkeit eines Ge- 
genbeweises vorsieht. Sie kritisierten weiterhin, dass schlimmste Verbrechen wie Mord und 
Folter ungesühnt bleiben, während geringere Vergehen wie Diebstahl weiter bestraft wer- 
den können. Dies führe zu einer Verzerrung der Normen und zur Rechtsunsicherheit. Sie 
fürchteten die Entstehung einer unberührbaren Militärkaste, die in der Gewissheit ihrer 
Straffreiheit neue Verbrechen begehen werde. Durch die gewaltsame Niederschlagung der 
Besetzung von La Tabalda und die Gerüchte über Flinrichtungen und Folter fühlten sich die 
Opferorganisationen in ihrer Flaltung bestätigt, dass die Straffreiheit für Milifärs zu neuen 
Menschenrechtsverletzungen einlade.®* 

Nach der Verabschiedung der Ley de Obediencia Debida stand für die Menschen- 
rechts- und Opferorganisationen fest, dass nun auch die Justiz der Regierung untergeordnet 
war und so die Rechtswege innerhalb des argentinischen Rechtssystems erschöpft waren. 
Etliche Organisationen prüften deshalb die Möglichkeiten, in anderen Ländern Prozesse 
anzustoßen und Beschwerde bei internationalen Organisationen einzulegen.®^ 



2.2.6 Das erste Entschädigungsgesetz für die Angehörigen der Verschwundenen 

Die ersfe gesefzliche Regelung zur Entschädigung einiger Angehöriger der Verschwunde- 
nen wurde kaum wahrgenommen, da es zu dem Zeitpunkt verabschiedet wurde, als die Ley 
de Punto Final die Debatten dominierte. Die Kontroversen innerhalb der Opferorganisatio- 
nen um das heikle Thema der Entschädigung führte u.a. zur Spaltung der Madres de Plaza 
de Mayo. Die Madres um Hebe de Bonafini, die sich in der Asociaciön Madres organisier- 
ten, lehnten jegliche finanzielle Entschädigung ab und kritisierten in der Folge immer stär- 
ker jene Angehörige, die die Entschädigungen akzeptierten.^® Andere Opferorganisationen 
erkannten das Anrecht der Angehörigen auf staatliche Entschädigung explizit an und stell- 
ten es ihren Mitgliedern frei, sich dafür oder dagegen zu entscheiden. 



Vgl. Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, LADH, Madres LF, MEDH, Movimiento Judio por los Derechos 
Humanos, SERPAJ: Ley de Obediencia Debida, oJ. [1987], Archiv Familiäres, 12 S. 

Vgl. Asociaciön de Ex-Detenidos Desaparecidos, Asociaciön Madres, Familiäres, LADH, Madres LF, Movi- 
miento Judio por los Derechos Humanos, SERPAJ: Comunicado de Prensa, 22.02.1989, Archiv Familiäres, 1 S.; 
Abuelas: Comunicado de Prensa, 26.01.1989, Archiv Abuelas, 1 S.; Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 
46. 

Interviews Nr. 05 mit Luisa Wettengel, Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. Vgl. Comisiön Interamericana 
de Derechos Humanos, Informe N*^ 28/92. 

™ Editorial des Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano II, N*^ 18, mayo 1986, S. 3: „La vida de nuestros hijos no 
tiene precio. Aceptar cualquier tipo de reparaciön econömica implica nuevamente - como lo pretende el gobiemo 
- dar por muertos a nuestros hijos.“ 
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3. 



Die Regierungen Menem 



„En 1989 dije que veniamos para cambiar la historia. Hoy ya lo hemos hecho, por eso puedo afirmar que la 
decada que me tocö gobemar es un hito en la historia de mi patria que marca un antes y un despues. [...] Nos 
propusimos la paz y la hemos logrado, no sin sacrificios, aün soportando todas las criticas [...] Nos 
propusimos reparar las heridas provenientes de ese pasado de intolerancias y violencias, para ayudar y 
cicatrizar las irremediables ausencias y honrar la vida y la memoria de los caidos. Nuestra politica reparatoria, 
la mas generosa del continente, sirve hoy de modelo a otros paises con historias similares a la nuestra. [...] Si 
hemos podido superar ese pasado de incomprensiön y de violaciones a los derechos humanos y gozamos hoy 
de un presente en plenitud, cuänto mäs cabe esperar del pröximo siglo que habrä de iniciarse con el pais en 
marcha y una sociedad madura en la defensa de sus bienes fundamentales.“^* (Carlos Saul Menem, 1999) 



3.1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Carlos Menem I (1989-95) 

Als Alfonsin im Juli 1989 abtrat, war es das erste Mal in der Gesehiehte des Landes, dass 
ein reehtmäßig gewählter Präsident das Amt an den reehtmäßig gewählten Naehfolger einer 
anderen Partei übergab (MeGuire 1995: 200). Standen zu Beginn der Amtszeit Alfonsins 
die moralisehe Krise der Nation und die Notwendigkeit im Vordergrund, die diktatorisehe 
Vergangenheit aufzuarbeiten, so dominierte zu Beginn der Regierungszeit Menems die 
akute Wirtsehaftskrise der dureh Hyperinflation gesehwäehten Nation. Zusätzlieh ersehwert 
wurde die Situation dureh die unzufriedenen und säbelrasselnden Teile der Streitkräfte, die 
weder voll der zivilen Suprematie unterstanden noeh gänzlieh von der Militärfühmng kon- 
trolliert werden konnten.^^ 

Das vergangenheitspolitisehe Konzept Menems der reconciliaciön oder pacificaciön 
nacional untersehied sieh deutlieh vom Kurs Alfonsins: Hatte letzterer versueht, im Rah- 
men der Mögliehkeiten Wahrheit und Gereehtigkeit zu erreiehen, setzte Menem auf Verge- 
ben und Vergessen (Sfraßner 2006). Er unterstrieh in seiner Antrittsrede die Notwendigkeit 
der Nationalen Versöhnung, um die wirtsehaftliehen Probleme des Landes zu lösen. Anders 
als bei Alfonsin ersehien Vergangenheitspolitik weniger als eine moralisehe Verpfliehtung 
und ein Wert an sieh, sondern stand im Dienste übergeordneter Politikziele. Menem sah 
diesen pragmatisehen Kurs dureh die realpolitisehen Erfordernisse und seine wirtsehaftspo- 
litisehen Ziele gereehtfertigt. Die Tatsaehe, dass er während der Diktatur selbst fünf Jahre 
politiseher Gefangener war und vergeben habe, führte er wiederholt an, um seine vergan- 
genheitspolitisehe Strategie zu reehtfertigen.’^ 



3.1.1 Die Militärpolitik der Regierung Menem 

Im Rahmen der Politik der Nationalen Befriedung spielte die Normalisierung der zivil- 
militärisehen Beziehungen eine zentrale Rolle. Trotz aller Spannungen innerhalb der Trup- 
pe dominierte der Korpsgeist immer dann, wenn die Interessen der Streitkräfte in Gefahr 



Carlos Saiil Menem, Prologe in Pierini 1999; 9f. 

Die beiden Amtszeiten Menems werden hier direkt hintereinander untersucht. Die Zusammenfassung der ver- 
gangenheitspolitischen Maßnahmen erfolgt allerdings nach Amtszeiten getrennt um die zeitliche Abfolge besser 
berücksichtigen zu können. Bei der Analyse der Reaktionen der Opferorganisationen wird nicht nach Amtszeiten, 
sondern nach Maßnahmen unterschieden. 

Vgl. bspw. Carlos Saül Menem, Prölogo in Pierini 1999: 9: „muchos argentinos se vieron obligados a recorrer 
todos los caminos del sufrimiento y del agravio. Yo soy uno mäs entre ellos.“ 
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schienen. Zu Beginn der Regierung Menem konnte von einer Unterordnung der Armee 
unter die zivile Regierung und die Anerkennung des Verteidigungsministeriums als institu- 
tionalisierter Schnittstelle der zivil-militärischen Interaktion noch keine Rede sein. Maß- 
geblich waren vielmehr klientelistisch-personalistische Strukturen zwischen militärischen 
und zivil-politischen Eliten (Diamint 2002: 323-328). 

Neuralgische Punkte der zivil-militärischen Beziehungen waren die Unterordnung der 
Streitkräfle, Fragen des Militärhaushaltes und die Menschenrechtsverletzungen der Dikta- 
tur. Dennoch gelang es Menem, weit reichende militärische Reformen einzuleiten: Wegen 
der desolaten Staatsfinanzen und des restriktiven Sparkurses wurde eine Restrukturierung 
der Streitkräfte vorgenommen, bei der die Truppenstärke und auch das Verteidigungsbud- 
get halbiert wurden. Menem erreichte so mit wirtschaftlichen Mitteln jene Militärreform, 
die Alfonsin durch politische Maßnahmen nicht durchsetzen konnte (Radseck 2002: 92ff ; 
Fleinz 1996: 233f). Durch die veränderte außenpolitische Situation (Ende des Kalten Krie- 
ges, Friedensabkommen mit Chile, Mercosur-Integration etc.) kamen den Streitkräften neue 
Aufgaben zu. Auch durch die Einsätze argentinischer Truppen im Rahmen der UNO eröff- 
neten sich neue Tätigkeitsfelder, so dass auch die Bedeutung des Außenministeriums in 
militärischen Fragen zunahm (Diamint 2002: 333ff). Wie Menems Begnadigungspolitik 
deutlich zeigt, ließ er hinsichtlich der Vergehen der Militärs während der vergangenen 
Jahrzehnte Milde walten, auf neue Regelverletzungen und Insubordination hingegen rea- 
gierte er mit großer Härte. 

Anfang Dezember 1990 kam es zu einem letzten Militäraufstand, bei dem rund 600 
Carapintadas zeitgleich drei Einrichtungen der Streitkräfte angriffen. Die Fordemngen 
glichen denen der vorausgegangenen Aufstände. Menem ließ den Aufstand durch loyale 
Truppenteile mit großer Härte niederschlagen: Fast zwei Dutzend Menschen kamen ums 
Leben, rund 200 Personen wurden verletzt, der Sachschaden belief sich auf ca. 30 Mio. 
US$. Die sieben führenden Köpfe des Aufstandes wurden zu lebenslanger Haft verurteilt.^"* 



3.1.2 Die Indultos - Begnadigungen für inhaftierte Militärs und Guerilleros 

Hatte Menem als Führer der peronistischen Opposition während der Regierung Alfonsin 
die Ley de Punto Final und die Ley de Obediencia Debida kritisiert und für die Bestrafung 
der Schuldigen plädiert, so änderte er seine Haltung im Rahmen seiner Nationalen Versöh- 
nungsrhetorik (Fuchs 2003: 100). Um Zeichen der Nationalen Aussöhnung zu setzen, 
machte Menem in den ersten Jahren seiner Amtszeit extensiv vom präsidentiellen Begnadi- 
gungsrecht Gebrauch und amnestierte insgesamt 277 Personen. Die überwiegende Mehrheit 
waren Mitglieder der Streitkräfte. Unter den Begnadigten befanden sich aber auch 64 ehe- 
malige Guerilleros. Am 6. Oktober 1989 erließ er die ersten Begnadigungsdekrete für Mili- 
tärs und Zivilisten, die im Rahmen des „Antisubversionskampfes“ Delikte begangen hatten. 
Ebenso begnadigte er am selben Tag Personen, die in die Militäraufstände und Putschver- 
suche der Jahre 1987 und 1988 involviert waren, und solche, denen Vergehen während des 
Falkland-ZMalvinen-Kriegs vorgeworfen wurden. In einigen Fällen handelte es sich um 
Personen, die noch nicht rechtskräftig verurteilt waren, so dass durch die Dekrete die 
schwebenden Verfahren beendet wurden (Ambos 1996: 93; Acuna/Smulovitz 1997: 109f). 

Menem wurde für diese Maßnahmen heftig kritisiert. Bereits zuvor, als Gerüchte über 
mögliche Begnadigungen kursierten, fanden sich landesweit mnd 150.000 Personen zu 



Ygl. Lateinamerika Nachrichten 199/1991; 13-19 und 200/1991 : 36. 



105 




Kundgebungen zusammen. Auch wenn es keine weiteren lang andauernden öffentlichen 
Proteste wie während der Gesetzesprojekte Alfonsins mehr gab, schwand Menems Popula- 
rität in Folge der Indultos. Umfragen zufolge lehnten fast 80% der Bevölkerung diese Maß- 
nahmen ab (Nino 1996: 104; Fuchs 2003: 101; Jelin 1994: 49.). Dennoch kündigte Menem 
weitere Indultos an. Zu Beginn des Jahres 1991 begnadigte er sogar die noch in Flaft be- 
findlichen Generäle Videla, Massera, Agosti und Lambruschini, die während der histori- 
schen /««to-Prozesse verurteilt worden waren. Ebenso wurden einige Zivilisten und 
schließlich der Mo«to«ero-Führer Mario Firmenich begnadigt (Ambos 1996: 93.). Mit 
diesen Begnadigungen hatten auch die letzten Militärs, die unter Alfonsin verurteilt worden 
waren, die Freiheit wieder erlangt. Auch die wenigen noch offenen Verfahren waren durch 
die Indultos beendet worden. Durch diese Zugeständnisse erreichte die Regierung Menem, 
dass die Streitkräfte die Budget-Kürzungen und Militärreformen tolerierten und sich nach 
und nach immer mehr der zivilen Regierung unterordneten. 



3.1.3 Die Suche nach den verschwundenen Kindern 

Die zivilgesellschaftliche Erschöpfung nach den Debatten um die beiden Amnestiegesetze 
der Regierung Alfonsin und die Indultos der peronistischen Regierung fielen zeitlich mit 
den ersten Ergebnissen der wirtschaftlichen Privatisierungs- und Stabilisierungspolitik zu- 
sammen. Mit der Koppelung des argentinischen Peso an den Dollar im Jahr 1991, dem 
Ende der Hyperinflation und der Verbesserung der wirtschaftlichen Situation breiter Gesell- 
schaftsschichten stellte sich ein allgemeines Gefühl der Zufriedenheit und des Konsums 
ein. Menems Strategie des Vergebens und Vergessens zugunsten der wirtschaftlichen Pro- 
sperität der Nation schien sich zu bewähren. Die Menschenrechts- und Opferorganisationen 
erkannten, dass ihre Anliegen auf wenig gesellschaftliche Resonanz stießen. Aus Protest 
und Enttäuschung gegen die Indultos brachen sie die Kooperation mit der Regierung weit- 
gehend ab. 

Nach wie vor aber waren die desaparecidos vivos, die entführten oder in Gefangen- 
schaft der Eltern geborenen Kinder, ein Thema, für das sich die Gesellschaft sehr sensibel 
zeigte. Selbst die Streitkräfte konnten diese Verbrechen nicht rechtfertigen. Als einzige 
Opferorganisation arbeiteten die Abuelas de Plaza de Mayo weiter eng mit der Exekutive 
zusammen. Nachdem sie 1987 die Einrichtung einer Gen-Datenbank erreicht hatten, be- 
mühten sie sich in den folgenden Jahren um die Verbesserung der Betriebsbedingungen und 
erreichten nach langem Insistieren schließlich die Einrichtung der anfangs von der Subse- 
cretaria de Derechos Humanos abhängige, später aber eigenständige CONADI (Comisiön 
Nacional por el Derecho a la Identidad), in der Vertreter aus Regiemng eng mit den Abue- 
las Zusammenarbeiten (Ley N° 25.457). Claudia Carloto, die Tochter der Präsidentin der 
Abuelas, Estela Carloto, leitet die CONADI. Mit dieser Einrichtung wurde die Suche nach 
den verschwundenen Kindern institutionalisiert: In Kooperation mit den Abuelas werden 
die entführten Kinder gesucht, die Rechtsabteilung bietet sowohl den Angehörigen als auch 
Personen, die sich mit Zweifeln an ihrer Identität an diese Einrichtung wenden, juristischen 



Michael Radseck (2002: 98) kommentiert treffend: „So war die Begnadigungspolitik von Menem vornehmlich 
von dem Kalkül bestimmt, sich Ruhe an der Menschenrechtsfront zu verschaffen, um hiernach Spielraum für die 
Privatisierungs- und restriktive Haushaltspolitik zu haben. Dass damit en passant die materielle Machtbasis der 
Militärs in einem Umfang beschnitten worden ist, wie sie noch vor wenigen Jahren nicht für möglich gehalten 
wurde, mag als Ironie der Geschichte gelten.“ 
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Beistand. Auch die Gen-Datenbank wurde in die Struktur der CONADI eingebunden.^^ Im 
Laufe der Jahre konnten die Abuelas mit der Unterstützung von CONADI 83 der 260 ge- 
suchten Enkel lokalisieren. Häufig wandten sich Jugendliche selbst an die Abuelas oder 
CONADI, was die Wichtigkeit deutlich machte, junge Leute durch öffentliche Kampagnen 
zu sensibilisieren.^’ 



3.1.4 Entschädigungen für die Opfer der Repression 

Wird im argentinischen Kontext von Reparation für die Opfer der Repression gesprochen, 
so ist damit gewöhnlich die direkte finanzielle Entschädigung für die Angehörigen der 
Verschwundenen und Ermordeten oder der ehemaligen politischen Gefangenen gemeint. 
Hier sollen - über dieses enge Verständnis hinausgehend - zusätzlich noch die Befreiung 
der Angehörigen der Opfer vom Militärdienst und die Definition des rechtlichen Status der 
Verschwundenen berücksichtigt werden, da diese Aspekte in den anderen Ländern unter 
den Bereich Entschädigungspolitik subsumiert wurden. 

Die Opferorganisationen hatten vermehrt darauf hingewiesen, dass Angehörige von 
Verschwundenen während des Militärdienstes seelischen Grausamkeiten und Diskrim- 
inierungen ausgesetzt seien, und forderten deshalb deren Befreiung von der Dienstpflicht.’* 
Im September 1990 wurde schließlich ein Gesetz verabschiedet, das die Kinder der Ver- 
schwundenen von der Wehrpflicht entband. Zur Überraschung selbst der peronistischen 
Abgeordneten blockierte Menem zunächst dieses Gesetz, da es eine bestimmte Gruppe von 
Personen besonders privilegieren würde. Auch die Streitkräfte kritisierten dieses Gesetz 
heftig, weil ihm eine antimilitärische Denkweise zugrunde liege und es von nicht bewiese- 
nen Behauptungen - wie der mutmaßlichen Verantwortung der Sfreitkräfte für das Ver- 
schwinden von Personen - ausgehe (Ley N° 23.852; Valdez 2001: 67, FN 5). Das Veto der 
Exekutive wurde jedoch überstimmt und das Gesetz verabschiedet; 1995 verlor es aber 
seine Bedeutung, da die allgemeine Wehrpflicht aufgehoben wurde. 

Bereits kurze Zeit nach dem Ende der Militärdiktatur hatten zahlreiche ehemalige poli- 
tische Gefangene (ExPP) Zivilklagen gegen den argentinischen Staat erhoben. Viele dieser 
Schadensersatzforderungen waren erstinstanzlich positiv beschieden worden, scheiterten 
aber vor den höheren Berufungsinstanzen. Die Corte Suprema entschied schließlich, dass 
die Frist für zivilrechtlicher Forderungen gegen den Fiskus abgelaufen sei. Nachdem sie 
vor der argentinischen Justiz ihre Rechte nicht einfordem konnten, wandten sich Anfang 
der 90er Jahre rund 270 ehemalige politische Gefangene an die Comisiön Interamericana 
de Derechos Humanos (CIDH) in Costa Rica. Als sich abzeichnete, dass Argentinien zur 
Zahlung von Entschädigungsleistungen verpflichtet werden würde, erreichte die Regierung 
im Mai 1990 eine außergerichtliche Einigung {soluciön amistosa) mit den Klägern. 

Da sich die Erarbeitung des Entschädigungsgesetzes verzögerte und Argentinien eine 
erneute Vorladung vor die CIDH drohte, erließ Menem im Januar 1991 ein Dekret, mit dem 
die Entschädigung der ehemaligen politischen Gefangenen geregelt wurde. Einer der stritti- 
gen Aspekte bei einer gesetzlichen Lösung war die Frage, ob generell alle ehemaligen poli- 
tischen Gefangenen Anrecht auf eine Entschädigung haben sollten, oder ob sich die Rege- 

™ Vgl. http://conadi.jus.gov.ar/home_fl.htm [31.10.2005]; Interview mit Estela Carloto in Milenio, N° 5, Marzo 
2001,8. 92-97, hier S. 95f. 

’’ Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12.06.2006; Abuelas de Plaza de Mayo 1999: 17; www. abuelas. org.ar/di- 
fusion.htm [31.10.2005]. 

Vgl. bspw. Familiäres, Brief an den Verteidigungsminister Raul Borras, 14.08.1984, Archiv Familiäres, 2 S. 
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lung nur auf jene beziehen sollte, die innerhalb einer Frist von zwei Jahren nach dem Ende 
der Diktatur eine Zivilklage erhoben hatte. Menems Dekret 70/91 bezog sich lediglich auf 
die letztgenannte Gruppe, so dass die große Mehrheit der ExPP von einer Entschädigung 
ausgeschlossen blieb. Die 277 Personen, welche die im Dekret 70/91 festgesetzten Bedin- 
gungen erfüllten, erhielten pro Hafttag ein Schmerzensgeld von rund 75,- US$. Im Falle 
besonders schwerer Verletzungen waren Sonderzuwendungen vorgesehen. Die Subsecreta- 
ria de Derechos Humanos wurde mit der Implementierung dieser Regelung beauftragt. 
Insgesamt wurden auf der Grundlage dieses Dekrets Entschädigungen von fast 10 Mio. 
US$ gezahlt.™ 

Menem wurde auch aus den eigenen Reihen für die eigenmächtige Lösung dieses 
heiklen Themas und die Tatsache, dass die Mehrheit der ehemaligen politischen Gefange- 
nen nicht berücksichtig wurde, kritisiert. Noch im selben Jahr erarbeiteten peronistische 
und radikale Parlamentarier einen Gesetzesentwurf, der eine inklusivere Entschädigungsre- 
gelung für die ExPP vorsah und diese auch offiziell als Opfer des Staatsterrorismus aner- 
kannte. Die im November 1991 verabschiedete Ley N“ 24.043 sah Entschädigungen in 
Höhe der Leistungen des Dekrets 70/91 für all diejenigen Personen vor, die während des 
Ausnahmezustands durch die Exekutive oder Militärgerichte inhaftiert worden waren.*** Die 
Subsecretaria de Derechos Humanos wurde auch in diesem Fall mit der Implementierung 
des Gesetzes und der Anerkennung der ExPP betraut. Bis April 2002 waren rund 8.000 der 
14.000 Anträge auf Anerkennung bewilligt worden. Die Entschädigungsleistungen an ehe- 
malige politische Gefangene auf der Grundlage der Ley N° 24.043 beliefen sich bis zu die- 
sem Zeitpunkt auf rund 690 Mio. US$; sie wurden in Form von Staatsanleihen ausgezahlt 
(Fuchs 2003: 108ff). 

Ein weiterer wichtiger Schritt zur Entschädigung der Opfer war die Klärung des recht- 
lichen Status der Verschwundenen. Die Praxis des Verschwindenlassens und die damit 
intendierte Ungewissheit hatte nicht nur tief greifende psychische Folgen für die Angehöri- 
gen. Aus dieser dem Verschwinden inhärenten Unsicherheit über das Schicksal und den 
Verbleib des Desaparecido resultieren auch schwerwiegende Vermögens- und zivilrechtli- 
che Probleme: So können die Angehörigen beispielsweise nicht über die Vermögenstitel 
des Verschwundenen verfügen oder erneut heiraten, da die Verschwundenen weder tot 
noch , gegenwärtig’ sind. 

Zahlreiche Angehörige entschieden sich aus dieser Notlage heraus und oft unter gro- 
ßen Gewissenskonflikten, den Verschwundenen als „vermutlich tot“ {fallecimiento presun- 
to) zu erklären. Die Ironie liegt darin, dass die Angehörigen des Opfers, denen seit dem 
Verschwinden jede Information über das Schicksal des Verschwundenen verweigert wurde 
und dessen Verhaftung oder Tod über Jahre von den öffentlichen Stellen bestritten wurde, 
nun vor dem Staat die Anerkennung des Todes des Verschwundenen beantragen mussten. 
Sie mussten dies tun, ohne Gewissheit über den tatsächlichen Tod zu haben und handelten 
so gegen ihre Hoffnung, dass der Verschwundene vielleicht doch zurückkehren könnte. Mit 
der Verabschiedung der Ley N° 24.321 Mitte 1994 entsprach das Parlament einer lange 



™ Vgl. Fuchs 2003: 105-108; Bonner 2003: 1 If. Abweichend von der angegebenen Gesamtsumme der Entschädi- 
gungsleistungen des Dekrets 70/91 gibt Diana Conti (2001: 62), Staatssekretärin für Menschenrechte der Regie- 
rung De la Rüa, die Summe von rund 20 Mio. Arg$ (d.h. 20 Mio. USS) an. 

„Las personas que durante la vigencia del estado de sitio hubieran sido puestas a disposiciön del Poder Ejecutivo 
Nacional, por decisiön de este, o que siendo civiles hubiesen sufrido detenciones virtud de actos emanados de 
tribunales militares, hayan o no iniciado juicio por danos y perjuicios, podrän acogerse a los beneficios de esta 
ley“ Ley N” 24.043, Art. 1 , Hervorheb. VS. 
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artikulierten Forderung der Angehörigen, eine Klärung des rechtlichen Status der Ver- 
schwundenen zu erreichen, ohne auf das fallecimiento presunto rekurrieren zu müssen. 

Durch diese gesetzliche Regelung konnten die Angehörigen der Verschwundenen vor 
dem zuständigen Zivilgericht die declaraciön de ausencia por desapariciön forzada bean- 
tragen, die in ihren zivilrechtlichen Konsequenzen dem fallecimiento presunto gleichgesetzt 
ist, allerdings die Möglichkeit der Rückkehr des Verschwundenen offen lässt.*’ 

Diese Legaldefinition des Status der Verschwunden war die Voraussetzung für die von 
der Comisiön Interamericana de Derechos Humanos geforderte Entschädigung der Ange- 
hörigen der Verschwundenen und jener, die während der Diktatur durch die Militärs ums 
Leben kamen.*^ Gemäß der bereits unter Alfonsin verabschiedeten Ley N° 23.446 hatten 
die Angehörigen der Detenidos Desaparecidos Anrecht auf eine Pension im Umfang von 
75% des Mindestlohnes. Einige Angehörige hatten zivilrechtliche Klagen gegen den argen- 
tinischen Staat eingereicht und Summen zwischen 250.000,- und drei Mio. US$ erhalten 
(Hayner 2002: 176f). Um eine einheitliche und angemessenere Entschädigungslösung zu 
finden, verabschiedete das Parlament Ende 1994 einstimmig und ohne Debatte die Ley N° 
24.411: Die Angehörigen der Verschwundenen und der Ermordeten haben somit Anrecht 
auf eine einmalige Entschädigung in Höhe des 100-fachen Monatsgehalts der höchsten 
Gehaltsstufe im öffentlichen Dienst, d.h. ca. 220.000,- US$. Mit dem Empfang dieser Zah- 
lung verpflichteten sich die Angehörigen, von weiteren rechtlichen Schritten abzusehen.** 
Mit der Implementierung dieser Entschädigungsmaßnahmen wurde das Innenministerium 
beauftragt, das in der Subsecretaria de Derechos Humanos eine Abteilung zur Auszahlung 
der Entschädigungszahlungen und zur Registrierung deqenigen Personen einrichtete, die in 
tatsächlichen oder erfundenen Auseinandersetzungen mit den Streit- und Sicherheitskräften 
ums Leben gekommen waren. Bis Anfang 2002 waren in den Fällen von 5.139 Ver- 
schwundenen die Entschädigungsberechtigungen anerkannt worden, 1.256 Fälle befanden 
sich noch in der Prüfung. Bis Juli 2001 war in 1.083 Fällen von Ermordeten die Entschädi- 
gung bewilligt worden, 333 Fälle waren noch zu prüfen. Die Regierung Menem ging von 
einem Gesamtvolumen für die Entschädigungszahlungen von rund 3 Mrd. US$ aus. Auch 
in diesen Fällen wurden die Entschädigungen in Form von Staatsanleihen gezahlt, was den 
Staatshaushalt augenblicklich entlastete, für die Opfer aber mit Nachteilen verbunden war, 
da sie beträchtliche finanzielle Einbußen hinnehmen mussten, wenn sie diese Obligationen 
vor dem Ende der 10-jährigen Laufzeit an der Börse veräußerten.*"’ Der Antrag auf Ent- 
schädigung war für die Angehörigen mit einem erheblichen bürokratischen und finanziellen 
Aufwand verbunden. Da für bestimmte Schritte die Unterstützung eines Rechtsanwalts 
notwendig ist, gibt es Anwälte, die sich auf diese Fälle spezialisierten und zum Teil erheb- 
liche Provisionen für ihre Leistungen in Rechnung stellen. Innerhalb der Opferorganisatio- 
nen kam es zu heftigen Diskussionen und Zerwürfnissen über Fragen der Inanspruchnahme 
der slaatlichen Entschädigungszahlungen, die von bestimmten Teilen der Opferorganisatio- 
nen als Schweigegeld oder „blutiges Geld“ wahrgenommen wurden (Bayer 1997: 200f ). 



Vgl. Ley N° 24.321. Dieses Gesetz geht von folgender Definition aus: „se endende por desapariciön forzada de 
personas, cuando se hubiere privado a alguien de su libertad personal y el hecho fuese seguido por la desapariciön 
de la victima, o si esta hubiera sido alojada en lugares clandestinos de detenciön o privada, bajo cualquier forma, 
del derecho a la jurisdicciön.“ (Art. 2). 

Vgl. Comisiön Interamericana de Derechos Humanos, Informe 28/92. 

Ley 24.41 1, Art.: 9: „El beneficio obtenido por la presente ley es incompatible con cualquier acciön judicial 
por danos y perjuicios derivadas de las causales de los articulos 1° y 2° planteada por los beneficiarios.“ 

Vgl. Fuchs 2003: 1 12f.; die Antragsfristen wurden mehrmals verlängert; zuletzt bis Anfang 2007 (vgl. Ley 
25.985). 
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3.1.5 Die Situation am Ende der ersten Regiemng Menem 



Am Ende seiner ersten Amtszeit konnte Menem einige Erfolge aufweisen: Dureh seinen 
rigorosen Sparkurs, die Wirtsehafts- und Finanzpolitik sowie die Privatisierungsmaßnah- 
men war es gelungen, die Wirtsehaft des Landes zu stabilisieren. Dureh seine Sparpolitik 
und die Begnadigungen maehte er die noeh zum Zeitpunkt seiner Amtsübernahme sehwer 
kontrollierbaren Streitkräfte gefügig und unterstellte sie der zivilen Regierung. 

Auf den besonders naeh den Indultos waehsenden internationalen Druek reagierte die 
Regierung Menem mit den Entsehädigungsmaßnahmen. Die Mensehenreehts- und Opfer- 
organisationen hatten naeh den Indultos weitgehend ihre Kooperation mit der Regierung 
abgebroehen und verstärkten ihre juristisehen Aktivitäten im Ausland, da sie in Argentinien 
selbst wenig Mögliehkeiten sahen, ihre Reehte einzufordem. In der ersten Hälfte der neun- 
ziger Jahre erzielten vergangenheitspolitisehe Fragen wenig gesellsehaflliehe Resonanz. 



3.2 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Carlos Menem II (1995-99) 

War Menems Idee, die Vergangenheit zu vergessen und sieh auf die Zukunft zu konzentrie- 
ren über Jahre weitgehend aufgegangen, so tauehte wenige Woehen vor der Wahl plötzlieh 
die Vergangenheit erneut in dem naeh vorne gewandten Bliekfeld der Gesellsehaft auf 
Auslöser waren öffentliehe Bekenntnisse ehemaliger Militärs, die eine neue gesellsehaftli- 
ehe und politisehe Debatte über die Mensehenreehtsverletzungen der Vergangenheit anstie- 
ßen. 



3.2.1 Die Rüekkehr der Vergangenheit: Die Bekenntnisse Seilingos 

Das erste öffentliehe Bekenntnis eines ehemaligen Mitglieds der Streitkräfte kam vom 
Korvettenkapitän Franeiseo Seilingo, der während seiner Dienstzeit in der berüehtigten 
Escuela de Mecänica de la Armada (ESMA), Zeuge und Mittäter massiver Mensehen- 
reehtsverletzungen wurde. Von seinem Gewissen und der Erinnerung geplagt, hatte sieh 
Seilingo in Briefen an General Videla und andere ehemalige militärisehe Verantwortungs- 
träger gewandt und diese aufgefordert, die während des „Antisubversionskampfes“ gegebe- 
nen Befehle und die „Todeslisten“ mit den Namen derjenigen, deren Leiehen man ver- 
sehwinden ließ, zu veröffentliehen.*^ Naehdem die Generäle nieht auf seine Aufforderung 
reagierten, wandte sieh Seilingo an Horaeio Verbitsky, Journalist der Tageszeitung P ägi- 
na/1 2. Das Interview mit Seilingo wurde in gekürzter Fassung in dieser Zeitung, und zu- 
sammen mit anderen Materialien und Erläuterungen in dem Bueh El Vuelo veröffentlieht.*® 
Seilingo besehrieb die Praxis der sog. Todesflüge, bei denen Häftlinge unter dem Vorwand 
einer Impfung medikamentös sediert, in ein Flugzeug verladen und über der offenen See 
abgeworfen wurden. Seilingo selbst war an zwei dieser Flüge beteiligt; einem Rotations- 
prinzip folgend wurden diese Operationen immer von untersehiedliehen Personen vorge- 
nommen, um so den ,Pakt des Sehweigens’ zu festigen. Seilingo gab an, dass diese Todes- 
flüge über zwei Jahre hinweg zweimal wöchentlieh stattfanden. Rund 1.500 bis 2.000 Men- 
sehen seien auf diese Weise „versehwunden“. Die Versuehe der Militärs und der 



Die Briefe sind in Verbitsky 1995 veröffentlicht; auszugsweise Übersetzungen bei Ambos 1996a: 78. 
Vgl. Verbitsky 1995; eine Übersetzung des Zeitungsinterviews findet sich bei Ambos 1996a: 80-85. 
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Regierung, Scilingos Geisteszustand und Glaubwürdigkeit in Frage zu stellen, konnten die 
Büchse der Pandora nicht wieder schließen. Weitere Geständnisse folgten: Kurze Zeit spä- 
ter berichtete beispielsweise der Feldwebel Victor Ibanez von ähnlichen Todesflügen, bei 
denen zwischen 2.000 bis 2.300 Gefangene aus dem Flaftzentrum El Campito ermordet 
wurden (Manguel 1996: 123f). 

Die besondere Bedeutung dieser freiwilligen kathartischen Geständnisse liegt weniger 
im objektiven Informationsgewinn, sondern darin, dass erstmals die Täterseite die Men- 
schenrechtsverletzungen bestätigte und somit die gesellschaftliche Debatte um die Interpre- 
tation der Jahre der Diktatur anstieß.*’ Dominierten in den Jahren seit dem Ende der Dikta- 
tur juristisch-legale Aspekte, so gewann seit den Geständnissen die gesellschaftlich-histor- 
ische Auseinandersetzung und die Frage nach dem angemessenen gesellschaftlichen Um- 
gang mit der Vergangenheit an Bedeutung (Fuchs 2003: 53). 

In die durch die Geständnisse Scilingos initiierte Debatte schalteten sich Ende April 
1995 überraschend auch die Oberkommandierenden der Streitkräfte ein. In ihren selbstkriti- 
schen Äußerungen räumten sie ein, dass die Streitkräfte in ihrem Kampf gegen die Guerilla 
zu illegalen und verwerflichen Mitteln gegriffen hatten (Heinz 1996a: 105f ). Die deutlich- 
sten Worte ergriff in diesem Zusammenhang General Martin Balza, Stabschef des argenti- 
nischen Heeres, in einer Femsehansprache an die Nation: 

„Die schwierigste und dramatischste Botschaft, die ich heute der argentinischen Gesellschaft übermitteln 
möchte, sucht ein schmerzhaftes, nie geführtes Gespräch über die Vergangenheit zu beginnen, die wie ein Ge- 
spenst über dem kollektiven Gewissen schwebt, das wie in diesen Tagen unabänderlich aus dem Schatten zu- 
rückkehrt, wo es sich zuweilen verbirgt.“ (Balza 1996: 96) 

General Balza übernahm im Namen des Heeres den Teil der Verantwortung „für die Irrtü- 
mer dieses Kampfes zwischen Argentiniern“ (Balza 1996: 99). Er rief dazu auf, nun mit 
einer Distanz von zwei Jahrzehnten die Verantwortung aller Konfliktparteien und der Ge- 
sellschaft als ganze für die Polarisierungen und der Gewalt der 70er Jahre zu sehen. Er 
äußerte Verständnis und Respekt für all diejenigen, die Angehörige verloren hatten, und 
machte deutlich, dass Argentinien noch lange nicht versöhnt sei.** Balza betonte, dass das 
Heer über keine Liste mit den Namen der Verschwundenen verfüge, forderte aber mögliche 
Informanten auf, bei der Aufklärung des Schicksals der Desaparecidos mitzuhelfen. Um 
einer Wiederholung vorzubeugen, richtete er sich an die Streitkräfte und sagte, dass „nie- 
mand verpflichtet ist, einen unmoralischen Befehl oder einen Befehl, der von den Gesetzen 
oder den militärischen Dienstvorschriften abweicht, zu befolgen. Wer es trotzdem tut, be- 
geht eine rechtliche Verfehlung“ (Balza 1996: 98). Diese Selbstkritik aus der Führungsebe- 
ne der Streitkräfte hatte - so das Urteil von Wolfgang Heinz (1996a: 106) - den Effekt, 
dass das „weitgehend homogene und vom Rest der Gesellschaft isolierte Geschichtsbild des 
Militärs über seine Rolle bei der Aufstandsbekämpfung nachhaltig in Frage gestellt“ wurde. 
Erstmals gab die Militärführung die illegalen und unmoralischen Methoden zu. Damit sei 
es in Zukunft nicht mehr möglich, so Heinz, „den Mythos einer im Kern legalen Aufstands- 



Ein chronologischer Überblick über die Wirkungen der Geständnisse Scilingos findet sich bei CELS 1996: 123- 
145. 

** „Sind wir realistisch, unbeschadet der Anstrengungen der politischen Führung glauben wir, daß der ersehnte 
Zustand der Aussöhnung noch nicht gekommen ist. Das Blut des Kindes, des Vaters, des Ehemannes, der Mutter, 
des Freundes abzuwaschen, ist eine schwere Aufgabe voller Tränen [...]. Diejenigen, die in diesen schmerzhaften, 
kritischen Augenblicken ihre Angehörigen verloren haben, egal in welcher Position und unter welchen Umstän- 
den, werden Generationen benötigen, um den Verlust zu verkraften und Sinn in einer echten Aussöhnung zu 
finden. An sie sind diese Worte nicht gerichtet, weil ich für sie keine Worte habe, ich kann ihnen nur Respekt 
zollen, angesichts des Schmerzes schweigen und anbieten, daß ich alles unternehmen werde, damit sich die Ver- 
gangenheit nie mehr wiederholt.“ (Balza 1996: 97). 
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bekämpfung, bei der es bedauerlicherweise zu einigen Exzessen gekommen sei, aufrecht- 
zuerhalten.“ 



3.2.2 Der 20. Jahrestag des Militärputsches 

Der 20. Jahrestag des argentinischen Futsches stellte einen Meilenstein im gesellschaftli- 
chen Umgang mit der Zeit der Diktatur dar. Seit der Rückkehr zur Demokratie war es v.a. 
die Menschenrechtsbewegung, die im , kleinen Kreis’ jährlich an dieses denkwürdige Da- 
tum erinnerte, ohne damit jedoch eine breitere Öffentlichkeit zu erreichen. Oft standen die 
Gedenkveranstaltungen und Demonstrationen im Kontext der Proteste gegen die Leyes de 
Punto Final und Obediencia Debida oder Indultos (Lorenz 2002: 69-83). Um den 20. Jah- 
restag in angemessener Weise zu begehen und eine größere Öffentlichkeit zu erreichen, 
fanden sich Ende 1995 unterschiedliche Menschenrechts- und Opferorganisationen, der 
Gewerkschaftsdachverband und andere Gruppierungen und Individuen zur Comisiön por la 
Memoria, la Verdady la Justicia (CMVJ) zusammen, um die verschiedenen Veranstaltun- 
gen zu koordinieren.*^ Bis zum Gedenktag selbst schlossen sich über 200 Initiativen und 
NGOs der CMVJ an. Den ganzen März über gab es täglich unterschiedliche Aktivitäten: 
Allein in Buenos Aires fanden teilweise bis zu zehn Veranstaltungen gleichzeitig statt. Die 
Presse zeigte großes Interessen an der Thematik, Tageszeitungen veröffentlichten Pro- 
grammübersichten, so dass auch weitere Interessierte, die nicht zur informierten Menschen- 
rechtsszene gehörten, an den Kundgebungen teilnehmen konnten. Auch staatliche Stellen 
beteiligten sich an unterschiedlichen Gedenkinitiativen. Menem äußerte sich als erster post- 
autoritärer Staatspräsident zum Jahrestag des Futsches, auch wenn er selbst an keiner Ver- 
anstaltung teilnahm. In einer zuvor aufgezeichneten Femsehansprache bedauerte er die 
Todesopfer, rechtfertigte die Begnadigungen der /««to-Generäle und kritisierte die Gewalt 
der Guerra Sucia, ohne dies näher zu spezifizieren oder Verantwortlichkeiten zuzuweisen. 
Die der Botschaft zugrundeliegende Vision ist erneut die einer Gesellschaft, die ihre Ver- 
gangenheit bewältigt habe (Lorenz 2002: 83ff ; Feitlowitz 1998: 186f). 

Die Asociaciön Madres de Plaza de Mayo veranstaltete am Vorabend des Jahrestages 
ein Rockkonzert, zu dem sich 20.000 überwiegend jugendliche Teilnehmer einfanden. 
Anders als in den Vorjahren war der Diskurs im Rahmen dieser Veranstaltung weniger von 
der Forderung nach Gerechtigkeit, als von dem Motiv der Rache und des Kampfes ge- 
prägt.^** Bei diesem Konzert traten die H.I.J.O.S. erstmals öffentlich auf Am 24. März, dem 
Jahrestag des Futsches, fand ein Protestmarsch statt, zu dem die CMVJ aufgerufen hatte 
und an dem zwischen 50.000 und 100.000 Menschen teilnahmen. Über die Menschen- 
rechtsbewegung hinaus beteiligten sich zahlreiche kleinere Organisationen und Gruppie- 
rungen, die im Gedenken an den Militärputsch einen geeigneten Rahmen fanden, um ihre 
Forderungen (meist aus dem Bereich der bürgerlichen oder Minderheitenrechte) zu artiku- 
lieren. Darüber hinaus nahmen zahllose Personen teil, die keiner Organisation angehörten. 

Bei dieser Veranstaltung zeigte sich ein deutlicher Wechsel im Diskurs der Menschen- 
rechtsbewegung, der für die kommenden Jahre prägend seien sollte: Die traditionellen For- 
derungen nach Verdad und Justicia, Aufhebung der Amnestiegesetze, Restitution der ge- 



Die Asociaciön Madres de Plaza de Mayo beteiligte sich nicht an dieser Koordinierungsinstanz. 

™ So wurden Flugblätter mit Aussagen wie „La sangre de los desaparecidos serä vengada el dia en que nuestro 
pueblo sea feliz“ verteilt. Hebe de Bonafini rief in ihrer Rede dazu auf, „guarda algo de rebeldia para la lucha.“ 
Vgl. Lorenz 2002: 86; Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 69f 
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raubten Kinder etc. wurden beibehalten. Gleichzeitig wurde die aktuelle gesellschaftliche, 
politische und wirtschaftliche Situation in einem breiteren historischen Kontext verortet 
und die Frage nach dem Zusammenhang zwischen der neoliberalen Wirtschaftspolitik, den 
Privatisierungen, der Auslandsverschuldung, der sozialen Exklusion etc. und der Politik der 
Militärregierung sowie ihrer zivilen Alliierten gestellt (Lorenz 2002: 87ff). Die Organisa- 
toren wollten aufzeigen, dass - in klarer Gegenposition zum Diskurs der Regierung Menem 
- die Gegenwart und die Zukunft nicht losgelöst von der Zeit der Diktatur betrachtet wer- 
den können, sondern sich aus dieser Perspektive neu erschließen (Straßner 2006). Die Ver- 
anstaltungen zum 20. Jahrestag des Putsches markierten einen fundamentalen Wandel im 
gesellschaftlichen Umgang mit der autoritären Vergangenheit. „Los eventos 
conmemorativos del vigesimo aniversario del golpe militar“ stellen in der Einschätzung 
Frederico Lorenz (2002: 89) den „momento de instalaciön societal de los temas sostenidos 
hasta ese momento por los organismos de derechos humanos“ dar. Die Gründe hierfür sieht 
Lorenz darin, dass sich die Medien der Themen der Menschenrechtsbewegung annahmen 
und dass die Art der Gedenkveranstaltungen auch andere gesellschaftliche Sektoren an- 
sprach. Erstmals zeigten auch staatliche Stellen ihr Interesse an einer aktiven Gedenkpoli- 
tik. Wichtig erscheint auch, dass es gelang, die Bedeutung dieser Vergangenheit für das 
Verständnis der aktuellen Situation aufzuzeigen. 



3.2.3 N eue Aktivitäten der Justiz 

Auch wenn die Prozesse vor der argentinischen Justiz mit der Verabschiedung des Schluss- 
punkt- und Befehlsnotstandsgesetzes durch Alfonsin und mit den Begnadigungen durch 
Menem zum Stillstand kamen und die bereits gesprochenen Urteile ohne Auswirkung blie- 
ben, suchten die Anwälte der Menschenrechts- und Opferorganisationen weiterhin nach 
Wegen, um die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen und die Umstände, unter 
denen die einzelnen Menschenrechtsverletzungen begangen worden waren, zu klären, ln 
der zweiten Hälfte der 90er- Jahre zeigten diese unermüdlichen Bemühungen sowohl auf 
internationaler wie auch auf nationaler Ebene erste Ergebnisse. 

Bereits direkt nach dem Ende der Diktatur hatten Angehörige von Verschwundenen 
mit ausländischer Staatsbürgerschaft versucht, in den jeweiligen Herkunftsländern Straf- 
prozesse anzustrengen. So untersuchte beispielsweise die italienische Justiz von 1983 an 
das Verschwinden von acht italienischen Staatsbürgern. Wegen des Verschwindenlassens 
der beiden französischen Nonnen Alice Domon und Leonie Duquet war bereits 1990 der 
ehemalige Marinekapitän Alfredo Astiz in Frankreich in Abwesenheit zu lebenslanger Haft 
verurteilt worden (Fuchs 2003: 132f ). 

Hatten diese Prozesse zu Beginn noch eher symbolische Bedeutung, so wuchs durch 
sie mit der Zeit doch der internationale Druck auf die argentinische Regierung. Im Kontext 
des 20. Jahrestages des Putsches beschäftigte sich die spanische Justiz unter Federfühmng 
des Richter Baltasar Garzön mit dem Verschwinden von 320 spanischen Staatsbürgern. 
Menem wies dies als Einmischung in die Angelegenheiten eines souveränen Staates zurück 
und kritisierte all jene, die wegen Zeugenaussagen nach Spanien reisten.^* Die spanischen 
Auslieferungsanträge gegen argentinische Offiziere blieben erfolglos. Im Januar 1998 er- 
ließ Menem das Decreto 111/98, das den argentinischen Behörden die Kooperation mit der 
spanischen Justiz untersagte. Menem geriet wegen seiner Weigerungshaltung immer mehr 



’’ Vgl. Lateinamerika Nachrichten 293/1998: 37. 
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in die internationale und nationale Kritik: So musste er sich beispielsweise 1998 bei Staats- 
besuchen in Frankreich und Schweden für seine Menschenrechts- und Vergangenheitspoli- 
tik rechtfertigen.^^ Als Garzön im November 1999 in Madrid internationale Flaftbefehle 
gegen 98 argentinische Militärs erließ, reagierte Menem ungehalten und polemisch: „Wir 
haben die Kolonisation und die Evangelisierung unseres Landes durch Spanien erduldet. 
Aber die neuerliche juristische Kolonisation werden wir nicht akzeptieren.“^^ Er sicherte 
den Streitkräflen zu, dass es keine Auslieferungen an ein Drittland geben werde, da die 
Verfahren nach argentinischem Recht bereits geschlossen seien. Diese Verfahren erhöhten 
den Druck auf die Regierung und warfen in der öffentlichen Debatte erneut die Frage nach 
der verweigerten Jmticia auf Die Prozesse trugen darüber hinaus dazu bei, in anderen 
Ländern Netzwerke zum Kampf gegen die argentinische Straflosigkeit aufzubauen oder zu 
reaktivieren.’"^ 

Es gelang den Anwälten der Opfer auch nach und nach, deren Recht auf Wahrheit ein- 
zufordem: Als die Regierung im Jahr 1995 nicht auf die Aufforderung der Cämara de Ape- 
laciones in Buenos Aires reagierte, die Liste mit allen ehemaligen Fläftlingen der ESMA 
vorzulegen und die Angehörigen über das Schicksal der Verschwundenen zu informierten, 
reichte das GELS eine erneute Klage zur Aufklärung des Schicksals zweier Verschwunde- 
ner ein. Bekräftigt durch die öffentliche Wirkung der Geständnisse Scilingos forderten sie 
die Untersuchung des Verschwindens von Monica Mignone und Alejandra Lapacö. In bei- 
den Fällen handelt es sich um Töchter führender CELS-Mitglieder, deren Verschwinden 
bereifs in den /««to-Prozessen gut dokumentiert wurde. Die Anwälte argumentierten, dass 
die Amnestiegesetze und die Begnadigungen zwar die Strafverfolgung, nicht aber die ge- 
richtliche Nachforschung unterbinde. Vielmehr hätten die Angehörigen der Verschwunde- 
nen ein Derecho a la Verdad. Dieses Recht auf Wahrheit stehe auch der Gesellschaft als 
ganzer zu. Der argentinische Staat sei verpflichtet, dieses Recht sicherzustellen und das 
Schicksal der Verschwundenen restlos aufzuklären, auch wenn solche gerichtlichen Unter- 
suchungen nicht in die Verurteilung der Täter mündeten. Aufgabe der Justiz sei es in diesen 
Fällen, den Angehörigen zu ihrem Recht zu verhelfen, über die Umstände des Verschwin- 
dens und den Verbleib der sterblichen Überreste informiert zu werden (Fuchs 2003: 124ff ). 
Die Anklage stützte sich bei ihrer Forderung u.a. auf internationale Menschenrechtsab- 
kommen und auf Entscheidungen der Corte Interamericana de Derechos Humanos, die 
bereits in anderen Fällen Staaten zur lückenlosen Aufklärang des Schicksals von Desapa- 
recidos verurteilt hatte. 

Auch vor anderen Gerichten wurden seit 1995 erfolglos das Derecho a la Verdad und 
das Derecho al Duelo eingeklagt (Abregü 1996; GELS 1999: 70-88 und 2000: 39-51). Der 
Fall Lapacö sollte schließlich nach langem juristischem Tauziehen zu einem Durchbruch 
führen: Am 18. Mai 1995 hatte ein Gericht erstinstanzlich das Recht auf Wahrheit und auf 
Trauer anerkannt und festgehalten, dass die Amnestiegesetze und Begnadigungen zwar die 



® Vgl. CELS 1999: 21. 

Carlos Menem, zit. n. Lateinamerika Nachrichten 306/1999: 8. 

Interviews Nr. 01 mit Esteban Cuya, Nr. 07 mit Luisa Wettengel und Nr. 09 mit Rodolfo Yanzön 

Vgl. Corte Interamericana de Derechos Humanos: Caso Veläzquez Rodriguez, Sentencia de 29 de julio de 1988, 
N“ 1 8 1 : „El deber de investigar hechos de este genero [derechos humanos protegidos por la Convenciön America- 
na sobre Derechos Humanos, VS] subsiste mientras se mantenga la incertidumbre sobre la suerte final de la perso- 
na desaparecida. Incluso en el supuesto de que circunstancias legitimas del orden juridico intemo no permitieran 
aplicar las sanciones correspondientes a quienes sean individualmente responsables de delitos de esta naturaleza, 
el derecho de los familiäres de la victima de conocer cuäl fue el destino de esta y, en su caso, dönde se encuentran 
sus restos, representa una justa expectativa que el Estado debe satisfacer con los medios a su alcance.” 
(www.corteidh.or.cr/seriecpdf/seriec_04_esp.pdf [31.10.2005]). 
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Bestrafung der Täter, nicht aber die gerichtliche Untersuchung und die Aufklärung verhin- 
dern. Die Aufklärung durch die Justiz wurde somit als Wert an sich anerkannt und stand 
nicht mehr nur im Dienste der Strafverfolgung. Als die Richter das Verfahren einstellen 
wollten, nachdem die Streitkräfte angegeben hatten, über keine Informationen zu verfügen, 
legte Carmen Lapacö vor der Corte Suprema de Justicia Widerspruch ein, der nach fast 
zwei Jahren als unzulässig zurückgewiesen wurde (CELS 1999: 74-78). 

Als somit die nationalen Rechtswege erschöpft waren, wandte sich Carmen Lapacö 
mit Unterstützung argentinischer Menschenrechtsorganisationen an die CIDH und klagte 
gegen den argentinischen Staat wegen Verstoßes gegen die Convenciön Americana sobre 
Derechos Humanos. Als die CIDH diese Klage im Mai 1999 zuließ und Argentinien so 
eine Verurteilung drohte, schlug die Regierung Menem eine außergerichtliche Einigung 
vor, die nach Verhandlungen der beiden Seiten im November 1999 unterzeichnet wurde. 
Man einigte sich darauf, dass Carmen Lapacö ihre Klage zurückziehe und der argentinische 
Staat im Gegenzug das Recht der Angehörigen auf Wahrheit anerkenne, garantiere und alle 
Möglichkeiten ausschöpfen werde, um das Schicksal der Verschwundenen zu klären. 

„El Gobiemo Argentino acepta y garantiza el derecho a la verdad que consiste en el agotamiento de todos los 
medios para alcanzar el esclarecimiento acerca de lo sucedido con las personas desaparecidas. Es una 
obligaciön de medios, no de resultados, que se mantiene en tanto no se alcancen los resultados, en forma 
imprescriptible.“’*’ 

Die Regierang erkannte so das nicht verjährende Recht auf Wahrheit explizit an. Außerdem 
wurde in diesem Vergleich festgelegt, dass die Kompetenz für diese Wahrheitsprozesse bei 
den jeweiligen Bundesgerichten liegt, so dass die Verfahren vereinheitlicht wurden und die 
Angehörigen Klarheit erhielten, an welches Gericht sie ihre Klagen richten sollten. Außer- 
dem wurde die Einsetzung von mindestens zwei Sonderstaatsanwälten vereinbart, um die 
untersuchenden Gerichte zu beraten und zu vernetzen (CELS 2000: 40f ). 

In der Folge dieser Einigung wurden vor zahlreichen Bundesgerichten (Buenos Aires, 
La Plata, Bahia Bianca, Cördoba etc.) Wahrheitsprozesse initiiert. Auch bei diesen Prozes- 
sen war es erneut die Opferseite, die Informationen beitrag. Die Streitkräfte zeigten sich 
durch die erneuten gerichtlichen Vorladungen beunruhigt; viele Soldaten verweigerten die 
Aussage oder die Kooperation; einige konnten wegen Meineids belangt werden. Neben 
dem Informationsgewinn kam den Wahrheitsprozessen große politische Bedeutung zu, weil 
sich Mitglieder der Streitkräfle erstmals wieder vor Gericht verantworten mussten. Die Er- 
gebnisse der öffentlichen Anhörungen führten auch dazu, die Menschenrechtsverletzungen 
der Diktatur erneut gesellschaftlich zu ächten (Schindel 2002: 115f; Braera/Femändez 
2002 ). 

Mit der außergerichtlichen Einigung gelang es der , Menschenrechtsbewegung’, der 
Regierung die rechtlich bindende und einklagbare Zusage abzuringen, das Schicksal der 
Verschwundenen zu untersuchen. Den Gerichten wurde so erneut die Möglichkeit gegeben, 
in Menschenrechts fällen aktiv zu werden, auch wenn die Verfahren nach der Zuweisung 
der Verantwortlichkeiten ohne Schuldsprach beendet werden mussten und die für die Men- 
schenrechtsverletzungen Verantwortlichen das Gericht als freie Bürger verlassen konnten. 
Bis heute werden an zahlreichen Bundesgerichten Wahrheitsprozesse durchgeführt. In ein- 
igen Fällen wurden nach der Aufhebung der Amnestiegesetze die Wahrheits- in Strafpro- 
zesse umgewandelt werden oder als Strafprozesse neu eröffnet werden. 



* Comision Interamericana de Derechos Humanos, Informe N° 21/00. Caso 12.059 Carmen Aguiar de Lapacö, 
29.02.2000, in: www.cidh.oas.org/annualrep/99span/Soluci%20Amistosa/Argentinal2059.htm [31.10.2005]. 
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Aber bereits 1998 wurde es in Argentinien wieder möglieh, erste Strafverfahren zu führen: 
Die Anwälte dev Abuelas hatten seit Ende 1996 ein Strafverfahren gegen den Jwnto-General 
Videla und andere Armeeangehörige wegen Kindesraub angestrengt, da dieses Delikt ex- 
plizit von Leyes de Punto Final und Obediencia Debida ausgenommen war. 

Es gelang der Anklage naehzuweisen, dass hinter der Praxis der Entführung von Kin- 
dern und Neugeborenen, der Fälsehung ihrer Identität und der Adoption dureh fremde Fa- 
milien ein systematiseher Plan stand, für den die oberen militärisehen Befehlsränge die 
Verantwortung trugen. Auf Grundlage der Beweisführung wurde im Juli 1998 General 
Videla als indirekter Verantwortlieher in fünf Fällen zu einer 10-jährigen Freiheitsstrafe 
verurteilt, die allerdings naeh fünf Woehen Gefängnishaft in Flausarrest umgewandelt wur- 
de, da er das 70. Lebensjahr erreieht hatte (GELS 1998: 88-103). Ein bedeutsamer Aspekt 
dieses Urteils war seine Begründung: Der Bundesriehter Roberto Marquevieh deklarierte 
diese Vergehen erstmals als ,Verbreehen gegen die Mensehliehkeit’ und bestätigte somit, 
dass sie weder verjähren noeh amnestierbar sind (Fuehs 2003: 137). 

Im November 1998 wurde aueh das ehemalige /nnto-Mitglied Massera wegen sustrac- 
ciön und apropiaciön de menores in 15 Fällen inhaftiert, ebenso Antonio Vanek, Rüben 
Franeo und Jorge „Tigre“ Aeosta. 1999 folgten Cristino Nieolaides, Reinaldo Bignone, 
Heetor Ferbes, Guillermo Süarez Mason, Omar Riveros, Poliearpio Väzquez; im Jahr 2000 
folgten drei weitere Militärs. 

Die Urteile gegen diese Offiziere stellten seit dem Stillstand der Strafverfolgung dureh 
die Amnestiegesetze und Begnadigungen die ersten Fälle dar, in denen Militärs wegen 
Mensehenreehtsverletzungen der Diktatur von der argentinisehen Justiz verurteilt wurden. 
Diese Urteile waren v.a. der unermüdliehen Arbeit der Abuelas und ihrer Anwälte zu ver- 
danken. Da die Mensehenreehtsverletzungen an Kindern ein gesellsehaftlieh hoeh sensibles 
Thema darstellen, wäre ein Eingreifen der Regierung in diese Prozesse mit höehsten politi- 
sehen Kosten verbunden gewesen, zumal die Amnestiegesetze die Verbreehen, derer diese 
Offiziere angeklagt wurden, explizit aussehlossen. 



3 .2.4 Die Aufhebung der Leyes de Punto Final und Obediencia Debida 

Naehdem die CIDH bereits 1992 die Amnestiegesetze für inkompatibel mit den für Argen- 
tinien bindenden Mensehenreehtsabkommen erklärt hatte^*, entstand zu Beginn des Jahres 
1998 entstand eine erneute Debatte: Während die Exekutive versuehte, die Wiederaufnah- 
me von Strafjjrozessen gegen ehemalige Militärs zu unterbinden, präsentierten Abgeordnete 
des oppositionellen FREPASO einen Gesetzesentwurf zur Aufhebung (Annullierung) der 
Leyes de Punto Final und Obediencia Debida, um so die Strafverfahren gegen die 1.180 
Personen, die von diesen Gesetzen profitiert hatten, wieder aufzunehmen. Es entwiekelte 
sieh eine große politisehe und juristisehe Debatte über Riehtigkeit, Zulässigkeit und Gefah- 
ren eines solehen Vorgehens. Die großen Erwartungen der Mensehenreehtsbewegung und 
weiter Teile der Zivilgesellsehaft wurden in der für den 4. Februar 1998 anberaumten Son- 
dersitzung des Abgeordnetenhauses enttäuseht: Während die Abgeordneten der Oppositi- 
onsparteien noeh ihre Positionen zu klären versuehten und sieh noeh nieht im Plenarsaal 



’’ Vgl. Revista Abuelas de Plaza de Mayo, edicion especial octubre del 2000; CELS 2000: 29-33. 

Comisiön Interamericana de Derechos Humanes, Informe N°28/92, VI, I: „las Leyes N° 23.492 y N° 23.521 y el 
Decreto N“ 1 002/89 son incompatibles con el artlculo XVIII (Derecho de Justicia) de la Declaracion Americana de 
los Derechos y Deberes del Hombre y los artlculos 1,8 y 25 de la Convencion Americana sobre Derechos Huma- 
nes.“ 
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eingefunden hatten, eröffnete der peronistische Parlamentspräsident die Sitzung, kritisierte 
den respektlosen Umgang der Opposition mit diesem schmerzhaften Thema, erklärte die 
Sitzung wegen Beschlussunfähigkeit für beendet und bat die Anwesenden, die National- 
hymne zu singen (CELS 1999: 55ff ; Fuchs 2003: 132ff). 

Im Anschluss wurden weitere Vorschläge diskutiert, die meist eine Aufhebung (dem- 
gaciön) der Gesetze favorisierten. Der Unterschied zwischen anulaciön und derogaciön 
besteht darin, dass die Annulliemng rückwirkend ist, d.h. das Gesetz und alle seine Rechts- 
folgen für nichtig erklärt. Die derogaciön hingegen lässt die Rechtsfolgen des so aufgeho- 
benen Gesetzes bis zum Zeitpunkt der derogaciön unangetastet und wirkt sich lediglich auf 
zukünftige Fälle aus. 

In einer für den 24. März 1998, den 22. Jahrestag des Futsches, anberaumten Sitzung 
des Abgeordnetenhauses wurde schließlich nach einer langen Debatte die derogaciön der 
beiden Amnestiegesetze beschlossen. Der Senat bestätigte diese Entscheidung am darauf 
folgenden Tag.^^ Die Menschenrechtsbewegung war von dieser Lösung, die zunächst eine 
rein symbolische Wirkung hatte, sehr enttäuscht: Da eine derogaciön keinen rückwirkenden 
Effekt hat, konnten die bereits geschlossenen Verfahren nicht wieder eröffnet werden. 



3.2.5 Wider das Vergessen - Die Bemühungen um die Erinnerung an die Repression 

Nach den Begnadigungen durch Menem hatte das gesellschaftliche Interesse für vergan- 
genheitspolitische Fragen stark abgenommen, so dass die Entschädigung der Opfer von der 
Öffentlichkeit kaum wahrgenommen wurden. Mit den Geständnissen Scilingos aber wurde 
eine neue Konjunktur des Themas eingeleitet. Fragen der Erinnerung und des angemesse- 
nen Gedenkens nahmen an Bedeutung zu. Unterschiedliche Akteure beteiligten sich an den 
Debatten und Aktionen um die Memoria. 

So wurde ab 1996 die Ruhe des „einvemehmlichen Vergessens, auf das sich die argen- 
tinische Politik gründet“ (Schindel 2002: 127), durch H.I.J.O.S. (Hijos por la Identidady la 
Justicia contra el Olvido y el Silencio) gestört. Diese Gruppierung, in der sich eine neue 
Generation von Opfern der Diktatur in netzwerkartigen Strukturen organisiert, versucht, das 
Gedenken an ihre Eltern wach zu halten und gleichzeitig die Verbrechen der Diktatur und 
jene, die sie geplant oder durchgeführt haben, öffentlich anzuklagen. Sie wollen ihre 
Eltern als politische Aktivisten rehabilitiert wissen, die sich einer gerechteren Gesellschaft 
verschrieben hatten, und aufzeigen, dass die politischen und gesellschaftlichen Ideale der 
Verschwundenen auch heufe noch ihre Berechtigung haben (Schindel 2002: 124f ). 

Die escraches^^^ , mit denen die H.I.J.O.S. 1998 begannen, stellen eine neue Form des 
sozialen Protests und der justicia populär dar: Die Aktivisten suchen - oft von Trommeln, 
lauter Musik, Akrobaten etc. begleitet - die Privathäuser oder Arbeitsplätze der aufgrund 
der Amnestiegesetze oder Begnadigungen straffreien Täter auf, um sie vor der Nachbar- 
schaft, dem Stadtviertel oder den Arbeitskollegen als Mörder oder Folterer zu demaskieren 
und so zu verhindern, dass sie weiterhin in Ruhe leben können. Estela Schindel (2002: 125) 
zitiert einen H.I.J.O.S. -Aktivisten mit den Worten: 



’’ Vgl. Ley N° 24.952; zu den parlamentarischen Debatten siehe Lozada 1999: 233-238. 

Diese Organisation entstand in der Folge informeller Treffen von Kindern Verschwundener an der Universität 
von La Plata im Jahr 1994. Im folgenden Jahr bildeten sich ähnliche Gruppen in unterschiedlichen Provinzen. Seit 
1995 nannte sich die in Netzwerken agierende Bewegung H.I.J.O.S. und fand bald extensive Medienpräsenz 
(positive, wie auch negative Reaktionen). Vgl. Fried 2001 : 136f. 

Escrachar heißt soviel wie anstreichen, markieren, aber auch kaputt machen. 
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„Fundamental dafür ist die Arbeit im Stadtviertel, damit das Viertel ihn brandmarkt, damit man im Viertel 
weiß, wo er lebt, damit man ihn im Viertel verabscheut, damit der Bäcker ihm kein Brot mehr verkauft, damit 
der Metzger ihm kein Fleisch mehr verkauft. [...] Das ist es, was wir versuchen: dass es eine soziale Strafe 
gibt, wo es schon keine juristische gibt und dass, wenn diese Typen schon nicht ins Gefängnis müssen, wenn 
diese Justiz schon ungerecht ist, wenigstens die Leute auf irgendeine Weise gerecht sind; dass ihnen ihr eige- 
nes Haus zum Gefängnis wird.“ 

Die netzwerkartige Struktur der H.LJ.O.S. und diese neue Form des gesellschaftlichen Pro- 
tests erlauben, dass sich auch andere Gruppierungen, Organisationen und Privatpersonen an 
den escmches beteiligen.***^ Diese häufig tumultartigen Proteste werden oft von einem 
großen Polizeiaufgebot und starker Medienpräsenz begleitet. Fl.I.J.O.S. begann 1998 mit 
dieser Art der Erinnerungsarbeit und des Volksprotests. In diesem Jahr führten sie 17 es- 
cmches durch, u.a. gegen die Generäle Videla, Galtieri und Rico, den Anführer der Cara- 
pintadas. Im Jahr 1999 wurden bei insgesamt 13 escmches u.a. Admiral Massera und der 
ehemalige Wirtschaflsminister der Diktatur Jose Martinez Flöz heimgesucht (GELS 1999: 
48-52 und 2000: 62ff ). Die in den Medien oft kritisierten escmches, die aber v.a. unter den 
jüngeren Argentiniern und innerhalb der in- und ausländischen Menschenrechtsbewegung 
auf Sympathien stießen, sorgten für erneute Besorgnis innerhalb der Streitkräfle. Sie trugen 
auch dazu bei, das gesellschaftliche Bewusstsein zu sensibilisieren. Diese Akte der Volks- 
oder Selbstjustiz sind als Folgen der Straflosigkeit und im Grunde fehlender Rechtsstaat- 
lichkeit zu sehen. 

Neben neuen Akteuren ergaben sich im Laufe der Zeit auch neue Ftandlungsfelder: In 
den ersten Jahren nach dem Ende der Diktatur konzentrierten sich die Aktivitäten der Men- 
schenrechts- und Opferorganisationen auf die Suche nach Wahrheit und Gerechtigkeit. Die 
vorherrschenden Formen des Gedenkens waren die donnerstäglichen Runden der Madres 
auf der Plaza de Mayo, die jährlichen Marchas de Resistencia im Dezember und die Veran- 
staltungen zu den Jahrestagen des Putsches (Väzquez u.a. 2004; Lorenz 2002). In der zwei- 
ten Hälfte der 90er Jahre wurden die Fragen nach dem angemessenen Umgang mit der 
jüngsten Geschichte und nach den geeigneten Formen des Erinnems immer wichtiger. 

Für große öffentliche Debatten um das Erinnern und Vergessen sorgte im Januar 1998 
ein Dekret Menems, mit dem er den Abriss der Escuela de Mecänica de la Armada anord- 
nete. Die in einem Stadtteil von Buenos Aires gelegene ESMA war während der Diktatur 
eines der größten und berüchtigtsten geheimen Haft- und Folterzentren. Mehrere tausend 
Personen wurden dort gefangen gehalten, gefoltert und anschließend tot oder lebendig über 
dem Rio de la Plata abgeworfen. 

Menems wollte durch den Abriss dieses emblematischen Gebäudes des Staatsterroris- 
mus die Versöhnung unter den Argentiniern fördern. An dem Ort, an dem die ESMA stand, 
sollte stattdessen ein repräsentatives „simbolo de la uniön nacional“ entstehen, das den 
„compromiso etico de convivencia democrätica y respeto a la ley“ zum Ausdruck bringen 
sollte.***^ Diese Initiative Menems löste heftigen Protest seitens der Menschenrechts- und 
Opferorganisationen aus und sorgte dafür, dass in den folgenden Wochen die öffentliche 
Debatte erneut um die diktatorale Vergangenheit und den Umgang mit derselben kreiste. 
Menems Kritiker klagten an, dass das verordnete Vergessen die konsequente Fortsetzung 
der Straflosigkeitspolitik sei und der so oft beschworenen Nationalen Versöhnung zuwider 
laufe (Fuchs 2002: 59). 



Vgl. zu den escraches CELS 1999: 407ff.; Schindel 2002: 124-128. 

Decreto 8/98: „el traslado de la ESCUELA DE MECANICA DE LA ARMADA tiene un valor simbölico 
innegable, sustentado en el afan por dejar aträs las antinomias y asumir las lecciones de la historia reciente, expre- 
sando plenamente la voluntad de conciliaciön de los argentinos.“; vgl. auch Fuchs 2002: 58f.; Schindel 2004: 169f. 
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Angehörige von Versehwundenen hatten gegen die Pläne der Regierung geklagt und 
bekamen im Oktober 1998 Reeht: Die ESMA stelle einen Teil des kulturellen Erbes der 
Nation dar, sei deswegen sehutzwürdig und stehe nieht zur Disposition der jeweiligen Re- 
gierung. Außerdem könne dem Gebäude der ESMA in laufenden oder zukünftigen Prozes- 
sen eine wiehtige Bedeutung bei der Rekonstruktion des dort Gesehehenen zukommen 
(GELS 1999: 68ff). Somit seheiterte dieser Versueh Menems, dureh den Abriss des sym- 
bolträehtigen Gebäudes das Vergessen zu fördern. Die ESMA wurde fünf Jahre später unter 
Präsident Kirehner den Mensehenreehtsorganisationen übergeben: Es soll dort ein Museo 
de la Memoria entstehen. 

Am 10. Dezember 1997, dem internationalen Tag der Mensehenreehte und wenige 
Woehen, bevor Menem den Abriss der ESMA anordnete, wandten sieh untersehiedliehe 
Mensehenreehts- und Opferorganisationen an das Stadtparlament der Ciudad Autönoma de 
Buenos Aires und sehlugen die Erriehtung eines Parque de la Memoria an den Ufern des 
Rio de la Plata vor. Naeh parlamentarisehen Debatten und einer öffentliehen Anhörung, bei 
denen untersehiedliehe Stimmen zur Erriehtung einer solehen Gedenkstätte und zur Inter- 
pretation der jüngsten argentinisehen Vergangenheit laut wurden, besehloss das Stadtpar- 
lament den Bau des Erinnerungsparks und eines Denkmals für die Todesopfer der Diktatur 
(Ley N“46; Comisiön Pro Monumento 2003: 6f; Fuehs 2002: 60ff). In der zur Umsetzung 
dieses Besehlusses eingeriehteten Comisiön Pro Monumento kooperieren neben Abgeord- 
neten des Stadtparlaments und Abgesandten der Stadt Buenos Aires aueh Vertreter zehn 
untersehiedlieher Mensehenreehts- und Opferorganisationen. Im Zusammenhang mit der 
Planung des Parque de la Memoria mussten mehrere kontroverse Fragen geklärt werden: 
Sollten nur die Namen der Versehwundenen und Ermordeten genannt werden oder nieht 
aueh die der Zivilisten, die bei Ansehlägen der Guerilla ums Leben kamen? Oder aueh die 
Mitglieder der Streit- und Sieherheitskräfte, die in Auseinandersetzungen mit der Guerilla 
getötet wurden? Wann begann der Staatsterrorismus? Erst mit dem Putseh oder bereits 
zuvor? Wenn man sieh auf die Namen der Versehwundenen und der von militärisehen und 
paramilitärisehen Gruppen Ermordeten besehränkt, welehe Listen legt man zugrunde? Wie 
geht man mit der Differenz zwisehen den rund 13.500 dokumentierten und den 30.000 
gesehätzten Todesopfern um? Welehe Widmung soll der Grundstein enthalten? (Fuehs 
2002: 61f; Sehindel 2002: 120f; Tappatä2003: 104f) 

Am 24. März 1999, dem 23. Jahrestag des Putsehes, wurde der Grundstein für das 
Denkmal für die Opfer des Sfaafsferrorismus gelegt, der sehließlieh folgende Insehrifl ent- 
hielt: Aqui se emplazarä el Monumento en homenaje a las victimas del terrorismo de Esta- 
doy a los ideales de libertad, solidaridad y justicia por los que vivieron y lucharon. Bei der 
Grundsteinlegung kam es zu Auseinandersetzungen mit Vertretern des radikalen Flügels 
der Opferorganisationen, wie der H.I.J.O.S., der von Bonafmi geführten ^^ociacidn Madres 
de Plaza de Mayo und der Asociaciön de Ex-Detenidos Desaparecidos. Das Denkmal ver- 
weist bewusst auf die Leerstellen, welehe die Praxis des Versehwindenlassens hinterließ: 

„Este lugar de memoria“ - so beschreibt die Comisiön Pro Monumento (2003: 7) selbst die Intention - „no 
pretende cerrar heridas que no pueden cerrarse ni suplantar la verdad y la justicia. Nada devolverä la paz real a 
los familiäres [...] y nada reemplazarä el vacio social que dejö su ausencia [de los desaparecidos y muertos, 
V.S.].“ 



Die vertretenen Opferorganisationen sind die Madres LF, die Abuelas und die Familiäres. Sowohl die Kom- 
mission selbst als auch andere Autoren halten diese Kooperation von Menschenrechtsbewegung, Parlamentariern 
und Vertretern der Exekutive für einen besonderen Erfolg: „una experiencia inedita de participaciön de distintos 
sectores para la concreciön de und objectivo comün.“ (Comisiön Pro Monumento 2003: 6); vgl. auch Tappatä 
2003: 108. 
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Um dies zum Ausdrack zu bringen soll das Denkmal aus einem offenen Riss bestehen, der 
einen Gras bewachsenen künstlichen Hügel zerteilt und durch den ein Weg direkt zum 
Flussufer führt. An den Wänden dieser herida abierta, wie es die Kommission nennt, sollen 
auf 30.000 Steinen die Namen der bereits dokumentierten Verschwundenen und Toten 
genannt werden. Die so entstehenden Leerstellen sollen auf die noch nicht identifizierten 
oder erfassten Opfer verweisen. Wegen der Finanzkrise des Jahres 2001 musste der Bau 
des Parque de la Memoria vorübergehend eingestellt werden. Im September 2004 war der 
Zugangsbereich zum Park fast fertig gestellt, die Erdarbeiten sowie der Prozess der Regi- 
strierung der Namen für die Gedenkwand hatten begonnen. 



3.2.6 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierungen Menem 

Menems Vergangenheitspolitik hatte zum Ziel, die durch die gesellschaftlichen Mobilisie- 
rungen und die Militärunruhen der letzten Monate der Alfonsin-Administration destabili- 
sierte Nation zu befrieden. Er versuchte durch Begnadigungen und politische Maßnahmen, 
das Vergessen zu fördern und die Auseinandersetzung mit den Menschenrechtsverletzun- 
gen in den Bereich des Privaten zu verlagern. Menem behandelte vergangenheitspolitische 
Probleme stets als low profile-Thsmcn. Dies gelang ihm - v.a. in seiner zweiten Amtszeit - 
nur teilweise, weil dieses Thema durch äußere Umstände (Geständnisse Scilingos oder die 
Prozesse im Ausland) oder durch erfolgreiche politische Strategien der Menschenrechts- 
und Opferorganisationen (Entschädigungen, Urteile gegen Videla u.a., Juicios por la Ver- 
dad) immer wieder auf die politische Agenda gebracht wurden. Während unter Alfonsin die 
Exekutive eine Vorreiterrolle im Politikfeld Vergangenheit innehatte, war Menem eher 
reaktiv. Es gab offensichtlich keine Planung, die weit über das Vergeben und Vergessen 
hinausging. Vielmehr reagierte die Regierung Menem - die Devise Perdön y Olvido vor 
Augen - auf die Aktivitäten anderer vergangenheitspolitischer Akteure. 

Die Leistung der Regierung Menem I im Bereich der Wahrheitssuche liegt v.a. in der 
Einrichtung der CONADI, um so zur Aufklärung des Schicksals der zwangsadoptierten 
Kinder von Verschwundenen beizutragen. Indirekt trug die Implementierung der Entschä- 
digungsleistungen auch zur Aufklärung des Ausmaßes der Menschenrechtsverletzungen 
bei, da im Rahmen der Anerkennungsverfahren der ehemaligen politischen Gefangenen und 
der anderen Todesopfer der Diktatur diese Opferkategorien erstmals erfasst wurden. Bei der 
Subsecretaria de Derechos Humanos, die mit der Abwicklung der Entschädigungszahlun- 
gen betraut ist, gingen auf diese Weise auch noch weiter Anzeigen zu Verschwundenen ein, 
die von der CONADEP noch nicht erfasst worden waren. Da die Erkenntnisse und Ergeb- 
nisse der Subsecretaria nie in angemessener Weise veröffentlicht oder zugänglich gemacht 
wurden, blieb die gesellschaftliche Bedeutung eher gering. 

Die strafrechtliche Aufarbeitung kam während der ersten Regierang Menems voll- 
kommen zum Erliegen. Mit den Indultos wurden die bereits Verurteilten aus der Haft ent- 
lassen und die noch offenen Verfahren geschlossen. Einige Opfer versuchten zwar, durch 
die Justiz anderer Länder Druck auf die argentinische Regierung auszuüben, erzielten damit 
allerdings keine spürbaren Erfolge. 

Die Regierung Menem I leitete wichtige Schritte für die Entschädigung der Opfer in 
die Wege. Die Entschädigung für die ehemaligen politischen Gefangenen wurde schließlich 



Die Comisiön Pro Monumento hat die Aufgabe festzulegen, welche Name als Opfer des Staatsterrorismus in 
dieser Auflistung genannt werden. 
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durch eine Klage vor der CIDH erzwungen. Nachdem diese Opfergruppe mit im lateiname- 
rikanischen Kontext vergleichbar hohen Summen entschädigt worden war, schien auch eine 
Angleichung der bislang sehr dürftigen Entschädigung der Angehörigen der Verschwunde- 
nen unumgänglich, zumal die CIDH Argentinien bereits 1992 aufgefordert hatte, diese 
Opfer zu entschädigen. Die Summen, die in Argentinien an die Opfer der Repression ge- 
zahlt wurden, liegen weit über den Entschädigungsleistungen anderer lateinamerikanischer 
Länder. Die Regierung Menem optierte dafür, diese Leistungen in Form von Staatsanleihen 
auszuzahlen, und überließ so das Problem der Finanzierung den nachfolgenden Regierun- 
gen. Erwähnenswert erscheint weiterhin, dass die Opfer in Argentinien rein monetär ent- 
schädigt wurden. Eine umfassende Entschädigungspolitik wie beispielsweise in Chile gab 
es nicht. Außerdem gab es keine Entschädigungen für andere Opfergruppen wie Exilierte 
oder mit Berufsverboten Belegte, auch wenn es den Opfer in einigen Fällen gelang, durch 
Zivilklagen oder durch eine weite Regelauslegung seitens der staatlichen Stellen gewisse 
Entschädigungen zu erhalten. 

Erinnerungs- und Gedenkpolitik hatte im vergangenheitspolitischen Konzept Menems 
keinen Platz. Seine Politik zielte darauf ab, die Vergangenheit ruhen zu lassen und den 
Blick auf die Zukunft zu richten. 

Unter den verschiedenen institutionellen Reformen, die Menem während seiner ersten 
Amtszeit durchführte, waren für das Politikfeld Vergangenheitspolitik v.a. die Restrukturie- 
rung und Unterordnung der Streitkräfte sowie die Verfassungsreform von 1994 bedeutsam, 
bei der zahlreiche internationale Menschenrechtsnormen in die argentinische Verfassung 
inkorporiert wurden. Von der Regierung Menem I wurden keine vergangenheitspolitischen 
Direktmaßnahmen eingeleitet. 
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Abb. 9: Vergangenheitspolitik der Regierung Menem I 



Während seiner zweiten Amtszeit verfolgte Menem weiter seinen vergangenheitspoliti- 
schen Kurs. Allerdings erstarkte während dieser Jahre die vom Kampf gegen die Amnestie- 
gesetze Alfonsins und die Begnadigungen Menems erschöpfte und enttäuschte , Menschen- 
rechtsbewegung’ erneut. Die Geständnisse Scilingos führten dazu, dass das gesellschaftli- 
che Interesse neu erwachte. Die jahrelang erfolglosen Bemühungen der Menschen- 
rechtsorganisationen zeigten erste Ergebnisse: Einige hohe Militärs wurden wegen Kindes- 
raubs verurteilt, die Opfer erstritten ihr Recht auf Wahrheit und auf Trauer etc. Es wurde 
für die Regierung immer schwieriger, die Vergangenheif aus der Gegenwarf zu verbannen. 
Die Straf egie des Vergebens und Vergessens haffe versagf. 
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Die vor der CIDH erzwungenen Juicios por la Verdad leisteten einen bedeutenden Beitrag 
zur Wahrheitssuche. Es handelte sieh bei den Erkenntnissen dieser Prozesse nicht mehr um 
globale Wahrheiten über Ausmaß und Struktur der Menschenrechtsverletzungen der Dikta- 
tur, sondern um spezifische Nachforschungen zum Schicksal einzelner Verschwundener. 
Den Wahrheitsprozessen kam auch deshalb eine große Bedeutung zu, weil sie ermöglich- 
ten, dass sich die Gerichte erneut mit den Verbrechen der Diktatur beschäftigen konnten. 

Im Bereich der strafrechtlichen Aufarbeitung gewann während der Regiemngszeit 
Menem II die internationale Straljustiz an Bedeutung. Die Exekutive reagierte verärgert 
über diese Entwicklungen und versuchte sie zu blockieren. Mit den Urteilen gegen Videla 
u.a. wegen Kindesraubs wurden die ersten Haftstrafen nach den Amnestiegesetzen und den 
Indultos verhängt. 

Menems Erinnerungs- und Gedenkpolitik zielte darauf ab, dass gesellschaftliche Ver- 
gessen zu fördern. Zwar beteiligten sich öffentliche Stellen an den Gedenkveranstaltungen 
zum 20. Jahrestag des Futsches, Menem selbst aber nutzte diese Gelegenheit, um erneut 
seine Vision einer Nation zu vermitteln, welche die bedauernswerten gewaltsamen Ausein- 
andersetzungen der Vergangenheit überwunden habe und sich auf die gemeinsame Zukunft 
konzentriere. Dieser Logik folgte auch Menems Plan, die ESMA durch ein Monument der 
Nationalen Einheit zu ersetzen. Die erheblichen Widerstände zeigten erneut, dass seine 
Strategie des Vergessens nicht aufging. Mit den Plänen zur Errichtung des Parque de la 
Memoria wurde ein wichtiger Schritt zur Integration der Jahre 1976-83 in die nationale 
Identität vollzogen. Der Kooperationspartner der Menschenrechts- und Opferorganisatio- 
nen, bei denen die Initiative für dieses Projekt lag, war aber in diesem Fall auch nicht die 
Regierung, sondern die Stadt Buenos Aires. Während seiner zweiten Amtszeit leitete Me- 
nem weder für das Politikfeld Vergangenheitspolitik relevante institutioneile Reformen 
noch Direktmaßnahmen ein. 
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Abb. 10: Vergangenheitspolitik der Regierung Menem II 
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3.3 



Die Vergangenheitspolitik Menems aus Sicht der Opferorganisationen 



„Llegö despues lo increible: el menemismo. Los mismos que echaron a los radicales, ayudaron a colocar en el 
poder a este paisano corrupto. Un charlatän que hacia campafia diciendo: ,siganme, no los voy a defraudar’; 
que prometia el ,salariazo“ y la ,revoluciön productiva’ pero que en definitiva, no era mäs que un personero 
de los grupos militares y econömicos que saquearon el pais. Comenzaron por indultar a los genocidas y 
torturadores. Compraron con la impunidad la complicidad de los militares. Designaron jueces sumisos y 
obsecuentes. Crearon una justicia adicta que los protegiö de las denuncias de corrupciön, de lavado de dinero, 
de narcotrafico, de contrabando, etc. Ante la indiferencia cömplice de la dirigencia politica, vendieron todo 
que era patrimonio del pueblo.“*^^ (Asociaciön Madres de Plaza de Mayo, 1997) 

Die Beziehungen zwischen der Regierung Menem und den Opferorganisationen war von 
einem hohen Maß an Konflikten geprägt. Sie sahen in seiner Vergangenheitspolitik, der 
Vergebens- und Vergessensrhetorik und v.a den Indultos lediglich flankierende Maßnah- 
men, um das Stillhalten der Militärs zu erkaufen und seine Politik des Ausverkaufs des 
Landes umzusetzen. Für sie war Menem ein unglaubwürdiger und korrupter Kleptokrat, der 
sich mit seiner neoliberalen Wirtschaftspolitik v.a. den Interessen ausländischer Industrie- 
Konglomerate verpflichtet sah. Die Opferorganisationen kritisierten seine gefühlsbeladene 
Selbstdarstellung als Opfer der Diktatur, mit der er seine Politik zu rechtfertigen versuch- 



3.3.1 Die. Indultos 

Die Opferorganisationen reagierten sofort auf die Gerüchte über mögliche Begnadigungen 
und protestierten gegen diese Pläne. An den Demonstrationen beteiligten sich rund 
100.000 Personen.*®^ Die Opferorganisationen mussten jedoch erkennen, dass Menem sich 
weder durch Argumente noch Kritik oder (inter-) nationalen Druck beeinflussen ließ, und 
sich mit den Begnadigungen erneut über die Gewaltenteilung hinwegsetzte. Besonders 
kritisierten sie die Tatsache, dass auch jene von den Begnadigungen profitierten, die noch 
nicht rechtmäßig verurteilt worden waren.’*’ Verletzt und verhöhnt fühlten sich die Opfer- 
organisationen durch die zynische „Begnadigung“ von rund einem Dutzend Verschwunde- 
ner.”^ Menem setzte hier durch die gemeinsame Begnadigung von Militärs und „Subversi- 
ven“ die Täter mit den Opfern gleich. Den makaber-grotesken und beleidigenden Höhe- 
punkt sahen sie aber darin, dass er Personen begnadigte, die nachweislich als verschwunden 
oder tot galten.”^ 



Asociaciön Madres: Carta abierta a la dirigencia politica argentina [1997], in: www.madres.org/organi- 
zacion.htm [26.10.2005]. 

„Cuando machaca recordando que estuvo cinco anos preso debemos recordarle que le tocö la suerte de no ser 
un desaparecido mäs. Y si lo hubiera sido le aseguramos que su madre tambien habria estado en nuestras filas, 
reclamändolo, buscändolo.“ (Abuelas: Comunicado de Prensa, 26.1 1.1991, Archiv Abuelas, 1 S.). 

108 Vgl. bspw. Abuelas: Comunicado de Prensa, 10.10.1989, Archiv Abuelas, 1 S. 

100 Ygj Interview mit Mabel Penette de Gutierrez, 04.05.2001, Memoria Abierta, Archive Oral, Interview 01. 

Vgl. Madres LF: Brief der Madres LF an den Consejo de Direcciön de la Secretaria de Fedefam, 17.06.1990, 5 
S-, Archiv Madres LF; Madres LF: Ante el indulto, 27.12.1990, Archiv Madres LF, 1 S. 

Interview mit Carmen Lapacö, 17.07.2001, Memoria Abierta, Archive Oral, Interview 55. 

Vgl. Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, LADH, Madres LF, MEDH, SERPAJ: Nuestra Respuesta a los 
Fundamentos de los Decretos del Indulto, 13.10.1989, Archiv Familiäres, 6 S.; Periödico Madres de Plaza de 
Mayo, ano V, 59, noviembre 1989, S. 5: „Ahora, como antes otros, el presidente Carlos Menem quiere clausu- 
rarlo todo en pos de una ,reconciliaciön’ imposible. Para lograrlo indulta a los genocidas y en la cima del despre- 
cio hacia las victimas, indulto, si in-dul-tö, a trece desaparecidos.“ 

Interview Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. 
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Die Opferorganisationen sahen in den Indultos die entrega total der Regierung""* und 
den Gipfel aller Korruption: „Elemental doctor Menem: no a la corrupciön. No al indulto 
que es la mayor corrupciön.“"^ Nach den letzten Begnadigungen wurde der , Menschen- 
rechtsbewegung’ deutlich, dass sie verloren hatte: „Bueno, y ahi fue como que se nos ven- 
cieron. Aparentemente estäbamos vencidos ya no nos no quedaba nada que hacer.“"'’ 



3.3.2 Die Maßnahmen zur Aufklärung der Zwangsadoptionen 

Die Abuelas prangerten immer wieder an, dass die Regierung der moralischen und rechtli- 
chen Verpflichtung nicht nachkam, das Schicksal der verschwundenen Kinder aufzuklären, 
und somit auch diese Opfer dem Vergessen anheim geben wolle. 

Positiv hingegen bewerteten die Abuelas, dass es ihnen Dank ihrer Hartnäckigkeit, der 
gesellschaftlichen Unterstützung und der Kooperationsbereitschaft der Staatssekretärin für 
Menschenrechte gelang, Menem zur Einrichtung der CONADI zu bewegen und so wichtige 
Fortschritte bei der Suche nach den verschwundenen Kindern zu machen."* Immer wieder 
kam es während der Regierungszeit Menems zu öffentlichen Beschwerden der Abuelas, 
weil aufgrund bürokratischer Probleme der Dienstbetrieb der Gen-Datenbank nicht sicher- 
gestellt werden konnte."^ 



3.3.3 Die Entschädigung der Repressionsopfer 

Die Verabschiedung des Gesetzes zur Befreiung von der Wehrpflicht und die damit ver- 
bundene Überstimmung der Exekutive wurde von den Opferorganisationen sehr begrüßt.*^® 
Das Veto Menems gegen die Befreiung der Angehörigen der Opfer von der Wehrpflicht 
verletzte die Opferorganisationen sehr, da seine Äußerungen den Erkenntnissen der CO- 
NADEP widersprachen und die Existenz von Verschwundenen in Frage stellte. Inakzepta- 
bel war für sie auch die Forderung, die Verschwundenen für tot erklären zu lassen, damit 
deren Kinder die Befreiung vom Wehrdienst beantragen konnten. Somit würden Ver- 
schwundene mit Toten gleichgesetzt, ohne der Tragödie der Desaparicion Forzada Rech- 
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nung zu tragen. 

Die Klärung des rechtlichen Status der Verschwundenen und die Lösung der aus der 
Desapariciön Forzada resultierenden rechtlichen Probleme war lange eine Forderung der 
Opferorganisationen gewesen. Sie begrüßten deshalb dieses Gesetz, das eine Vielzahl von 
Alltagsproblemen löste, ohne den Verschwundenen für tot erklären zu lassen. Aus diesem 



'''* Vgl. Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano V, N° 58, octubre 1989. 

Madres LF: Carta Abierta al presidente Carlos Menem, in: Pägina/12, 15.12.1990. 

Interview mit Mabel Penette de Gutierrez, 04.05.2001, Memoria Abierta, Archive Oral, Interview 01. 

Vgl. Abuelas: El obstinado silencio del Presidente, 07.01.1991, Archiv Abuelas, 2 S. 

Interview Nr. 16 mit Estela Carloto. 

Vgl. Abuelas: Comunicado de Prensa, 12.05.1997, Archiv Abuelas, 1 S.; Abuelas: Comunicado de Prensa, 
09.01.1998, Archiv Abuelas, 1 S. 

„La ley de excepciön del servicio militar para hijos y hermanos de desaparecidos tambien fue apoyada por 
Familiäres, pues era impensable que hijos o hermanos pudieran estar bajo el mando de quienes hubieran sido 
responsables directos o indirectos de la desapariciön o muerte de sus familiäres.“ Familiäres: Comunicado, 
25.1 1.1996, Archiv Familiäres, 1 S. 

Vgl. Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, LADH, MEDFI: El veto que nos condena, 1990, Archiv Familiäres, 2 
S. 
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Grund komme diesem Gesetz eine vital importancia zu.*^^ Außerdem erkannte der Staat 
mit diesem Gesetz erneut an, dass es die staatliehe Praxis des Versehwindenlassens gab und 
sehrieb dies in der argentinisehen Reehtsgesehiehte fest: „La ley 24321 es un logro mayor 
aün ya que reivindiea al desapareeido ereando una nueva figura juridiea - la del ausente por 
desaparieiön forzada 

Familiäres, in deren Reihen sieh nieht nur Angehörige von Versehwundenen, sondern 
aueh von politisehen Gefangenen organisierten, begrüßten das Gesetz zur Entsehädigung 
der politisehen Gefangenen’^"': „Asimismo apoyamos la ley 23043 que otorga resareimiento 
a los presos politieos. [...] A traves de estas leyes el Estado asume su responsabilidad por el 
aeeionar del Terrorismo de Estado.“’^^ 

Die Asociaciön de Ex-Detenidos Desaparecidos, als eine weitere Organisation, in der 
sieh ExPP organisieren, lehnte die Reparationen hingegen klar ab: Sie wollte keinerlei fin- 
anzielle Entsehädigung von einem Staat akzeptieren, der die Impunidad fordere und so die 
Gereehtigkeit - als die beste und angemessenste Entsehädigung - verweigere. Die AExDD 
nahm deshalb aueh nieht an den Konsultationen zur Erarbeitung des Gesetzes teil. Da sieh 
aber in den letzten Jahren einige Aktivisten der AExDD ansehlossen, die bereits Entsehädi- 
gungsleistungen akzeptiert hatten, wurde die interne Debatte erneut angestoßen. 

Für noeh größere interne Debatten und Spannungen sorgte die Entsehädigung für die 
Angehörigen der Versehwundenen: Für die Angehörigen der Desaparecidos stellen Fragen 
der finanziellen Entsehädigung stets ein sehr heikles Thema dar. Während die meisten 
Opferorganisationen dieses Gesetz grundsätzlieh begrüßten und die Entseheidung über des- 
sen Nutzung ihren Mitgliedern überließen, lehnte die von Bonafini geführte Asociaciön 
Madres de Plaza de Mayo die Entsehädigungen kategoriseh ab: 

„Las Madres de Plaza de Mayo rechazamos la reparacion econömica y decimos que la vida solo vale la vida. 
[...] La vida de un ser humano no puede valer dinero, y mucho menos la vida de un revolueionario. Lo que hay 
que reparar con justicia no se puede reparar con dinero. Los radicales y los menemistas que perdonaron a los 
asesinos, ahora quieren tapar sus crimenes con dinero. Nadie le va a poner precio a la vida de nuestros hijos. 
Las Madres de Plaza de Mayo seguiremos afirmando que los que cobran las reparaciones econömicas se 
prostituyen.“'^^ 

Besonders der wiederholt erhobene Vorwurf der Bonafini-Madre^, dass die Annahme der 
Entsehädigung der Prostitution gleieh komme, sorgte für sehr sehmerzhafte Debatten in- 
nerhalb der Opferorganisationen. Die von Bonafini geführten Madres verbanden ihre 
kompromisslose Ablehnung der Entsehädigung mit ihrer grundsätzliehen Forderung naeh 
Bestrafung der Täter und mit ihrer Kritik am menemistisehen Neoliberalismus: „Nosotras, 
las Madres, nunea vamos a aeeptar que reparen eon plata lo que hay que reparar eon justi- 
eia. Jamäs vamos a propieiar la reparaeiön eeonömiea porque el eapitalismo todo lo arregla 
eon plata.“'^^ 



Familiäres: Acerca de la Ley 24.411 llamada de „Reparaeiön 12/1998, Archiv Familiäres, 4 S. 

Familiäres: Cowww/cö J o, 25.1 1.1996, Archiv Familiäres, 1 S. 

Da es in Argentinien keine Organisationen ehemaliger politischer Gefangener gibt, musste auf die Dokumenta- 
tion anderer Opferorganisationen, wie AExDD und Familiäres zurückgegriffen werden. 

Familiäres: Comunicado, 25.1 1.1996, Archiv Familiäres, 1 S. 

Interview Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. 

Asociaciön Madres: Nuestras Consignas, in: www.madres.org/organizacion.htm [26.10.2005]. 

So führte die Asociaciön de Madres auch über Jahre bei ihren Demonstrationen und den donnerstäglichen 
Marchas, an denen sich auch die in den anderen Gruppen organisierten Mütter beteiligen, ein Transparent mit der 
Aufschrift El que cobra la reparaeiön econömica se prostituye mit. 

Hebe de Bonafini [1995] in: Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 122. 



125 




Die anderen Opferorganisationen versuchten - in Opposition zum Diskurs Bonafinis - 
deutlich zu machen, dass hier nicht das Leben der Verschwundenen in Geld aufgewogen 
werde: „En cuanto al proyecto de reparaciön, nuestro Cödigo Civil senala la obligaciön de 
reparar econömicamente y mide en dinero, no la vida, sino las consecuencias o el valor del 
perjuicio sufrido.“*^** Für sie stellte die Zahlung der Entschädigungen v.a. eine wichtige 
Geste dar, durch die der Staat seine Verantwortung für das Verschwinden der Angehörigen 
anerkennt. Laura Bonaparte von den Madres LF formuliert dies folgendermaßen: 

„Nuestros hijos tienen asi entidad legal, institucional, el Estado que los quiso hacer desaparecer esta obligado 
a reconocerlos como personas y debe decir el motivo por el que ese dinero se entrega o los hijos o a los que 
tienen que recibirlo. Asl Hieran 20 mil millones de dölares o un centavo, yo firmaria y pedirla el resarcimiento 
porque de esa manera refirmo la identidad y la memoria social de mis hijos y de mis familiäres. Esa es una 
forma de que se reconozca y se acepte que aqul hubo un genocidio.“’^’ 

Jenseits des Anerkennungsaspektes halfen die Entschädigungssummen vielen Familien, die 
sich in wirtschaftlichen Notlagen befanden. In zahlreichen Fällen konnte so auch die Aus- 
bildung der Kinder der Verschwundenen sichergestellt werden.*^^ Kritisiert wurde die Zah- 
lung der Entschädigungen in Form von Staatsanleihen, da dies für diejenigen Angehörigen, 
die diese aus finanziellen Gründen direkt liquidieren mussten, mit deutlichen Verlusten ver- 
bunden war. 

Dennoch blieb es für die Familien der Verschwundenen schwer, die Zahlungen anzu- 
nehmen. Auch durch rationale Überlegungen war da das diffuse Gefühl, dass es sich um 
, blutiges Schweigegeld’ handle, häufig nicht zu tilgen.'^^ Umso deutlicher machten die 
Opferorganisationen, dass sie ihre Forderungen nach Verdad y Justicia nicht aufgeben 
würden, sondern vielmehr eine Reparaciön Integral forderten:'^"* 

„El resarcimiento no se circunscribe a una mera reparaciön econömica. Se deben implementar medidas de 
restituciön, satisfacciön y sobre todo garantias de no repeticiön. Una garantia de no repeticiön que incluye: 
cesaciön de las violaciones existentes; verificaciön de los hechos y difusiön publica y amplia de la verdad de 
lo sucedido; aplicaciön de sanciones judiciales y/o administrativas a los responsables de las violaciones\ 
conmemoraciones y homenajes a las victimas; inclusiön en los manuales de ensenanza sobre derechos 
humanos, de una versiön ,fiel’ de las violaciones cometidas y prevenciön de nuevas violaciones. Por ello 
seguimos luchando. Para que la reparaciön sea integral y no meramente econömica. 

Die Opferorganisationen machten deutlich, dass das Akzeptieren der Entschädigung nicht 
darüber hinwegtäuschen dürfe, dass sie ihre Grundforderungen beibehalten würden: 

„No obstante, senalamos que las ünicas respuestas a nuestros reclamos son la VERDAD y la JUSTICIA. 
VERDAD sobre que pasö con cada uno de los desaparecidos. [...] Y JUSTICA para los responsables y 
ejecutores del terrorismo de Estado. Por ello seguimos luchando. 



Familiäres: Comunicado de Prensa, 16.1 1.1994, Archiv Familiäres, 1 S. 

Interview mit Laura Bonaparte, in: Pdgina/12, 29.12.1996. 

Interview Nr. 1 1 mit Nora de Cortinas. 

Interview Nr. 5 mit Luisa Wettengel. 

„El Estado, al brindar esa compensaciön, acepta su responsabilidad en la represiön que dejö como saldo 30.000 
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sus vidas o su libertad o un renunciamiento a la lucha.“ (Familiäres: Comunicado, 25.11.1996, Archiv Familiäres, 
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3.3.4 Die Erklärungen Scilingos und Balzas 

Die Opferorganisationen zeigten sieh von den öffentliehen Erklärungen Scilingos in beson- 
derer Weise erschüttert. Ihre Bestürzung und Wut rührte v.a. daher, dass Scilingo öffentlich 
seine Beteiligung an der Ermordung von ca. 30 Personen gestehen konnte, ohne mit Kon- 
sequenzen rechnen zu müssen. Dies führte ihnen die argentinische Impunidad und die eige- 
ne Machtlosigkeit erneut in aller Härte vor Augen.’^^ 

Die nachfolgenden Erklärangen der Oberkommandierenden der Teilstreitkräfte 
begrüßten die Menschenrechts- und Opferorganisationen als einen „paso importante en la 
reconstrucciön de nuestra historia y en la indispensable asunciön de responsabilidades por 
los delitos cometidos por agentes del Estado y hasta ahora negados de manera mendaz y 
cobade.“*^* Gleichzeitig aber kritisierten sie, dass die Generäle in ihren verzerrenden Aus- 
sagen versuchten, die Verantwortung für die Menschenrechtsverletzungen entweder zu 
sozialisieren oder zu individualisieren, und somit die institutioneile Verantwortung der 
Streitkräfte relativierten: 

„No aceptamos la intenciön de transferir la responsabilidad de las transgresiones cometidas por quienes 
detentaban el poder estatal y por las fuerzas armadas a toda sociedad, que las presenciö y sufriö impotente. Ni 
la pretension de reducir los episodios delictivos a casos excepcionales“.’^’ 

Sie forderten die Militärs auf, den Worten Taten folgen zu lassen und das Schicksal eines 
jeden Verschwundenen aufzuklären, belastete Personen aus dem Staatsdienst zu entlassen, 
Menschenrechtserziehung in die Ausbildung der Streit- und Sicherheitskräfte zu integrieren 
und die Amnestiegesetze aufzuheben. Vor allem aber forderten sie, die Listen der Häft- 
linge der einzelnen geheimen Haftzentren zugänglich zu machen.'"'' 

Eine radikalere Wahrnehmung hatte die Asociaciön de Madres, die in den Geständnis- 
sen Scilingos einen erneuten Versuch sahen, die Verschwundenen für tot zu erklären und 
somit das Kapitel abzuschließen. Die selbstkritischen Äußerungen der Armee-Führung sol- 
lten ihrer Meinung nach dazu dienen, die Streitkräfle gesellschaftlich zu rehabilitieren und 
den Ruf der Institution zu verbessern. Statt der Listen mit den Namen der verschwunde- 
nen Häftlinge forderten sie Listen mit den Namen der Verantwortlichen und der Mörder.'"*^ 



3.3.5 N eue Aktivitäten der Gerichte 

Die Opferorganisationen begrüßten die Prozesse im Ausland und unterstützten diese mit 
Beweismateriahen und Zeugenaussagen. Mit Genugtuung nahmen sie wahr, dass wenig- 
stens die Justiz anderer Nationen die Schuldigen benannte, verurteilte und sich so von der 



Vgl. Interview mit Mabel Penette de Gutierrez, 04.05.2001, Memoria Abierta, Archive Oral, Interview 01. 
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Untätigkeit der argentinischen Gerichte unterschied.'"'"' Mit der Eröffnung des Verfahrens in 
Madrid und schließlich mit der Inhaftierung Pinochets gewannen die ausländischen Prozes- 
se für die Opferorganisationen immer mehr Bedeutung. Die Menschenrechts- und Opferor- 
ganisationen verurteilten die Haltung der Regierung Menem und deren Weigerung, mit der 
spanischen Justiz zu kooperieren.*"*^ 

Für die AExDD stellten die Prozesse in Spanien eine bedeutende Wiedergutmachung 
dar - nicht nur weil die straffreien Verbrecher diskreditiert wurden, sondern auch, weil die 
argentinische Justiz zu weiteren Nachforschungen aufgefordert und die öffentliche Debatte 
um Straflosigkeit und die Erinnerung an die Diktatur neu belebt wurden.*"*^ Außerdem 
schrieb die AExDD den Untersuchungen in Spanien eine große Bedeutung für zukünftige 
Prozesse in Argentinien zu: 

„Mas allä de lo que suceda con este juicio, alli quedarän las pruebas reunidas y podrän ser usadas en el fiituro 
en otros tribunales que investiguen los hechos y, fundamentalmente, en el juicio que los argentinos nos 
debemos y necesitamos, el que - tarde o temprano - tendrä lugar en nuestro pais, cuando consigamos que se 
declaren nulas de nulidad absoluta las leyes de Punto Final y Obediencia Debida y los Indultos que protegen a 
los asesinos y avergüenzan a las personas de bien en el mundo entero.*“^^ 

Die Bemühungen um Juicios por la Verdad hingegen betrachteten viele Opferorganisatio- 
nen eher skeptisch - sie wollten Juicios de Verdad.*"** Als sich aber zeigte, dass die Pro- 
zesse auf ein breites öffentliches Interesse stießen und tatsächlich zur Aufklärung des 
Schicksals einzelner Verschwundener beitrugen, änderten die Opferorganisationen ihre 
Einstellung und sahen in den Juicios por la Verdad einen weiteren Schritt in die richtige 
Richtung.*"*^ Sie hofften, dass die Wahrheitsprozesse später in Strafprozesse umgewandelt, 
oder dass die Ergebnisse dieser Untersuchungen in anderen Verfahren genutzt werden kön- 
nen.*^** Mit großer Genugtuung nahmen die Opferorganisationen auf, dass einzelne Wahr- 
heitsprozesse tatsächlich in Strafverfahren überführt wurden.*^* 

Eine abweichende Meinung vertritt allerdings die Asociaciön Madres, die in diesen 
Prozessen ein weiteres Zeichen der Impunidad und der Pflichtverletzung der Justiz sehen: 

„no queremos jueces que invitan a los Astiz y los Massera para que cuenten lo que saben prometiendoles que 
no les va a pasar nada. Queremos jueces que condenen a los genocidas a la cärcel y cumplan con el trabajo 
para el cual les pagan el sueldo: administrar la justicia.“*^^ 

Mit großer Freude nahmen die Opferorganisationen die Inhaftierung Videlas und anderer 
hoher Funktionäre des Militärregimes wegen Kindesraubs auf Die Asociaciön Madres 
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begrüßte das Urteil ebenfalls, äußerte aber umgehend Zweifel, ob Videla seine Gefängnis- 
strafe tatsäehlieh verbüßen werde. Als sieh bald abzeiehnete, dass die Zweifler Reeht 
behalten sollten und die Gefangnishafl in Hausarrest umgewandelt wurde, protestierten die 
Opferorganisationen vehement gegen diese Sonderbehandlung, in der sie einen ersten 
Sehritt zur Freilassung Videlas sahen. Außerdem habe sieh gezeigt, dass noeh nieht ein- 
mal der Hausarrest durehgesetzt wurde, da Videla bei mehreren Gelegenheiten das Haus 
verlassen konnte. Die Opferorganisationen fühlten sieh dadureh verhöhnt und beleidigt, da 
es sieh im Grunde um eine andere Spielart der Straflosigkeit handelte. Außerdem kriti- 
sierten sie - allen voran die Asociaciön Madres -, dass Videla nur wegen Kindesraubs und 
nieht wegen seiner anderen Verbreehen belangt werden konnte: „Videla quedö preso por el 
robo de ninos. El mundo entero eondena a Videla por ,robar’ eineo ninos. iQue tristeza! 
jQue impoteneia sentimos las Madres! que sabemos que Videla es el eriminal mäs grande 
de la historia argentina.“'^^ 



3.3.6 Die derogacion der Leyes de Punto Final und Obediencia Debida 

Die Mensehenreehts- und Opferorganisationen, die die angekündigte Aufhebung der Am- 
nestiegesetze mit großen Hoffnungen erwartet hatten, waren vom tatsäehliehen Ergebnis 
enttäuseht. In der ex /?o^t-Perspektive aber sehen sie darin einen wiehtigen Sehritt und ein 
Zeiehen dafür, was dureh die Bemühungen der , Mensehenrechtsbewegung’ möglich ist: 
„Pero de lo que tenemos claro, es que si se llegö a la derogacion de las leyes de la impuni- 
dad, fue por la movilizaciön populär. Esto no es producto de los legisladores que 
graciosamente derogaron, ya que lo podrian haber hecho el ano pasado.“*^* 



3.3.7 Die Debatten um Gedächtnisorte 

Während sich hinsichtlich der Pläne Menems, die ESMA abzureißen, die Opferorganisatio- 
nen in ihrer strikten Ablehnung dieser Maßnahme einig waren, zeigten die Debatten um den 
Parque de la Memoria erneut die Spannungen zwischen den Opferorganisationen: Diese 
von einigen Menschenrechts- und Opferorganisationen angestoßene und unterstützte Initia- 
tive rief die erbitterte Kritik der von Bonafini geführten Asociaciön Madres, der Asociaciön 
de Ex-Detenidos Desaparecidos und einiger Sektoren der H.I.J.O.S. hervor, die nicht mit 
Politikern Zusammenarbeiten wollten, die den Verschwundenen und ihren Angehörigen das 
fundamentale Recht auf Gerechtigkeit verweigerten. 

Mit aller Deutlichkeit brach die Ablehnung bei der Grundsteinlegung am 24. März 
1999 zu Tage: Während Vertreter der an der Comisiön Pro Monumento beteiligten Men- 
schenrechts- und Opferorganisationen gemeinsam mit Politikern und anderen Ehrengästen 
den Grundstein enthüllten, störten Mitglieder der drei „kritischen“ Opferorganisationen die 
Zeremonie mit einem escrache, bei dem sie v.a. die anwesenden Politiker beleidigten (Tap- 
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patä 2003: 106f.). In einem offenen Brief kündigte die Asociaciön Madres später ihren 
erbitterten Widerstand gegen den Parque de la Memoria an: 

„La Asociaciön de Madres de Plaza de Mayo se dirige a la opiniön publica para informarle que agotados todos 
los medios posibles e imposibles para evitar que los nombres de nuestros hijos esten en el monumento que 
quieren levantar en la Costanera los mismos que perdonaron a los asesinos y que en muchos casos se 
alianzaron con eilos. Si fuera necesario usaremos pico, martillos y corta fieros para borrar los nombres 
grabados en ese monumento, que para nosotras ofende a nuestros queridos revolucionarios que se oponian a 
los planes econömicos de hambre y miseria que hoy aplican los que levantan dicho Parque de Memoria. 
Queremos aclarar que borrar como sea los nombres de nuestros hijos del monumento no es violencia: la 
violencia y la prepotencia la que emplean los que sin autorizaciön deciden poner los nombres de todos los 
desaparecidos en este monumento.“'^’ 

Der radikale Flügel der Madres will eine Individualisierung der kollektiven Identität der 
„30.000“ verhindern, da sie fürchten, dass durch die Konzentration auf Einzelschicksale das 
Ausmaß des Verbrechens relativiert werde und das überzeitliche und sich wiederholende 
Muster der Unterdrückung und der politischen Vorteilnahme damit aus dem Blick gerate. 
Sie wollen vermeiden, dass man mit Denkmälern versucht, einen Schlusspunkt unter diese 
noch lange nicht abgeschlossene Tragödie zu setzen. Asociaciön Madres und AExDD ma- 
chen durch ihre kategorische Ablehnung deutlich, dass sie sich nicht mit kleinen Zuge- 
ständnissen eines Staates zufrieden geben, der ihnen und den Verschwundenen elementare 
Rechte vorenthält. Sie sind der Meinung, dass die Politiker, in denen sie Komplizen der 
Impunidad sehen, durch Gedenkstätten u.ä. lediglich ihr Image aufbessem wollen.'^® 



4. Die Regierung De la Rüa 

4.1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Fernando De la Rüa (1999-2001) 

De la Rüa war der erste Präsident, dem nach der Verfassungsreform von 1994 eine vierjäh- 
rige Amtszeit zukommen sollte. Er konnte sich allerdings nur rund zwei Jahre im Amt 
halten und trat im Rahmen der eskalierenden wirtschaftlichen, politischen und gesellschaft- 
lichen Krise am 20. Dezember 2001 zurück.*^* In doppelter Hinsicht ist die sich zuspitzen- 
de Krise von vergangenheitspolitischer Relevanz: Einerseits nahm die Aufarbeitung der 
Vergangenheit angesichts der akuten Krisen auf der Agenda der Regierung De la Rüa keine 
bedeutende Position ein. Anderseits flössen die Erfahrungen aus der wirtschaftlichen Krise, 
der sprunghafte Anstieg der Arbeitslosigkeit und der Verarmung breiter Teile der Bevölke- 
rung sowie die gewaltsame Eskalation der gesellschaftlichen Unzufriedenheit und die Ver- 
suche der Regierung, die Proteste mit massiver Repression einzudämmen, in den Diskurs 
der , Menschenrechtsbewegung’ ein und lieferten neue Interpretationsmuster für die (Ver- 
gangenheits-) Politik der vergangenen Jahre. 



Asociaciön Madres: Carta a la Comisiön Pro-Monumento a los desaparecidos, Julio de 1999, in; 
www.madres.org/organizacion.htm [26. 10.2005]. 

Interview Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. 

Zu den wirtschaftlichen und politischen Hintergründe, die schließlich zur argentinischen Krise vom Dezember 
2001 und zum abrupten Ende der ^/?ßj?zß-Regierungskoalition aus URC und FREPASO führten, siehe bspw. 
Schamis 2002; Wolff 2003. 
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4.1.1 Neue Möglichkeiten der Strafverfolgung 

Auch während der Regierungszeit De la Rüas wurden vor der argentinischen Justiz unter- 
schiedliche Prozesse wegen der Menschenrechtsverletzungen der Diktatur geführt: Wahr- 
heitsprozesse, Prozesse wegen Kindesraubs, Bereicherung etc. Die Unruhe in den Reihen 
der Streitkräfte nahm zu - besonders da etliche Militärs wegen Meineids oder ihrer Weige- 
rung, in (Wahrheits-) Prozessen auszusagen, inhaftiert wurden. 

Es gab unterschiedliche Versuche, die laufenden Verfahren zu behindern oder zu be- 
enden: So stellte die Verteidigung der Angeklagten in mehreren Fällen die Zuständigkeit 
der verhandelnden Gerichte in Frage. Da die Gerichte trotz klarer Präzedenz- 
Entscheidungen solche Zuständigkeitsklagen zuließen, konnte der Fortgang der Verhand- 
lungen zum Teil über Monate blockiert werden (GELS 2001: 30-35). Aus den Kreisen der 
Militärs wurde mit Unterstützung des Verteidigungsministeriums der Vorschlag gemacht, 
durch eine außergerichtliche Dialog-Plattform ähnlich der chilenischen Mesa de Diälogo 
dem , Defilieren der Militärs vor Gericht’ ein Ende zu setzen. Diese Vorschläge scheiterten 
am Widerstand der , Menschenrechtsbewegung’ (Radseck 2002: 86). 

Zu einer spektakulären Gerichtsentscheidung kam es im März 2001, als der Richter 
Gabriel Cavallo in erster Instanz die Leyes de Punto Final und Obediencia Debida in einem 
Fall für verfassungswidrig und ungültig erklärte: Das GELS hatte im Oktober 2000 gefor- 
dert, ein Strafverfahren gegen zahlreiche Militärs wegen des Verschwindens des Ehepaares 
Poblete-Hlaczik zu eröffnen. Nachdem das Ehepaar im November 1978 gemeinsam mit der 
acht Monate alten Tochter Glaudia verhaftet worden war, galten alle drei über Jahre als 
verschwunden, bis die Tochter nach über 20 Jahren identifiziert werden konnte. Das Mili- 
tärehepaar, das den Säugling unter falscher Identität als ihr eigenes Kind hatte eintragen 
lassen, sowie weitere an der Entführung und Dokumentenfälschung Befeiligfe wurden ver- 
urteilt. Das GELS forderte, ein Strafverfahren gegen die Verantwortlichen des Verschwin- 
dens der Eltern zu eröffnen, da dieses bislang ungestrafte Verbrechen notwendige Voraus- 
setzung für die bereif s sanktionierfe Kindesentführung sei. Um in diesem Fall ein Verfahren 
zu eröffnen, forderte das GELS, die Amnestiegesetze als verfassungswidrig zu erklären und 
aufzuheben. Der Richter Gavallo schloss sich der Argumentation der Anklage an und er- 
klärte, dass das Verschwindenlassen von Personen ein Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit darstelle und deshalb weder veijähre noch amnestiert werden könne. Die beiden Amne- 
stiegesetze verstießen gegen für Argentinien bindende Rechtsnormen wie u.a. die Amerika- 
nische Menschenrechtskonvention. Ein Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung im 
November 2001 (GELS 2002: 22-29). 

Auch wenn sich die Entscheidung des Gerichts lediglich auf den Fall Poblete-Hlaczik 
bezog und die Aufhebung der Amnestiegesetze keine allgemeine Wirkung hatte, kam die- 
sem Beschluss große juristische und politische Bedeutung zu: Erstmals erkannte ein argen- 
tinisches Gericht die Verfassungswidrigkeit der beiden Amnestiegesetze an und erklärte sie 
im geprüften Fall für nichtig. Diese Entscheidung diente für andere Fälle als Präzedenzfall 
und sfellte so einen weiteren Schritt zur endgültigen und allgemeinen Aufhebung der bei- 
den Gesetze dar. ln der Urteilsbegründung räumte der Richter den international geltenden 
Rechtsnormen Vorrang vor der nationalen Gesetzgebung ein und stärkte so die Argumente 
der Anwälte der Opfer. Die politische Bedeutung hegt v.a. darin, dass es seit dem Ende der 
80er Jahre erstmals wieder möglich war, das Verschwindenlassen von Personen juristisch 
zu verfolgen. Die nach der derogaciön der beiden Gesetze enttäuschten Hoffnungen der 
, Menschenrechtsbewegung’ auf Gerechtigkeit wurden somit erneut geweckt. 
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Auch im Ausland liefen die Prozesse wegen der Menschenrechtsverletzungen der argentini- 
schen Diktatur weiter. Im Jahr 2000 erließ die spanische Justiz internationale Haftbefehle 
gegen 48 argentinische Militärs. Die argentinischen Behörden ihrerseits verschleppten die 
Haftbefehle und Auslieferungsanträge (CELS 2001: 46ff). Ebenfalls 2000 wurden in Rom 
sieben argentinische Militärs in absentia zu langjährigen Hafistrafen wegen Menschen- 
rechtsverletzungen an italienischen Staatsbürgern verurteilt (CELS 2001: 42f). Die Regie- 
rung De la Rüa behielt ihre ablehnende Haltung gegenüber den Auslieferungsgesuchen 
anderer Länder bei und wies beispielsweise im Jahr 2001 Gesuche aus Deutschland, Italien, 
Frankreich und Schweden unter Berufung auf das Territorialprinzip oder auf den ne bis in 
;t/em-Grundsatz zurück (CELS 2002: 42-51). Ende des Jahres erließ De la Rüa das Dekret 
1581/01, das an die von Menem erlassenen Bestimmungen anknüpfte und die Auslieferung 
argentinischer Staatsbürger, denen Menschenrechtsverletzungen während der Diktatur zur 
Last gelegt werden, an andere Staaten unterband. 



4. 1 .2 Die gesellschaftliche Konstruktion der Erinnerung 

Bereits ab dem Ende der Amtszeit Menems, spätestens aber mit den Jahren der De la Rüa- 
Administration zeichnete sich eine bedeutende Entwicklung im gesellschaftlichen Umgang 
mit der Diktatur und in der Strategie der Menschenrechts- und Opferorganisationen ab. Das 
Themenfeld Memoria gewann immer mehr Bedeutung. Menem hatte durch seinen Be- 
schluss, die ESMA abzureißen, versucht, dass gesellschaftliche Vergessen der Schrecken 
der Diktatur zu fördern. Für die , Menschenrechtsbewegung’ stellten Impunidad und Ver- 
gessen die zwei Seiten der Münze dar, mit der die vermeintliche Reconciliaciön Nacional 
bezahlt werden sollte. Sie verstärkten deshalb ihre Aktivitäten im Bereich der Erinnerungs- 
kultur: Teilweise in Kooperation mit öffentlichen Stellen, teilweise alleine kämpften sie 
gegen das Vergessen und versuchten, ihre Sichtweise des Geschehenen dauerhaft zu si- 
chern. 

Im ganzen Land bildeten sich unterschiedliche Gedenk-Initiativen, in denen Vertreter 
der Menschenrechts- und Opferorganisationen mit Kommunal- oder Provinzregierungen 
kooperieren. Eine der aktivsten ist die im Juli 2000 durch das Parlament der Provinz Bue- 
nos Aires gegründete Comisiön Provincial por la Memoria, die zur Aufgabe hat, die Erin- 
nerung an den Staatsterrorismus wach zu halten, um so die demokratischen und solidari- 
schen Werte zu stärken.*® Sie organisiert Veranstaltungen, Kongresse, Ausstellungen und 
ist mit der Digitalisierung des ihr anvertrauten Archivs des aufgelösten Geheimdienstes der 
Provinz Buenos Aires beschäftigt. Seit August 2000 gibt die Comisiön Provincial die Zeit- 
schrift Puentes heraus, deren Beiträge sich mit der Diktatur, den Menschenrechtsverletzun- 
gen und Fragen der Erinnerungskultur beschäftigen. 

Um ihre Mmor/a-Aktivitäten besser zu koordinieren, fanden sich Ende 1999 unter- 
schiedliche Menschenrechts- und Opferorganisationen in der Organisation Memoria Abier- 
ta zusammen.’®^ Zur Stärkung der argentinischen Erinnerungskultur initiierten sie unter- 
schiedliche Programme: Das Programa Patrimonio Documental hat sich zum Ziel gesetzt, 
die Archivbestände der beteiligten Organisationen vollständig zu erfassen, zu verschlag- 



Vgl. Ley Provincial N° 12.483; Estatuto de la Comisiön Provincial por la Memoria, Art. If., in: 
www.comisionporlamemoria.org/estatuto.htm [03.1 1.2005]. 

Die beteiligten Organisationen sind: APDH, Asociaciön Buena Memoria, CELS, Familiäres, Fundaciön 
Memoria Histörica y Social Argentina, Madres LF, SERPAJ. Vgl. www.memoriaabierta.org.ar [03.1 1.2005]. 
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Worten und per EDV/Intemet zugänglich zu machen, um so interessierten Journalisten und 
Wissenschaftlern einen besseren Zugang zu den Quellen zu ermöglichen. Auf diese Weise 
wurden bereits rund 25.000 Archivalien registriert. Das Programm Topogmfia de la Memo- 
ria sammelt und systematisiert Informationen über ehemalige geheime Haftzentren, um so 
auch die territoriale und geographische Dimension der Repression aufzuzeigen. Mit dem 
Archivo Oral sollen die Erinnerung und Zeugnisse von Zeitzeugen einer größeren Öffent- 
lichkeit und den kommenden Generationen zugänglich gemacht werden. So wurden bereits 
nahezu 400 Interviews mit Angehörigen von Verschwundenen, Menschenrechtsaktivisten, 
ehemaligen politischen Gefangenen, Anwälten etc. auf Video aufgezeichnet und archiviert. 
Neben diesen Aktivitäten tritt Memoria Abierta auch als wichtiger Lobbyist auf, erstellt 
didaktische Materialien, organisiert Ausstellungen, Tagungen und Kongresse etc. (Ferrari 
2005). 

Die Aktivitäten der , Menschenrechtsbewegung’ und anderer Memoria-Akteure fand 
auch großes wissenschaftliches Interesse, so dass sich seither zahlreiche Forschungsprojek- 
te mit Fragen der Erinnerungskultur und dem sozialen Gedächtnis befassen. Das Social 
Science Research Council finanzierte ein über mehrere Jahre angelegtes Stipendien- und 
Forschungsprogramm zum Thema Memoria Colectiva y Represiön, an dem rund 60 Stipen- 
diaten überwiegend aus dem Cono Sur, aber auch aus Peru und den USA teilnahmen. Ge- 
leitet wurde dieses Programm von der argentinischen Soziologin Elizabeth Jelin. Einige Er- 
gebnisse dieser Forschungen wurden in der auf zwölf Bände angelegten Reihe Memorias de 
la Represiön veröffentlicht (Jelin 2003: 18ff). Dass sich das Thema großen wissenschaftli- 
chen Interesses erfreut, zeigt sich u.a. auch daran, dass einer der Schwerpunkte bei der 
Jahrestagung 2004 der argentinischen Soziologen das Forschungsfeld Memoria war. 



4.1.3 Die argentinische Krise - Das Ende der Regierung De la Rüa 

Es gelang der Regierung nicht, die wirtschaftliche und politische Krise Argentiniens abzu- 
fangen. Die seit August 1998 andauernde Rezession, die 2001 in einer Finanzkrise gipfelte, 
führte zu massiven sozialen Protesten: Die Piqueteros und andere Protestbewegungen blok- 
kierten im Jahr 200 1 täglich bis zu fünf Straßen, es kam zu zahlreichen, teilweise gewalt- 
samen Demonstrationen, Plünderungen und anderen Protestaktionen. Angehörige der Mit- 
telschichten, die als Folge der neoliberalen Wirtschaftspolitik massive Einbußen hatten hin- 
nehmen müssen, protestierten mit Cazerolazos und Demonstrationen. Als die Regierung die 
Bankkonten einfrieren ließ, eskalierte der soziale Protest endgültig. Bei den gewaltsamen 
Auseinandersetzungen im Dezember 2001 kamen rund 30 Menschen ums Leben, Hunderte 
wurden verletzt. De la Rüa trat zurück und löste somit eine ernste politische Krise aus. 
Nach drei Präsidenten, die jeweils innerhalb weniger Tage zurücktraten, konnte sich 
schließlich der Peronist Eduardo Duhalde bis zu den Direktwahlen im Jahr 2003 im Amt 
halten.'^"* 



Vgl. Wolff 2003: 4ff. Die Präsidenten waren Federico Ramön Puerta (20.-23.12.2001), Adolfo Rodriguez Saä 
(23.-30.12.2001) und Eduado Oscar Camano (30.12.2001-01.01.2002). 
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4. 1 .4 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung De la Rüa 



Auf der Regierungsagenda De la Rüas spielte das Politikfeld Vergangenheit nahezu keine 
Rolle. Die bedeutendste vergangenheitspolitische Aktivität der Regierung bestand in ihrer 
Weigerungshaltung angesichts der Auslieferungsgesuche anderer Nationen und auf der 
frühzeitig gescheiterten Initiative, ein außergerichtliches Dialogforum zu schaffen. Weder 
in den Subpolicies Wahrheitssuche und Entschädigung, noch im Bereich institutioneller 
Reformen oder Direktmaßnahmen gab es relevante Aktivitäten. Ein wichtiger Schritt im 
Bereich der strafrechtliche Aufarbeitung war die Entscheidung, die Amnestiegesetze im 
Fall Poblete-Hlaczik für ungültig zu erklären, da mit diesem Präzedenzfall die Möglichkeit 
eröffnet wurde, in Argentinien Strafprozesse wegen Verschwindenlassens zu führen. Erin- 
nerungs- und Gedenkpolitik im Sinne einer Bundespolitik fand ebenfalls nicht statt. Auf 
kommunaler und Provinz-Ebene hingegen wurde auf die zunehmende Bedeutung dieser 
Fragen reagiert und es kam zu vereinzelten Kooperationen zwischen , Menschenrechtsbe- 
wegung’ und öffentlichen Stellen. 
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Abb. 11: Vergangenheitspolitik der Regierung De la Rüa 



4.2 Die Vergangenheitspolitik De la Rüas aus Sicht der Opferorganisationen 

Noch vor der Wahl hatten zahlreiche Menschenrechts- und Opferorganisationen die zu- 
künftige Regierung aufgefordert, die Amnestiegesetze und die Indultos aufzuheben, die 
Wahrheitsprozesse zu unterstützen und mit der europäischen Straljustiz zu kooperieren. 
Außerdem forderten sie, alle belasteten Personen aus öffentlichen Ämtern zu entfernen und 
ihnen das passive Wahlrecht zu entziehen.'®^ Hebe de Bonafmi hatte ihrerseits zum Wahl- 
boykott aufgerufen, um so das korrupte und repressive System nicht zu legitimieren.*®® 

Aus der Sicht der Opferorganisationen waren die rund zwei Jahre der Regierung De la 
Rüa v.a. vom gewaltsamen Vorgehen gegen die sozialen Proteste geprägt. Die Art und 



Vgl. Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, LADH, Madres LF, MEDH, SERPAJ: Äl futuro Gobierno de la 
Argentina, Octubre 1999, Archiv Madres LF, 2 S. 

Vgl. Editorial Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano XV, N° 167, septiembre 1999, S. 2; nach der Wahl ließ 
sie verlauten: „Nosotras no creemos en esta raza de politiqueros baratos y corruptos. Seguiremos repetiendo basta 
el cansancio que: si ,esto’ es la ,democracia’, entonces no la queremos. Jamäs vamos a legitimar este charco 
inmundo de cormpciön y mentiras, donde todos se revuelcan para ocupar un cargo.“ (Editorial Periödico Madres 
de Plaza de Mayo, ano XV, N° 169, noviembre 1999, S. 2). 
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Weise wie die Demonstrationen und Kundgebungen niedergesehlagen wurden, erinnerten 
die Opferorganisationen direkt an die sehlimmsten Zeiten der Diktatur. Neben der poli- 
zeiliehen Repression kritisierten die Opferorganisationen bei mehreren Gelegenheiten die 
Bloekadehaltung der Regierung gegenüber den Forderungen und Auslieferungsgesuehen 
der Justiz anderer Länder.'^* Als bedeutenden Sehritt im Kampf gegen die Impunidad be- 
grüßten die Opferorganisationen die Aufhebung der Amnestiegesetze im Fall Poblete- 
Fllaezik und hofften, dass diese Präzedenz-Entseheidung riehtungsweisend für weitere 
Verfahren sein würde. 



5. Die Regierung Duhalde 

5. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Eduardo Duhalde (2002-2003) 

Der Peronist Eduardo Duhalde übernahm am 2. Januar 2002 als vierter Interimspräsident 
innerhalb von zehn Tagen die Regierungsgesehäfte. Die Hauptherausforderung seiner 
Amtszeit war die Stabilisierung der politisehen, wirtsehaftliehen und gesellsehaftliehen 
Situation Argentiniens. Eine seiner ersten Amtshandlungen war die Aufkündigung der über 
ein Jahrzehnt bestehenden Bindung des argentinisehen Peso an den Dollar, was sehließlieh 
zu einer Währungskrise und zur Zahlungsunfähigkeit des Staates führte. Die sozialen Un- 
ruhen setzten sieh fort: Alleine im Januar 2002 gab es landesweit rund 2.500 Protestaktio- 
nen. Die Regierung reagierte mit Nothilfeprogrammen für die von der Krise am härtesten 
betroffenen Gesellsehaftssehiehten und konnte so v.a. in den Provinzen - an den alten pa- 
tronage-orientierten Strukturen des Peronismus anknüpfend - die Bevölkerung erneut an 
die Partei binden. Gleiehzeitig bemühte sieh die Regierung, die untersehiedliehen Protest- 
akteure in den politisehen Prozess einzubinden und dureh versehiedene Dialogforen Aus- 
wege aus der Krise zu suehen. Dureh die Ankündigung vorgezogener Neuwahlen für das 
Frühjahr 2003 konnten die noeh immer andauernden sozialen Proteste weiter beruhigt wer- 
den (Wolff 2003: If und 7f). 

Es versteht sieh, dass im Kontext derart komplexer und heikler politiseher und gesell- 
sehaftlieher Krisen das Politikfeld Vergangenheitspolitik keine hohe Priorität auf der Re- 
gierungs-Agenda einnahm, aueh wenn die öffentliehe Debatte häufig um die Frage der Ver- 
fassungswidrigkeit der Amnestiegesetze und die Rolle der Streitkräfte im Inneren kreiste. 
Die Regierung ihrerseits war bemüht, keine weiteren gesellsehaftliehen Konflikt- und 
Spannungsherde entstehen zu lassen. Während der Regierung Duhalde besehränkte sieh die 
Vergangenheitspolitik weitgehend auf die Arbeit der Geriehte. 



5.1.1 Die straff eehtliehe Aufarbeitung 

Naeh der Entseheidung im Fall Poblete-Hlaezik im März 2001 sehlossen sieh etliehe Rieh- 
ter dieser Argumentation an und erklärten in rund zehn Fällen die Amnestiegesetze für 
nieht anwendbar. Als aueh die Berufungsgeriehte diese Entseheidungen bestätigten, wurde 



Vgl. Pägina/12, 21.12.2001. 

Vgl. bspw. Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, HIJOS, LADH, Madres LF, MEDH, SERPAJ: Pronunciamien- 
to, 28.12.2001, Archiv Madres LF, 2 S.; Periödico Madres de Plaza de Mayo, ano XVI, N“ 171, enero/febrero 
2000, S. 14. 

Interview Nr. 1 1 mit Nora de Cortinas. 
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die Frage letztinstanzlich der Corte Suprema vorgelegt. Im Lauf des Jahres 2002 kam es 
immer wieder zu Spannungen, da unterschiedliche Akteure wie der Verteidigungsminister, 
hohe Militärs und auch der Militärbischof versuchten, die Entscheidungen der Corte Su- 
prema zu beeinflussen. Menschenrechtorganisationen beklagten diese permanenten Versu- 
che der Beeinflussung vor der CIDFI (CELS 2003: 46-50). 

Im Jahr 2002 wurden erstmals Prozesse gegen Zivilisten, die am Verschwinden von 
Personen beteiligt waren, eröffnet. So wurden beispielsweise Verfahren gegen ehemalige 
Mitglieder der Geschäftsführung von Mercedes Benz/Argentinien und Ford/Argentinien 
initiiert, denen vorgeworfen wurde, Mitarbeiter ihrer Fabriken an die Militärs ausgeliefert 
zu haben (Weber 2001). In beiden Untersuchungen waren wichtige Hinweise im Rahmen 
von Wahrheitsprozessen aufgedeckt worden (CELS 2003: 51-64). Neben den Verfahren in 
Argentinien wurden auch vor den Gerichten anderer Nationen Prozesse wegen der Men- 
schenrechtsverletzungen der Diktatur geführt. Spanien stellte erneut erfolglose Ausliefe- 
rungsanträge gegen argentinische Militärs. Ebenso forderten Länder wie Frankreich und 
Deutschland die Auslieferung einiger ehemaliger Soldaten. 



5.1.2 Der Präsidentschaftswahlkampf 2002/2003 

Eines der dominierenden Themen im Wahlkampf war die Frage nach dem Umgang mit den 
schweren Menschenrechtsverletzungen der Diktatur in Anbetracht der möglichen Aufhe- 
bung der Amnestiegesetze. Politisiert wurde dieses Thema weiter durch die vielfachen 
Versuche unterschiedlicher Sektoren, die Corte Suprema zu beeinflussen, und durch die 
öffentlichen Debatten um den Einsatz der Streitkräfte im Inneren. Besonders Carlos Me- 
nem, einer der drei peronistischen Präsidentschaftskandidaten, machte sich immer wieder 
für eine aktive Rolle des Militärs im Inneren stark und bemühte sich gemeinsam mit ande- 
ren Akteuren, die Streitkräfte gesellschaftlich zu rehabilitieren. 

Bereits nach dem Wahlsieg des Peronisten Nestor Kirchner sprach Duhalde Ende Mai 
2003 umstrittene Begnadigungsdekrete aus, mit denen er 26 Personen aus der Haft entließ, 
unter ihnen den Anführer des Movimiento Todos por la Patria, das 1989 das Infanterie- 
Regiment La Tablada angegriffen hatte, sowie Oberst Seineidin, einen der Anführer der 
Carapintadas. Die Regierung rechtfertigte diese Maßnahme mit der Notwenigkeit, die 
Nation zu befrieden und zu versöhnen (CELS 2003: 34ff). 
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Abb. 12: Vergangenheitspolitik der Regierung Duhalde 
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5.2 Die Vergangenheitspolitik Duhaldes aus Sicht der Opferorganisationen 

Die Opferorganisationen schätzten die Vergangenheitspolitik der Regierung Duhalde we- 
gen des offensichtlichen Unwillens, die Aufarbeitung der Vergangenheit zu fördern, 
durchweg negativ ein. Die Gewalterfahmngen in der Diktatur lieferten den Interpretations- 
rahmen für die aktuelle Repression. Sie sahen viele Parallelen zwischen den Aktivitäten der 
Grupos de Tarea der 70er und den Einsätzen der Sicherheitskräfte zur Niederschlagung der 
sozialen Proteste. Auch die Tatsache, dass die Regierung kein Interesse an der Aufklärung 
der Verantwortlichkeiten und der Umstände der rund 30 Todesfälle bei den Profesfen im 
Dezember 2001 zeigfe, erinnerfe die Opferorganisafionen an die Impunidad der Menschen- 
rechfsverlefzungen der Dikfatur.*’** Vor allem die Asociaciön Madres förderfe immer wie- 
der die Freilassung jener Personen, die im Rahmen der Protesfe verhaftet worden waren. Im 
Diskurs der Asociaciön Madres zeigte sich eine weitere Radikalisierung der Wortwahl und 
des Tenors: 

„Combatimos y resistimos al terrorismo de estado [sic!]. Exigimos la libertad de todos los presos politicos y el 
desprocesamiento de todos los luchadores populäres. La Asociaciön de Madres de Plaza de Mayo estä 
decidida a entregar basta la ultima gota de sangre, basta el ultimo suspiro, basta el ultimo latido de nuestro 
corazön que late al compäs del corazön de nuestros amados bijos que donde esten nos siguen iluminando.“*^* 

Bei mehreren Gelegenheiten forderten die Opferorganisationen erfolglos die Aufhebung 
des Dekrets 1581/01, das die Auslieferung argentinischer Militärs an Drittstaaten unter- 
band, die Aufhebung der Amnestiegesetze sowie die Absetzung der Richter der Corte Su- 
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prema. 



6. Die Regierung Kirchner 



„No puede baber impunidad en Argentina. Una sociedad sin justicia o memoria no tiene un destino.“^^^ „se 
trata de ganar la batalla contra la impunidad y bacer de la Argentina un pais con justicia. Estos son los valores 
que nos guian en nuestra acciön.“*^“* (Nestor Kirchner) 



6. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Nestor Kirchner (2003-2004) 

Der Peronist Nestor Kirchner begann seine Amtszeit mit einer schwachen Legitimation: 
Unter den fünf aussichtsreichen Kandidaten der Präsidentschaftswahlen im April 2003 
nahm er mit 22% der Stimmen den zweiten Platz hinter dem ebenfalls peronistischen Alt- 
präsidenten Menem ein (24%).^^^ Als sich in den Umfragen vor den Stichwahlen abzeich- 
nete, dass die Ablehnung Menems in der Bevölkerung so groß war, dass sich rund 70% der 
Wähler für Kirchner entscheiden würden, zog Menem seine Kandidatur zurück. An Kirch- 



Vgl. Manuskript der Rede Estela Carlottos vor der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen, 58. 
Sitzungsperiode, Programmpunkt 11, April 2002, Archiv Abuelas, 2 S. 

Asociaciön Madres: Carta Abierta al Presidente Eduardo Duhalde, a la dirigencia poHtica, a la burocracia 
sindical, Buenos Aires 28.03.2002, in: www.madres.org/organizacion.htm [26.10.2005]. 

Vgl. bspw. Abuelas, APDH, CELS, Familiäres, LADH, Madres LF, MEDH, SERPAJ: Carta Abierta a Eduardo 
Duhalde, in: Revista Abuelas de Plaza de Mayo, Ano III, N*^ 14, Marzo 2002, S. 8; Deklarationen unterschiedlicher 
Opferorganisationen in Pdgina/12, 01.09., 08.09. und 22.09.2002. 

Kirchner, zit. in La Naciön, 24.07.2003. 

Interview mit Nestor Kirchner in Puentes, Ano 4, Numero II, Mayo 2004, 8f , hier S. 9. 

Dieses Kapitel analysiert die Vergangenheitspolitik Kirchner von seinem Amtsantritt am 25.05.2003 bis Ende 
Oktober 2004. Nachfolgende Entwicklungen können nur am Rande erwähnt werden. 
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ner, dem so der Wahlsieg zufiel, blieb der Makel haften, nur von einem Fünftel der Wähler 
tatsächlieh gewählt worden zu sein (Wolff 2003: 8). Er musste deshalb versuchen, die feh- 
lende Wahllegitimation durch Leistung zu kompensieren. Punkte konnte er u.a. im Politik- 
feld Vergangenheitspolitik sammeln, wo er sich durch einen progressiven und aktiv gestal- 
tenden Kurs klar von seinen Vorgängern abzugrenzen versuchte. Als ehemaliger Studenten- 
führer hatte Kirchner auch eine persönliche Affinität zu dieser Thematik. Dass er es mit der 
Aufarbeitung der Vergangenheit ernst meinte, zeigte sich, als er wenige Tage nach seinem 
Amtsantritt drei Viertel der Generäle in den Ruhestand versetzte. Als der von dieser Maß- 
nahme ebenfalls betroffene Oberkommandierende des Heeres, General Brinzoni, Kirchner 
kritisierte und von „intrigas politicas sobre los cuarteles“*^® sprach, wies Kirchner ihn zu- 
rück und unterstrich die Rolle der Streitkräften in einer Demokratie: 

„Analizar y caracterizar las conductas del poder politico no es fimciön que le corresponda a un militar. [...] 
Sorprende que despues de lo que ha vivido nuestra patria se le pida a la sociedad o se pretenda agradecimiento 
por respetar la Constituciön. La democracia no se ratifica por discursos sino por conductas.“’’’ 

Kirchners Militärpolitik unterschied sich somit deutlich von der seines Vorgängers, der 
stets versucht hatte, den Streitkräften weite Kompetenzen zukommen zu lassen. 



6.1.1 Die Aufhebung der Amnestiegesetze 

Seit Richter Cavallo im März 2001 die Amnestiegesetze nicht angewandt hatte, da sie ver- 
fassungswidrig seien, schlossen sich immer häufiger Richter dieser Auslegung an und er- 
öffneten in einzelnen Fällen Strafverfahren. Auch wenn die Gesetze als allgemeine Normen 
gültig blieben, verloren sie durch diese Entscheidungen ihre Unumstößlichkeit. 

Bei einem Treffen Kirchners mit Vertretern unterschiedlicher Menschenrechts- und 
Opferorganisationen forderten diese erneut die definitive Aufhebung der Amnestiegesetze 
und die Kooperation mit der Justiz anderer Nationen. Seit dem gescheiterten Versuch der 
Aufhebung der Amnestiegesetze (derogaciön) im Jahr 1998 waren aus den Reihen der 
Parlamentarier immer wieder Überlegungen laut geworden, die Gesetze auch rückwirkend 
aufzuheben (anulaciön). Neue Impulse erhielten diese Absichten mit einem geschickten 
politischen Schachzug Kirchners: Der Aufhebung des Nichtauslieferungs-Dekrets. Dieses 
von De la Rüa erlassene Dekret 1581/01 bestätigte die bereits von Menem mit dem Dekret 
1 1 1/98 vorgegebene Linie, dass keine Mitglieder der Streitkräfte an andere Nationen ausge- 
liefert werden konnten. Als Bundesrichter Rodolfo Canicoba Corral im Juli 2003 auf Ersu- 
chen der spanischen Justiz Haftbefehl gegen 45 Militärs und einen Zivilisten erließ, hob 
Kirchner das Nichtauslieferungs-Dekret auf, da es gegen den Grundsatz der Gleichheit vor 
dem Gesetz verstoße (Decreto 420/2003).'’® Somit waren die Voraussetzungen für die 
Auslieferung dieser 46 Personen - unter ihnen Rafael Videla, Emilio Massera und Carlos 
Suärez Mason - geschaffen.*’^ 

Durch diese Entscheidung löste Kirchner einen Mechanismus aus: Der seit der zweiten 
Hälfte der Amtszeit Alfonsins vorherrschende politische Wille, die Militärs nicht zu bestra- 
fen, war durch die Amnestiegesetze und die Indultos mit den nationalen Rechtsnormen in 
Einklang gebracht worden, so dass die Straflosigkeit ein gesetzliches Fundament hatte. Mit 



Brinzoni, zit. in darin, 30.05.2003. 
Kirchner, zit. in Pdgina/12, 30.05.2003. 
Vgl.; La Naciön, 24.07.2003. 

‘™Vgl. C/an«, 25.07.2003. 
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den Verfahren in anderen Ländern und den damit verbundenen Ausliefemngsgesuehen kam 
es zu Spannungen zwisehen den nationalen und den internationalen Reehtsnormen. Dureh 
die beiden Niehtausliefemngs-Dekrete versuehten die Regierungen weiterhin die Straffrei- 
heit der Militärs zu siehem. Mit der Ermögliehung der Auslieferung kam der Reehtsgrund- 
satz zum Tragen, dass die Person auszuliefem sei, wenn nieht im Land selbst ein Verfahren 
eröffnet werde. Die einzige Mögliehkeit also, die Auslieferung zahlreieher Militärs an an- 
dere Nationen zu vermeiden, war, in Argentinien selbst die Voraussetzungen zu sehaffen, 
um die an Mensehenreehtsverletzungen Beteiligten zur Verantwortung zu ziehen. Dazu 
gehörte aueh die Aufhebung der Amnestiegesetze. 

So präsentierte im August 2003 die Abgeordnete der Izquierda Unida Patrieia Walsh 
gemeinsam mit Parlamentariern anderer Parteien einen Gesetzesentwurf zur Aufhebung der 
beiden Amnestiegesetze. Wenige Tage zuvor hatte Kirehner öffentlieh verkündet, dass er 
eine Aufhebung der Gesetze begrüßen würde. 

Am 1 1 . August 2003 ratifizierte Kirehner die Convenciön sobre Imprescribüidad de 
los Crimenes de Guerra y de Lesa Humanidad, die die Nieht-Verjährbarkeit von Kriegs- 
verbreehen und Verbreehen gegen die Mensehliehkeit festsehreibt (Deereto 579/2003; 
GELS 2003: 41f). Das Parlament hatte dieses Abkommen bereits 1995 approbiert. Dureh 
die Wahl des Zeitpunktes der Ratifizierung übte Kirehner weiteren Druek auf die Parlamen- 
tarier aus, die Amnestiegesetze aufzuheben. Am darauf folgenden Tag verabsehiedete das 
Abgeordnetenhaus ohne die Stimmen der UCR die Ley 25.779, welehe die Amnestiegeset- 
ze als „insanablemente nulas“ erklärte (Ley N° 25.779; GELS 2003: 42f). Der Corte Su- 
prema kam die Entseheidung über die strittige Frage zu, ob es in den Kompetenzbereieh der 
Legislative falle, Gesetze aufzuheben.*** Da nun abzusehen war, dass sieh die Militärs vor 
argentinisehen Geriehten verantworten mussten, setzte Spanien seine Ausbeferungsgesuehe 
aus; die 46 Verhafteten wurden im September 2003 bis auf weiteres aus der Flaft entlassen 
(GELS 2003: 70). 



6.1.2 Der Neubeginn der strafreehtbehen Aufarbeitung 

Die Aufhebung der Amnestiegesetze hatte für die seit 2001 fortsehreitende strafreehtbehe 
Aufarbeitung einen katalytisehen Effekt: So wurden beispielsweise im September 2003 auf 
Betreiben der Mensehenreehts- und Opferorganisationen vor dem Bundesgerieht in Buenos 
Aires die beiden megacausas eröffnet: die Mensehenreehtsverletzungen in der ESMA und 
im Jurisdiktionsbereieh des Primer Cuerpo de Ejercito (Stadt und Provinz Buenos Aires 
und Provinz La Pampa). In beiden Strafprozessen kam es zu einer Vielzahl von Festnah- 
men.'*^ 

Aueh vor anderen Bundesgeriehten wurden zahlreiehe dureh die Amnestiegesetze ge- 
sehlossene Verfahren wieder eröffnet. In etbehen Fällen wurden Wahrheitsprozesse in 
Strafprozesse umgewandelt, in anderen Fällen trugen die Erkenntnisse der Juicios por la 
Verdad wesentlieh zu den strafreehtbehen Untersuehungen bei.*** Aueh bevor die Corte 
Suprema im Juni 2005 die Aufhebung der Gesetze bestätigte, hatten zahlreiehe Riehter 



Vgl. La Naciön, 24.07.2003. 
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unter Berufung auf die Ley N“ 25.779 Strafverfahren eröffnet oder fortgesetzt. In einigen 
Fällen hatten Riehter die von Menem ausgesproehenen Indultos für verfassungswidrig 
erklärt. Im Juli 2004 entsehied ein Bundesgerieht in Buenos Aires, dass der ne bis in idem- 
Grundsatz bei den Verfahren, die dureh die Amnestiegesetze gesehlossen wurden, nieht 
gültig sei. Im September 2004 wurden vor argentinisehen Geriehten rund 30 Prozesse we- 
gen Mensehenreehtsverletzungen der Diktatur geführt. Mehr als 100 Personen wurden 
inhaftiert (GELS 2004: 43—46). Bis Juni 2005 stieg die Zahl der Personen mit anhängigen 
oder abgesehlossenen Verfahren auf 150.**"' Naeh der Bestätigung der Aufhebung der Am- 
nestiegesetze drohte nun zwisehen 500 und 1.000 Militärs eine Anklage.**^ 

In den Jahren 2003 und 2004 entsehieden Geriehte in mehreren Fällen, dass Gebäude 
und Gelände, auf denen sieh geheime Haftzentren befunden hatten, in ihrem jetzigen Zu- 
stand zu erhalten seien, da diese Liegensehaften bei Prozessen für die Rekonstruktion der 
dort begangenen Straftaten wiehtig seien. Außerdem handle es sieh um bedeutende Teile 
des Patrimonio Cultuml de la Naciön. Die Riehter folgten so den Argumenten, die bereits 
im Jahr 1998 vorgebraeht wurden, als der Abriss der ESMA unterbunden wurde. An vielen 
dieser ehemaligen Haftzentren wurden Maßnahmen zur arehäologisehen und historisehen 
Konservierung sowie zum Gedenken an die dort begangenen Gräuel vorgenommen (GELS 
2004: 33f und 44f ). 



6.1.3 Staatliehe Gedenkpolitik 

Die Geriehtsentseheidungen zur Erhaltung der ehemaligen Centros Clandestinos de Deten- 
ciön zeugen von einem gesteigerten Bewusstsein für die Bedeutung von Orten, Arehiven 
und Dokumenten sowie deren Erhalt für die Naehwelt. Dies spiegelt sieh aueh in der 
Erinnerungspolitik der Regierung Kirehner wider, die die Memoria zum 
Regierungsprogramm maehte: „Estoy eonveneido que una soeiedad eon amnesia, que no 
reeonoee su pasado - o lo que es peor, lo niega - no tiene perspeetivas de futuro y no puede 
evitar repetir sus errores.“'*^ Zu den bedeutendsten erinnerungspolitisehen Maßnahmen der 
Regierung Kirehner zählen die Einriehtung des Archivo Nacional de la Memoria und die 
Öffnung der ESMA. 

Die Initiative für die Sehaffung dieses Arehivs ging von dem Staatssekretär für Men- 
sehenreehte Eduardo L. Duhalde aus. Es soll der Rekonstruktion eines mögliehst umfas- 
senden Bildes des Staatsterrorismus und seiner Funktionsweise dienen, die Erinnerung an 
diese Jahre aueh für zukünftige Generationen erhalten und - mit den Mögliehkeiten, die die 
Aufhebung der Amnestiegesetze bietet - zur Aufklärung des Sehieksals der Versehwunde- 
nen und zur Verurteilung der Verantwortliehen beitragen. Es soll die von der GONADEP 
gesammelten Informationen vervollständigen und die Arehivbestände der Mensehenreehts- 
und Opferorganisationen, die u.a. dureh die Bemühungen von Memoria Abierta ersehlossen 
wurden, mit Materialien der , Täterseite’ komplementieren.**’ Wie selbstverständlieh 
sprieht das Gründungsdekret vom Reeht der Opfer und der Gesellsehaft auf Wahrheit über 
das Gesehehene - ein Reeht, das die ,Mensehenreehtsbewegung’ noeh wenige Jahre zuvor 
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vor der Interamerikanischen Menschenrechtskommission erstritten hatte.*** Im Jahr 2004 
nahm das Archiv mit rund 15 Personen seine Arbeit auf. Die angestrebte Personalstärke 
liegt bei 60 Mitarbeitern. Im selben Jahr begannen einige Teams damit, in den Provinzen 
Archivalien zu sichten, zu digitalisieren und mit Texterkennungsprogrammen für die EDV 
zugänglich zu machen. Die Bundesgerichte in den Provinzen zeigten sich kooperativ, wäh- 
rend Polizei und Streitkräfte weniger hilfsbereit waren und oftmals Vorgaben, alle Archiv- 
materialien bereits vor Jahren vernichtet zu haben.**^ 

Nachdem ein Gerichtsbeschluss im Jahr 1998 den Abriss der ESMA verhindert hatte, 
meldeten sich zahlreiche Akteure in der Debatte zu Wort, wie das Gelände der ESMA ver- 
wendet werden solle. Im Juni 2000 verabschiedete das Stadtparlament von Buenos Aires 
ein Gesetz, das von Vertretern der Stadt und zahlreichen Menschenrechts- und Opfergmp- 
pen erarbeitet worden war und die Schaffung eines Museo de la Memoria auf dem Gelände 
der ESMA vorsah (Ley N" 392 [Ciudad de Buenos Aires]; CELS 2000: 56f ). 

Diese Pläne konkretisierten sich mit der Verabschiedung eines weiteren Gesetzes der 
Stadt Buenos Aires Ende 2002, mit dem die Schaffung des Instituts Espacio para la Memo- 
ria beschlossen wurde, das die Erinnerung an die Verbrechen des Staatsterrorismus wach 
halten und die Menschenrechte fördern soll. Als Sitz dieses Instituts wurde das Gelände der 
ESMA vorgesehen.'^** Wegen eines Rechtsstreits mit der Nationalregierung über die Besitz- 
rechte des ESMA-Geländes verzögerte sich die Einrichtung des Instituts, zumal das Stadt- 
parlament erst im Juli 2004 seine Vertreter für das Führungsgremium des Instituts benann- 
te, dem neben Vertretern der Stadt, der Menschenrechts- und Opferorganisationen und 
weitere ernannte Mitglieder angehören. Während der sich über Monate und Jahre hinzie- 
henden Verzögerungen erhob die , Menschenrechtsbewegung’ immer wieder ihre Forde- 
rung, die ESMA als Ort des Gedenkens zu nutzen (CELS 2004: 36). Bei einem Treffen mit 
Vertretern der , Menschenrechtsbewegung’ im Februar 2004 teilte Kirchner mit, dass er die 
Bemühungen, die ESMA in ein Museum umzuwandeln, forcieren werde. Am 24. März 
2004, dem 28. Jahrestag des Putsches, Unterzeichneten er und der Gouverneur der Stadt 
Buenos Aires, Anibal Ibarra, vor den Toren der ESMA ein Abkommen über die Schaffung 
eines Espacio para la memoria y para la promociön y defensa de los derechos humanos auf 
dem Gelände der ESMA.*’* 

Die Unterzeichung erfolgte im Rahmen eines Festaktes, an dem Tausende teilnahmen. 
Kirchner, der während der Zeremonie sichtlich ergriffen war, entschuldigte sich in seiner 
Rede für die Untätigkeit des Staates bei der Aufarbeitung des Staatsterrorismus: 

„Las cosas hay que llamarlas por su nombre y acä si ustedes me permiten, ya no como companero y hermano 

de tantos companeros y hermanos que compartimos aquel tiempo, sino como Presidente de la Naciön 



Decreto 1259/2003: „hoy tiene vigencia en nuestro pals un amplio plexo de normas [...] que constituyen la base 
normativa del derecho a la verdad de las vlctimas y la sociedad en su conjunto, y que conllevan el correlativo 
deber de memoria del Estado“. 
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Argentina vengo a pedir perdön de parte del Estado nacional por la vergüenza de haber callado durante 20 
anos de democracia tantas atrocidades.“”^ 

Die Entschuldigung Kirchners stellte eine herbe Kritik an der Vergangenheitspolitik seiner 
Vorgänger dar.*^^ Kurze Zeit nach der Öffnung der ESMA begannen die Debatten über die 
konkrete Nutzung des Gebäudes und des 17 Hektar umfassenden Geländes.*^"' Ein zentraler 
Konfliktpunkt war die Frage, ob Teile des Geländes weiter der Marine zur Verfügung ste- 
hen sollten. Die , Menschenrechtsbewegung’ forderte die komplette Räumung des Gelän- 
des. Es wurde ein Zeitplan vereinbart, der vorsah, dass die Marine die ESMA bis Ende 
2005 geräumt haben sollte (GELS 2004: 39f ). 



6.1.4 Entschädigungspolitik 

Die Entschädigungsgesetze der Regierungen Alfonsin und Menem berücksichtigten die 
ehemaligen politischen Gefangenen und die Angehörigen der Verschwundenen oder Er- 
mordeten. Mit der Verabschiedung eines Gesetzes im August 2004 wurden auch jene Per- 
sonen entschädigt, die während der Haft ihrer Mütter zur Welt kamen, oder die als Minder- 
jährige mit ihren Eltern inhaftiert wurden. Das Gesetz sieht eine Einmalzahlung in Höhe 
von 20 Monatsgehältern eines hohen Angestellten der öffentlichen Verwaltung vor. Die In- 
anspruchnahme dieser Leistung setzt voraus, dass diese Personen von weiteren Schadenser- 
satzforderungen absehen (Ley N° 25.914). 

Im Oktober 2004 bestätigte die Corte Suprema letztinstanzlich ein Urteil, mit dem Su- 
sann Yofre de Vaca Narvaja, deren Ehemann ermordet und deren Sohn entführt worden 
waren, für die Exilsjahre in derselben Weise entschädigt werden sollte wie bei den politi- 
schen Gefangenen. In dieser Einzelfall-Entscheidung, die durchaus als Präzedenzfall dienen 
könnte, beschied der Oberste Gerichtshof, dass das Leid, das die Klägerin im Exil erfahren 
musste, mit dem der politischen Gefangenen gleichzusetzen sei.*^^ Parallel zu diesem Ver- 
fahren war die Regierung bemüht, einen Gesetzesentwurf zur allgemeinen Regelung der 
Entschädigung der Exilierten zu erarbeiten. 



6.1.5 Zivil-militärische Beziehungen 

Die progressive Vergangenheitspolitik Kirchners und die Entwicklungen im Bereich der 
Rechtsprechung stellten die Beziehungen zwischen Streitkräften und Regierung auf eine 
harte Probe. Trotz der Beunruhigung unter den Uniformierten kam es nicht zu bedrohlichen 
Spannungen. Am 3. März 2004, wenige Wochen vor der Übergabe der ESMA, nahm der 
Oberkommandierende der Marine, Admiral Jorge Godoy, eine historische Selbstkritik der 
Marine vor: 

„Sabemos hoy, por la acciön de la Justicia, que aquel lugar [la ESMA] fue utilizado para la ejecuciön de 
hechos cualificados como aberrantes y agraviantes de la dignidad humana, la etica y la ley, para acabar 



Rede Kirchners bei der Unterzeichung des Abkommens an der ESMA, 24.03.2004, in: www.presi- 
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142 




convirtiendose en un simbolo de barbarie e irracionalidad. Asi como no puede ocultarse el sol tras un hamero, 
no pueden esgrimirse argumentos validos para negar o excusar la comisiön de hechos violentes y trägicos en 
ese ambito. Hechos que nada ni nadie podria justificar, axin en las gravlsimas circunstancias vividas.“'’^ 

Es handelte sieh um die erste öffentliehe kritisehe Selbstreflexion der Marine über ihr Ver- 
halten während der Diktatur. Godoy, der diese Erklärung mit der breiten Unterstützung der 
hoehrangigen Admiräle maehte, sehloss in seiner Rede jede mögliehe Reehtfertigung für 
die Mensehenreehtsverletzungen aus und erkannte in der Suehe naeh Wahrheit und Gereeh- 
tigkeit den einzigen Weg, die Vergangenheit aufzuarbeiten (GELS 2004: 60). 

Neben der Öffnung der ESMA nahm Kirehner am 24.03.2004 noeh eine weitere 
Handlung von großer Symbolkraft vor: Das Abhängen der Porträts ehemaliger Mitglieder 
der Militär- Junta im Colegio Militär. Seit 1999 hatte das GELS vergeblieh die Verteidi- 
gungsminister aufgefordert, die Bilder der Verantwortliehen für den Staatsterrorismus aus 
den militärisehen Gebäuden zu entfernen. Anfang März teilte Kirehner dem Verteidi- 
gungsministerium seine Pläne mit, in einem öffentliehen Akt die Bildnisse der beiden Jun- 
to-Generäle Videla und Bignone aus der Galerie der ehemaligen Leiter des Colegio Militär 
abzuhängen. Am 24. März nahm der Oberkommandierende des Heeres, General Bendini, in 
Anwesenheit Kirehners und des gesamten Kabinetts in einem öffentliehen Akt die Bilder 
ab. Dass einer der ranghöehsten Soldaten auf Geheiß des Präsidenten dies tat, unterstrieh 
die Unterordnung der Streitkräfte unter die Zivilregierung. Im Vorfeld der Zeremonie war 
es zu zahlreiehen Spannungen und Kontroversen gekommen; fünf Generäle erklärten ihren 
Rüektritt.*“’® 



6. 1 .6 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Kirehner 

Nestor Kirehner war naeh Alfonsin der erste Staatspräsident, der die Aufarbeitung der Ver- 
gangenheit aktiv vorantrieb. Sowohl Aspekte seiner eigenen Biographie als aueh ethisehe 
Grundsätze seheinen seine Vergangenheitspolitik zu leiten. Aber aueh politisehes Kalkül 
spielt eine wiehtige Rolle: Kirehner versueht immer wieder, sieh in diesem Politikfeld posi- 
tiv von seinen Vorgängern abzugrenzen und diesen Distinktionsgewinn für sieh zu nutzen. 
Dureh den Wahlrüekzieher Menems formal mit einer sehwaehen Wählerlegitimation ausge- 
stattet, musste Kirehner versuehen, Supports dureh Politikergebnisse zu erlangen. Mit sei- 
nem vergangenheitspolitisehen Kurs erhielt Kirehner hohe Zustimmungswerte: Bei Umfra- 
gen begrüßten beispielsweise über 70% der Bevölkerung die Aufhebung des Niehtausliefer- 
ungs-Dekrets und forderten, dass sieh die argentinisehen Militärs vor einheimisehen Ge- 
riehten verantworten müssen.*®^ Aueh im Ausland wurde Kirehners Politik gelobt. So sagte 
beispielsweise Erie Olson, der Lateinamerika-Direktor von Amnesty International. „Kireh- 
ner ya ha heeho mäs que eualquier otro presidente argentino reeiente para lidiar eon los 
abusos de dereehos humanos.“^°“ 

Während der ersten anderthalb Jahre der Amtszeit Kirehners spielte die Wahr- 
heitssuche eine bedeutende Rolle. ln zahlreiehen Fällen wurden dureh die geriehtliehen 
Untersuehungen in den Straf- und Wahrheitsprozessen wiehtige Erkenntnisse gewonnen. 



' Jorge Godoy, zit. n. CELS 2004: 60; vgl. La Naeiön, 04.03.2004. 

Vgl. La Naeiön, 24. und 25.03.2004 und El Pais (Madrid) 25.03.2004. 

Vgl Pägina/12, 13.07.2003. 

Eric Olson, zit. in La Naeiön, 24.07.2003. 

Es sei daran erinnert, dass hier nur der Zeitraum vom Amtsantritt Kirchners bis Ende Oktober 2004 untersucht 
werden konnte. 
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Auch die Arbeit des Archivo Nacional de la Memoria trägt dazu bei, Informationen sowohl 
über Einzelschicksale als auch über das Funktionieren des Staatsterrorismus zu gewinnen. 

Durch die Aufhebung des Nichtauslieferungs-Dekrets und der Amnestiegesetze wur- 
den der strafrechtlichen Aufarbeitung neue Möglichkeiten eröffnet. Die Inhaftierung von 
über hundert Mitgliedern der Streitkräfte stellt einen enormen Fortschritt zur Situation der 
strafrechtlichen Aufarbeitung unter den Vorgängerregierungen dar. Mit der Entschädigung 
der in Haft geborenen oder inhaftierten Kinder weitete die Regierung Kirchner den Kreis 
der Entschädigungsberechtigten auf eine zuvor nicht berücksichtigte Opfergruppe aus. Die 
Erinnerungs- und Gedenkpolitik stellt einen Schwerpunkt der Vergangenheitspolitik Kirch- 
ners dar. Während die Vorgängerregierungen seit Menem versucht hatten, die Vergangen- 
heit möglichst aus dem öffentlichen Bewusstsein zu verdrängen, setzte Kirchner Akzente, 
indem er versuchte, diese Vergangenheit wach zu halten und Maßnahmen zu treffen, damit 
diese auch zukünftigen Generationen vermittelt werden kann. Vergangenheitspolitisch re- 
levante institutioneile Reformen oder Direktmaßnahmen gab es während der ersten beiden 
Jahre der Amtszeit Kirchners nicht. 
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Abb. 13: Vergangenheitspolitik der Regierung Kirchner 



6.2 Die Vergangenheitspolitik Kirchners aus der Sicht der Opferorganisationen 



„Gracias, Sefior Presidente Dr. Nestor Kirchner; Ayer el 24 de marzo tue un dia histörico [...]. Es verdad que 
luchamos 27 anos todos los dias todas las horas, pero sin ud., Sr. Presidente, el dia de ayer no hubiera sido 
posible. Gracias por demostrar con sus palabras el amor a nuestros hijos. Gracias por convertir en hechos las 
promesas. Gracias porque con ud., a pesar que a veces tenemos diferencias, podemos seguir caminando. [...] 
Falta mucho todavia para llegar a lo que sonaban nuestros hijos, pero intuimos que este es el camino. 
Caminemos juntos. Las utopias se construyen con amory con suenos.“^*^^ (Hebe de Bonafini) 

Nach den ersten anderthalb Jahren der Amtszeit Kirchners zeigten sich die Opferorganisa- 
tionen von dessen vergangenheitspolitischem Kurs angenehm überrascht. Trotz allen Lobes 
behielten sie jedoch ihre kritische und distanziert-beobachtende Haltung bei. Für sie ist 
Kirchner der bisher beste Präsident.^^^ Diese allgemein positive Einschätzung beruht auf 



Hebe de Bonafini: Carta abierta al Presidente Nestor Kirchner, in: Periödico Mensual de la Asociaciön Madres 
de Plaza de Mayo - Tercera Epoca, afio 2 - N*^ 9, April 2004, S. 2. 

Interview Nr. 14 mit Hebe de Bonafini: „Es el mejor presidente porque dijo que nuestros hijos eran sus compa- 
neros y que nosotras somos sus madres. Esa para mi tue la mejor reparaciön. No hay mejor reparaciön que decir 
que nuestros hijos que eran revolucionarios eran sus companeros. Es muy fuerte para un presidente. Y eso lo dijo 
püblicamente.“ 
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den konkreten vergangenheitspolitisehen Maßnahmen seiner Regierung, aber aueh auf 
seiner Person. Die Opferorganisationen nehmen ihn als einen glaubwürdigen und engagier- 
ten Mann wahr, der seine Verspreehen hält und direkt umsetzt. Er zeigt sieh sensibel und 
zugänglieh für die Anliegen der Opferorganisationen.^*’"' Besonders glaubhaft maeht ihn 
außerdem sein biographiseher Bezug als „hombre de los anos setenta, que luehö en estos 
anos.“^°^ Er verkörpert für sie die Ziele, für die aueh die Versehwundenen kämpften: Kireh- 
ner „tiene el mismo proyeeto que nosotras y que nuestros hijos. Sabemos que el Presidente 
no es soeialista ni revolueionario, pero ereo que estä haeiendo eosas que no han heeho otros 
que se dieen revolueionarios.“^**^ Unter seiner Regierung tragen die Bemühungen der ,Men- 
sehenreehtsbewegung’ endlieh Früehte, da es seitens des Präsidenten den politisehen Wil- 
len gibt, die Aufarbeitung der Vergangenheit voranzutreiben: 

„No hay nada que surja solo por una voluntad politica de un presidente. Lo que hizo Kirchner este ano con la 
ESMA y con las leyes de punto final y obediencia debida [...] son en base a una gran movilizaciön populär. 
[...] Se diferencia un presidente del otro porque la voluntad de querer terminar con la impunidad del pasado - 
bueno - no todos lo han tenido“.^”’ 



6.2.1 Die straffeehtliehe Aufarbeitung 

Als die argentinisehe Justiz im Juli 2003 Haftbefehl gegen 45 (ehemalige) Mitglieder der 
Streitkräfte erließ, um diese an Spanien auszuliefem, begrüßten die Opferorganisationen 
diese Entseheidung - aueh wenn sie eine Verurteilung in Argentinien bevorzugt hätten.^*** 
Ebenso begrüßten die Opferorganisationen die Aufhebung des Niehtauslieferungs-Dekrets 
als ein „gesto de dignidad del Presidente.“^“^ Gedämpft wurde die Freude allerdings da- 
dureh, dass Spanien die Auslieferungsgesuehe aufgrund der sieh ändernden politisehen 
Situation aussetzte und die Inhaftieren bis auf weiteres aus der Haft entlassen wurden, ob- 
wohl zu diesem Zeitpunkt die Aufhebung der Amnestiegesetze noeh nieht sieher war.^*° 

Als sehließlieh die Leyes de Punto Final und Obediencia Debida annulliert wurden, 
sahen die Mensehenreehts- und Opferorganisationen eine der Grundforderungen erfüllt, für 
die sie seit Jahren kämpften. Es blieb dennoeh die Skepsis, ob mit der Aufhebung der Ge- 
setze aueh wirklieh das Ende der Impunidad erreieht sei: 

„Luego bailaron y brindaron cuando el parlamento anulö y derogö las leyes de Punto Final y Obediencia 
Debida. Las Madres, en cambio, no festejamos [...]. Solo nos mostramos complacidas por la actitud del Senor 
Presidente Doctor Nestor Kirchner y de los parlamentarios honestos, no de aquellos que anos aträs las 
aprobaron. Estamos convencidas que los asesinos jamäs iran a la carcel. Las madres tenemos muchos anos de 
experiencia, de traidores, de enganos; por todo esto somos extremamente escepticas y recelosas de todas las 
promesas politicas y de justicia“.^** 



Interviews Nr. 5 mit Luisa Wettengel, Nr. 1 1 mit Nora de Cortinas, Interview Nr. 14 mit Hebe de Bonafini, Nr. 
16 mit Estela de Carlotto, Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. 

Hebe de Bonafini im Editorial, in: Periödico Mensual de la Asociaciön Madres de Plaza de Mayo - Tercera 
Epoca, ano 1 - N'’ 4, Octubre 2003, S. 2. 

Hebe de Bonafini im Editorial, in: Periödico Mensual de la Asociaciön Madres de Plaza de Mayo - Tercera 
Epoca, ano 1 - N'’ 4, Octubre 2003, S. 2. 

Interview mit Nora de Cortinas, 75. 

Vgl. die Statements der Vertreter unterschiedlicher Opferorganisationen in Pägina/12, 25.07.2003. 

Periödico Mensual de la Asociaciön Madres de Plaza de Mayo - Tercera Epoca, ano 1 - N*^ 2, Agosto 2003, S. 

2 . 

Vgl. die Anzeige der Abuelas, Madres LF und Familiäres in Pägina/12, 30.08.2003. 

Editorial, in: Periödico Mensual de la Asociaciön Madres de Plaza de Mayo - Tercera Epoca, ano 1 - N° 3, 
Septiembre 2003, S. 2. 
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Die dennoch erzielten Fortschritte wurden mit großem Wohlwollen aufgenommen, auch 
wenn viele Richter auf die Manöver der Verteidiger der Militärs eingingen und die Prozesse 
so verschleppten?*^ Die Opferorganisationen würdigen diese Fortschritte sehr, erkennen 
aber auch, dass Kirchner unter starken Flandlungseinschränkungen regieren muss: 

„Insistimos, los pasos que dio el Presidente en camino de determinar con la impunidad de los genocidas son 
significativos y aun asl, no es fäcil avanzar: la derecha mas reaccionaria no se rinde, no quiere perder nada en 
ningun ämbito.“^^^ 



6.2.2 Die Öffnung der Escuela de Mecänica de la Armada 

Die Öffnung der ESMA wird von den Opferorganisationen - neben der Aufhebung der 
Amnestiegesetze - als die bislang bedeutendste vergangenheitspolitische Maßnahme Kirch- 
ners gewertet. Die Bedeutung liegt einerseits darin, dass der Präsident politischen Willen 
zeigte, die Nutzung der ESMA als Gedenkstätte durchzusetzen und somit die jahrelangen 
Streitereien zu beenden. Weit mehr aber lobten die Opferorganisationen den feierlichen Akt 
als solchen und die Rede Kirchners, in der er die Verschwundenen als politische Idealisten 
rehabilitierte, die sich dem Projekt einer gerechteren Welt verschrieben hatten. So schreibt 
beispielsweise die sonst für ihren polemischen und regierungskritischen Diskurs bekannte 
Hebe de Bonafini: 

„Y estallö la garganta de todos cuando escuchamos al Presidente decirle asesino al asesino, y luego lo 
increible de la reivindicaciön de la lucha de nuestros hijos, exterminando asl, de esa ünica manera, la 
fantasmal teoria ,de los dos demonios’. Las Madres regresamos triunfantes y creo por primera vez vencedoras 
frente al enemigo.“^'“' 

Die Opferorganisationen stimmen überein, dass die Öffnung der ESMA einen Akt von 
großer Transzendenz und Symbolkrafl darstellte, ebenso wie das Entfernen der Bilder Vi- 
delas und Bignones im Colegio Militär. Die in der Folge des 24. März 2004 entstandenen 
Debatten über die konkrete Nutzung der ESMA führten zu Spannungen mit der Regierung 
und innerhalb der , Menschenrechtsbewegung’. Die Opferorganisationen lehnen eine weite- 
re teilweise Nutzung der ESMA durch die Marine strikt ab. Innerhalb der Menschenrechts- 
und Opferorganisationen bestand bis Oktober 2004 noch kein Konsens über die Gestaltung 
der ESMA als Gedenkstätte.^*^ 

Neben der großen Bedeutung, die der Übergabe der ESMA zukam, verblasste die an- 
dere bedeutende erinnerungspolitische Maßnahme Kirchners: die Schaffung des Archivo 
Nacional de la Memoria. Die Opferorganisationen begrüßten diese Initiative, maßen ihr 
aber keine herausragende Bedeutung zu, sondern blieben abwartend. 



Vgl. Interviews Nr. 16 mit Estela Carlotto, Nr. 19 mit Delia Barrera und Lidia Frank. 

Editorial: in: ... tantas voces ... tantas vidas, ano 4, n°9, julio 2004, S. If., hier S. 1. 

Hebe de Bonafini im Editorial, in: Periödico Mensual de la Asociaciön Madres de Plaza de Mayo — Tercera 
Epoca, ano 2 - N° 9, April 2004, S. 2. 

Interview Nr. 1 1 mit Nora de Cortinas. 
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6.2.3 Die Ausweitung der Entsehädigungspolitik 

Als direkt betroffene Opferorganisation begrüßten die Abuelas die Entsehädigung für die in 
Haft geborenen Kinder oder jene, die als Minderjährige mit ihren Eltern inhaftiert worden 
waren. Dureh dieses Gesetz werden sehließlieh aueh sie als eigenständige Opfer des Staats- 
terrorismus anerkannt. 

Ebenso begrüßten die Opferorganisationen die Mögliehkeit, dass die Exilierten als Op- 
fer der Diktatur entsehädigt werden. Sie wiesen darauf hin, dass die Entsehädigung viele 
Aspekte berüeksiehtigen sollte: Anerkennung der Exilszeit bei der Bereehnung der Renten- 
ansprüehe, die Anerkennung der Staatsbürgersehaft für im Exil geborene Kinder oder be- 
rufliehen Naehteile, die dureh das Exil entstanden.^ 



7. Zusammenfassung und Hypothesendiskussion 

7.1 Vergangenheitspolitik und Opferorganisationen in Argentinien (1983-2004) 

7.1.1 Vergangenheitspolitisehe Strategien 

Argentinien war das erste der untersuehten Länder, das naeh der Erfahrung einer erneuten 
blutigen Militärdiktatur zur Demokratie zurüekkehrte und naeh Wegen suehen musste, mit 
seiner belasteten Vergangenheit umzugehen. Die demokratisehen Regierungen, die zahlrei- 
ehe vergangenheitspolitisehe Pionierleistungen erbringen mussten, wählten in den hier 
untersuehten zwei Jahrzehnten untersehiedliehe Strategien: Die Vergangenheitspolitik der 
Regierung Alfonsin orientierte sieh in den ersten Jahren klar am Idealtypus II (Politik der 
umfassenden Aufarbeitung): Der Sehwerpunkt lag auf der Aufklärung der sehwersten Men- 
sehenrechtsverletzungen und der Bestrafung exponierter Verantwortlicher. Die CONADEP 
dokumentierte umfassend und unter großer Anteilnahme der Bevölkerung die Praxis der 
systematischen Desapariciön Forzada und trug maßgeblich zur gesellschaftlichen Ächtung 
des Militärregimes bei. Anders als die Wahrheitskommissionen anderer Länder hatte sie 
den expliziten Auftrag, der Justiz zuzuarbeiten und die Verbrechen zur Anzeige zu bringen. 
Alfonsins Strategie der strafrechtlichen Aufarbeitung sah vor, in erster Linie die Hauptver- 
antwortlichen und die „Exzess-Täter“ zu bestrafen. Er wollte so das Ende der Straflosigkeit 
deutlich machen, auf symbolischer Ebene für Gerechtigkeit sorgen, zugleich aber die politi- 
schen Kosten der Strafverfolgung möglichst gering halten. Besonders bei der strafrechtli- 
chen Aufarbeitung aber zeigte sich die begrenzte Steuerangsfähigkeit der Politik, da unter- 
schiedliche Akteure die Pläne Alfonsins zunächst verhinderten: Während die , Menschen- 
rechtsbewegung’ und die autonom agierende Justiz Prozesse gegen rund 600 Militärs ini- 
tiierten, wuchsen innerhalb der Streitkräfte Unmhe und Widerstand. Um die Stabilität nicht 
weiter zu gefährden, sfeuerfe Alfonsfn gegen: Mit den Amnestiegesetzen wechselte er den 
vergangenheitspolitischen Kurs und optierte für eine Strategie, die sich nunmehr stärker am 
Idealtypus I, der Politik des Verdrängens, orientierte. Auf andere vergangenheitspolitische 
Themen wie beispielsweise Entschädigung, Rückkehr der Exil-Argentinier oder Haftent- 
lassung der politischen Gefangenen reagierte er mit pragmatischen Direktmaßnahmen. 



Interview Nr. 16 mit Estela Carlotto. 
Yg\. Pägina/I2, 15.10.2004. 
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War der Umgang mit der autoritären Vergangenheit - und hier besonders die Subpoli- 
cies Aufklärung und Strafreeht - unter Alfonsin ein Thema, das sowohl auf der gesell- 
sehaftliehen als aueh auf der politisehen Agenda eine zentrale Position einnahm, verlor es 
unter seinem Naehfolger Menem raseh an Bedeutung. Seine Vergangenheitspolitik folgte 
von Anfang an der Strategie der Vergangenheitsbewältigung dureh Verdrängen (Idealtypus 
I). Mit den Indultos, die der Strafverfolgung ein Ende setzten, versehwand das Thema für 
ein halbes Jahrzehnt weitgehend aus der öffentliehen und politisehen Debatte. Lediglieh bei 
den Fragen der Entsehädigung der ehemaligen politisehen Gefangenen und der Angehöri- 
gen der Versehwund enen/Hingeriehteten sowie bei der Aufklärung des Sehieksals der ver- 
sehwundenen Kinder wieh die Vergangenheitspolitik Menems vom Idealtypus der Politik 
des Verdrängens ab. Seit den Geständnissen Seilingos und dem 20. Jahrestag des Putsehes 
aber fiel es der Regierung Menem zunehmend sehwerer, den gewählten Kurs beizubehal- 
ten. Dies zeigte sieh beispielsweise an Widerständen der Exekutive gegen die Wahrheits- 
prozesse oder an ihrer Weigerung, mit der Justiz anderer Länder zu kooperieren. Ähnlieh 
versuehten aueh De la Rüa und Duhalde alle Initiativen zur Aufarbeitung der Vergangen- 
heit zu bloekieren (Idealtypus I), was ihnen besonders bei der Strafverfolgung nur teilweise 
gelang. 

Mit Kirchner vollzog sich ein vergangenheitspolitischer Paradigmenwechsel: Anders 
als seine Vorgänger Menem, De la Rüa und Duhalde orientierte er sich klar am Idealtypus 
II und machte die Aufarbeitung der Vergangenheit zu einem zentralen Anliegen seiner 
Politik. Durch gezielte Maßnahmen forderte er die Aufhebung der Amnestiegesetze und die 
Wiederaufnahme der Strafverfolgung. Neben der Ausweitung der Entschädigungspolitik 
auf die Kinder der Verschwundenen sind besonders die erinnerungspolitischen Maßnahmen 
der Regierung Kirchner hervorzuheben (Übergabe der ESMA, Archivo Nacional de la 
Memoria). 

Die argentinische Vergangenheitspolitik orientierte sich weitgehend (ca. 16 von 21 
Jahren) mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen am Idealtypus I der Politik des Ver- 
drängens. Dennoch konnten beachtliche Aufarbeitungserfolge erzielt werden: Die CONA- 
DEP erstellte eine umfangreiche und fundierte Dokumentation über 8.960 Fälle von Ver- 
schwundenen und zeigte die Systematik des argentinischen Staatsterrorismus auf Durch 
ihre Arbeit und durch die /««to-Prozesse wurde die Militärdiktatur gesellschaftlich diskre- 
ditiert. Anders als in Chile gibt es in Argentinien heute keine emstzunehmenden Gesell- 
schaftssektoren mehr, welche die Militärdiktatur verteidigen. Argentinien ist weiterhin das 
einzige der drei Länder, dem es gelang, die Verantwortlichen des Staatsterrorismus vor 
zivile Gerichte zu stellen und zu verarteilen. Weiterhin gelang es in Argentinien, die Erin- 
nerang an die Diktatur und ihre Gräuel wach zu halten. So beteiligten sich beispielsweise 
an den Veranstaltungen zum 30. Jahrestag des Putschs im Jahr 2006 über 100.000 Perso- 
nen.^'® 

Umfassende Programme zur finanziellen Entschädigung von 8.000 ehemaligen politi- 
schen Gefangenen und über 6.200 Angehörigen von Verschwundenen und Hingerichteten 
wurden implementiert.^*^ Ebenso konnten durch die Kooperation zwischen HÜMete und der 
staatlichen CONADI bislang 83 verschwundene Kinder lokalisiert werden.^^** Obwohl die 
Strafverfolgung mit den Begnadigungen der Regierang Menem zum Stillstand gekommen 



Vgl. Lateinamerika Nachrichten, 383/2006: 21ff. 

™ So lobt sich Menem selbst, wenn er schreibt: „Nuestra politica reparatoria, la mäs generosa del continente, sirve 
hoy de modelo a otros palses con historias similares a la nuestra.“ (Prölogo de Carlos Saiil Menem in Pierini 1999: 
10). 

Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12.06.2006. 
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war, gelang es dennoeh, General Videla und andere Militärs wegen Kindesraubs hinter 
Gitter zu bringen. In den Juicios por la Verdad wurden wiehtige Fortsehritte bei der Auf- 
klärung des konkreten Sehieksals einzelner Versehwundener gemaeht.^^* Trotz der Amne- 
stiegesetze und der Weigemngshaltung der Regierung wurden v.a. in den letzten Jahren 
immer mehr Äro/prozesse eröffnet, in denen die Amnestie nieht zur Anwendung kam, so 
dass im Jahr 2005 Verfahren gegen 150 Personen anhängig waren. Argentinien ist das ein- 
zige der drei Länder, in dem es naeh Jahren gelang, die Amnestiegesetze für ungültig zu 
erklären und aufzuheben. 

Im Lauf der Jahre distanzierten sieh aueh die Streitkräfte immer mehr von ihrer Rolle 
während des Proceso: Versuehte General Balza bei der ersten Selbstkritik der Militärs im 
Jahr 1995 noeh, die Mensehenreehtsverletzungen zu kontextualisieren und dadureh teilwei- 
se zu relativieren, erklärte Admiral Godoy 2004, dass die Mensehenreehtsverletzungen 
unter keinen Umständen zu reehtfertigen seien und dass Wahrheit und Gereehtigkeit die 
einzige Mögliehkeit böten, die Vergangenheit zu überwinden. Deutlieh wurde ihre Distan- 
zierung von der Diktatur aueh darin, dass die Streitkräfle den öffentliehen Akt der Abnah- 
me der Bilder der ehemaligen Junta-Generäle im Colegio Militär tolerierten. 



7.1.2 Die Impacts auf die Opferorganisationen 

Die Opferorganisationen hatten große Erwartungen an die Demokratie: Aueh wenn sie 
akzeptieren mussten, dass die Versehwundenen nieht lebend zurüekkehren würden, so 
hofften sie weiterhin auf die Erfüllung ihrer grundsätzliehen Forderungen nach Aufklämng 
der Verbrechen und Bestrafung der Verantwortlichen. Von Beginn an aber herrschte Skep- 
sis gegenüber der Regierung und ihren vergangenheitspolitischen Initiativen, wie besonders 
die anfängliche Weigerung der Opferorganisafionen, mif der CONADEP zu kooperieren, 
deuflich machte. Dieses Grundmisstrauen gegenüber der Regierung zeigte sich auch im 
steten Argwohn, dass die Exekutive die Impunidad der Militärs absichem wolle. Auch 
während der ersten Jahre der Regierung Alfonsin, als dieser noch weitgehend dem vergang- 
enheitspolitischen Idealtypus der umfassenden Aufarbeitung folgte, zeigten sich die Opfer- 
organisationen unzufrieden und reagierten mit heftiger Kritik und Demonstrationen auf alle 
Versuche, die Grundforderungen nach Vedad und Justicia zu relativieren oder Kompromis- 
se zu finden. Beispiele sind der Protest gegen die Einsetzung einer präsidentiellen Wahr- 
heitskommission oder die Kritik an Alfonsins Konzept der drei Ebenen der Verantwortlich- 
keit. 

Als mit den Amnestiegesetzen das vergangenheitspolitische Paradigma der Politik des 
Verdrängens handlungsleitend wurde, sahen die Opferorganisationen ihre Befürchtungen 
bestätigt. Ihre Unzufriedenheit und Kritik an der Vergangenheitspolitik der Regierung so- 
wie der Grad an Konfiiktivität nahmen weiter zu. Fortan herrschte ein kämpferischer Ton 
vor, der mit allgemeinem Misstrauen gegenüber dem Staatspräsidenten, den Parteien und 
Gewerkschaften einher ging und teilweise im grundsätzlichen In-Frage-Stellen der politi- 
schen Verhältnisse gipfelte. Die Opferorganisationen warfen den in ihren Augen korrupten 
Politikern vor, aus Profitgier und politischem Opportunismus den Militärs Straffreiheit zu 
gewähren und die Vergangenheit dem gesellschaftlichen Vergessen anheim zu geben. 



Außerdem leisten diese Wahrheitsprozesse einen wichtigen Beitrag zur Erinnerungskultur und öffentlichen 
Auseinandersetzung mit der Diktatur. Vgl. Bruera/Femändez 2002. 
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Vergangenheitspolitische Erfolge wie beispielsweise die Entschädigungsprogramme 
oder die Anfänge einer Erinnemngspolitik wurden v.a. vom radikalen Flügel der Opferor- 
ganisationen als Profdiemngsversuche jener Politiker gedeutet, die für die Impunidad der 
Militärs verantwortlich sind. Das ohnehin heikle Thema Entschädigung hatte in Argentini- 
en besondere Sprengkraft und trug dazu bei, die Konflikte und Spannungen innerhalb und 
unter den Opferorganisationen zu verstärken. 

Besonders während der Regierung Menem vermengte sich die Kritik an der Vergan- 
genheitspolitik mit der an dessen Wirtschaftspolitik und der Antipathie gegen seine Person. 
Aber auch während der nachfolgenden Präsidentschaften spiegelte sich die Ablehnung der 
allgemeinen Regiemngsführung in der vergangenheitspolitischen Kritik wider, wie bei- 
spielsweise die Reaktionen der Opferorganisationen auf die gewaltsame Niederschlagung 
der sozialen Unruhen unter De la Rüa oder Duhalde zeigten, die von den Madres als Staats- 
terrorismus bezeichnet wurden. 

Die Opferorganisationen hielten an ihren zentralen Fordemngen nach Verdad und Ju- 
sticia fest. Schritte, die zwar für die gesellschaftliche Aufarbeitung bedeutsam waren, aber 
nicht direkt zur Verwirklichung ihrer Grundforderungen beitrugen, wie beispielsweise die 
erste selbstkritische Stellungnahme der Streitkräfte durch General Balza oder die unter- 
schiedlichen Gedenkinitiativen, hatten für die Opferorganisationen eine nachgeordnete Be- 
deutung. Stillstände oder Rückschritte bei Verdad y Justicia konnten nicht durch Fortschrit- 
te und Erfolge auf anderen Gebieten ausgeglichen werden. 

Bis zum Ende der Regierungszeit Duhaldes waren die Reaktionen der Opferorganisa- 
tionen durch einen kämpferischen Gmndtenor, ein sehr hohes Maß an Unzufriedenheit und 
die Gewissheit gekennzeichnet, alles bisher Erreichte gegen die Widerstände und Blocka- 
den der Regierungen erstritten zu haben. Sie übten permanente und fundamentale Kritik an 
der (Vergangenheits-) Politik der postautoritären Regierungen. Die vorherrschenden Mittel 
der politischen Einflussnahme waren Proteste, Demonstrationen, internationale Lobbyarbeit 
und Klagen vor der in- und ausländischen Justiz. 

Mit Kirchners Kurswechsel zu einer Politik der umfassenden Aufarbeitung änderten 
ich sowohl der Tonfall als auch das Verhalten der Opferorganisationen. Diese lobten v.a., 
dass sich Kirchner ihre Forderung nach Verdad y Justicia zu eigen machte und Schritte zu 
deren Verwirklichung einleitete. Vor dem Hintergrund der Fortschritte bei der Strafverfol- 
gung schätzten die Opferorganisationen auch die flankierenden symbolischen Maßnahmen 
wie beispielsweise die Übergabe der ESMA, die gesellschaftliche Rehabilitierung der Ver- 
schwundenen sowie die Entschuldigung für die Vergangenheitspolitik der vergangenen 
Jahre. Zeigten sich die Opferorganisationen während der vorausgegangenen Regierungen 
unzufrieden bis sehr unzufrieden, so äußerten sie unter Kirchner erstmals eine gewisse 
Zufriedenheit. 

Ähnlich wie unter Menem erhielt die Bewertung der vergangenheitspolitischen Maß- 
nahmen eine personenbezogene Komponente, da Kirchner als ehemaliger Studentenführer 
für die Opferorganisationen einen direkten biographischen Bezug zu dieser Thematik hatte 
und in gewisser Weise die gesellschaftlichen und politischen Ideale der Opfer teilte. Die 
Erklärungen der Opferorganisationen und ihr Verhalten verdeutlichen, dass sie in Kirchner 
einen Verbündeten gefunden zu haben glauben. 
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7. 1 .3 Vergangenheitspolitik und Impacts auf die Opferorganisationen 

Die in Teil I formulierte Hypothese ging von einem direkten Zusammenhang zwischen der 
vergangenheitspolitischen Strategie und deren Wirkungen auf die Opferorganisationen aus: 

Hypothese 7: Je mehr sich die konkrete vergangenheitspolitische Strategie dem Idealtypus II annähert, desto 
größer die Zufriedenheit der Opferorganisationen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Ver- 
hältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je mehr sich die Vergangenheitspolitik am Idealtypus I orientiert, desto 
unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Verhältnis zur Regierung. 

Diese Hypothese scheint sich im Falle Argentiniens nur teilweise zu bestätigen: Sie trifft 
für jene Zeiten zu, in denen eine am Idealtypus I orientierte Vergangenheitspolitik betrieben 
wurde. Während der Jahre Menems, De la Rüas und Duhaldes brachten die Opferorganisa- 
tionen ihre massive Unzufriedenheit sowohl in Berichten, Presseerklämngen und anderen 
Publikationen als auch durch Kundgebungen und Klagen vor dem Interamerikanischen 
Menschenrechtssystem zum Ausdruck. Wenn es zur Interaktion zwischen den Opferorgani- 
sationen und der Regierung kam, war diese meist konfliktiv. Die wenigen Zugeständnisse 
hinsichtlich der Aufarbeitung, die diese Regierungen machten bzw. machen mussten (Ent- 
schädigungen, Unterstützung bei der Suche nach den verschwundenen Kindern etc.) wur- 
den nicht oder nur sehr zurückhaltend anerkannt. 

Aber auch während der ersten Jahre der Regierung Alfonsin, als dieser noch weitge- 
hend dem Idealtypus der umfassenden Aufarbeitung folgte, waren die Beziehungen zwi- 
schen Regierung und Opferorganisationen sehr gespannt und häufig konfliktiv. Bei den 
Einschätzungen der vergangenheitspolitischen Maßnahmen durch die Opferorganisationen 
überwogen Kritik und Unzufriedenheit. Hypothese 1 bestätigte sich für jene Zeiten, in de- 
nen eine am Ideal des Verdrängens orientierte Vergangenheitspolitik verfolgt wurde. Für 
Zeiten, in denen die Regierung eine Politik betrieb, die sich am Idealtypus der Politik der 
umfassenden Aufarbeitung orientierte, trifft die Hypothese nur für die Regierungszeit 
Kirchners zu: Die Opferorganisationen wechselten zu einem versöhnlichen Tonfall und 
brachten ihre Anerkennung und Wertschätzung für Kirchner und seine Vergangenheitspoli- 
tik zum Ausdruck. Das Konfliktniveau auf der verbalen wie auch auf der Handlungsebene 
ging deutlich zurück. Bei etlichen Entscheidungen brachten die Opferorganisationen in 
bislang unbekannter Deutlichkeit ihre Zufriedenheit zum Ausdruck. 

In Anlehnung an die erste Hypothese wurde eine weitere formuliert, die v.a. die resul- 
tative Dimension der Vergangenheitspolitik in den Blick nahm: 

Hypothese 2: Je mehr Aufarbeitungserfolge erzielt wurden, desto größer die Zufriedenheit der Opferorganisa- 
tionen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Verhältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je ge- 
ringer die Aufarbeitungserfolge, desto unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Ver- 
hältnis zur Regierung. 

Auch diese Hypothese scheint sich im Fall Argentinien nicht zu bestätigen. Die Aufarbei- 
tungsbilanz kann Erfolge aufweisen, von denen die , Menschenrechtsbewegungen’ Chiles 
und v.a. Uruguays nur träumen können. Hierzu gehören beispielsweise die Verurteilung der 
Generäle, die Wahrheitsprozesse, die umfangreiche finanzielle Entschädigung, die Aufhe- 
bung der Amnestiegesetze etc. Dennoch herrschte bei den Opferorganisationen über weite 
Stecken eine große bis sehr große Unzufriedenheit vor. Die Beziehungen zu den Regierun- 
gen waren von einem hohen Grad an Konfliktivität und heftiger Kritik geprägt. 



151 




7.2 Politikfeld Vergangenheitspolitik und die Impacts auf die Opferorganisationen 

Bei der Diskussion der Hypothesen 1 und 2 wurde eine Diskrepanz zwischen den erwarte- 
ten und den tatsächlichen Impacts festgestellt. Es wurde vermutet, dass sich die Rolle der 
Opferorganisationen im Politikfeld Vergangenheitspolitik auf die Impacts auswirkt: 

Hypothese 3: Eine Aufarbeitung bestimmter Aspekte der autoritären Vergangenheit (i.S. des Idealtypus II) 
findet nur statt, wenn es Opferorganisationen gibt, die die Interessen und Forderungen der jeweiligen Opferka- 
tegorie bündeln und artikulieren sowie deren Umsetzung einfordem. Die Existenz solcher organisierter Inter- 
essen stellt die Bedingung der Möglichkeit dar. 

Hypothese 3 scheint sich für Argentinien weitgehend zu bestätigen: Wie in Kap. ILA. 1.3 
dargelegt, nehmen die Organisationen der Angehörigen der Verschwundenen (Madres, 
Abuelas, Familiäres und H.IJ.O.S.) die zentrale Rolle innerhalb der , Menschenrechtsbe- 
wegung’ ein. Andere Opferkategorien sind nicht organisiert. Wie deutlich wurde, kon- 
zentrierte sich auch die argentinische Vergangenheitspolitik auf die Problematik der Desa- 
parecidos, jene Opferkategorie also, deren Angehörigen organisiert sind. Nicht-organisierte 
Opferkategorien wie die Exilrückkehrer, die politischen Gefangenen und Folteropfer oder 
die mit Arbeitsverboten Belegten wurden weder in der staatlichen Vergangenheitspolitik 
weiter berücksichtigt, noch fand eine gesellschaftliche Auseinandersetzung mit diesen 
Menschenrechtsverletzungen statt.^^^ Diese Themen blieben aus der politischen und gesell- 
schaftlichen Debatte ausgeklammert, weil sie weder die Regierung von sich aus aufgriff, 
noch die organisierten Opfer existierten, die diese Themen lanciert hätten. 

Welche Rolle spielten die argentinischen Opferorganisationen im Politikfeld Vergan- 
genheitspolitik? Hypothese 4 legte nahe, dass ein Zusammenhang zwischen der Rolle und 
den Impacts gibt: 

Hypothese 4\ Wenn die Opferorganisationen häufig die Initiativ-Funktion für vergangenheitspolitische Maß- 
nahmen übernehmen und/oder wenn sie häufig andere Initiativen zu verhindern suchen müssen, die eine Ver- 
drängung der Vergangenheit (i.S. des Idealtypus I) zum Ziel haben, verstärkt sich die konfliktiv-kritische Hal- 
tung gegenüber der Regierung und somit die Tendenz, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes negativ 
zu bewerten. 

Legt man die in Kap. 1.4.3 eingeführten Agenda 5eftmg-Modelle zugrunde, so ergibt sich 
für Argentinien ein eindeutiger Befund: Das Inside Initiative-ModeW, bei dem die Regie- 
rung selbst politische Themen auf der Agenda platziert und diese möglichst ohne Beteili- 
gung der Bevölkemng umzusetzen sucht, fanden sich v.a. bei Maßnahmen, die eine umfas- 
sende Aufarbeitung unterbinden sollten, wie beispielsweise bei den Indultos, dem Entschä- 
digungsdekret Menems oder bei den Dekreten zur Nichtauslieferung von Militärange- 
hörigen an andere Staaten. Das Mobilization Model, bei dem die Regierung die Initiativ- 
Funktion innehat und versucht, die Massen als Unterstützung in die Umsetzung einzubezie- 
hen, kam v.a. bei Maßnahmen zum Einsatz, bei denen mit dem Widerstand von Veto- 
Akteuren zu rechnen war, wie beispielsweise bei der CONADEP, den Juicios und der Auf- 
hebung der Amnestiegesetze unter Kirchner. Bei diesen drei Entscheidungen handelt es 



Eine Ausnahme stellt die AExDD dar, die sich allerdings nicht als Organisation ehemaliger politischer Gefan- 
gener, sondern überlebender Verschwundener versteht. 

Ein gutes Beispiel sind die ehemaligen politischen Gefangenen und Folteropfer: Erste Schritte zur Aufarbeitung 
dieser Menschenrechtsverletzungen wurden unter Menem getan, als sich einige Opfer zusammenschlossen und vor 
dem Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte auf Entschädigung klagten. Nach den gesetzlichen 
Regelungen der Entschädigung löste sich diese lose Gruppe wieder auf, sodass fortan keine organisierte Interes- 
senvertretung dieser Opferkategorie existierte und in Argentinien bislang noch keine weitere Aufarbeitung von 
politischer Haft und Folter stattfand, wie dies in Chile (und in Ansätzen in Uruguay) geschieht. Diese Thematik 
scheint mit der finanziellen Entschädigung eines Teils der Opfer abgetan. 
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sich aber um Forderungen, die lange zuvor von der , Menschenrechtsbewegung’ artikuliert 
worden waren. 

Der meistgebrauchte Agenda 5ed;ng-Mechanismus ist das Outside Initiativ e-ModA, 
bei dem ein Thema außerhalb des politischen Systems lanciert wird und unter Anwendung 
verschiedener Druckmittel und politischer Strategien nach der Platzierung auf der gesell- 
schaftlichen Agenda auch Eingang in die politische Agenda findet. Fläufig ist dieses Muster 
bei den Regierungen Alfonsin und Kirchner, die große Bereitschaft zeigten, Forderungen 
der , Menschenrechtsbewegung’ aufzunehmen und - oft in modifizierter Form - in die poli- 
tische Agenda zu integrieren. Als Beispiele können hier die Einrichtung der CONADEP, 
der Gen-Datenbank oder die Übergabe der ESMA genannt werden. Ebenso fallen die Am- 
nestiegesetze in diese Kategorie.^^"* Aber auch unter den anderen Regierungen war das 
Outside Initiative-Model das vorherrschende Muster des vergangenheitspolitischen Agenda 
Settings. So wurden beispielsweise die Entschädigungsprogramme während der Regierung 
Menem von einigen Opfern initiiert, die vor der nationalen Justiz und schließlich vor der 
CIDH ihre Rechte eingeklagt hatten und so die Regierung zwangen, die Entschädigungs- 
frage gesetzlich zu regeln; ähnlich verhielt es sich mit den Juicios por la Verdad. Auch die 
Fortschritte im Bereich der Rechtsprechung und die sukzessive Aufhebung der Amnestie- 
gesetze gehen auf die , Menschenrechtsbewegung’ zurück, die den Regierungen diese Ent- 
scheidungen abtrotzte. Die Regierungen ließen sich allerdings nicht durch die Argumente 
der , Menschenrechtsbewegung’ oder die Legitimität ihrer Forderungen überzeugen; viel- 
mehr musste die , Menschenrechtsbewegung’ auf konfliktive Strategien zurückgreifen, um 
die Regierung zur Erfüllung ihrer vergangenheitspolitischen Forderungen zu zwingen. Die 
Mechanismen zur Erzeugung politischen Handlungsbedarfs waren (Massen-) Proteste, 
(internationale) Lobbyarbeit und das Insistieren vor der nationalen Justiz, vor Gerichten in 
anderen Ländern oder vor der CIDH. Dieses ständige Ringen mit dem Staat um eine Aufar- 
beitung der Vergangenheit bringt die CELS-Mitarbeiterin Maria Jose Guembe (2002: 272) 
auf den Punkt, wenn sie schreibt: 

„Es kann keinen Zweifel geben, wie das Fazit lauten muss: Den Fortschritt, den wir auf diesem Gebiet in Ar- 
gentinien in den letzten Jahren erreicht haben, haben wir trotz des Staates erreicht. Der Einsatz der Staatsbür- 
ger, die vom Staat maximale Anstrengungen bei der Aufarbeitung forderten, war ein entscheidender Faktor.“ 

Die Hypothesen 3 und 4 werden im Fall Argentinien voll bestätigt: Die Opferorganisatio- 
nen waren die zentralen Agenda Setting- Akteme. Aufarbeitungsmaßnahmen fanden in der 
Regel nur dann statt, wenn sich organisierte Opfer erfolgreich bemühten, einen politischen 
Handlungsbedarf zu erzeugen, bei dem eine Weigerung der Regierung mit höheren politi- 
schen Kosten verbunden gewesen wäre als das Einlenken. Da sich die Regierungen in der 
Regel nicht durch Argumente oder moralische Erwägungen überzeugen ließen, waren die 
Opferorganisationen gezwungen, auf unterschiedliche politische Dmckmittel zurückzugrei- 
fen, was das Verhältnis zu den unterschiedlichen Regierungen spannungs- und konflikt- 
reich machte und dazu führte, dass die Opferorganisationen sowohl mit den prozeduralen 
Aspekten der Vergangenheitspolitik als auch mit den Politikergebnissen unzufrieden waren. 



™ Alfonsin (2004: 53f.) widerspricht dem und versucht glaubhaft zu machen, dass die beiden Amnestiegesetze 
nicht auf den Druck der Streitkräfte zurückzuführen sind: „ninguna medida adoptada por mi gobiemo durante la 
crisis [...] respondiö al propösito de satisfacer exigencias de militares amotinados o generales renuentes. Ninguna 
de eilas fue negociada o pactada con los insubordinados ni con los jefes del Estado Mayor“ (Alfonsin 2004: 53). 
Folgt man dieser Darstellung, dann handelt es sich bei den Leyes de Punto Final und Obediencia Debida um 
Maßnahmen, die dem Inside Initiative-Model folgen. Es gibt aber auch gute Gründe, die dafür sprechen, dass die 
Militärs die Regierung zur Verabschiedung dieser Gesetze nötigte. In diesem Fall würde es sich auch hier um 
außeninitiierte Maßnahmen handeln. 



153 




7.3 Handlungskontext und Impacts auf die Opferorganisationen 

7.3.1 Kulturelle Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

Es wurde vermutet, dass eine der Kontextvariablen, die Auswirkungen auf die Impacts in 
der Wahmehmungs- und Bewertungsdimension sowie in der Flandlungsdimension haben, 
die traditionell in einer Gesellschaft verankerten Konflikt- bzw. Konsensmuster sind: 

Hypothese 5: Je stärker der nationale kulturelle Kontext, in dem Opferorganisationen agieren, durch Traditio- 
nen der konfliktiven Lösung gesellschaftlicher und politischer Probleme geprägt ist, desto größer die Tendenz 
der Opferorganisationen, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, und desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass sie ihrerseits konfliktive Strategien wählen, um den politischen Prozess in ihrem 
Sinne zu beeinflussen. 

Wie in Kap. II.A.l deutlich wurde, handelt es sich bei Argentinien um eine conflict society 
(Snow 1979: 98), in der der konflikthafte Umgang mit gesellschaftlichen und politischen 
Problemen lange Tradition hat. Erinnert sei nur an die Rolle der Parteien, die teilweise die 
Wahlen boykottierten oder deren Ergebnisse nicht anerkannten und stattdessen versuchten, 
durch Rebellionen oder Putsche die Macht zu erlangen; oder an die in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts einflussreichen anarcho-syndikalistischen Gruppierungen innerhalb der 
argentinischen Arbeiterbewegung, die wegen fehlender parteipolitischer Repräsentanz 
häufig auf teils gewaltsame Massenkundgebungen zurückgriffen, um ihren Forderungen 
Nachdruck zu verleihen. Ähnlich hielt auch Perön vom Exil aus seine Anhänger an, durch 
Gewalt und Sabotage seine Rückkehr zu erzwingen. 

Diese Konflikt-Tradition stellt eine Institution im weiten, kulturtheoretisch-sozio- 
logischen Sinn dar, die das Verhalten der Opferorganisationen (wie auch anderer Akteure) 
beeinflusst. Ihr kommt nicht nur eine handlungsprägende, sondern auch die Funktion des 
„specifying what one can imagine oneself doing in a given context” zu (Hall/Tayler 1996: 
15). In diesem Sinne beeinflusst dieses kulturelle Muster auch die vergangenheitspoliti- 
schen Impacts auf die Opferorganisationen. Die nahezu durchgehende fundamentale Kritik 
der Opferorganisationen an der Vergangenheitspolitik zielte nicht auf eine konstruktiv- 
konsensuelle Umgang mit offenen Probleme ab. Vielmehr trugen diese Kritik und der oft- 
mals polemische und offensive Ton dazu bei, das Konfliktniveau zu steigern. Auch auf der 
Handlungsebene scheint sich diese Hypothese zu bestätigen: Wenn diese kulturellen 
Aspekte die möglichen und denkbaren Handlungsoptionen mitprägten, erklärt dies auch, 
warum die Opferorganisationen ihrerseits immer wieder auf konfliktive Mittel der Interes- 
sensartikulation und Durchsetzung zurückgriffen. Beispiele hierfür sind die zahlreichen 
Massendemonstrationen, die Klagen vor der UNO, dem Interamerikanischen Menschen- 
rechtssystem und der Justiz anderer Länder sowie die Besetzung des Casa Rosada durch 
die Madres im Jahr 1985. Besonders letztere macht deutlich, dass kulturelle Muster ver- 
schiedene Handlungsoptionen erst denkbar machen. So ist es beispielsweise schwer vorzu- 
stellen, dass in Uruguay Aktivisten den Regierungssitz besetzen. Hypothese 5 scheint sich 
also im Fall Argentiniens zu bestätigen: Die Opferorganisationen agierten und reagierten, 
wie es die nationale Konflikttradition nahe legt. Da die Erfahrung zeigt, dass Interessen 
nicht durch Kompromiss und Konsens durchgesetzt werden können, sondern erstritten 
werden müssen, setzten die Opferorganisationen auf konfliktive Strategien, die mit heftiger 
Kritik der staatlichen Vergangenheitspolitik einhergingen. 
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Als weiterer kultureller Faktor, der die Wahrnehmung und Bewertung vergangenheitspoliti- 
seher Maßnahmen dureh die Opferorganisationen beeinflusst, wurde das gesellsehaftliehe 
Vertrauen vermutet: 

Hypothese 6\ Je stärker ausgeprägt das gesellschaftliche Misstrauen im nationalen kulturellen Kontext, in dem 

Opferorganisationen agieren, desto größer ist deren Neigung, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes 

negativ zu bewerten. 

Auch diese Hypothese scheint sich im Fall Argentiniens zu bestätigen: Argentinien ist eine 
ausgeprägte Misstrauensgesellschaft. Das Vertrauen in die politisch-entscheidenden und die 
Implementierangsinstitutionen ist häufig das niedrigste in ganz Lateinamerika. Dieses gro- 
ße Misstrauen in Parteien, Parlament, Regiemng sowie in Verwaltung, Polizei und Justiz 
wirkt sich auf die Einschätzung des vergangenheitspolitischen Outputs und outcomes aus. 
Die Opferorganisationen sind nicht bereit zu glauben, dass diese Institutionen nach bestem 
Wissen und Gewissen zum Wohle der Nation handeln. Dies zeigte sich auch darin, dass die 
Opferorganisationen den Präsidenten, den Parteien, der Justiz etc. immer wieder Korruption 
und politischen bzw. ökonomischen Opportunismus vorwarfen. Dieses Misstrauen erklärt 
auch, waram die Opferorganisationen hinter zahlreichen vergangenheitspolitischen Initiati- 
ven und Entscheidungen weitere Versuche vermuteten, die Impunidad der Militärs dauer- 
haft abzusichem. 



132 Institutionelle Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

Die Opferorganisationen agieren nicht nur in einem institutionell-kulturell geprägten natio- 
nalen Kontext, sondern auch innerhalb konkreter gesellschaftlicher und politischer Situa- 
tionen und Machtverhältnisse, die maßgeblich durch formale und informelle Institutionen 
geprägt sind. Die Opferorganisationen beziehen diese konkreten Situationen in ihre Ver- 
gangenheitspolitik-Beurteilung ein: 

Hypothese 7: Institutioneile Settings informeller und formaler Art beschränken und ermöglichen vergangen- 
heitspolitisches Handeln der Regierung. Je größer die Spielräume, die die Regierung nicht im Sinne der Op- 
ferorganisationen nutzt, desto größer deren Tendenz, Outputs und outcomes negativ zu beurteilen. 

Wie sahen diese durch formale und informelle institutionelle Settings bestimmten Hand- 
lungskorridore aus und wie wurden sie von den verschiedenen Regierangen genutzt? Die 
Handlungsspielräume, die sich der Regierang Alfonsin zu Beginn boten, waren sicherlich 
die weitesten der drei hier untersuchten Länder: Die scheidenden Militärs hatten zwar durch 
die Ley de Autoamnistia versucht, der Strafverfolgung sehr enge formale Grenzen zu set- 
zen; Alfonsin aber ließ dieses Gesetz umgehend aufheben und erweiterte so den formalen 
Handlungskorridor. Durch die Transitionssituation bedingt befanden sich die Streitkräfte, 
die in den anderen Ländern als mächtige Veto-Akteure auftraten, zunächst in einer Situati- 
on der Schwäche und konnten den Handlungskorridor der Regierang durch informelle 
Institutionen nicht wesentlich beschränken. Alfonsin boten sich also relativ weite Hand- 
lungsspielräume, die er durch die Aufhebung des Autoamnestiegesetzes noch vergrößerte. 
Die Regierang bemühte sich allerdings auch, diese Spielräume nicht voll auszureizen, um 
die Streitkräfte nicht über Gebühr zu provozieren und um so zu vermeiden, dass diese durch 
Putschandrohungen oder andere informelle Institutionen den Handlungskorridor verengten. 
Als Beispiele hierfür können die Idee der autodepuraciön oder das Konzept der drei Ebe- 
nen der Verantwortlichkeit angesehen werden. Diese Zurückhaltung und Selbstbeschrän- 
kung brachte der Regierang harsche Kritik der Opferorganisationen ein. 
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In der Folgezeit verengte sieh der Handlungskorridor der Regierung dureh die infor- 
melle Institution der Putsehdrohung erheblieh. Die Militärs drängten auf eine Amnestie als 
formalisierten Sehutz vor Strafverfolgung. Alfonsin versuehte mit den Instruktionen an die 
Staatsanwaltsehaft zunäehst, die Interpretation und Anwendung bestehender formaler Insti- 
tutionen im Sinne des Militärs zu beeinflussen. Da diese semiformale Regelung nieht den 
erwünsehten Erfolg hatte, wurde in der Folge die informelle Institution der Putsehandro- 
hung dureh die beiden Amnestiegesetze formalisiert. Aus der Sieht der Opferorganisationen 
bedeutete dies, dass die Regierung nieht nur die bestehenden Spielräume ungenutzt ließ, 
sondern selbst dazu beitrug, den Handlungskorridor dureh gesetzliehe Regelungen zu ver- 
engen. Die Opferorganisationen kritisierten diese Maßnahmen der Regierung aufs Heftig- 
ste. 

Zu Beginn der Regierungszeit Menems war der Handlungskorridor dureh die so for- 
malisierten Institutionen deutlieh eingesehränkt. Ohne dass informeller Dmek wie unter 
seinem Vorgänger erkennbar gewesen wäre, verengte Menem den Handlungskorridor noeh 
weiter, indem der dureh die Begnadigungsdekrete die noeh verbleibenden Mögliehkeiten 
der Strafverfolgung sehloss und den bereits Verurteilten die Freiheit gewährte. Die Opfer- 
organisationen reagierten mit massiver Kritik auf diese Entseheidungen. Während dureh 
Menems Militärpolitik die Mögliehkeiten der informellen Einflussnahme dureh die Streit- 
kräfte kontinui erheb abnahmen, blieben die formalen Arrangements bestehen. Menem 
zeigte kein Interesse, die bestehenden oder sieh neu eröffnenden Spielräume zu nutzen. 
Vielmehr versuehte er, den Handlungskorridor eng zu halten, wie beispielsweise das Nieht- 
ausliefemngs-Dekret oder das billigende In-Kauf-Nehmen von Verstößen gegen internatio- 
nale formale Mensehenreehtsnormen zeigten. Die Präsidenten De la Rüa und Duhalde ver- 
hielten sieh ähnlieh. 

Kirehner hingegen nutzte die bestehenden Spielräume, um Maßnahmen zur Aufhe- 
bung jener formalen Institutionen einzuleiten, die den vergangenheitspolitisehen Hand- 
lungskorridor besehränkten. An erster Stelle stand die Rüeknahme des Niehtauslieferungs- 
Dekrets und damit verbunden die Aufhebung der Amnestiegesetze. Dass aueh die Streit- 
kräfte dureh informelle Einflussnahme dem vergangenheitspolitisehen Handeln keine engen 
Grenzen mehr setzen, zeigten die zivil-militärisehen Beziehungen während der Amtszeit 
Kirehners und der sieh abzeiehnende Gesinnungs- und Generationenweehsel. Die Opferor- 
ganisationen sehätzten diese Initiativen Kirehner und zeigten sieh zufrieden mit der Art, 
wie er den Handlungskorridor erweiterte und nutzte. 

Hypothese 7 bestätigt sieh also im Fall Argentinien: Alfonsin hatte zu Beginn die be- 
stehenden Handlungsspielräume geweitet und versueht, diese klug zu nutzen. Die Opferor- 
ganisationen sehätzten sein Engagement, wünsehten sieh allerdings weiterreiehende Maß- 
nahmen. Als die Regierung dureh die Amnestiegesetze den Korridor selbst verengte, übten 
die Opferorganisationen massive Kritik, die sieh noeh weiter verstärkte, als Menem die 
Handlungsmögliehkeiten noeh weiter einsehränkte, eine vergangenheitspolitisehe Bloeka- 
dehaltung einnahm und selbst die Nutzung der noeh bestehenden geringen Spielräume 
unterband. Bei Menem und seinen Naehfolgem De la Rüa und Duhalde gab es keinen poli- 
tisehen Willen, den bestehenden Handlungskorridor zu nutzen oder gar zu erweitern. Die 
Beziehung der Opferorganisationen zu diesen Regierungen war von einem großen Maß an 
Unzufriedenheit, Konflikten und Konfrontationen sowie massiver und fundamentaler Kritik 
geprägt. Als Kirehner bestehenden Handlungsmögliehkeiten nutzte und begann, diese noeh 
zu erweitern, honorierten die Opferorganisationen diese Haltung dureh Lob und Kooperati- 
on. 
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7.4 Akteurstheoretische Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

Neben den national-kulturellen Institutionen und den Handlungskorridoren wurde vermutet, 
dass sich das Verhältnis der Opferorganisationen zu den politischen Parteien auf die Im- 
pacts in der Wahmehmungs- und Verhaltensdimension auswirken: 

Hypothese 8: Gibt es keine den Opferorganisationen affine parlamentarische Parteien, greifen diese verstärkt 
auf andere politische Druckmittel zurück. Das Verhältnis zum Staat ist von hohem Grad an Konfliktivität ge- 
prägt, die Tendenz, vergangenheitspolitische Maßnahmen scharf zu kritisieren, ist groß. 

Hypothese 9\ Bestehen enge Verbindungen zwischen Opferorganisationen und Parteien, dann stellen die dar- 
aus resultierenden Loyalitäten eine wichtige Erklärung zur Perzeption der Vergangenheitspolitik durch die 
Opferorganisationen dar: (a) Bei einer engen Bindung an eine außerparlamentarische Oppositionspartei nimmt 
die Tendenz zu, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, (b) Bei enger Anbindung an 
Parteien mit Regierungsverantwortung nimmt die Tendenz, vergangenheitspolitische Entscheidungen öffent- 
lich zu kritisieren, ab. 

In Kap. ILA. 1.3 wurde auf die Besonderheiten des argentinischen Parteiensystems hinge- 
wiesen: Die Dominanz zweier catch a//-Parteien, die geringe ideologische Polarisierung des 
Parteiensystems und v.a. das Fehlen starker linker Parteien. Im Zusammenhang mit dem In- 
stitutionenvertrauen war deutlich geworden, dass das Vertrauen, das die Argentinier ihren 
Parteien entgegenbringen, zu den niedrigsten des Kontinents zählt. 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass die argentinischen Opferor- 
ganisationen keine strategischen Allianzen mit politischen Parteien eingingen. Somit blieb 
ihnen somit diese Möglichkeit der politischen oder parlamentarischen Einflussnahme weit- 
gehend verschlossen. Die argentinischen Opferorganisationen mussten deshalb verstärkt auf 
andere Mittel der politischen Einflussnahme zurückgreifen (Mobilisierungen, Klagen, in- 
ternationale Lobbyarbeit etc.). Diese politischen Strategien brachten über weite Strecken 
ein konfliktives Verhältnis zwischen den Opferorganisationen und der Regierung mit sich. 
Diese Erfahrungen der permanenten Konfrontation und des Fehlens eines effektiven direk- 
ten Zugangs zu politischen Entscheidungsebenen verstärkte die Tendenz der Opferorganisa- 
tionen, vergangenheitspolitische Entscheidungen sehr stark zu kritisieren und mit den Er- 
gebnissen unzufrieden zu sein. In diesem Sinne bestätigt sich die Hypothese 8 im argentini- 
schen Fall.^^^ 



7.5 Fazit 

Wie lassen sich nun der hohe Grad an Unzufriedenheit und an Konfliktivität im Fall Argen- 
tiniens erklären? Im Vergleich mit den anderen beiden Ländern scheinen die vergangen- 
heitspolitischen Strategien, die im Lauf der Jahre zur Anwendung kamen, für Argentinien 
die größte Erklärungskraft zu haben. Die Unzufriedenheit der Opferorganisationen und das 
gespannte Verhältnis zur Regierung erklärt sich zu einem Teil - aber nicht vollständig - aus 
der über Jahre dominierenden Politik des Verdrängens. Im Spannungsverhältnis zur kon- 
kreten Vergangenheitspolitik Argentiniens und zur Unzufriedenheit der Opferorganisatio- 
nen stehen auch die beachtlichen Aufarbeitungserfolge. In diesem Zusammenhang scheint 
der Rolle der Opferorganisationen große Erklärungskraft zuzukommen: Wie deutlich wur- 
de, gelang es den Opferorganisationen oder der , Menschenrechtsbewegung’ eine Vielzahl 
der Aufarbeitungsinitiativen gegen die Widerstände der Regierung zu erstreiten. Da sie 



Hypothese 9 entfällt, da es keine den Opferorganisationen affinen Parteien gibt. 
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über keine parteipolitischen Verbündeten verfügten, mussten sie sich häufig konfliktiver 
Druckmittel bedienen. Der Kampf der oftmals auf sich alleine gestellten Opferorganisatio- 
nen vollzog sich in einem von konflikthaften Problemlösungsstrategien und hohem Miss- 
trauen gegenüber den politischen Institutionen geprägten kulturellen Kontext. Diese kultu- 
rellen Muster verstärkten die bereits erwähnten Aspekte weiter und präfigurierten in gewis- 
ser Weise die Wahrnehmung und Bewertung der Vergangenheitspolitik durch die Opfer- 
organisationen sowie deren Verhalten. 
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B Fallanalyse: Uruguay 



1. Einleitung 

1.1 Historischer und politisch-kultureller Kontext 

1.1.1 Uruguay - eine Konsens- und Kompromiss-Gesellsehaft 



„Uruguay [...] was considered by Latin Americans and outside observers for nearly half a Century to be the 
most democratic, progressive, and constitution-observing state in the entire region. Its people were, as late as 
the early 1950s, on the average among the most comfortable in the world. [...] In the 1970s all of this has been 
reversed.“ (Taylor 1979: 262) 

Uruguay unterseheidet sieh in vielfaeher Hinsieht von den anderen Ländern Lateinameri- 
kas: Der Landstrieh am Ostufer des Rio de la Plata wurde erst spät kolonialisiert, es gibt 
keine indigenen Bevölkerungsgruppen, seit 1917 herrseht in Uruguay ein strikter Laizismus 
vor (Straßner 2007) ete. Aber aueh die frühe fortsehrittliehe Sozialgesetzgebung und Wohl- 
fahrtsstaatliehkeit, die Lebensstandards, die bis zu den 1950er Jahren zu den weltweit höeh- 
sten zählten, und die politisehe Stabilität heben Uruguay deutlieh von den meisten anderen 
Staaten Lateinamerikas ab. 

Sehon sehr früh etablierte sieh in Uruguay ein relativ stabiles Herrsehaftssystem: Im 
Rahmen der erfolglosen Versuehe Großbritanniens, seinen Einflussbereieh auf die Rio de la 
Plata-Region auszudehnen, erlangte Uruguay 1 828 die Unabhängigkeit und verabsehiedete 
bereits 1830 die erste eigene Verfassung. Das politisehe System Uruguays wurde maßgeb- 
lieh dureh die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erfolgreiehe Weltmarktintegration 
und den Export von Agrargütem stabilisiert. Politiseh prägend war die Figur des visionären 
Jose Batlle y Ordönez, der 1903 bis 1907 und 1911 bis 1915 Präsident der Republik war. 
Gemäß seiner Überzeugung, dass politisehe Stabilität und Partizipation, Bildung und sozia- 
le Sieherheit den Wohlstand einer Nation fordern, erblühte unter ihm das wirtsehaftliehe 
und gesellsehaftliehe Leben Uruguays. Aueh politiseh versuehte Batlle y Ordönez die Nati- 
on zu stabilisieren, indem er das Präsidialsystem in ein kollegiales Regierungssystem um- 
wandeln wollte, um so die Gefahr von Umstürzen zu verringern. Diese Ideen wurden teil- 
weise in der Verfassungsreform von 1917 aufgenommen, als dem Präsidenten der Consejo 
Nacional de Administraciön zur Seite gestellt wurde, der sieh zu zwei Dritteln aus Vertre- 
tern der stärksten und einem Drittel aus Vertretern der zweitstärksten Partei zusammensetz- 
te. Diese Prinzipien der Parität und coparticipaciön trugen dazu bei, die Opposition mit in 
die Regierungsverantwortung einzubinden und so parteipolitiseh motivierte Umstürze wie 
sie beispielsweise in Argentinien üb lieh waren, zu verhindern (MeDonald/Weinstein 2000: 
295-305). 

Das 20. Jahrhundert war bis zu den 60er Jahren dureh konstitutionelle, reehtsstaatliehe 
und demokratisehe Kontinuität gekennzeiehnet. Lediglieh in den 30er und 40er Jahren gab 
es zwei kurze autokratisehe Episoden: Im März 1933 löste der gewählte Präsident Gabriel 



159 




Terra den Consejo Nacional de Administmciön und die Legislative auf. Bei diesem Putsch 
gab es keine Verletzten, das autoritäre Regime setzte keine Repression zur Machtsichemng 
ein, sondern versuchte, durch Verfassungsänderungen den rechtlichen Rahmen an ihr Han- 
deln anzupassen (Nahüm 2004: 143-157). Mit den Wahlen von 1938 kehrte Uruguay zur 
demokratischen Regierungsform zurück - unterbrochen lediglich durch einen weiteren 
Staatsstreich des gewählten Präsidenten Alfredo Bladomir im Februar 1942. Dieser auch als 
golpe bueno bezeichnete gewaltfreie Verfassungsbruch, bei dem Bladomir seine Mandats- 
zeit eigenmächtig um ein Jahr ausdehnte, hatte eine Verfassungsmodifikation zum Ziel, mit 
der die unter Terra eingeführten Neuerungen ausgeräumt werden sollten (Nahüm 2004: 
168-173). Bis zur Krise in den frühen 70er Jahren wurde Uruguay demokratisch regiert. 
Die Praxis der coparticipaciön und der damit verbundenen Kompromisssuche wurde fort- 
gesetzt. Die beiden in den 30er-Jahren des 19. Jahrhunderts gegründeten Großparteien (der 
Partido Colorado und der Partido Nacional, auch Blancos genannt) regierten gemeinsam, 
wobei meist die Colorados die eigentliche Regierungspartei war. Nach einer weiteren Ver- 
fassungsreform wurde von 1952 bis 1966 das Co/egiaJo-System umgesetzt, so dass ein 
neunköpfiger Consejo Nacional de Gobierno aus Vertretern der beiden stärksten Parteien 
die alleinige Exekutivgewalt inne hatte. 

Neben der coparticiapaciön sind ausgeprägte direktdemokratische Elemente charakte- 
ristisch für das politische System Uruguays: Das in der Verfassung festgeschriebene In- 
strument des Volksentscheids kam von 1916 bis 2004 insgesamt 17 Mal zum Einsatz (Nob- 
len 2005a: 495). Die besonderen politischen und historischen Erfahrungen Uruguays und 
seine gesellschaftlichen Bedingungen veranlassen Luis Gonzalez (1995: 139) zu folgendem 
Urteil: „Uruguay’ s democratic history has produced - in the context of a relatively highly 
educated population - the strongest democratic political culture in the Southern Cone and, 
consequently, most probably in all of Latin America.“ 



1.1.2 Die wirtschaftliche und politische Krise der 70er Jahre 

Spätestens nach den Ende des Zweiten Weltkriegs zeigte sich, dass das exportorientierte 
Wirtschaftssystem Uruguays und somit auch das durch Exporterlöse finanzierte Wohl- 
fahrtswesen auf tönernen Füßen standen: Die Ausfuhr von Agrarprodukten war rückläufig 
und die inländische Industrie hatte nicht rechtzeitig auf diesen Wandel reagiert. Die wenig 
beweglichen Co/egiaJo-Regierungen konnten nicht angemessen auf das sinkende Brutto- 
sozialprodukt und die steigenden Inflationsraten reagieren; politische Anpassungsmaßnah- 
men riefen Proteste und Streiks der Arbeiterschaft hervor; durch Korruptionsfälle in Wirt- 
schaft und Politik litt die Glaubwürdigkeit der Eliten. In den 60er Jahren weitete sich die 
Krise aus: Allein 1967 und 1968 gab es landesweit 1.400 Arbeitsniederlegungen und 
Streiks. Durch Zensur, Verbote linker Gruppierungen und Notstandsgesetzte versuchte die 
Regierung erfolglos die Lage zu kontrollieren. Präsident Jorge Pacheco „militarisierte“ den 
Konflikt in doppelter Hinsicht, indem er einerseits die Streikenden zum Militärdienst ein- 
zog und die Streitkräfte andererseits zur Aufstandbekämpfung und Streikbrechung einsetzte 
(Heinz 1999b: 231-254; Zubillaga/Perez 2004). Diese Strategie ist vor dem Hintergrund, 
dass die für lateinamerikanische Verhältnisse sehr professionellen Streitkräfte fast ein gan- 
zes Jahrhundert über keine politische Rolle gespielt hatten, besonders bedeutsam. 

Seit dem Ende der 60er Jahre nahmen auch die Aktivitäten des Movimiento de Libera- 
ciön Nacional - Tupamaro (MLN-T) zu, das seine Mitglieder aus dem radikal-linken Mit- 
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telklasse-Milieu rekrutierte. Das 1966 offiziell gegründete und in Zellen- Struktur organi- 
sierte MLN-T war die bedeutendste Guerilla-Gruppe Uruguays. Durch Terroranschläge 
wollte sie Gegenreaktionen der Regierung provozieren, um so den repressiven Charakter 
des politischen Systems offen zu legen und die Bevölkerung zum Aufstand zu bewegen. 
Bis Ende 1969 machten die Tupamaros v.a. durch spektakuläre und witzige Aktionen von 
sich Reden, die dazu dienten, die Korruption anzuklagen, sowie die Polizei und öffentliche 
Würdenträger lächerlich zu machen.’ Martin Weinstein (1988: 40) kommentiert hierzu: 
„Extolling them for their efficiency, wit, and Robin Hood image, Uruguayans seemed 
proud of the fact, that their guerrillas were the best in Latin America.“ 

1968 verhängte die Regierung unter Berufung auf die Notstandsgesetzgebung den 
Ausnahmezustand und später unter der Präsidentschaft Bordaberrys den inneren Kriegszu- 
stand, der mit der Aussetzung der bürgerlichen Grundrechte einherging (SERPAJ 1992: 
7f). Die Tupamaros führten Überfälle durch, um Waffen oder strategische Materialien zu 
beschaffen. Durch Entführungen wichtiger Persönlichkeiten wie beispielsweise des briti- 
schen Botschafters, der Konsule Brasiliens und Japans, Politiker und Industrieller wollten 
sie die Freilassung inhaftierter Companeros erreichen. Von Ende 1969 an nahmen die Aus- 
einandersetzungen zwischen MLN-T und den Sicherheitskräften an Intensität zu, die Zahl 
der Todesopfer stieg. Die Tupamaros richteten Polizisten hin, die sie für Folterungen ver- 
antwortlich machten, und verübten Anschläge auf Clubs und Privathäuser der politischen 
Eliten und Wirtschaftsspitzen. Besonders nach dem Mord an dem Amerikaner Dan Mitrio- 
ne, einem CIA-Mann und neunfachen Vater wandte sich die öffentliche Meinung gegen die 
MLN-T. Mitrione hielt sich in Umguay auf, um die Sicherheitskräfte in Verhör- und Fol- 
termethoden zu schulen. Die Situation im Land spitzte sich zu: Zahlreiche spektakuläre 
Gefängnisausbrüche, Attentate auf führende militärische Kreise und die Entstehung nicht- 
staatlicher Anti-Guerilla-Gruppen schürten die Angst vor einer bürgerkriegsartigen Situati- 
on (Kaufman 1979: 34f). Im Vorfeld der Wahlen stellten die Tupamaros vom Oktober 
1971 bis April 1972 ihre Aktivitäten ein, um die linke Freute Amplio (FA) bei den Wahlen 
zu unterstützen. Anschließend aber sahen sie sich gut organisierten Anti-Terror-Kräften 
gegenüber und wurden bis November 1972 vernichtend geschlagen (Weinstein 1988: 40f ). 
Nach offiziellen Angaben kamen bis zu diesem Zeitpunkt 62 Tupamaros ums Leben und 
2.873 wurden verhaftet; die Spezialeinheiten hatten 18 Tote und 25 Verwundete zu bekla- 
gen (SERPAJ 1992: 25). 

Der eigentliche Militärputsch ereignete sich erst nach der Niederschlagung des MLN- 
T. Die Militärs forderten mehr Autonomie, um die gesellschaftlichen Wurzeln der Subver- 
sion zu bekämpfen. Am 27. Juni 1973 löste Präsident Bordaberry deshalb per Dekret die 
Legislative auf und besiegelte mit diesem „kalten Staatsstreich“ (Noblen 1992: 482) die 
militärische Hegemonie über die Politik. Die Regierung verstand sich als zivil-militärisches 
Regime: Der Zivilist Bordaberry blieb als Präsident im Amt, das neue Machtzentrum aber 
wurde der bereits im Februar 1973 eingerichtete COSENA {Consejo de Seguridad Nacio- 
nal), dem neben dem Präsidenten und einigen Ministem v.a. die Kommandierenden der 
drei Teilstreitkräfte angehörten. 



' SERPAJ 1992: 23; Weschler 1990: 100-1 1 1. So raubte das MLN-T beispielsweise ein Spielkasino aus. Als sich 
die Angestellten beklagten, dass so auch ihr Trinkgeld gestohlen wurde, gab erstatteten ihnen die Tupamaros das 
verlorene Geld zurück. Oder sie stürmten einen exklusiven Nachtclub der Oberklasse und beschmierten die Wände 
mit dem Slogan O bailan todos o baila nadie. 
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1.2 Die Militärdiktatur in Uruguay 

„The ,war’ in Uruguay produced nothing so spectacular as the bombing of the Government House by Pino- 
chet in Chile or the genocide committed by military juntas in Argentina when thousands disappeared. But in 
Uruguay it was carried out with unprecedented sophistication; it was a hushed, progressive repression meas- 
ured out in doses until it gained absolute control over the entire population. Our country was occupied by our 
own army, and we Uruguayans were made impotent and defenseless before an uncontrolled despotic will.“ 
(Vorwort zu SERPAJ 1992: ix) 

1.2.1 Politische Entwicklung 

Nach dem „’slow-motion’-coup“ (Barahona de Brito 1997: 41) wurde das Land von einer 
dem Selbstverständnis nach zivil-militärischen Exekutive nach kollegialem Vorbild regiert: 
Der durch Wahlen legitimierte Präsident Bordaberry blieb als zivile Marionette im Amt bis 
ihn die Streitkräfte 1976 absetzen, als er versuchte, institutionelle Reformen einzuleiten. 
Die wahre Macht hatten allerdings die den Consejo de Seguridad Nacional dominierenden 
drei Teilstreitkräfte, die sich durch den Kampf gegen die Subversion legitimiert sahen. 

Die Militärs bauten ihre Macht und den repressiven Apparat systematisch aus: So stieg 
beispielsweise die Mannschaflsstärke der Sicherheitskräfte von 43.123 (1970, davon 21.267 
Soldaten) auf 69.200 (davon 42.764 Soldaten) im Jahr 1985 (Rial 1986: 28). Personell und 
logistisch gut ausgestattet und mit uneingeschränkter politischer Macht versuchten die 
Militärs, jegliche politische Aktivität im Land zu unterbinden, um so die Ursachen für die 
von ihnen konstatierte politische, ökonomische, gesellschaftliche und moralische Krise des 
Landes zu beseitigen. Nach 1974 wurden die Gewerkschaften, denen vorgeworfen wurde, 
den Nährboden für die Subversion bereitzustellen, aufgelöst, ihr Vermögen konfisziert und 
die führenden Mitglieder verhaftet. Die traditionsreiche Nationaluniversität in Montevideo 
wurde von den Militärs übernommen und einige Parteien illegalisiert. Lediglich die beiden 
traditionellen Parteien {Colorados und Blancos) blieben verschont, auch wenn ihnen jede 
politische Aktivität untersagt wurde (Caetano/Rilla 1987; SERPAJ 1992: 40-44). Ähnlich 
wie in anderen lateinamerikanischen Diktaturen verfolgten die uruguayischen Militärs eine 
neoliberale-monetäre Wirtschaftspolitik, mit der staatliche Subventionen reduziert und die 
Inflation gestoppt werden sollten.^ 

Die Militärs waren stets bemüht, vor der nationalen wie internationalen Öffentlichkeit 
den Eindruck einer zivil-militärischen Regiemng zu bewahren, die lediglich während der 
momentanen krisenhaften Situation die Nation zu stabilisieren suchte. Dies musste - so die 
Einschätzung Martha Delgados (1988: 12) -,a la uruguaya ’ geschehen, also 

„con la mayor legalidad posible, ya que los militares uruguayos - a pesar de haber asumido la doctrina de la 
Seguridad Nacional - tampoco eran ajenos a la tradiciön democrätico-liberal del pais, a su modo de 
convivencia pacifica, pluralista y respetuosa de las libertades y los derechos de los ciudadanos.“ 

Um ihre Legitimationsgrundlage zu stabilisieren und sich vor dem wachsenden internatio- 
nalen Druck zu rechtfertigen, legte die Regierung im August 1977 ein cronograma für den 
Übergang zu einer geschüfzten Demokratie vor, das u.a. einen Verfassungsplebiszit für 
November 1980 vorsah (Weinstein 1988: 74). Wenige Monate vor dem Plebiszit war in 
Chile durch ein ähnliches Verfahren eine auf die Person Pinochets zugeschnittene Verfas- 
sung ratifiziert worden. Doch die Sicherheit der uruguayischen Militärs trügte: Bei einer 
Wahlbeteiligung von rund 87% stimmten lediglich 42,8% der neuen Verfassung zu (Mari- 



^ Zur Wirtschaftspolitik der Diktatur siehe Wagner 1997: 162-175; Heinz 1999b: 275-282. 
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us/Bacigalupe 1998: 82). Durch diese im lateinamerikanischen Kontext einzigartige Nie- 
derlage fühlten sich die Streitkräfte stark gedemütigt. Ihr Plan, die Diktatur zu konsoli- 
dieren und auf eine solide Legitimationsbasis zu stellen, war gescheitert (McDonald 1987: 
185). Dieser Plebiszit stellte den Auftakt der insgesamt fünfjährigen Transition dar: Ende 

1982 wurden in parteiinternen Wahlen Führangsgremien für die drei legalen Parteien (Co- 
lorados, Blancos und Union Civica) bestimmt, mit denen der weitere Übergang zur Demo- 
kratie verhandelt werden sollte (Gillespie 1991 : 80-85). Die Parteien schlossen sich Anfang 

1983 in der Interpartidaria bzw. Multipartidaria zusammen, um so bei den ab Mitte des 
Jahres \m Park Hotel stattfindenden Verhandlungen mit den Militärs eine bessere Verhand- 
lungsposition zu haben. Als diese ins Stocken gerieten und ausgesetzt wurden, verstärkten 
sich die gesellschaftlichen Proteste: Im September 1983 beteiligten sich in Montevideo 
rund 80.000 Arbeiter und Studenten an einer Massendemonstration (McDonald 1987: 186). 
Im November versammelten sich bei einer Kundgebung in der Hauptstadt circa 400.000 
Demonstranten (bei rund 3 Mio. Einwohnern in Uruguay). Neben allen politischen Parteien 
waren zahlreiche gesellschaftliche Gruppierungen präsent, um so der Forderung nach De- 
mokratie und freien Wahlen Nachdruck zu verleihen. Im Januar 1984 gelang es den Ge- 
werkschaften, den ersten Generalstreik seit elf Jahren zu organisieren (SERPAJ 1992: 55f ; 
Wagner 1997: 160f). 

Im Juni 1984 stimmten die Militärs - nicht zuletzt durch den Druck der gesellschaftli- 
chen Mobilisierung - neuen Verhandlungen mit den Parteien zu. Der Co/orado-Politiker 
Julio Maria Sanguinetti nahm bei diesen Verhandlungen, die am 3. August 1984 im sog. 
Club Naval-Vakt endeten, die leitende Position ein. Dieses Abkommen sah u.a. Wahlen für 
den 25.11.1984 vor, bei denen allerdings einigen Politikern das passive Wahlrecht vorent- 
halten wurde. Die Militärs wollten so verhindern, dass politische Galionsfiguren wie Wil- 
son Ferreira Aldunate (Partido Nacional), Jorge Batlle (Colorados) und Liber Seregni 
(Fronte Amplio) für die Präsidenfschaft kandidierfen. Die Frage der Menschenrechfsverlef- 
zungen wurde bei diesen Verhandlungen ausgeklammerf, wobei aber davon ausgegangen 
werden kann, dass stillschweigende Abkommen geschlossen wurden. Die Militärs hatten es 
auch versäumt, ein Amnestiegesetz für die während der Diktatur begangenen Straftaten zu 
erlassen. 

Im Vorfeld der Wahlen wurden in einem Konzertierungsprozess, an dem neben den 
Parteien auch Vertreter anderer gesellschaftlicher Organisationen beteiligt waren, pro- 
grammatische Entscheidungen für die neue demokratische Regierung fesfgelegt (Illerf 
2000a: 350). Die Wahlergebnisse wiesen eine erstaunliche Ähnlichkeit zu denen der letzten 
demokratischen Wahl 1971 auf: Die Colorados erhielten 41,2% (1971: 41%), die Blancos 
35% (40,2%) und das Frente Amplio 21,2% (18,3%) (Noblen 2005a: 506). 



1 .2.2 Die Menschenrechtsverletzungen der Diktatur 



„Einmal an der Macht, erwiesen sich die Militärs als die vielleicht zielstrebigsten und gründlichsten Anwen- 
der der Doktrin der Nationalen Sicherheit, die Südamerika bis dahin kannte. [...] Die uruguayischen Militärs 
entschieden sich, anders als ihre Kollegen in Brasilien, Argentinien oder Chile, für die Inhaftierung als zentra- 
le Methode der Unterdrückung.“ (Huhle 1991: 78) 

Die liberale und konstitutionelle Tradition Uruguays ist wohl dafür verantwortlich, dass 
während der Diktatur wesentlich weniger Menschen ums Leben kamen als beispielsweise 
in Argentinien. Die uruguayischen Militärs nutzten eine subtilere und extensivere Art der 
Repression, die v.a. auf die gesellschaftliche Wirkung von sozialer Kontrolle, Haft und 
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Folter setzte: „Uruguayan repression ean surely be said to have affeeted more people in per 
eapita terms than that of any of the other regimes“ (King 1989: 1063). Zur Disziplinierung 
der Bevölkerung wurden alle Bürger naeh ihrer ,Gefahrliehkeit’ in drei Kategorien (A-B- 
C) eingeteilt und diese Klassifizierung in den Akten vermerkt: A-Bürger galten als politiseh 
vertrauenswürdig und konnten im öffentliehen Dienst arbeiten. B-Bürger waren ideologiseh 
suspekt, weswegen ihre Bewegungsfreiheit eingesehränkt und sie häufig von den Sieher- 
heitskräfte kontrolliert wurden. Sie konnten lediglieh in der Privatwirtsehaft eine Anstel- 
lung finden. C-Bürger hatten nahezu keine Bürgerreehte mehr. Die umfassende staatliehe 
Kontrolle nahm tragiseh-groteske Züge an: So waren beispielsweise Geburtstagsfeiern 
genehmigungspfiiehtig. Die Wahlen des Team-Chefs von Amateur-Fußballmannsehaften 
wurden überwaeht. An den Sehulen waehten ehemalige Offiziere als Sehulleiter über die 
Erziehung ete. (Wesehler 1990: 91f ; Weinstein 1988: 53). 

Neben der allgemeinen Kontrolle über die Gesellsehaft setzten die Militärs aueh auf 
konkrete Repressionsmaßnahmen gegen tatsäehliehe oder vermeintliehe Regimegegner. 
Flafl und Folter stellten das Flauptinstrument der politisehen Repression dar. Neben zahlrei- 
ehen geheimen Detentionszentren gab es zwei Flauptgefängnisse: Libertad für männliehe 
Fläfllinge^ und Punta de Rieles für weibliehe Gefangene. Knapp die Flälfte der Inhaftierten 
war zwisehen drei und aeht Jahren im Gefängnis. Die Armee war für mnd 47% der Verhaf- 
tungen verantwortlieh, die Polizei für 23%. In einem Viertel der Fälle wurde die Wohnung 
des Verhafteten verwüstet. Häufig wurden die Wohnungen geplündert. Die Haft wurde oft 
dureh Isolation versehärft: Rund 16% der Häftlinge wurden über den gesamten Haftzeit- 
raum in Isolationshaft gehalten. Haft war stets mit Folter verbunden: Nur 1% der männli- 
ehen und 2% der weibliehen Häftlinge gaben an, nieht gefoltert worden zu sein (SERPAJ 
1992: 65-79). Rund ein Dutzend politiseher Führer wurde als Geisel in geheimen Haftzen- 
tren im Landesinneren gehalten, um die Häftlinge in den Gefängnissen zu erpressen und zu 
disziplinieren. Das autoritäre Uruguay hielt über Jahre den traurigen Rekord, das Land mit 
der höehsten Zahl politiseher Häftlinge im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung zu sein 
(Heinz 1999b: 283; MeDonald 1987: 184). Genaue Angaben über die Zahl der politisehen 
Gefangenen gibt es nieht, Sehätzungen gehen aber von rund 60.000 Häftlingen aus (King 
1989: 1062). Während der Diktatur erlebte das Immigrationsland Uruguay erstmals in sei- 
ner Gesehiehte einen Massen-Exodus: Zwisehen 350.000 und einer halben Million Perso- 
nen verließen das Land - bei ea. 3 Millionen Uruguayern (1985) ein beaehtlieher Teil der 
Bevölkerung (Pellegrino 2004). Etliehe Uruguayer konnten ihr Leben dureh die Flueht über 
die Landesgrenzen allerdings nieht retten. Durch die regionale Koordination der Repression 
im Rahmen der Operaciön Condor* wurden sie in den Nachbarländern verhaftet und teil- 
weise getötet. So verschwanden während der Militärdiktatur 183 Uruguayer - die überwie- 
gende Mehrheit in Argentinien (MFDD 2004: 5-9). Lediglich in 26 Fällen konnte nachge- 
wiesen werden, dass Uruguayer im eigenen Land verschwanden. Weiterhin wurde das Ver- 
schwinden von sechs Ausländem innerhalb des uraguayischen Territoriums bestätigt 
(CoPaPa 2003: No. 45 und 54). Menschenrechtsorganisationen gehen davon aus, dass - 
ähnlich wie in Argentinien - ca. 25 in Haft geborene oder mit den Eltern verschleppte Kin- 
der verschwanden. Darüber hinaus wurden in den Jahren der Diktatur und der ihr vorausge- 
henden Repression mnd 150 Menschen aus politischen Gründen ermordet oder hingerich- 
tet. 



^ Vgl. zum Getangnis Libertad und seiner Funktionsweise Phillipps-Treby/Tiscomia 2003. 
“ Zur Operaciön Condor siehe Cuya 1996; Mariano 1998. 
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(1) Hingerichtete {Ejecutados Politicos) 

(2) Verschwundene {Detenidos Desaparecios) 

(3) Verschwundene Kinder {Ninos Desaparecidos) 

(4) Exilierte (Exiliados) 

(5) Entlassene {Destitutidos Politicos) 

(6) Politische Gefangene {Presos Politicos) 



ca. 150 
183 
ca. 25 

350.000-500.000 (geschätzt) 
ca. 16.500 (staatl. anerkannt) 

60.000, davon ca. 4.000 Langzeithäftlinge (geschätzt) 



Tabelle 2: Repressionsopfer in Uruguay (1973-1985) 



Quellen: (1) Comisiön de Familiäres de Asesinados por Razones Politicas en la Dictadura: Lista de personas 
muertas a causa de la violencia politica a partir del 14 de abril de 1972, Archiv Comisiön de Familiäres, 3 S.; 
(2)+(3) MFDD 2004: 5-9; (4) Ministerio de Educaciön y Cultura. Comisiön Nacional de Repatriaciön 1986: If.; 
King 1989: 1062, Tab. 3507; (5) Barahona de Brito 1997: 125; (6) King 1989: 1062, Tab. 3507. 



Aueh wenn die absoluten Zahlen im Vergleich zu den anderen beiden Ländern gering er- 
scheinen, so gilt zu bedenken, dass die Gesamtbevölkerung Uruguays mit rund 3 Mio. we- 
sentlich geringer ist, als die Argentiniens (33 Mio.) und Chiles (14 Mio.). 



1.3 Das postautoritäre Uruguay 

Ähnlich wie bei den anderen Fallstudien sollen nun die notwendigen Informationen für die 
Analyse des Politikfelds Vergangenheitspolitik zusammengefasst werden. 



1.3.1 Die .dJvocacy- Koalition , Menschenrechtsbewegung’ 

Die Menschenrechtsbewegung Uruguays ist wesentlich kleiner und überschaubarer als die 
Argentiniens oder Chiles. Die Menschenrechts- und Opferorganisationen wurden erst zu 
Beginn der 80er Jahre in deutlichem zeitlichen Abstand zum Beginn der politischen Gewalt 
gegründet. Seit Ende der 90er Jahre organisierten sich weitere Opfergruppen, wie die An- 
gehörigen der Ermordeten, die Kinder der V erschwundenen und die ehemaligen politischen 
Gefangenen. 

Bedingt durch die umfassende Kontrolle, welche die Streitkräfte ausübten, und das 
Fehlen institutioneller Netzwerke wie sie in Chile beispielsweise die Kirche bot, entstanden 
die umguayischen Menschenrechtsorganisationen erst sehr spät.^ Nach dem gescheiterten 
Versuch der Regierung, eine neue Verfassung per Plebiszit ratifizieren zu lassen, eröffneten 
sich neue Handlungsspielräume für die Zivilgesellschafl, so dass zwischen 1981 und 1985 
insgesamt 36 neue NGOs entstanden (liiert 2000: 140f). In diesem Kontext gründete der 
Jesuiten-Pater Luis Perez Aguirre 1981 angeregt von dem Friedensnobelpreisträger Adolfo 
Perez Esquivel (SERPAJ-Argentinien) die uruguayische Sektion von SERPAJ und brach 



^ Vgl. zu den Menschenrechtsorganisationen Uruguays Frühling/Alberti/Portales 1989: 253-265; Delgado 1988; 
Bickford 2000: 176-179; del Huerto/Serrentino 1988; liiert 2000: 242-254. Eine tabellarische Übersicht findet 
sich im Anhang. 
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somit erstmals das Schweigen über die massive Gewalt der Militärs und forderte die Ein- 
haltung der Menschenrechte (Delgado 1988: 12ff). SERPAJ wirkte wie ein Kristallisati- 
onskem für die zahlreichen nicht artikulierten und organisierten Interessen im Bereich des 
Menschenrechtsschutzes. Im Umfeld von SERPAJ organisierten sich beispielsweise die 
Gruppen der Angehörigen der Verschwundenen und der politischen Gefangenen. Auch 
andere zivilgesellschaftliche Organisationen wie Gewerkschaften, studentische und religiö- 
se Zusammenschlüsse und Bemfsverbände machten sich die Forderung nach Menschen- 
rechtsschutz zu eigen und verankerten so das Anliegen der , Menschenrechtbewegung’ in 
der Gesellschaft (del Fluerto/Serrentino 1988: 22ff). Nach einem Aufsehen erregenden 
Hungerstreik wurde SERPAJ 1983 verboten, die Aktivisten wirkten jedoch im Rahmen der 
Möglichkeiten bis zur Wiederzulassung 1985 im Verborgenen und in anderen Organisatio- 
nen weiter. SERPAJ entwickelte sich zur bedeutendsten Menschenrechtsorganisation, deren 
Themenspektrum neben der Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen der Diktatur 
auch die Rechte der Kinder, ökonomisch, kulturelle und soziale Grundrechte, Pressefrei- 
heit, soziale Sicherheit, Menschenrechtserziehung etc. umfasst. 

Ende 1983 richtete das Colegio de Abogados, der Bemfsverband der Juristen Urugu- 
ays, eine Kommission ein, die den Vorstand in Menschenrechtsfragen beraten sollte. Etli- 
che Anwälte übernahmen die Verteidigung von Repressionsopfem, erhielten aber vom 
Colegio de Abogados nicht die gewünschte Rückendeckung. Die ablehnende Haltung des 
Colegio hatte zur Folge, dass 1984 mit institutioneller Unterstützung durch SERPAJ und 
das CLAEH (Centro Latinoamericano de Economia Humana) das Instituto de Estudios 
Legales y Sociales del Uruguay (lELSUR) gegründet wurde, um die Opfer der Repression 
und ihre Angehörigen juristisch zu beraten und vor Gericht zu vertreten (del Huer- 
to/Serrentino 1988: 29f). Bis heute legt lELSUR seinen Schwerpunkt auf die juristisch- 
technischen Aspekte des Menschenrechtsschutzes. 

Im Lauf des Jahres 1983 entstanden zahlreiche kleinere Menschenrechtsgruppen in- 
nerhalb bereits bestehender zivilgesellschaftlicher Organisationen, v.a. innerhalb der Stu- 
denten- und Gewerkschaftsbewegung. Während sich viele dieser Gruppierungen mit dem 
Ende der Diktatur auflösten, blieb das Menschenrechts Sekretariat des Gewerkschaftsver- 
bandes PIT-CNT (Plenario Intersindical de Trabajadores - Convenciön Nacional de Tra- 
bajadores) weiterhin bedeutsam. Viele Repressionsopfem waren Gewerkschaftler, weshalb 
sich das Menschenrechtssekretariat besonders dem Kampf gegen die Straflosigkeit widmet. 
Weiterhin bestehen enge personelle Verbindungen zum Partido por la Victoria del Pueblo 
(PVP), einer ursprünglich anarcho-syndikalistischen Partei, aus deren Reihen zahlreiche 
Aktivisten verschwanden. Innerhalb der umguayischen , Menschenrechtsbewegung’ ist das 
Menschenrechtssekretariat des PIT-CNT dem radikalen Flügel zuzuordnen, da es - anders 
als die anderen Menschenrechts- und Opfergrappen - das Ergebnis des verlorenen Plebis- 
zits von 1989 und die damit verbundene Ratifizierung des Amnestiegesetzes ablehnt. Es 
war auch das Menschenrechtssekretariat des PIT-CNT, das als erstes wieder versuchte, 
trotz der Ley de Caducidad Strafprozesse in Uraguay zu führen.^ 

Im Lauf des Jahres 1984, als sich die Öffnung des autoritären Regimes abzeichnete, 
immer mehr politische Gefangene aus der Haft entlassen wurden und die Exilierten began- 
nen, nach Umguay zurückzukehren, entstanden mit SER (Servicio EcumMco de Reinte- 
graciön) und SERSOC {Servicio de Rehabilitaciön Social) zwei Menschenrechtsorganisa- 
tionen, die im Bereich der Betreuung, Therapie und Wiedereingliederang tätig sind. Nach 
dem Referendum ließen die Aktivitäten der kleineren Menschenrechtsorganisationen nach. 



^ Interviews Nr. 23 mit Raul Olivera und Nr. 34 mit Pablo Chargonia. 
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Als vergangenheitspolitisch relevante Menschenrechtsorganisationen blieben nur noch 
SERPAJ, lELSUR und der PIT-CNT zurück/ 

Für die späte Organisierung der uruguayischen Repressionsopfer sind die selben Ursa- 
chen verantwortlich wie für die späte Flerausbildung von Menschenrechtsorganisationen. 
Weiter erschwert wurde die Entstehung von Opferorganisation durch die Tatsache, dass die 
Mehrheit der uruguayischen Desaparecidos nicht in Uruguay selbst verschwand und sich 
die Angehörigen deshalb anfangs den Opferorganisationen der jeweiligen Nachbarländer 
anschlossen. 

Seit 1977 gab es unterschiedliche Gruppierungen von Personen, die ihre meist in Ar- 
gentinien verschwundenen Angehörigen suchten.* Erst durch die Initiative SERPAJs ver- 
suchten die unterschiedlichen Gruppierungen, ihre Aktivitäten zu vernetzen, so dass sich im 
Laufe der Zeit die bis heute bestehende zentrale Opferorganisation Uruguays, die Madres y 
Familiäres de Uruguayos Detenidos Desaparecidos (MFDD), konsolidierte. 

Während der letzten Jahre der Diktatur bildete die MFDD gemeinsam mit den zah- 
lenmäßig viel stärkeren Organisationen der Angehörigen der Exilierten und politischen 
Gefangenen einen wichtigen Bestandteil der Mobilisierungen gegen das Regime.^ Mit dem 
Ende der Diktatur, der Befreiung der politischen Häftlinge und der Rückkehr der Exilierten 
lösten sich die anderen Opferorganisationen auf, so dass nur die MFDD zurückblieb. Nach 
der Niederlage beim Referendum versank die Gruppe in der Bedeutungslosigkeit und stellte 
1992 schließlich ihre regelmäßigen Protestmärsche ein. Erst mit der neuen Konjunktur 
Ende der 90er Jahre erlangten die MFDD einen neuen Protagonismus. Von Anfang an ar- 
beiteten sie eng mit lELSUR und SERPAJ zusammen, in dessen Räumlichkeiten sie lange 
untergebracht waren. Die MFDD kann als single mwe-Organisation bezeichnet werden, da 
sie sich anders als viele argentinische Opferorganisationen in der Regel nur zu Themen 
äußert, die mit ihrem direkten Anliegen Zusammenhängen.*** 

Angestoßen durch die Entwicklungen in Buenos Aires organisierten sich im Kontext 
der neuen Aufmerksamkeit, welche die Aufarbeitung der Vergangenheit in Uruguay seit 
der ersten Marcha de Silencio im Jahr 1997 gewann, auch in Umguay einige Kinder von 
Verschwundenen. HIJOS-Uruguay stellt einen losen Zusammenschluss von rund 30 Perso- 
nen dar, die sich in regelmäßigen Abständen treffen und unterschiedliche Aktivitäten v.a. 
im Bereich der Erinnerungsarbeit organisieren.*’ In Kooperation mit den argentinischen 
H.I.J.O.S. führten sie sowohl in Uruguay als auch in Argentinien escraches durch. Wegen 
der radikalen und wenig kooperativen Positionen der HIJOS kommt es innerhalb der , Men- 
schenrechtsbewegung’ zu gelegentlichen Spannungen. 



’ Im weiteren Umfeld der Menschenrechtsbewegung gibt es allerdings noch andere zivilgesellschaftliche Organi- 
sationen, welche die Anliegen der Menschenrechts- und Opferorganisationen unterstützen, ohne selbst den Prota- 
gonismus zu übernehmen. Dazu zählen beispielsweise CIFPE (Centro de Investigaciön y Promociön Franciscana 
y Ecolögica), FUCVAM {Federaciön Uruguaya de Cooperativas de Vivienda por Ayuda Mutuä), ASCEEP (Aso- 
ciaciön Social y Cultural de Estudiantes de la Ensenanza Publica) oder andere studentische Gruppierungen. 

^ So existierten u.a. Gruppen mit den Namen Madres y Familiäres de Uruguayos desaparecidos en Uruguay, 
Argentina y Paraguay, Madres y Familiäres de Uruguayos desaparecidos en Argentina; Familiäres de Uruguayos 
detenidos-desaparecidos en Uruguay, Agrupaciön de Familiäres de Uruguayos Desaparecidos en Europa (jeweils 
mit Namensvarianten). 

^ Die Angehörigen der politischen Gefangenen und Exilierten organisierten sich erst 1982 bzw. 1983. Nach der 
Freilassung bzw. Rückkehr unterstützten diese Gruppen die Wiedereingliederung und lösten sich schließlich auf. 

Javier Miranda (MFDD) bringt dies auf den Punkt, wenn er sagt: „Yo no defiendo las ideas que defendieron los 
desaparecidos, yo no defiendo las ideas de mi padre. Yo defiendo el derecho de mi padre a expresar sus ideas - y 
punto.“ (Interview Nr. 48 mit Javier Miranda). 

Interview Nr. 27 mit Elsa Villaflor und Lena Fontela. 
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Im Jahr 1998 schlossen sich Angehörige von Personen, die während der 70er Jahre aus 
politischen Gründen hingerichtet oder ermordet wurden, zur Comisiön de Familiäres de 
Asesinados por Razones PoUticas en la Dictadura zusammen. Diese infrastmkturell und 
personell schwache Organisation, deren Hauptanliegen die Strafverfolgung ist, machte v.a. 
durch den Prozess gegen den ehemaligen Präsidenten Bordaberry von sich reden. 

Über Jahre gab es in Uruguay keine Organisation ehemaliger politischer Gefangener. 
Erst 1997 fanden sich ehemalige weibliche Häftlinge zusammen und gründeten das Netz- 
werk Memoria para Armar, um in unterschiedlichen thematischen Arbeitsgruppen die 
Erinnerungen an die Haft und an die Militärdiktatur zu rekonstruieren. Die Ergebnisse 
wurden von 2001 an in mehreren Bänden publiziert (Memoria para Armar 2001, 2002, 
2003; Taller Vivencias 2004). Memoria para Armar, deren Aktivitäten auf große öffentli- 
che Resonanz und Sympathie stoßen, hat sich in den vergangenen Jahren zu einem festen 
Bestandteil der Menschenrechtsbewegung Uruguays entwickelt. 

Seit 2000 organisierten sich auch die ehemaligen männlichen Gefangenen unter dem 
Namen CRYSOL (Centro de Relaciones y Soluciones Laborales - Asociaciön de los Ex 
Presos PoUticos). Der Zusammenschluss, der primär auf die prekäre finanzielle und beruf- 
liche Situation vieler ehemaliger Häftlinge reagieren wollte, entwickelte sich zur Interes- 
senvertretung der ehemaligen politischen Gefangenen. Eines der wichtigsten Anliegen ist 
ihre öffentliche Anerkennung als Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen. 

Im Jahr 2003 schließlich gründeten ehemalige Tupamaros das Grupo Solidario Ibiray, 
das sich als solidarisches Netzwerk zur Unterstützung ehemaliger Repressionsopfer jeder 
politischen Provenienz versteht. Der Tätigkeitsschwerpunkt dieser Opferorganisation hegt 
auf der Unterstützung Bedürftiger und weniger in der politischen (Lobby-) Arbeit.’"^ 
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Familiäres de Umguayos exiliados^^ 
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por Razones Politicas en la Dictadura 
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Abb. 14: Uruguayische Opferorganisationen 



Die „neuen“ Opferorganisationen sind innerhalb der , Menschenrechtsbewegung’ akzeptiert 
und respektiert, spielen aber bei Weitem keine so zentrale Rolle wie die älteren Menschen- 
rechts- und Opferorganisationen. Anders als in Chile und Argentinien gibt es keine größe- 
ren Spannungen und Zerwürfnisse innerhalb der , Menschenrechtsbewegung’. Vielmehr ar- 



Interview Nr. 26 mit Lille Caruso. 

Interview Nr. 36 mit Gastön Grisoni und Alfrede Gömez. 

''' Interview Nr. 46 mit David Cämpora. 

Es findet sich auch die Namens Variante (Movimiento de) Madres y Familiäres de Procesados por la Justicia 
Militär u.a. 

Namensvariante Familiäres de Exiliados u.a. 

Auch hier finden sich in der Presse und in einigen Deklarationen leichte Namensvarianten. 
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beiten die unterschiedlichen Gruppen arbeitsteilig zusammen. Zentral ist die Trias SERPAJ 
- MFDD - lELSUR, wobei SERPAJ und MFDD die politische Lobbyarbeit und lELSUR 
die juristischen Aktivitäten übernimmt. Die Menschenrechts- und Opferorganisationen 
unterstützen sich in der Regel gegenseitig bei ihren unterschiedlichen Aktivitäten und 
schließen sich meist den Positionen derjenigen Organisation an, die in einem bestimmten 
Teilgebiet der Vergangenheitspolitik federführend ist. Charakteristisch für die uruguayische 
, Menschenrechtsbewegung’ sind die fehlenden (partei-) politischen Tendenzen. Obwohl die 
meisten Menschenrechtsaktivisten dem Freute Amplio nahe stehen, sind die Organisationen 
als solche nicht an die Partei gebunden. Ebenso konzentrieren sich die Opferorganisationen 
weitgehend auf ihre ureigenen vergangenheitspolitischen Grundanliegen und vermeiden 
somit die Vermischung mit anderen politischen Forderungen. 

Als wichtiger Bestandteil der ^Jvocacy-Koalition , Menschenrechtsbewegung’ können 
auch die beiden Parlamentarier des Freute Amplio, Rafael und Felipe Michelini, gesehen 
werden. Ihr Vater war der 1976 im argentinischen Exil ermordete Freute Amplio-S>ensXox 
Zelmar Michelini. Die beiden Parlamentarier stießen immer wieder vergangenheitspoliti- 
sche Themen an und zeigten sich offen für die Anliegen der , Menschenrechtsbewegung’. 



1.3.2 Die ^Jvocacy- Koalition , Streitkräfte’ 

Ähnlich wie in den anderen beiden Ländern sind in Uruguay Heer, Marine und Luftwaffe 
die zentralen Akteure dieser Koalition. Während der ersten Amtszeit Sanguinettis stand der 
ehemalige General Hugo Medina, der während der Club AGva/- Verhandlungen bereits die 
Interessen der Militärs vertreten hatte, dem Verteidigungsressort vor. Durch ihn hatte diese 
HJvocacy-Koalition einen bedeutenden Fürsprecher innerhalb der Exekutive. 

Daneben spielen die unterschiedlichen Vereinigungen aktiver und ehemaliger Militärs 
eine bedeutende Rolle. Im Ceutro Militär, dessen Ehrenvorsilzender gemäß den Slatulen 
der Slaalspräsidenl isl, sind v.a. ranghohe Milglieder des Heeres organisierl. Daneben exi- 
slieren noch zahlreiche andere Zusammenschlüsse ehemaliger Mililärs, wie beispielsweise 
der Circulo Militär oder die Legiöu Teuieutes de Artigas. Vor allem die beiden erstgenan- 
nten Vereinigungen treten in der Öffentlichkeit immer wieder als die inoffizielle Stimme 
der Truppe auf, betreiben Lobbyarbeit und versuchen, das Gedenken an die Jahre der zivil- 
militärischen Regierung in ihrem Sinne zu beeinflussen und jene Kameraden zu ehren, die 
im Kampf gegen die Subversion ums Leben kamen (Marchesi 2002; Achugar 2005; Perelli 
1987). 



1.3.3 Die politischen Parteien 1985-2004 

Uruguay verfügt über ein stabiles und institutionalisiertes Parteiensystem, das bis in die 
1 970er Jahre vom Partido Colorado und dem Partido Nacioual, den sog. Blaucos, domi- 
niert wurde. Beide Parteien wurden 1836 gegründet und sind somit die ältesten, noch rele- 
vanten Parteien Lateinamerikas (Mainwaring/Scully 1995: 15). Sie hatten sich ursprünglich 
entlang der cleavage Stadt-Land entwickelt: Die Colorados waren die eher liberale Partei 
des städtischen Bürgertums, die Blaucos repräsentierten traditionell die Interessen der eher 
konservativen Latifundisten. Waren sie zu Beginn noch Honoratioren-Parteien im Sinne 
Max Webers, so entwickelten sie sich im Lauf der Jahre zu catch a//-Parteien und näherte 
sich ideologisch aneinander an. Die uruguayische Praxis der coparticipaciöu trug dazu bei. 
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dass sich keine grundlegenden politisch-ideologischen Profile herausbildeten. Bei den Par- 
lamentswahlen von 1917 bis 1966 erhielten Colorados und Blancos zusammen regelmäßig 
rund 90% der Wählerstimmen, wobei die Blancos meist der kleinere coparticipaciön- 
Partner war (Noblen 2005a: 502-506). 

Es handelte sich in Uruguay allerdings nicht um ein Zwei-Parteiensystem im eigentli- 
chen Sinn. Charakteristisch für die uruguayische Parteienlandschaft ist die interne Frag- 
mentierung der Parteien: Die Parteien, die auch lema genannt werden, bestehen aus mehre- 
ren einzelnen sublemas, d.h. Fraktionen innerhalb derselben Partei, die sich entweder über 
bestimmte politisch-ideologische Positionen oder über einzelne Politiker definieren. Der 
Wähler stimmt nicht nur für eine Partei {lema), sondern für eine bestimmfe Fraktion oder 
Strömung (sublema) innerhalb der Partei (Wagner 1993; Cason 2002). Aus diesem stabilen 
fragmentierten Zwei-Parteien-Oligopol entwickelte sich seit der Rückkehr zur Demokratie 
ein stabiles fragmentiertes Drei-Parteiensystem: Kleinere linke Parteien und sublemas der 
beiden großen Parteien schlossen sich 1971 im Kontext einer akuten Wirtschaftskrise und 
großen gesellschaftlich-politischen Konflikten im Frente Amplio zusammen und konnten 
bei den Parlamentswahlen 18,3% der Stimmen auf sich vereinigen. In diesem Linksbündnis 
hatten sich kommunistisch, christdemokratische, sozialistische und sozialdemokratische 
sublemas sowie das MLN-T zusammengeschlossen. Der Versuch, die nicht organisierte 
Linke zu fassen und über parlamentarisch-institutionelle Kanäle in den politischen Prozess 
zu integrieren, scheiterte 1973 mit dem Putsch. Bei den ersten Wahlen nach dem Ende der 
Diktatur erzielte das Frente Amplio 21,3% und steigerte bei den folgenden Wahlen seine 
Ergebnisse kontinuierlich: Bei den Parlamentswahlen 1999 war das FA mit 40,1% die 
stärkste Partei. Bei den Präsidentschaftswahlen 2004 konnte sich der FA-Kandidat mit 
absoluter Mehrheit gegen die traditionellen Parteien durchsetzen (Schonebohm 2004). Für 
den Zeitraum von 1984 bis 2004 lag die Zahl der effektiven Parteien in Uruguay bei 3,01.** 
Relevante konservative Parteien fehlen. Das Parteiensystem weist eine gemäßigt bis hohe 
ideologische Polarisierung auf (Mainwaring/Scully 2005: 30f). Im Vergleich zu den ande- 
ren beiden Ländern erzielte die uruguayische Linke bei den Parlamentswahlen seit dem 
Ende der Diktatur die höchsten Wahlergebnisse: Sie erhielt durchschnittlich 36,9% der 
Stimmen und 37,2% der Parlamentssitze. In Chile erhielt die Linke durchschnittlich 24,2% 
der Sitze, in Argentinien lediglich 8,1%.'^ 



1.3.4 Gesellschaftliches Vertrauen 

Das interpersonale Vertrauen ist in Uruguay für lateinamerikanische Verhältnisse recht 
ausgeprägt^**: Bei einer Erhebung des Latinobarömetro (1996) erreichte Uruguay unter den 
Flächenstaaten Lateinamerikas die besten Werte bei den drei von Marta Lagos identifizier- 
ten Vertrauensindikatoren , Interpersonales Vertrauen’, , Fehlende Ehrlichkeit’ und , Geset- 
zesbruch’. Ein Drittel der Befragten gab am, der Mehrheit der Mitmenschen zu vertrauen. 
Nur 33% zweifelten an der Ehrlichkeit ihrer Landsleute und nur 50% gingen davon aus. 



Eigene Berechnungen auf der Datengrundlage von Noblen 2005a. Eine komparative Darstellung findet sich im 
Anhang,. 

Eigene Berechnungen auf der Datengrundlage von Noblen 2005 und 2005a und Jones/Lauga/Leön-Roesch 
2005. Eine komparative Darstellung findet sich im Anhang. 

Es ist zu bedenken, dass Uruguay im Rahmen der WVS-Erhebungen nur einmal berücksichtigt wurde (1996), so 
dass keine Zeitreihendaten vorliegen. Die empirischen Befunde finden sich in komparativer Darstellung mit den 
jeweiligen Nachweisen und Frageformulierungen im Anhang. 
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dass ihre Mitmenschen das Gesetz missachten (im Durchschnitt schätzten 73%, dass das 
Gesetz nicht respektiert wird) (Lagos 1997: 126). 

Hinsichtlich des Institutionenvertrauens hegt Uruguay bei allen zur Verfügung stehen- 
den Erhebungen über dem regionalen Durchschnitt und weit vor Argentinien. Bei den Be- 
fragungen des Latinobarömetro (1995-98) sprachen durchschnittlich 53,5% der Uruguayer 
der Justiz und 46,5% der Polizei ihr Vertrauen aus. In Chile waren es 38,5% bzw. 42%. Bei 
der Erhebung im Auftrag des UNDP aus dem Jahr 2002 erreichte Uruguay bei der Frage 
nach dem Vertrauen in Parteien und Parlament die höchsten Indexwerte Lateinamerikas. 
Das Vertrauen der Uruguayer in ihre Regierung lag bei dieser Studie zwar weit vor dem der 
Argentinier und auch vor dem kontinentalen Durchschnitt, blieb aber leicht hinter dem der 
Chilenen in ihre Regierung zurück. 

Uruguay scheint im lateinamerikanischen Kontext eine Nation mit ausgeprägtem ge- 
sellschaftlichem Vertrauen zu sein: Sowohl beim interpersonalen als auch beim Institutio- 
nenvertrauen liegt Uruguay nicht nur vor Argentinien, dem regionalen Durchschnitt und 
häufig auch vor Chile. Oftmals erreicht es die besten Werte im regionalen Vergleich. 



2. Die Regierung Sanguinetti I 

„In 1985 Parliament granted amnesty not only to political prisoners and those detained without trial, but also 
to those who were prosecuted for committing outrages against democracy prior to 1973, the Tupamaro gueril- 
las. [...] Later the explosive subject of human rights charges against the military came up. [...] After a long pe- 
riod of negotiation the Parliament, by a significant majority, passed a law granting amnesty to the military. 
[...] In April 1989, we held a referendum on amnesty for the military, and the country voted in favor of it. This 
act of reconciliation, I believe, completed the transition process in Uruguay. We can sum up this chapter of 
Uruguayan history by drawing its most important lesson - that the bailot box is the most powerfull source of 
legitimacy.“ Julio Maria Sanguinetti (1991a: 8f) 



2. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Julio Maria Sanguinetti ( 1 985-90) 

Am 1. März 1985 übernahm der 49-jährige Co/oraJo-Politiker und Jurisl Julio Maria San- 
guinetti für die kommenden fünf Jahre das oberste Staatsamt. David Pion-Berlin (1994: 
1 18) charakterisiert ihn treffend, wenn er schreibt: 

„If there is anything about Sanguinetti’s character that could explain his decision, it is his pragmatism. Unlike 
Alfonsin and Aylwin who both had moral agendas to fulfill, Sanguinetti did not. He was fully prepared to sus- 
pend principles in order to achieve desired ends.” 

In seiner Antrittsrede, in der er das Thema der Menschenrechtsverletzungen nicht erwähnte, 
betonte Sanguinetti: „Mi mayor ambiciön es la de estar el 1° de marzo de 1990 entre- 
gändole el mando al nuevo Presidente constitucionalmente electo.“^’ Durch den paktierten 
Übergang blieben die Streitkräfte, die keine strukturellen oder personellen Veränderungen 
hinnehmen mussten, weiterhin ein entscheidender Akteur im postautoritären Transitions- 
Setting. Auch wenn es während der uruguayischen Konsolidierung zu keinen offenen 
Putschdrohungen oder Militärrebellionen kam, so war implizit doch klar, dass ein Regieren 
gegen die Interessen der Streitkräfte mit hohen politischen Kosten verbunden wäre. Durch 
die Ernennung von General a.D. Hugo Medina, dem Vertreter der Militärs bei den Club 



Julio M. Sanguinetti, zit. in Nahum 2004: 365; vgl. Barahona de Brito 1997: 69f., 80, 125. 
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A^ava/- Verhandlungen, zum Verteidigungsminister war die Artikulation militäriseher Inter- 
essen aueh auf der Regierungsebene abgesiehert. 



2.1.1 Cambio en Paz - Das vergangenheitspolitisehe Konzept Sanguinettis 

Noeh im Wahlkampf hatte Sanguinetti sieh klar zur juristisehen Aufarbeitung der Ver- 
gangenheit und zur Reehtsstaatliehkeit bekannt: „Revaneha nunea, justieia siempre [...]. No 
habrä nadie que en este pais no este amparado por la ley y por la Justieia absolutamente in- 
dependiente.“^^ Kurz vor seinem Amtsantritt bekräftigte er, dass die für Men- 
sehenreehtsverletzungen Verantwortbehen zur Reehensehaft gezogen werden: „Los 
mibtares que hubieran ineurrido en violaeiones a los dereehos humanos durante el gobiemo 
de faeto serän juzgados por la Justieia ordinaria.“^^ 

Jenseits des Wahldiskurses aber orientierte sieh die Vergangenheitspobtik des Pragma- 
tikers Sanguinetti v.a. am spanisehen Weg naeh dem Ende der Franeo-Diktatur.^"^ Um die 
fragile Demokratie nieht zu gefährden, sollten nur unbedingt notwendige Maßnahmen ein- 
geleitet werden; heiklen Themen galt es zu meiden. Der Versueh einer umfassenden Aufar- 
beitung naeh argentinisehem Vorbild sehien aufgrund des Modus des Systemweehsels nieht 
möglieh. Dem paktierten Übergang lag ein in langen und oft frustranen Verhandlungen 
entstandenes Vertrauen zwisehen den Militärs und den Parteien zugrunde. Beide Seiten 
waren von einem perdön general ausgegangen, da es nieht denkbar sehien, die politisehen 
Gefangenen zu entlassen und gleiehzeitig die Militärs zu verurteilen.^^ 



2.1.2 V ergangenheitspolitisehe Direktmaßnahmen 

Die Vergangenheitspobtik Sanguinettis setzte maßgeblieh auf Direktmaßnahmen mit kur- 
zem Zeithorizont, um so auf die unmittelbaren Probleme einzugehen und diese in einem 
übersehaubaren Zeitraum zu lösen. Das wiehtigste vergangenheitspolitisehen Themen war 
die umgehende Befreiung der politisehen Gefangenen. Weiterhin mussten Maßnahmen zur 
Erleiehterung der Exilrüekkehr und zur Wiedereingliederung derer, die aus politisehen 
Gründen mit Berufsverboten belegt worden waren, getroffen werden. 

Anders als in Chile, wo sieh die Freilassung der politisehen Gefangenen über Jahre 
hinzog, konnten sieh die Parteien in Uruguay trotz untersehiedlieher Ansiehten zügig auf 
ein Amnestiegesetz einigen, das die umgehende Haftentlassung der politisehen Gefangenen 
ermögliehte.^^ In der parlamentarisehen Debatten war strittig, welehe Vergehen amnestier- 
bar seien: Die Colorados und ein Teil der Blancos wollten hechos de sangre von der Rege- 
lung aussehließen, während der Freute Amplio und die Mehrheit der Blancos eine uneinge- 
sehränkte Generalamnestie forderten (Ferro 1998: 6). 

Am 8. März 1985, eine Woehe naeh dem Amtsantritt Sanguinettis und drei Woehen 
naeh der Eröffnung der Sitzungsperiode des Parlaments, wurde mit der sog. Ley de 
Pacificaciön Nacional das Amnestiegesetz für die Presos Politicos verabsehiedet. Diese 
Kompromisslösung sah die sofortige Freilassung aller politisehen Häftlinge mit Ausnahme 



Julio M. Sanguinetti [Juli 1984], zit. nach MFDD 1990: 23. 

Julio M. Sanguinetti [Februar 1985], zit. nach MFDD 1990: 23. 

Vgl. zum Fall Spanien Aguilar 2001 . 

Interview Nr. 40 mit Julio Maria Sanguinetti. 

Vgl. zur Vorgeschichte des Gesetzes Barahona de Brito 1997: 127ff. 
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jener vor, die wegen Tötungsdelikten inhaftiert waren. Die Fälle der verbleibenden Fläftbn- 
ge sollten innerhalb von 120 Tagen überprüft werden. Bei ungereehtfertigten Urteilen war 
die umgehende Freilassung vorgesehen, in den anderen Fällen wurde jeder bisher verbüßte 
Flafttag als drei Tage angereehnet, so dass de facto aueh diese Fläftlinge naeh der Überprü- 
fung ihrer Fälle in Freiheit entlassen wurden, selbst wenn ihre Vorstrafen weiter registriert 
blieben (Ley N° 15.737, Art. 1-14). Das Gesetz sehloss explizit Delikte aus, die von Mit- 
gliedern der Streit- und Sieherheitskräfte begangen wurden (Art. 5). In kürzester Zeit naeh 
der Verabsehiedung des Gesetzes wurden alle politisehen Gefangenen befreit. Mit der Ent- 
lassung dQx Presos poUticos, die in gewisser Weise das Ende der Diktatur versinnbildbehte, 
war eine der wiehtigsten Forderungen der Mensehenreehtsbewegungen erfüllt (Wesehler 
1990: 159). 

Die zweite große Forderung war die naeh der Rüekkehr der Exilierten. Als Immigrati- 
onsnation hatte Uruguay nie eine Abwanderung oder Flueht seiner Bürger erlebt. Dass 
zwisehen 1968 und 1984 rund 350.000 Uruguayer, d.h. 12% der Bevölkerung, ins Exil 
gingen, stellte somit ein sehmerzhaftes Novum dar.^’ Auf diese Situation reagierend sah die 
Ley de Pacificaciön Nacional deshalb die Einriehtung der im Erziehungs- und Kulturmini- 
sterium angesiedelten Comisiön Nacional de Repatriaciön (CNR) zur Unterstützung der 
Exilrüekkehr vor (Ley N° 15.737, Art. 24). 

Die CNR arbeitete von 1986 bis 1989 und unterstützte in dieser Zeit die Rüekkehr von 
rund 22.000 Uruguayern.^* Sie versuehte, eine Bevorzugung der Heimkehrer zu vermeiden 
und statt dessen Chaneengleiehheit herzustellen sowie Rückkehr und Reintegration zu för- 
dern: Zollgebühren wurden erlassen und die zollfreie Einfuhr des Besitzes der Rückkehrer 
(mit Ausnahme von Fahrzeugen) ermöglicht. Notwendige konsularische Vorgänge wurden 
gebührenfrei erledigt, Kinder unbürokratisch in Schulen aufgenommen, Familien für eine 
Übergangszeit eine Krankenversicherung gewährt. Ebenso wurden Kredit- und Förde- 
rungsprogramme für die berufliche Wiedereingliederung initiiert. Durch besondere Anrei- 
ze sollte die Rückkehr von Hochqualifizierten gefördert werden. Einen Großteil der Wie- 
dereingliederungsprogramme konnte die CNR nahezu kostenneutral gestalten. Teuer waren 
hingegen die Programme zur beruflichen Reintegration, die v.a. durch Spenden der EWG, 
Schwedens und Quebecs finanziert wurden. Als die CNR ihre Aktivitäten einstellte, konnte 
ein Restbetrag aus dem ursprünglichen Budget von 2 Mio. US$ für andere soziale Maß- 
nahmen verwendet werden. 

Die Maßnahmen der CNR wurden durch die Aktivitäten des Servicio Ecumenico de 
Reintegmciön (SER) komplementiert, der 1984 gegründet wurde und auf die Notwendig- 
keit reagierte, entlassene politische Gefangene und Exilrückkehrer bei der Wiedereingliede- 
rung zu unterstützen. Zwischen 1984 und 1988 wurden rund 8.000 Personen vom SER in 
Arbeitswiedereingliederungs- und Notfallprogrammen betreut.** Der SER arbeitete sehr 
eng mit unterschiedlichen NGOs und kirchlichen Gruppen im In- und Ausland zusammen 
und erhielt finanzielle Unterstützung von verschiedenen kirchlichen Einrichtungen.** 



Vgl. Ministerio de Educaciön y Cultura. Comisiön Nacional de Repatriaciön 1986: If. 
Interview Nr. 25 mit Victor Valliant. 

Vgl. Ministerio de Educaciön y Cultura. Comisiön Nacional de Repatriaciön 1986: 4-13. 
Interview Nr. 25 mit Victor Valliant. 

Vgl. Journal of the Servicio Ecumenico de Reintegraciön, 1/April 1988, S. 6f. 

Interview Nr. 37 mit Ana Varela. 
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Im November 1985 wurde die gesetzliehe Regelung zu Wiedereinstellung und Entsehädi- 
gung der Destituidos verabsehiedet - jener Personen, die zwisehen dem 9. Februar 1973 
und dem 1. März 1985 aus politisehen, ideologisehen oder willkürliehen Gründen aus dem 
öffentliehen Dienst oder der Verwaltung entlassen worden waren. Die Ley N° 15.783 sah 
die Rüekkehr der Destituidos an ihren ehemaligen Arbeitsplatz oder an eine gleiehwertige 
Stelle vor. Die Wiedereinstellung sollte auf der Beförderungs- und Dienstaltersstufe erfol- 
gen, welehe die Personen einnehmen würden, wenn sie nieht entlassen worden wären. Für 
die Zeit des Arbeitsaussehlusses wurde den Destituidos der volle Rentenansprueh gutge- 
sehrieben. In den Fällen, in denen der Anspruehsbereehtigte bereits verstorben war, gingen 
die Pensionsansprüehe auf die Angehörigen über (Ley N° 15.783, Art. 1-27). 

Dureh dieses Gesetz konnten ea. 10.500 Entlassene an ihre Arbeitsplätze zurüekkeh- 
ren, rund 6.000 Pensionen wurden bewilligt; untersehiedliehe Gesetze weiteten in den fol- 
genden Jahren den Empfängerkreis aus.^^ Im Zuge der Implementierung dieser Gesetze 
kam es zu einige Probleme und Verzögerungen; in einigen Fällen versuehte die Regierung, 
das Gesetz zu unterlaufen (Barahona de Brito 1997: 125). 



2.1.3 Die parlamentarisehen U ntersuehungskommissionen 

Im April 1985 riehtete die Abgeordnetenkammer auf Initiative des Freute Amplio und der 
Blancos zwei parlamentarisehe Untersuehungskommissionen ein: Die Comisiön Investiga- 
dora sobre Situaciön de Personas Desaparecidas y los Hechos que la motivaron zur Unter- 
suehung des Sehieksals der Versehwundenen und eine Kommission zur Aufklärung der 
Entführung und ansehließenden Ermordung der beiden uruguayisehen Parlamentarier Hee- 
tor Gutierrez Ruiz und Zelmar Miehelini in Buenos Aires.^"* Beide Kommissionen verfüg- 
ten weder über die Unterstützung der Exekutive noeh über investigative Kompetenzen, so 
dass sie auf die Kooperation möglieher Zeugen und vor allem der Streitkräfte angewiesen 
waren. Es ist somit nieht verwunderlieh, dass keine der Kommissionen zu definitiven Er- 
gebnissen kam (Miehelini 2001: 186f): Die Erkenntnisse der Kommission zur Untersu- 
ehung der Morde an den beiden Parlamentariern wurden nieht veröffentlieht, sondern im 
Mai 1986 der Militärjustiz übergeben. Es kam weder zur Verurteilung der Verantwortliehen 
noeh zur Aufklärung dieses Verbreehens.^^ Die Kommission zur Untersuehung des Sehiek- 
sals der Versehwundenen erstellte naeh siebenmonatiger Arbeit einen Absehlussberieht, der 
ebenfalls nieht der Öffentliehkeit zugänglieh gemaeht wurde. Die Informationen wurden so 
vertraulieh behandelt, dass selbst Parlamentarier den Berieht nieht einsehen konnten und 
können.^^ 

In den Medien wurde eine Zusammenfassung dieses Beriehts veröffentlieht, dem zu 
Folge bei der Kommission 164 Desaparecido-YaWe, angezeigt wurden, die sieh 1973 bis 
1978 ereigneten (118 Männer, 38 Frauen, 8 Kinder). In 32 Fällen versehwanden die Perso- 
nen in Uruguay selbst, die Mehrheit der Uruguayer aber versehwand in Argentinien (127), 



Vgl. bspw. Leyes N° 16.163, N° 16.451, N° 16.561 undN° 17.449. 

Der ß/aHco-Abgeordnete Gutierrez Ruiz und der Freute AmplioSemitor Zelmar Miehelini waren nach dem 
Putsch in Uruguay nach Buenos Aires geflohen und dort eng in die Koordinierung der Aktivitäten oppositioneller 
Kräfte eingebunden. Am 18. Mai 1976 wurden beide von Zivilisten aus ihren Wohnungen entfuhrt. Drei Tage 
später fand man ihre Leichen in Buenos Aires. Die offizielle Version besagte, dass sie Opfer der Subversion 
geworden seien. Vgl. Marchesi 2002: 124-127 und SERPAJ 1992: 266-269. 

Vgl. Cuadernos deMarcha, afio II, nümero 8, Junio 1986, S. 89. 

Interview Nr. 3 1 mit Hugo Cores. 
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wobei durch Zeugenaussagen belegt werden konnte, dass uruguayische Kräfte an diesen 
desapariciones beteiligt waren. Der Bericht kommt zum Schluss, dass die Streitkräfte zwar 
beteiligt waren, man aber nicht von einer institutioneilen Praxis oder Verantwortung der 
Streitkräfte sprechen könne: 

„La Comision no puede concluir en que estas irregularidades sean imputables a decisiones orgänicas. 
Aparecen en cambio fündados indicios de que existieren elementos policiales y militares [...] cuya posiciön es 
seriamente comprometida.“^’ 

Menschenrechtsorganisationen, die in Besitz des kompletten Berichts gekommen waren, 
behaupteten, dass die veröffentlichten Schlussfolgerungen den im Bericht gesammelten 
Fakten widersprächen, woraus sie schlossen, dass die Kommission starken politischen Ein- 
flussnahmen ausgesetzt war (SERPAJ/IELSUR/MFDD 1986: 4). Die Arbeit der beiden 
Kommissionen kann nur sehr bedingt als ein genuiner Beitrag zur Wahrheitssuche gesehen 
werden, da ihre Kompetenzen beschränkt waren, die Ergebnisse der Nation nicht zugäng- 
lich gemacht wurden und begründet davon ausgegangen werden kann, dass politische Inter- 
essen die Arbeit der Kommissionen leiteten. 



2. 1 .4 Versuche der strafrechtlichen Aufarbeitung 

Mit der Freilassung der politischen Gefangenen, dem Sichtbarwerden der Systematik der 
Flafl- und Folterpolitik und angeregt durch die Berichte der Opfer artikulierte sich in der 
Bevölkerung die Forderung nach einer umfassenden Aufarbeitung der Menschenrechtsver- 
letzungen. Zum gleichen Zeitpunkt begannen in Buenos Aires die Junta-Prozesse. So reich- 
ten SERPAJ, MFDD und lELSUR am 17. April 1985 die ersten Strafanzeigen gegen uru- 
guayische Militärs wegen des Verschwindens von 36 Uruguayern ein (31 in Argentinien 
und fünf in Uruguay).^* Dies stellte den Auftakt des Ringens um die strafrechtliche Aufar- 
beitung der Menschenrechtsverletzungen dar. Die Zahl der Anzeigen sollte bis zu Verab- 
schiedung der Ley de Caducidad Ende 1986 auf über 700 ansteigen (Barahona de Brito 
2001: 128). 

Die Strafverfolgung stieß bald an ihre politischen Grenzen: Die Militärjustiz forderte 
mit der Rückendeckung Sanguinettis die Jurisdiktion über die Menschenrechtsfälle; der 
Verteidigungsminister unterstützte die Offiziere, die sich weigerten, vor Gericht zu erschei- 
nen. In der Zuständigkeitsdebatte bezog Sanguinetti eindeutig Position zugunsten der Mili- 
tärs (Barahona de Brito 1997: 130ff). Als der Oberste Gerichtshof im Juni 1986 der zivilen 
Gerichtsbarkeit die Zuständigkeit zusprach, kritisierte Sanguinetti diese Entscheidung, warf 
den zivilen Gerichten Parteilichkeit vor und stellte so die Legitimität und Unabhängigkeit 
der Judikative in Frage (Barreiro 1986: 18). Im Zusammenhang der Debatten um die ge- 
richtlichen Vorladungen der Militärs und der jurisdiktioneilen Zuständigkeiten wurde der 
Ruf nach einer politischen Lösung immer lauter. Die Militärs forderten eine Amnestie ana- 
log zu den politischen Gefangenen. Sanguinetti vertrat ebenfalls diese Position, die er - 
dem spanischen Vorbild folgend - als den normalen Weg ansah. In einem Interview sagte 
er: „algunos de nuestros militares tienen tal vez determinadas responsabilidades, pero los 
terroristas tambien tuvieron graves responsabilidades. Y sin embargo fueron amnistiados. 
Es normal haber amnistiado tambien a los militares. 



Informe sobre desaparecidos, Conclusiones, N°7, reproduziert in der Wochenzeitung las bases, 10.1 1.1985. 
Vgl. La Hora, 18.04.1985. 

Interview mit Julio M. Sanguientti in: Brecha, 09.1 1.1985. 
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Hier zeigt sich bereits sehr deutlich der Versuch, die Menschenrechtsverletzungen der 
Militärs mit Delikten der politischen Gefangenen gleichzusetzen und so die Amnestie für 
die Militärs mit der für die Presos PoUticos zu rechtfertigen. In der Debatte schlossen 
schließlich auch die Oppositionsführer Wilson Ferreira Aldunate {Biancas) und Liber Se- 
rengi (FA) eine Amnestie nach der Klärung der Fakten nicht mehr aus (Barreiro 1986: 18). 
Auch andere Sektoren der Linken sahen aufgrund des gegebenen Kräfteverhältnisses die 
Notwendigkeit einer politischen Lösung."'*’ 

Diese Debatten wurden im Kontext vielfältiger Spannungen geführt: Die Streitkräfte 
machten deutlich, dass sie nicht vor zivilen Gerichten erscheinen würden. Die Regierung 
unterstützte diese Position und wurde von verschiedenen Seiten angegriffen, da sie die 
Arbeit der Gerichte in Menschenrechtsfällen behindere. Innerhalb der Streitkräfte sah sich 
Verteidigungsminister Medina Angriffen des Äar<i/;ner-Flügels ausgesetzt, so dass die 
Gefahr bestand, dass er die Streitkräfte nicht mehr unter Kontrolle halten könnte. 

Auch unter den Parteien gab es Spannungen: Sanguinetti sah sich durch die Zusagen, 
die bei den Club AGva/-Verhandlungen gemacht wurden, gebunden und vertrat in aller 
Klarheit eine Amnestie, die auch die Colorados uneingeschränkt befürworteten. Die Führer 
der Oppositionsparteien Frente Amplio und Biancas sahen die Notwendigkeit einer politi- 
schen Lösung, konnten aber nicht auf die volle Unterstützung der Parlamentarier und der 
Parteibasis zählen und waren nicht bereit, den politischen Preis für die Zustimmung zur 
Impunidad zu zahlen. 

Im August 1986 brachten die Colorados eine Gesetzesinitiative ein, die eine generelle 
Amnestie für alle im Zeitraum von 01.01.1962 bis 01.03.1985 am Kampf gegen die Sub- 
version beteiligten Mitglieder der Streit- und Sicherheitskräfte sowie die Einstellung aller 
Verfahren vorsah. Sanguinetti verteidigte diesen Entwurf mit den Argumenten der Militärs: 
Es gäbe keinen direkten Zusammenhang zwischen Menschenrechtsverletzungen und den 
Streitkräflen, da es sich bei diese Vergehen um individuelle Exzesse handle, die im Rahmen 
von Kriegshandlungen begangen wurden. Kritikern der Amnestie warf er vor, den subver- 
siven Kräften anzugehören und neue Konflikte zu provozieren. Er setzte die Amnestie für 
die Militärs mit der Amnestie für die politischen Gefangenen gleich. Dieser Vorschlag der 
Colorados scheiterte im September 1986 im Parlament. 

Die Biancas erarbeiteten einen Gesetzesentwurf, den sie im September 1986 in die 
parlamentarische Debatte einbrachten. Diese Ley de Defensa de la Democracia sah die 
moralische Verurteilung der für den Verfassungsbruch und somit für die Militärdiktatur 
Verantwortlichen vor; die Strafverfolgung aber sollte auf schwere Menschenrechtsverlet- 
zungen und das Verschwindenlassen von Personen beschränkt bleiben. Außerdem sah der 
Entwurf eine Frist für das Einreichen von Klagen vor, die am 22. September 1986 endete. 
Der Senat lehnte diesen Vorschlag, der von den Militärs heftig kritisiert wurde, im Oktober 
1986 ab. Im Dezember 1986 initiierten Abgeordnete des Frente Amplio ein Gesetz, dass 
unter Verlust der Rentenansprüche die Entlassung jener Polizisten und Militärs vorsah, die 
den gerichtlichen Vorladungen nicht nachkamen. Auch dieser Vorschlag wurde im Parla- 
ment abgelehnt (Barahona de Brito 1997: 132-145). 



So schrieb die links-intellektuelle Zeitschrift Cuadernos de Marcha\ „Pero, como deciamos, el tema es politico. 
Esto quiere decir, segun ciertas interpretaciones, que deberiamos recurrir al olvido para asegurar la estabilidad 
democrätica y para iniciar el camino hacia adelante. Y quiere decir tambien que, a menos que la salida se negocie 
con los jerarcas militares, [. . .] el gobiemo carece de fuerza real para imponer una solucion inconsulta, aun cuando 
esta se apegue a la constituciön y la norma penal.” (Editorial, Cuadernos de Marcha, ano II, nümero 9, Julio 1986, 
S. 3). 
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Zwei Tage nach dem Scheitern des Freute ^m/?/;o-Vorschlags präsentierten die Bian- 
cas einen neuen Entwurf, der am 22. Dezember 1986 als Ley de Caducidad de la 
Pretenciön punitiva del Estado (LdC) verabschiedet wurde (Ley N“ 15.848). Das Amne- 
stiegesetz bezieht sich in Art. 1 explizit auf die Club AavaZ-Verhandlungen, deren nie ver- 
öffentlichte Inhalte Dreh- und Angelpunkt der Debatten um die Aufarbeitung der Men- 
schenrechtsverletzungen waren: 

„como consecuencia de la lögica de los hechos originados por el acuerdo celebrado entre partidos politicos y 
las Fuerzas Armadas en agosto de 1984 y a efecto de concluir la transiciön hacia la plena vigencia del orden 
constitucional, ha caducado el ejercicio de la pretensiön punitiva del Estado respecto de los delitos cometidos 
hasta el de marzo de 1985 por flincionarios militares y policiales [...] por möviles politicos o en ocasiön del 
cumplimiento de sus funciones y en ocasiön de acciones ordenadas por los mandos que actuaron durante el 
periodo de facto.“ 

Art. 3 regelt den Amnestie-Mechanismus: Der untersuchende Richter muss bei Verfahren 
wegen fraglicher Vergehen durch Militär- oder Polizeiangehörige die Unterlagen dem 
Staatspräsidenten überstellen, damit dieser innerhalb von 30 Tagen entscheidet, ob die 
Delikte unter die in Art. 1 geregelte Amnestie fallen. Die Entscheidung über die Anwend- 
ung der Amnestie fällt also in jedem Fall der Exekutive zu, so dass der Präsident in diesen 
Fragen stets die Kontrolle über die Judikative behält. Sanguinetti konnte durch diesen Me- 
chanismus weiterhin als persönlicher Garant dafür fungieren, dass kein Militärangehöriger 
gerichtlich belangt werden würde."** Zentral für die weitere Debatten um die Aufklärung des 
Schicksals der Verschwundenen ist Art. 4 der LdC: 

„el Juez de la causa remitirä al Poder Ejecutivo testimonios de las denuncias [...] referentes a actuaciones 
relativas a personas presuntamente detenidas en operaciones militares o policiales y desaparecidas asi como 
de menores presuntamente secuestrados en similares condiciones. El Poder Ejecutivo dispondrä de inmediato 
las investigaciones destinadas al esclarecimiento de estos hechos.“ 

Der Regierung kommt demnach die Verantwortung zu, in den Fällen der Detenidas Des- 
aparecidas und der verschwundenen Kinder Untersuchungen zur Aufklärung des Schick- 
sals dieser Personen anzustellen. 

Die LdC wurde mit den Stimmen der Parlamentarier der Calaradas (mit einer Aus- 
nahme) und eines Teils der Biancas verabschiedet. Der Freute Amplia sowie einige Abge- 
ordnete der Biancas und vier Abgeordnete anderer Parteien stimmten gegen das Gesetz 
(MFDD 1990: 5ff). Wenige Tage zuvor war in Buenos Aires die Ley de Punta Final ver- 
abschiedet worden. Mit der LdC schien das Thema Vergangenheitspolitik in Uruguay von 
der politischen Agenda genommen zu sein. Die öffentliche Debatte aber war mit dieser 
Entscheidung nicht abgeschlossen. Nachdem diese Themen zuerst im Geheimen {Club 
Naval) und dann unter den politischen Eliten (intra- und extraparlamentarische Debatten) 
verhandelt wurde, ging nun der Protagonismus an die Zivilgesellschaft über: Direkt nach 
der Verabschiedung des Gesetzes formierte sich eine Kommission zur Initiierung eines 
Referendums gegen die Ley de Caducidad. 

Nach der Verabschiedung der LdC wurden alle Verfahren und Untersuchungen einge- 
stellt. Um Art. 4 zu entsprechen, beauftragte Sanguinetti die Militär- Staatsanwaltschaft 
{Fiscalia Militär) mit den Untersuchungen zum Schicksal der Verschwundenen. Er tat dies. 



Interview Nr. 40 mit Julio Maria Sanguinetti: „En algün momento incluso yo lo pedi. Dije, bueno, si el parla- 
mento no quiere problemas, denme toda la responsabilidad. De algün modo era un modo de darle la facultad al 
mäs responsable. Y el responsable de manejar los militares era el ejecutivo.“ 
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um den Militärs mehr Sieherheiten zu geben."^^ Naeh eigenen Angaben konnten die Streit- 
kräfte keine Informationen beisteuern, so dass die Untersuehungen ergebnislos blieben. In 
keinem Fall konnte geklärt werden, was mit dem Versehwundenen gesehehen war und wer 
an den Operationen beteiligt war oder die Verantwortung trug. Das Instituto del Menor 
wurde mit der Untersuehung der Fälle der versehwundenen Kinder beauftragt. Aueh hier 
ergaben die Untersuehungen keine Ergebnisse (SERPAJ 1989: 40f). 



2.1.5 Zi vilgesellsehaftliehe Initiativen 

Als sieh abzeiehnete, dass weder die Verantwortliehen der Mensehenreehtsverletzungen zur 
Reehensehaft gezogen, noeh die dürftigen Ergebnisse der parlamentarisehen Untersu- 
ehungskommissionen veröffentlieht werden würden, griff SERPAJ die bereits bestehende 
Idee auf, einen Berieht über die Mensehenreehtsverletzungen der Diktatur und deren Sy- 
stematik zu verfassen, um so einen Beitrag zur kollektiven Erinnerung zu leisten. Die Mili- 
tärdiktatur sollte moraliseh verurteilt werden und den Opfern durch die Wahrheit ein Teil 
der vorenthaltenen Gerechtigkeit zukommen (SERPAJ 1992). 

Der Bericht wurden nicht von einer offiziellen Kommission, sondern von einer netz- 
werkartigen Gruppe von SERPAJ-Mitarbeitem, Rechtsanwälten und einem externen Mei- 
nungsforschungsinstitut erarbeitet. SERPAJ konnte weder auf große personelle und materi- 
elle Ressourcen zurückgreifen, noch hatten sie Zugang zu offiziellen oder militärischen 
Quellen und Archiven. Die Untersuchung stützte sich deshalb auf die Dokumentation der 
Menschenrechts- und Opferorganisationen, Zeitungsberichte, Zeugenaussagen und ca. 300 
qualitative Interviews Es war den Verfassern des Berichts wichtig, die Menschenrechts- 
verletzungen nicht auf die Fälle der Verschwundenen zu verengen, sondern besonders die 
systematische Politik der Inhaftierung und Folter zu beleuchten."^"* Der am 8. März 1989, ca. 
sechs Wochen vor dem Plebiszit, veröffentlichte Bericht fand v.a. in der linken nationalen 
und internationale Presse eine gewisse Beachtung. Mit einer Erstauflage von 1 .000 Exem- 
plaren und zwei weiteren Auflagen gleichen Umfangs waren Verbreitung und Wirkung des 
Berichts eher gering (Roniger 2001: 164). Bis heute stellt Uruguay Nunca Mas die fundier- 
teste Arbeit über die Mensehenreehtsverletzungen während der uruguayischen Diktatur dar. 

Die parlamentarischen und politischen Debatten um das Amnestiegesetz waren von 
massiven Protesten der , Menschenrechtsbewegung’ und Gewerkschaften begleitet worden. 
Wenige Tage nach der Verabschiedung der Ley de Caducidad kanalisierte sich dieser Pro- 
test in der Gründung der Comisiön Nacional Pro Referendum, die sich zum Ziel gesetzt 
hatte, dieses Gesetz gemäß Art. 79 der Verfassung durch einen Volksentscheid außer Kraft 
zu setzen."*^ Die Verfassung sieht vor, dass innerhalb eines Jahres nach der Verabschiedung 
eines Gesetzes 25% der Wahlberechtigten per Unterschrift ihre Unterstützung für das 
Volksbegehren bekunden müssen. Die Kampagne für das Referendum führte zu einer in der 
Geschichte Uruguays einzigartigen Mobilisierung: In kurzer Zeit entstanden im ganzen 
Land rund 300 Gruppen, um die erforderlichen Unterschriften zu sammeln. Dank einer Tür- 
zu-Tür-Kampagnen setzten sich sehr viele Bürger mit der Thematik auseinander. Eine brei- 



Interview Nr. 40 mit Julio Maria Sanguinetti: „... para darles mas garantias a los militares. [...] No creo tampoco 
que un fiscal civil fuera a averiguar mäs. Lo que era la actitud negativa de los militares a reconocer hechos o a 
informar. Ese fue siempre el obstaculo.“ 

Interview Nr. 44 mit Francisco Bustamante; vgl. SERPAJ 1992; 323ff. 

Interview Nr. 44 mit Francisco Bustamante. 

Der Gründungsaufruf ist reproduziert in: MFDD 1 990: 3 1 f. 
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te gesellschaftliche Diskussion über Menschenrechtsverletzungen und Amnestien wurde 
angestoßen (Mazzei/Prat 1989: 32f ). Am 17. Dezember 1987, fast ein Jahr nach der Verab- 
schiedung des umstrittenen Gesetzes, reichte die Comisiön Nacional Pro Referendum bei 
der Corte Electoral 643.702 Unterschriften zur Unterstützung ihres Anliegens ein - rund 
90.000 Stimmen mehr als erforderlich. Die Corte Electoral begann im Januar 1988 mit der 
Auszählung und Überprüfung der Unterschriften (SERPAJ 1988: 35ff). Als ein Großteil 
der Unterschriften bereits geprüft war, wurden die Gültigkeitskriterien geändert, so dass im 
nachhinein zahlreiche Unterschriften ungültig wurden."*^ Die Volksbewegung brachte ihre 
Empörung über diesen offensichtlichen Betrugsversuch in zahlreichen Großdemonstratio- 
nen und nationalen Aktionstagen zum Ausdruck. Mitte November 1988, nach elf span- 
nungsreichen Monaten, stellte der Corte Electoral fest, dass 22.956 Stimmen fehlten um 
die vorgeschriebene Zahl von 25% der Wahlberechtigten zu erreichen. Allerdings galten 
36.834 Unterschriften als offen, die im Zeitraum vom 17. bis 19. Dezember 1988 verifiziert 
werden konnten. Die Comisiön Pro Referendum startete eine zweite Kampagne um die 
betreffenden Personen ausfindig zu machen und zur Verifikation ihrer Unterschriften zu 
bewegen. Am 19. Dezember 1988 stand dann der Sieg der Volksbewegung fest: Sie hatte 
216 Unterschriften mehr als gefordert gesammelt. Der Weg zum Plebiszit über die LdC war 
somit frei (Seligmann 1990: 269-272). 

Der Volksentscheid, bei dem über die LdC abgestimmt werden sollte, fand am 16. Ap- 
ril 1989 statt. Im März setzten die Streitkräfte eine militärische Großübung an. Gerüchte 
über Putsch-Absichten kursierten, die vor dem Hintergrund der argentinischen Militärauf- 
ständen eine besondere Brisanz erlangten (SERPAJ 1988: 36). Die Regierung und bedeu- 
tende Teile der Blancos sprachen sich dezidiert gegen das sog. voto verde, d.h. die Ableh- 
nung des Amnestiegesetzes aus. Der Führer der Blancos Wilson Ferreira Aldunate sagte 
beispielsweise in einem Interview zu den Konsequenzen eines möglichen Erfolgs des Refe- 
rendums: 

„Entonces si, habria un cambio poHtico muy importante en el pais. Posiblemente un nuevo gobiemo militar, 
cosa que, repito, los propios militares no quieren. [...] Si con el referendum se lograra que un solo coronel, 
implicado en la violaciön de derechos humanos, fuera sometido a la justicia, yo lo firmaria. Lo firmaria dos 
veces. Pero creo que no se logra nada.““*^ 

Während die Regierung die Medien für ihre Zwecke zu nutzen wusste, wurde den Befür- 
wortern des Referendums kaum Sendezeiten im Fernsehen eingeräumt."'* Die Kampagnen, 
die unter dem Motto Para que el Pueblo decida stand, endete am 16. April 1989 mit der 
Niederlage der Amnestiegegner: Das Volk hatte entschieden und sich mit 55,44% für die 
Beibehaltung der LdC ausgesprochen (Marius/Bacigalupe 1998: 85). Mit der Bestätigung 
durch einen Volksentscheid hatte das uruguayische Amnestiegesetz die größtmögliche 
Legitimation und musste als direkter Ausdruck des Volkswillens gesehen werden. 

Die Militärs und Befürworter der Amnestie sahen sich in ihrer Haltung bestätigt. Lilia 
Ferro fasst die vom Militär seither vertretene Position in fünf Punkten zusammen: (1) Die 
Bevölkerung hat durch das Referendum deutlich gemacht, dass sie die Vergangenheit ruhen 



“ Es handelte sich dabei u.a. um Kriterien wie Tintenflecke, die die Lesbarkeit nicht beeinflussten, oder mehrfach 
nachgezogene Buchstaben oder Zahlen. Vgl. Seligmann 1990: 270 und MFDD 1990: 54. 

Interview mit Wilson Ferreira Aldunate in Cuadernos de Marcha, ano II, nümero 16, Febrero 1987, S. 53-60, 
hier S. 58f. 

Vgl. MFDD 1990: 66-72. Ganz anders ließt sich die Darstellung Sanguinettis selbst: „Se llevö a cabo una 
campana propagandistica enorme por los partidarios de la impugnacion. El Estado no hizo Propaganda, abstenien- 
dose, del mismo modo que lo habia hecho antes, cuando la larga campana de recolecciön de firmas.“ (Sanguinetti 
1991: 68). 
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lassen will. (2) Es existieren keine Informationen über das Sehieksal der Versehwundenen, 
so dass eine weitere Aufklärung unmöglieh ist. (3) Es besteht aber die Gewissheit, dass die 
Versehwundenen tot sind. (4) Es gab seitens der Streitkräfte keine systematisehe Verfol- 
gung und Ermordung der Gegner. Es gab höehstens Fälle von Exzessen Einzelner. (5) Jeder 
Versueh, das Sehieksal der Versehwundenen zu thematisieren, wird als Revisionismus und 
Revanehismus gedeutet (Ferro 1998: 16). Als Folge des Referendums versehwand das 
Politikfeld Vergangenheitspolitik über Jahre weitestgehend von der politisehen Agenda. 
Kein Angehöriger der Streitkräfte wurde seither in Uruguay wegen Mensehenreehtsverlet- 
zungen verurteilt. 



2.1.6 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Sanguinetti I 

Gemäß seinem Motto des Cambio en Paz versuehte Sanguinetti, Transition und Konsolidie- 
rung so zu steuern, dass keine destabilisierenden Konflikte entstanden. Geleitet wurde San- 
guinettis Vergangenheitspolitik nieht dureh abstrakte ethisehe Überlegungen, sondern 
dureh einen Pragmatismus, der sieh an den konkreten Gegebenheiten und den Zugeständ- 
nissen der paktierten Transition orientierte: Die Regierung erfüllte zügig die gesellsehaftli- 
ehen Forderungen naeh der Freilassung der politisehen Gefangenen, der Repatriierung der 
Exilierten und der Wiedereinstellung der Destituidos. Damit sehien das von der Regierung 
vorgesehene vergangenheitspolitisehe Minimalprogramm ersehöpft. 

Die parlamentarisehen Untersuehungskommissionen wurden auf Betreiben der Oppo- 
sition hin eingeriehtet und konnten nieht auf die Unterstützung der Regierung zählen. Die 
Ley de Caducidad entstand auf Druek der Militärs, die sieh dureh die beginnende Strafver- 
folgung bedroht sahen. Die Regierung versuehte stets jene Vorsehläge zu unterstützen und 
durehzusetzen, die den Interessen der Streitkräfte entspraehen und somit das geringste poli- 
tisehe Konflikt- und Destabilisierungspotential besaßen. Sanguinetti erreiehte sein Ziel: Er 
konnte am Ende seines Mandats das Präsidentenamt an seinen gewählten Naehfolger über- 
geben, ohne dass es während seiner fünfjährigen Regierungszeit zu bedrohliehen zivil- 
militärisehen Konflikten wie in Argentinien oder in Chile gekommen war. 

Die Vergangenheitspolitik Sanguinettis war weniger umfassend und vielsehiehtig als 
die der ersten postautoritären Regierungen Chiles und Argentiniens. Sanguinetti versuehte, 
der Wahrheitssuche mögliehst wenig Bedeutung beizumessen: Weder die geriehtliehen 
Untersuehungen noeh die beiden parlamentarisehen Wahrheitskommissionen konnten einen 
wirkliehen Beitrag zur Aufklärung der Mensehenreehtsverletzungen leisten. Besonders 
deutlieh zeigt sieh das geringe Interesse Sanguinettis an der Aufklärung darin, dass er die 
Militär-Staatsanwaltsehaft mit der Untersuehung des Sehieksals der Versehwundenen be- 
auftragte. Als kluger Taktiker war ihm klar, dass eine über das Ausmaß der Mensehen- 
reehtsverletzungen informierte Bevölkerung mit großer Wahrseheinliehkeit aueh die juristi- 
sehe Aufarbeitung derselben fordern würde, wie es kurz zuvor in Argentinien der Fall war. 
Gleiehzeitig war klar, dass die Streitkräfte nieht gewillt waren, sieh in ihrer Ehre angreifen 
zu lassen und vor der Nation als Verbreeher dazustehen. 

Die strafrechtliche Aufarbeitung stellte ein Thema mit einem sehr großen Konfliktpo- 
tenzial dar. Naeh den ersten Strafanzeigen versuehte die Regierung die Strafverfolgung zu 
verhindern, in dem sie sieh dafür einsetzte, diese Fälle vor Militärgeriehten zu verhandeln 
und sehließlieh die Forderung naeh einem Amnestiegesetz vorantrieb. Während der Regie- 
rung Sanguinetti wurde kein Mitglied der Streit- und Sieherheitskräfte verurteilt. Dureh 
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eine großzügige Auslegung der Ley de Caducidad wurden alle offenen Verfahren gesehlos- 
sen. 

Die Regierung Sanguinetti betrieb weder eine Entschädigungspolitik, Erinnerungs- 
und Gedenkpolitik noeh leitete sie institutioneile Reformen ein. Vielmehr war die Vergan- 
genheitspobtik Sanguinettis dureh pragmatiseh durehgeführte und zeitbeh begrenzte Di- 
rektmaßnahmen gekennzeiehnet: Die Entlassung der politisehen Gefangenen, die Unter- 
stützung der Exilheimkehrer und die Wiedereingliederung der aus politisehen Gründen 
Entlassenen. Es gab unter Sanguinetti keine symbolisehen Maßnahmen wie beispielsweise 
in Chile. Ebenso zeigte er keine große Sensibilität für die Anliegen der Opfer. 
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Abb. 15: Vergangenheitspobtik der Regierung Sanguinetti I 



2.2 Die Vergangenheitspolitik Sanguienttis aus der Sicht der Opferorganisationen 



„Esto nos habia sucedido anteriormente [bei Anfragen ignoriert zu werden, VS] pero suponiamos que seria 
distinta la conducta de un presidente democrätico. Admitimos que nos duele, pero no nos sorprende. Por una 
parte debe ser muy dificil miramos a los ojos para quien estä decidido de respaldar la impunidad de los 
responsables de la suerte de nuestros familiäres. Pero mas que esto, porque esta ha sido su permanente actitud. 
Negar la investigaciön sobre derechos humanos, negar su responsabilidad para actuar en consecuencia, 
apostar al olvido y por ese camino terminar negändose a usted mismo. Si senor Presidente, a sus propias 
promesas pre y post electorales de propugnar la justicia.‘“*’ 

Die Opferorganisationen finden keine positiven Worte für die Vergangenheitspobtik San- 
guinettis. Ihr Verhältnis zur ersten demokratischen Regierung war von einem hohen Maß 
an Konfliktivität und gegenseitigem Misstrauen geprägt. Als Teil des Movimiento Populär, 
das wesentlich zum Ende der Diktatur beigetragen hat, fühlten sich die Opferorganisationen 
von der Regierung verraten. In ihren Augen sah sich Sanguinetti nicht seinen Wahlverspre- 
chen, den Erwartungen der Bürger oder gar der Gerechtigkeit verpflichtet, sondern viel- 
mehr der Impunidad der Streitkräfte. Sanguinetti stellte für sie den persönlichen Garanten 
der Straffreiheit für die Militärs und die Nicht-Aufarbeitung der Vergangenheit dar.^° 



MFDD: Carta Äbierta al Sr. Presidente de la Repüblica, 09.12.1986, Archiv MFDD - Carpeta Referendum, 2 S. 
Interview Nr. 48 mit Javier Miranda. 
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2.2.1 Forderungen und Erwartungen an die Regierung 



Bereits 1982 hatten rund 400 Mütter politischer Gefangener eine sofortige Generalamnestie 
und Flaflentlassung gefordert. Im Dezember 1983 wiederholten sie ihre Forderung und 
legten 25.000 Unterschriften zur Unterstützung ihres Anliegens vor, erzielten mit ihrer 
Initiative abermals keinen Erfolg.^’ Im Juli 1984 wandten sich die Angehörigen der Ver- 
schwundenen an die Parteien, die zu diesem Zeitpunkt mit den Militärs verhandelten und 
forderten, die Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen ebenfalls in die Gespräche 
einzuschließen.^^ 



2.2.2 Die parlamentarischen Untersuchungskommissionen 

Schon frühzeitig hatten die Angehörigen die Einrichtung einer bikameralen parlamentari- 
schen Untersuchungskommission gefordert, die - mit weitreichenden investigativen Kom- 
petenzen ausgestattet - der zivilen Justiz zuarbeiten sollte. Diese sollte ihrerseits eigene 
Untersuchungen vornehmen, die Fälle zügig aufklären und die Verantwortlichen verurtei- 
len.^^ Nachdem die parlamentarischen Kommissionen eingerichtet worden waren, kritisierte 
die MFDD deren geringe Kompetenzen, initiierte eine Unterschriftenaktion und forderte, 
deren Befugnisse zu verbessern und den Abschlussbericht zu veröffentlichen.^"' Die MFDD 
kritisierte auch das Mandat der Kommission, das schwere Menschenrechtsverletzungen wie 
Folter, politische Morde und Todesfälle in Haft nicht berücksichtigte.^^ 

Auch die Ergebnisse der Kommission blieben weit hinter den Hoffnungen der ,Men- 
schenrechtsbewegung’ zurück: Da die Kommission keine Beschuldigten vernehmen konn- 
te, sei eine reine „receptom de testimonios“ gewesen, die weder neue Erkenntnisse er- 
bracht, noch die Untersuchungen vertieft habe. Sie kritisierten v.a. die Schlussfolgerung, 
dass die konstatierten Unregelmäßigkeiten nicht auf institutioneile Entscheidungen zurück- 
zuführen seien^^ und, dass der Untersuchungsbericht nicht vollständig veröffentlicht wurde. 
Sie teilten die Schlussfolgerung der Kommission vom Tod der Verschwundenen solange 
nicht, bis detaillierten Informationen über deren Schicksal vorhegen würden. Dem Parla- 
ment warfen sie warfen vor, mit diesem Bericht die Nation zu belügen, in dem es die insti- 
tutioneile Verantwortung der Streitkräfte leugnete: „En definitiva el Parlamento distorsionö 
una verdad que todo el pais conoce.“^’ 



Vgl. Madres y Familiäres de Uruguayos desaparecidos en Argentina, Familiäres de Uraguayos detenidos- 
desaparecidos en Uruguay, Madres y Familiäres de Procesados por la justicia militar und Familiäres de Uruguayos 
exiliados, Mansuskript der gemeinsamen Pressekonferenz vom 02.04.84, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaci- 
ön/Comunicados, 2 S. 

Vgl. Madres y Familiäres de Uruguayos desaparecidos en Uruguay, Argentina y Paraguay, Brief an die Senores 
representantes de los partidos polüicos, }u\io 1984, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 

Vgl. MFDD: Comunicado, 09.04.1985, 1 S.; MFDD u.a., Volante Desaparecios ... verdad y justicia (April 
1985), beide Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 

Vgl. MFDD: Campana de flrmas: Diga con nosotros: jNunca mäs un desaparecido!/y\m\o 1985, Archiv MFDD 
- Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 

Vgl. Bericht der MFDD, Setiembre de 1985, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 4 S. 

Vgl. lELSUR, SERPAJ, MFDD: Comunicado de Prensa, 11.11.1985, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaci- 
ön/Comunicados, 2 S. 

MFDD: Informe, Diciembre de 1985, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 
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2.2.3 Die Debatten um die Strafverfolgung 



Von Anfang an hatte die MFDD die Zuständigkeit der zivilen Justiz für die Mensehen- 
reehtsprozesse gefordert, um so die Transparenz und Unparteiliehkeit der Verfahren zu 
gewährleisten. Außerdem wiesen sie auf die große psyehisehe Belastung der Zeugen hin, 
wenn diese ihre Aussagen vor Militärriehtem maehen müssten. Sie kritisierten deshalb die 
Weigerung der Militärs - mit Unterstützung der Regierung - Vorladungen vor zivile Ge- 
riehte Folge zu leisten. Die Regierung behindere so die Arbeit und die Unabhängigkeit der 
Justiz.^* Ebenso kritisierten sie Sanguinetti, der sieh judikative Kompetenzen der Suprema 
Corte de Justicia anmaße, wenn er sieh für die Verhandlung vor Militärgeriehten ausspre- 
ehe.^^ Im Jahr 1988 mahnte die MFDD die fehlende Reehtsstaatliehkeit in Uruguay an: 
Naehdem die parlamentarisehe Untersuehungskommission drei Jahre zuvor festgestellt 
habe, dass Polizisten und Militärangehörige in Mensehenreehtsverletzungen verwiekelt 
waren, seien weder weiteren Untersuehungen eingeleitet, noeh die seit 1984 eingereiehten 
Klagen weiter verfolgt worden. In Uruguay - so die MFDD - herrsehe keine Reehtssieher- 
heit.®“ 



2.2.4 Die Suehe naeh politisehen Lösungen 

Da die MFDD eine Amnestie-Lösung befürehtete, setzten sie sieh kritiseh mit Äußerungen 
und Meinungen auseinander, die eine solehe vorbereiten sollten. So verurteilten sie die 
Äußerungen Sanguinettis, die Zukunft zu gestalten und die Vergangenheit den Historikern 
zu überlassen, statt den Streitkräften Vorhaltungen über mögliehe Exzesse bei Kriegshand- 
lungen zu maehen. Die MFDD betonte, dass kein Desaparecidos bei Kriegshandlungen 
versehwunden sei, genauso wenig seien Kindesentfuhrungen, Folter und Vergewaltigungen 
im Rahmen eines Krieges begangen worden. Angesiehts dieser offiziellen Lügen betonten 
sie immer wieder das Reeht der Bevölkerung auf Verdad und Justicia.^^ 

Als im Parlament untersehiedliehe Amnestie-Regelungen diskutiert wurden, forderte 
die MFDD die Abgeordneten in einem offenen Brief auf, sieh nieht zu Komplizen der Mili- 
tärs zu maehen. Der Brief war von der Enttäusehung gekennzeiehnet, dass jene demokrati- 
schen Politiker, die aueh dureh die Unterstützung der Opferorganisationen an die Maeht 
gekommen waren, nun gegen deren Anliegen entsehieden: 

„Nuestra denuncia, repetida cientos de veces, hoy tiene caräcter diferente y nos duele mas. Antes se dirigia a 
los represores; hoy es a nuestros representantes a quienes reclamamos que no se hagan cömplices de quienes 
no solo entregaron ataüdes lacrados o hicieron desaparecer a sus victimas, sino que sembraron el terror en 
toda la sociedad.“^^ 

Sie wiesen wiederholt auf die Menschenrechtsverletzungen der Militärdiktatur hin, die 
durch ein Amnestiegesetz ungesühnt bleiben würden, und unterstrichen die Notwendigkeit 



Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, o. Datum [1985], Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 12 
S. 

Vgl. MFDD: Comunicado, Junio 1986, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 

Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, 08.1 1.1988, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 

Vgl. MFDD: Carta abierta al Presidente de la Repüblica Dr. Julio M. Sanguinetti, 02.07.1985, Archiv MFDD - 
Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. MFDD: Comunicado, Agosto 1986, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaci- 
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der Strafverfolgung für ein ffiedliehes und vertrauensvolles Zusammenleben.®^ Naeh der 
Verabsehiedung der Ley de Caducidad beteiligte sieh MFDD an der Pro-Referendum- 
Kampagne und kritisierte dabei die Meinungsmaehe der Regierung (MFDD 1990: 33-72). 



2.2.5 Die Naehforsehungen zur Erfüllung des Art. 4 

Als Sanguinetti die Fiscalia MUitar mit der Untersuehung des Sehieksals der Versehwun- 
denen betraute, zeigte sieh die MFDD erstaunt und verletzt. Aus Protest gegen diese Ent- 
seheidung und um das Proeedere nieht zu legitimieren, verweigerten SERPAJ, MFDD und 
lELSUR die Kooperation mit der Militär-Staatsanwaltsehaft. Sie wiesen darauf hin, dass 
sie bereits alle verfügbaren Informationen an die parlamentarisehe Kommission weiter- 
geleitet hatten, die ihre Unterlagen wiederum der Militärjustiz überstellt hatte.®"* Die Ent- 
seheidung der Regierung zeige erneut deren Unwillen zur Aufklärung: 

„el Sr. Ministro reitera su politica de insensibilidad frente a los familiäres y denunciantes, designando a quien 
es juez y parte en el asunto. Una vez mäs, de antemano, el Poder Ejecutivo resuelve no esclarecer nada, 
apenas dar cumplimiento a un simple trämite exigido por la ,Ley de Impunidad’.“*'^ 



2.2.6 Die Niederlage beim Plebiszit 

Die Comisiön Nacional Pro Referendum und die MFDD zeigten sieh als würdige Verlierer. 
In einer Presseerklärung erkannte die MFDD die Mehrheitsentseheidung der Bevölkerung 
an: „sin entrar al anälisis de los motivos que pueden haber ineidido en el voto de muehos de 
nuestros eoneuidadanos, reeonoeemos que, por deeisiön mayoritaria, se ha resuelto 
mantener la ley de eadueidad.“®® 

Sie bedauerten den Ausgang, weil so Verbreehen von in Uruguay bislang unbekann- 
tem Ausmaß ungeahndet bleiben. In den immer wiederkehrenden Fällen von polizeilieher 
Willkür sahen sie die erslen die Folgen der so zementierten Impunidad (MFDD 1990: 75f). 
Sie forderlen die Regierung auf, nun den in Art. 4 der LdC fesigesehriebenen Verpfliehtun- 
gen naehzukommen: das Sehieksal der Versehwundenen aufzuklären und die entführten 
Kinder zu suehen.®^ 

Die MFDD sah die Flauptursaehe für das Plebiszilergebnis in der Angsl der Bevölke- 
rung (Angsl, die Arbeil, Rente ete. zu verlieren; Angst, auf den listas negras zukünftiger 
Militärdiktaturen zu stehen; Angst vor einem erneuten Putseh ete.). Einen weiteren Grund 
sahen sie in der Kampagne der Regierung, die über wesentlieh mehr Sendezeiten und Res- 
soureen verfügte, um ihre „Friedenskampagne“ zu propagieren, mit der sie den Status Quo 
siehem wollte (MFDD 1990: 77f). 

Ungeaehtet des Ausgangs werteten die MFDD (1990: 76) die Kampagne für den Ple- 
biszit als sehr positiv, da es während dieser Zeit zu einer parteienübergreifenden Kooperati- 
on für Mensehenreehte gekommen war: 
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„Nuestra convocatoria fue respondida de inmediato con enorme participaciön populär. La experiencia de las 
comisiones barriales fue de inmensa riqueza. Miles de hombres y mujeres en la calle, mano a mano con sus 
vecinos, constituyeron un hecho sin precedentes. Por primera vez, el tema de los derechos humanos fue 
debatido a nivel nacional e impulsado no por las cüpulas, sino horizontalmente.“ 

Sie widersprachen der Interpretation, dass durch den Plebiszit auch die Rolle der Militärs 
während des Anti-Subversionskampfes und der Diktatur gerechtfertigt würden. Vielmehr 
machten sie deutlich, dass die 800.000 Stimmen gegen die LdC eine klare Absage an die 
Impunidad seien und dass ein großer Teil der Stimmen für die Beibehaltung dieses Geset- 
zes auf die Angst und die Propaganda der Regierung zurückzuführen sei. Es habe keine 
Begeistemng für die LdC gegeben: „Fue clara la falta de activa participaciön populär en 
favor del voto amarillo. Nadie saliö a festejar, nadie instö a hacerlo, la impunidad no 
entusiasmö a nadie“ (MFDD 1990: 81). 



2.2.7 Die Folgen der Ley de Caducidad 

Der demokratischen Tradition des Landes folgend erkannte die MFDD das Ergebnis des 
Plebiszit zwar als eine gültige Entscheidung über positives Recht an, war aber überzeugt, 
dass damit nicht über Fragen der Gerechtigkeit abgestimmt worden war. In den Erklärun- 
gen und Dokumenten der MFDD nach dem Referendum verschwand die Forderung nach 
Verdad y Justicia, da das Volk durch seine Entscheidung die Justicia ausgeschlossen hatte. 
So wurde die Verdad, die im Art. 4 der LdC festgeschrieben war, zum zentralen Anliegen 
der MFDD. Sie machte immer wieder auf den Widerspruch aufmerksam, dass die von San- 
guinetti beauftragte Fiscalia Militär regelmäßig zu dem Ergebnis kam, dass weder Polizi- 
sten noch Soldaten in die Fälle der Verschwundenen verwickelt seien, und Sanguinetti 
dennoch beschied, dass diese Fälle unter die LdC fallen, obwohl die LdC nur für jene Fälle 
gelte, an denen Mitglieder der Streit- und Sicherheitskräfte beteiligt waren (MFDD 1990: 
79). 



3. Die Regierung Lacalle 

3.1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Luis Alberto Lacalle (1990-95) 



„El pals en la primera legislatura que empezamos en el ’85 präcticamente por unanimidad resolvimos poner 
fin al las consecuencias de la dictadura mediante tres leyes. Todas con un alto contenido de injusticia porque 
indudablemente entre los amnistiamos como Tupamaros habla ladrones de bancos y esos no son delitos 
poKticos. Entre los füncionarios que todos volvieron habla algtino que era un plcaro [...]. Y seguramente entre 
los militares algunos que no mereclan esta decisiön. Pero ahi se tuvo un criterio amplio: Paz y terminar este 
asunto.“*’* (Luis Alberto Lacalle) 

Am 1. März 1990 übergab Sanguinetti das Präsidentenamt an seinen Nachfolger, den 48- 
jährigen Juristen Luis Alberto Lacalle, der als Senator Aqx Blancos die Vergangenheitspoli- 
tik der Co/oraJo-Regierung Sanguinettis mitgetragen hatte. Während der Präsidentschaft 
Lacalles war die Aufarbeitung der Vergangenheit auf der politischen, wie auch auf der 
öffentlichen Agenda so gut wie nicht existent: Die plebiszitäre Bestätigung der Ley de Ca- 
ducidad hatte definitiv erreicht, dass nahezu alle Bemühungen um Verdad und Justicia zum 
Erliegen kamen. Die , Menschenrechtsbewegung’, die sich in den Bemühungen um den 



Interview Nr. 35 mit Luis Alberto Lacalle. 
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Plebiszit erschöpft hatte, wandte sich anderen Themen zu.^^ Die strafrechtliche Aufarbei- 
tung war durch die LdC unterbunden und die Regierung schloss die wenigen eingereichten 
Klagen, da sie die Bestimmungen des Art. 4 der LdC mit den ergebnislosen Untersuchun- 
gen der Fiscalia Militär als erfüllt betrachtete.’** Weder bestand ein vergangenheitspoliti- 
scher Handlungsbedarf, noch gab es einflussreiche Akteure, die einen solchen hätten pro- 
vozieren können. 

Lediglich zwei Initiativen, die von der , Menschenrechtsbewegung’ vor dem Plebiszit 
angestoßen worden waren, störten das kollektive Beschweigen der Vergangenheit gering- 
fügig: Die internationale Verurteilung Uruguays durch die Organizaciön de Estados Ameri- 
canos (OEA) und die Comisiön Interamericana de Derechos Humanos (CIDH) sowie die 
zivilrechtlichen Klagen einiger Diktaturopfer gegen den uruguayischen Staat. 



3.1.1 Die internationale V erurteilung Uruguays 

Zwischen Juni 1987 und April 1989 waren bei der Comisiön Interamericana de Derechos 
Humanos wegen der LdC acht Klagen gegen den uruguayischen Staat eingegangen.’* Als 
Uruguay 1991 von der OEA ermahnt wurde, dass die LdC nicht mit den international bin- 
dende Rechtsnormen vereinbar sei, wies die Regierang diese äußere Einmischung damit 
zurück, dass das Gesetz durch einen Plebiszit ratifiziert worden war (Olivera 2002: 13). Im 
folgenden Jahr hielt die CIDH im in Uruguay kaum beachteten Bericht 29/92 fest, dass 
Uruguay mit der LdC gegen seine internationalen Verpflichtungen verstoße, da sie mit dem 
Art. XVIII (Recht auf Gerechtigkeit) der Declaraciön Americana de los Derechos y Debe- 
res del Hombre und die Art. 1, 8 und 25 der Declaraciön Americana sobre Derechos Hu- 
manos nicht vereinbar sei. Uruguay wurde aufgefordert, die Opfer angemessen zu 
entschädigen, die Fälle aufzuklären und die individuellen Verantwortlichkeiten zu klären, 
da die Untersuchungen der Fiscalla Militär nicht ausreichten”: „Como el Poder Ejecutivo 
confiö la investigaciön a jueces militares, se plantea la duda acerca de la seriedad e 
imparcialidad del procedimiento investigativo, asi como tambien de la observancia de 
proporcionar las garantias indispensables“.” 

Auch in diesem Fall wies die Regierung, die dieser Kritik wenig Bedeutung beimaß, 
diese damit zurück, dass die Bevölkerung mehrheitlich beschlossen habe, dieses schmerzli- 
che Kapitel der uruguayischen Geschichte zu schließen.’"* Außerdem sei dieses Gesetz 
durch höhere politische und ethische Interessen gerechtfertig und von der Suprema Corte 
de Justicia auf die Verfassungskonformität geprüft worden.’^ Die , Menschenrechtsbewe- 
gung’ verfügte nicht über die Möglichkeiten, diese internationale Unterstützung für ihr 
Anliegen publik zu machen, für sich zu nutzen und ihre Rechte einzufordem. 



Aufschlussreich ist hier der prozentuale Anteil, der den Menschenrechtsverletzungen der Diktatur in dem seit 
1988 erscheinenden Menschenrechtsbericht SERPAJs gewidmet wird. Nach den Regierungszeiten aufgeschiüsselt 
ergeben sich folgende Durchschnittswerte: Sanguinetti I: 10,7%, Lacalle: 3,3%, Sanguinetti II: 7,5%, Batlle: 
30,3% [eigene Berechungen auf Grundlage vom SERPAJ 1988-2004, der Wert zu Sanguinetti I bezieht sich auf 
1988 und 1989]. 

™ Interview Nr. 41 mit Pablo Garcia Pintos. 
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3.1.2 Zivilrechtliche Forderungen als brecha a la impunidad 

Als durch die LdC alle strafrechtlichen Wege der juristischen Aufarbeitung geschlossen 
worden waren, suchten die Anwälte des lELSUR im Auftrag der Opfer andere Wege zur 
Aufklärung und offiziellen Anerkennung der Menschenrechtsverletzungen. Sie versuchten 
dies durch Schadensersatzforderungen gegen den Staat, dem die zivilrechtliche Verantwor- 
tung für Straftaten zukommt, die von Mitgliedern der Streitkräfte, des Geheimdienstes und 
der Polizei begangen wurden. Da den Richtern der Zivilkammern - anders als den Straf- 
richtern - keine umfassenden Untersuchungskompetenzen zur Verfügung stehen, lag die 
Beweislast bei der Anklage, was v.a. für die Fälle der Verschwundenen mit großen Schwie- 
rigkeiten verbunden war. 

lELSUR erhob schließlich noch während der Präsidentschaft Sanguinettis Schadenser- 
satzforderungen gegen das Verteidigungs- und das Innenministerium. Nachdem diese eine 
Vielzahl von Rechtsmitteln eingelegt hatten, um die Prozesse zu verhindern oder zu verlän- 
gern, zeichnete sich während der Regierangszeit Lacalles ab, dass Urteile zu Ungunsten des 
Staates gefällt werden würden (Pan 1994: 15ff). Eventuelle Vorladungen von Militärs und 
Ortsbegehungen auf Militärgelände sorgten für Unruhe bei den Streitkräften und beschäf- 
tigte die Regierung, die schließlich mit den Anwälten der Anklage Kontakt aufnahmen und 
eine außergerichtliche Einigung vorschlugen. Dadurch, dass der Staat die Vorwürfe in 
cumulo anerkannte, entfiel die Möglichkeit weiterer gerichtlicher Untersuchungen, so dass 
fortan nur noch die Flöhe der Entschädigungszahlungen zur Debatte stand. 

In einem Konsultationsprozess mit den Opfern und Angehörigen stimmten diese dem 
Vorschlag zu, wenn der Staat dadurch seine Verantwortung für die Menschenrechtsverlet- 
zungen eingestehe. Man einigte sich auf eine Entschädigungssumme von rund 2,5 Mio. 
US$, die nach einem unter den Opfern und Angehörigen vereinbarten Schlüssel aufgeteilt 
wurden.^’ Noch während dieser Verhandlungen wurden die ersten beiden Urteile gegen den 
uruguayischen Staat gefällt, so dass dessen Verantwortung sowohl durch Gerichtsentschei- 
dungen als auch durch das eigene Eingeständnis belegt wurden. Auf diese Weise wurde der 
Staat über zivilrechtliche Klagen gezwungen, jene Straftaten anzuerkennen, die im Rahmen 
der strafrechtlichen Untersuchungen unter Berufung auf die LdC ad acta gelegt und teil- 
weise geleugnet worden waren. Außerdem erkannte der Staat hier die Inhalte internationa- 
ler Rechtsnormen an, die er durch die LdC verletzt hatte und leistete in geringem Umfang 
eine finanzielle Unterstützung jener Opfer, deren Klagen durch lELSUR vertreten worden 
waren (Pan 1994: 16ff). Aufgrund der Verjährungsfristen war es jedoch nicht möglich, 
weitere Schadensersatzforderangen zu erheben. Erst mit der Ratifizierung der Convenciön 
Intemmericana Sobre Desapariciön Forzada de Personas im November 1995 (Ley N° 
16.724), die das Verschwindenlassen als permanente, d.h. noch immer vollzogene Straftat 
interpretiert, konnte die vieijährige Verjährungsfrist umgangen werden, um so weitere 
Schadensersatzklagen zu ermöglichen. 



™ Interview Nr. 4 1 mit Pablo Garcia Pintos. 
’’ Interview Nr. 29 mit Jorge Pan. 
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3.1.3 Anfänge einer Erinnemngspolitik 



Am 10. Dezember 1994 wurde in Montevideo eine Tafel zum Gedenken an die Detenidos 
Desaparecidos de America eingeriehtet. Dies war ein Zugeständnis der vom Frente Amplio 
geleiteten Stadtverwaltung (Intendencia) Montevideos, die den Bitten der MFDD naeh 
einem Denkmal für die Versehwundenen nieht entspreehen wollte. Die Einweihung am 10. 
Dezember, dem Internationalen Tag der Mensehenreehte, die Widmung an die Versehwun- 
denen Amerikas und die Vermeidung der Nennung der Namen der uraguayisehen Opfer 
maeht den abstrakten und universalen Charakter dieses Denkmals deutlieh (Roniger 2001: 
164f). 

3.1.4 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Laealle 

Es gab während der Regierungszeit Laealles nahezu keine Vergangenheitspolitik. Die Re- 
gierung reagierte, wo dies unvermeidlieh war, pragmatiseh auf bestimmte Gegebenheiten, 
leitete aber von sieh aus keine Maßnahmen ein. Die Regierungszeit Laealles weist in keiner 
Subpolicies Aktivitäten auf Die Sehadensersatzforderungen an den Staat können ebenso 
wenige als Entsehädigungspolitik angesehen werden, wie die Installation der o.g. Gedenk- 
tafel einen Beitrag zur staatlichen Erinnerungspolitik darstellte. 
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Abb. 16: Vergangenheitspolitik der Regierung Laealle 



3.2 Die Vergangenheitspolitik Laealles aus der Sicht der Opferorganisationen 



„Las iniciativas nacionales, los proyectos intemacionales duermen en los cajones oficiales un sueno que 
amenaza ser etemo ... como si el miedo y la ceguera les hubieran echado un cerrojo, como si no importara 
tener en las manos instmmentos que puedan salvar y ayudar hoy y manana a muchlsimas personas y no 
usarlos; como si la omisiön no fuera pecado.“’* 

Die MFDD war die einzige Opferorganisation, die naeh der Niederlage beim Plebiszit wei- 
ter Bestand hatte, obwohl sieh viele Mitglieder zurüekgezogen hatten. Über Jahre hinweg 
traf sieh lediglieh eine Handvoll Mütter und Javier Miranda, der Reehtsanwalt der Gruppe 
und Sohn eines Versehwundenen, wöehentlieh in den Kellerräumen SERPAJs, um sieh dort 
auszutausehen, Mate zu trinken, gelegentlieh Korrespondenz mit internationalen Organisa- 



MFDD: Declaracion Publica, 30.08.1991, Archiv MFDD - Intervenciones piiblicas/Declaraciones, 4 S., hier S. 2. 
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tionen (FEDEFAM, UNO, OEA etc.) zu fuhren oder einige wenige öffentliche Erklärung 
zu aktuellen Ereignissen abzugeben. 

Im April 1992 boten die MFDD in Kooperation mit einer Anwältin Rechtsbeistand zur 
Beantragung der Entschädigung durch die argentinische Regierung für die Angehörigen der 
in Argentinien verschwundenen Desaparecidos an.^^ Aus Mangel an Teilnehmern stellte 
die MFDD Ende 1992 schließlich die wöchentlichen Protestmärsche auf der Plaza Libertad 
ein und verschwand somit noch mehr aus dem öffentlichen Bewusstsein.*® Ab 1992 fielen 
auch die Aktivitäten zum 22. März weg, an dem die MFDD regelmäßig dazu aufgerufen 
hatte, in den Stadtvierteln den Geburtstag des verschwundenen Kindes Mariana Zaffaroni 
öffentlich zu feiern und so an die ninos desaparecidos zu erinnern. Da Mariana im Juni 
1992 durch die Nachforschungen der argentinischen Abuelas und der argentinischen Justiz 
gefunden werden konnte, war es fortan nicht mehr notwendig, diesen Protestgeburtstag zu 
feiern.*' 



3.2.1 Die Zivilklagen gegen den uruguayischen Staat 

Da es sich bei Forderungen nach Entschädigung für die Angehörigen stets um ein sensibles 
Thema handelt, betonte die MFDD immer wieder, dass diese Klagen die staatliche Aner- 
kennung der Menschenrechtsverletzungen erreichen sollen: „Quedan las reparatorias patri- 
moniales, [...] cuya finalidad no es la obtenciön de lucro sino un reconocimiento de la re- 
sponsabilidad de quienes detentaron el poder desde el momento del crimen“ (MFDD 1990: 
80). Sie werteten die Fortschritte in den Verhandlungen als wichtigen Schritt, die verwei- 
gerte Wahrheit zumindest teilweise anzuerkennen.*^ Die MFDD überließ jeder einzelnen 
Familie die Entscheidung, ob sie Entschädigungen - sei es aus den Schadensersatzleistun- 
gen des umguayischen Staates oder aus den Entschädigungen für die in Argentinien Ver- 
schwundenen - annehme. Anders als in Argentinien gab es innerhalb MFDD keine Kontro- 
versen oder Spannungen wegen dieser Fragen.** 



3.2.2 Der 20. Jahrestag des Putsches 

Zum 20. Jahrestag des Putsches, der von der Öffentlichkeit weitgehend ignoriert wurde, 
veröffentlichte MFDD mit etlichen anderen Organisationen eine Erklärung, in der sie an 
dieses denkwürdige Datum erinnerte. Sie lobte, dass sich in den acht Jahren nach dem Ende 
der Diktatur der Wille zur Erhaltung der Demokratie durchsetzen konnte, äußerten aber 
gleichzeitig Bedenken über den Zustand der uruguayischen Demokratie - hier besonders 
die Massenarmut und die soziale Exklusion sowie die Straflosigkeit für Gewaltverbrechen 
und Menschenrechtsverletzungen. Sie lobte weiterhin, dass keines der Opfer versucht hatte. 



™ Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, 14.04. 1992, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 1 S. 

Vgl. MFDD: Informe al Comite de Direcciön [FEDEFAM], Febrero de 1993, Archiv MFDD - Carpeta Infor- 
mes realizados por FEDEFAM IV, 3 S. 

Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, 23.06.1992, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 1 S. 

“ Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, 18.10.1990, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 1 S. 
Interview Nr. 48 mit Javier Miranda. 
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Rache zu üben, und verband das Gedenken an den Putsch mit der Aufforderung, die Demo- 
kratie zu stärken, um eine Wiederholung zu verhindern.*"* 



4. Die Regierung Sanguinetti II 

4. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Julia Maria Sanguinetti II (1995-2000) 



„Suele hablarse de la necesidad de que por lo menos se conozca la verdad. El propösito es loable y debe 
intentarse. Pero hay que teuer conciencia de que esa büsqueda puede resultar tan conflictiva como el ejercicio 
mismo de la justicia, y que ella tampoco puede ser ilimitada en el tiempo. Paso en el Uruguay con las 
Comisiones Investigadoras del Parlamento, que no encontraban evidencias y seguian y seguian a la büsqueda 
de lo que a todas luces se vela imposible, por la sencilla razön de que en estos casos casi nunca se deja el 
rastro y el que pudiera haber resulta dificil hallar luego de anos. El problema entonces es no caer en la trampa 
de de seguir indefinidamente paralizados en el debate del pasado.“ Julio Maria Sanguinetti (1991: 78) 

Nachdem die Aufarbeitung der Vergangenheit mit Referendum von 1989 weitgehend von 
der öffentlichen, besonders aber von der politischen Agenda verschwunden war, kehrten die 
ungelösten Probleme um die Verschwundenen während der zweiten Präsidentschaft San- 
guinettis ins gesellschaftliche Bewusstsein zurück. Die Zivilgesellschafl übernahm erneut 
den vergangenheitspolitischen Protagonismus und forderte immer vehementer die Aufklä- 
rung des Schicksals der Verschwundenen - die Forderung nach Justicia wurde aus Respekt 
vor den Ergebnissen des Volksentscheids nicht gestellt. Sanguinetti blieb seiner Linie treu 
und verhinderte erfolgreich, dass diese Forderung von der öffentlichen auf die politische 
Agenda gelangte. Zu Beginn seiner zweiten Amtszeit hatte er den Militärs zugesichert, dass 
das Kapitel der Menschenrechtsverletzungen abgeschlossen sei und nicht wieder geöffnet 
würde (Nino 1996: 36). 



4.1.1 Die Rückkehr der V ergangenheit 

In den Jahren 1995 und 1996 sorgten unterschiedliche Ereignisse dafür, dass die Öffent- 
lichkeit wieder auf die ungelösten Probleme der Vergangenheit aufmerksam wurde: Ende 
1994 waren in einem Massengrab in Santiago die Reste des nach Chile exilierten Uruguay- 
ers Arazati Lopez gefunden worden. Es handelte sich um den ersten uruguayischen Ver- 
schwundenen, dessen Schicksal geklärt und dessen Leiche gefunden werden konnte. Seine 
sterblichen Überreste wurden nach Uruguay überführt und dort beigesetzt (MFDD 2004: 
511f). 

Angestoßen durch die Geständnisse Scilingos in Argentinien über die Todesflüge er- 
innerte man sich in Uruguay, dass während der Jahre der Diktatur immer wieder unbekann- 
te Leichen mit deutlichen Folterspuren an die Küsten Uruguays gespült und anschließend in 
NN-Gräbem beerdigt worden waren. 

Im März 1995 wurden unweit von Montevideo sieben Schädel und andere Knochen 
gefunden, die wahrscheinlich aus der Zeit der Diktatur stammten. Es bestand der Verdacht, 
dass es sich um exhumierte Leichenreste handelte, die erst kurze Zeit zuvor an diesen Ort 
verbracht worden waren. Im Juni 1995 konnte durch die Nachforschungen der Abuelas de 



Vgl. PIT-CNT, lELSUR, SERPAJ, FUCVAM, CONADEHU, SERSOC, Paz y Bien - Centro Franciscano, 
MFDD: A la opiniön publica, o. Datum [Juni 1993], Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 
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Plaza de Mayo die Identität eines in argentinischer Haft geborenen Jungen uruguayischer 
Eltern festgestellt werden (SERPAJ 1995: 26-29). 

Zu Beginn des Jahres 1996 veröffentlichte die Zeitschrift Pos Jato Aussagen eines an- 
onymen Offiziers, der bestätigte, dass die Leichen von Häftlingen auf Militärgelände in 
vertikaler Position begraben worden waren und teilweise nachträglich wieder exhumiert 
wurden.*^ Zwei Monate später publizierte dieselbe Zeitschrift die Aussagen zweier anony- 
mer Mitglieder des Marine-Geheimdienstes über die Folterpraxis während der Diktatur.*^ 
Als Reaktion auf diese Reportagen schrieb der ehemalige Marine-Kapitän Nestor Tröccoli 
einen offenen Brief, in dem er die Menschenrechtsverletzungen der Diktatur bedauerte und 
bekräftigte, dass die Militärs für das Verschwinden von Personen verantwortlich seien und 
über wichtige Informationen verfügen: 

„No mate a nadie, ni se nada del tema desaparecidos, pero no por un altruismo humanitario, sino porque 
(afortunadamente) no me tocö vivir esta situaciön. Pero no soy un hipöcrita, reconozco que las Fuerzas 
Armadas a las que pertenecl, lo sahen y lo hicieron. Por lo tanto, como un integrante mas, asumo tambien los 
muertos y desaparecidos.“*’ 

Tröccoli war der erste Offizier, der sich namentlich zur Praxis des Verschwindenlassens 
äußerte. Die Streitkräfte distanzierten sich von ihm und wiesen seine Aussagen als persön- 
liche Ansichten zurück. Diese zunehmende öffentliche Sensibilisierung für die Problematik 
der Menschenrechtsverletzungen der Diktatur und ihrer fehlenden Aufklärung wurde durch 
den 20. Jahrestag des argentinischen Putsches, der am anderen Ufer des Rio de la Plata 
begangen wurde, weiter verstärkt. 



4.1.2 Die Marcha de Silencio - Stumme Anklage und Forderung 

Aus Anlass des 20. Jahrestags der Ermordung der beiden umguayischen Parlamentarier 
Zelmar Michelini und Hector Gutierrez Ruiz in Buenos Aires rief der Frente Amplio- 
Senator Rafael Michelini, Sohn des ermordeten Volksvertreters, zu einem Schweigemarsch 
auf der Avenida 18 de Junio auf Michelini lud Menschenrechtsgruppen, Gewerkschaften 
und Parteien zu diesem Marsch ein und bat darum, außer Nationalflaggen keine Partei- oder 
ähnliche politische Fahnen mitzuführen. Der Charakter des Schweigemarsches schloss 
Redebeiträge aus, die nur dazu beigetragen hätten, die simple und konkrete Forderung nach 
der Erfüllung des Art. 4 der LdC zu verwässern. Der Marsch sollte sich an seinem End- 
punkt nach dem Singen der Nationalhymne auflösen. Biancas und Colorados empfahlen 
ihren Mitgliedern, der Veranstaltung, die unter dem Motto Verdad, Memoria y Nunca Mas 
stand, fern zu bleiben.** An der ersten Marcha nahmen rund 50.000 Personen teil (Marchesi 
2002: 134—138). Diese stille Anklage der Weigerung der Regierung, das Schicksal der 
Verschwundenen aufzuklären und somit das Amnestiegesetz für die Militärs nur partiell zu 
erfüllen, zeigte deutlich, dass für weite Teile der Gesellschaft die Aufarbeitung der Vergan- 
genheit mit dem Referendum 1989 nicht abgeschlossen war. Die erste Marcha markierte 
deutlich die Neuaufnahme der gesellschaftlichen Debatten um die Menschenrechtsverlet- 
zungen der Diktatur. Die zentrale Forderung der seither jährlich stattfindenden Schweige- 
märsche ist die nach der Aufklärung des Schicksals der Detenidos Desaparecidos. Die 



** Vgl. Posc/ota N°75, Viemes 16 de febrero de 1996, S. 15. 

“ Vgl. Posrfala N°85, Viemes 26 de april de 1996, S. 14-31 und 86f. 

*’ Tröccoli 1996, ursprünglich u.a. mBrecha, 10.05.1996 veröffentlicht. 
** VglElPais, 20.05.1996. 
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Forderung beschränkt sich somit auf die Verdad, das Ergebnis des Referendums akzeptie- 
rend wird keine Justicia gefordert. 



4.1.3 Der Fall Zanahoria und weitere Ermittlungsblockaden 

Senator Michelini hatte in Gesprächen mit ehemaligen und aktiven Mitgliedern der Streit- 
kräfte von der sog. Operaciön Zanahoria (Karotte) erfahren: Leichen von Verschwundenen 
waren nach Jahren exhumiert und an anderen Orten - z.T. auf dem Kasemengelände - 
wieder vergraben worden, um so einer Entdeckung der sterblichen Überreste vorzubeugen. 
Michelini stellte im März 1997 Strafanzeige wegen Störung der Totenruhe und illegalen 
Bestattungen und verlangte von der Justiz, den Verbleib der Leichen zu untersuchen. Eben- 
so forderte er die Klärung, ob die Exhumierungen nach dem 1. März 1985 stattgefunden 
haben und somit nicht durch die LdC gedeckt waren. Wider Erwarten akzeptierte der Rich- 
ter Alberto Reyes die Anzeige und eröffnete ein Untersuchungsverfahren. Er nahm in seiner 
Begründung explizit auf die 1995 von Uruguay ratifizierte Convenciön Interamericana 
Sobre Desapariciön Forzada de Personas Bezug, die somit erstmals Eingang in die urugu- 
ayische Rechtsprechung erhielt. Ein Berufungsgericht aber revidierte die Entscheidung des 
Richters unter Verweis auf die LdC, weshalb Reyes den Vorgaben dieses Gesetzes folgend 
den Fall an die Regiemng weiterleitete, die innerhalb von 20 Tagen entschied, dass die 
Fälle den in Art. 1 der LdC beschriebenen Tatbestand erfüllten, die Untersuchungen einzu- 
stellen seien und die Fälle ad acta gelegt würden. Richter Reyes wurde anschließend gegen 
seinen Willen an ein Zivilgericht versetzt. Hier zeigte sich, dass Richter, die die Unabhän- 
gigkeit der Justiz gegen staatliche Interessen nutzten, mit Sanktionen zu rechnen hatten. Es 
zeigte sich ebenfalls, dass die Regierung Sanguinetti gewillt war, mit allen Mitteln die 
Untersuchung der Menschenrechtsverletzungen zu unterbinden (Skaar 2003: 8f; Ferro 
1998: 19f ; SERPAJ 1997: 38f). 

Die Regierung zeigte dieselbe Haltung bei der Anfrage eines Parlamentariers zum 
Stand der Untersuchungen gemäß Art. 4 der LdC und der Petition der MFDD, eine umfas- 
sende und unparteiische Untersuchung zur Klärung der Fragen wann, wo, wie und warum. 
In beiden Fällen lehnte die Regierung weitere Untersuchungen ab und begründete dies mit 
der Sorge um die demokratische Stabilität und mit Unmöglichkeit, an die gewünschten 
Informationen zu gelangen. Der von der Regierung beigelegte Bericht reproduzierte im 
Wesentlichen die Ergebnisse der „Untersuchungen“ der Fiscalia Militär und ging teilweise 
noch hinter die Ergebnisse der Parlamentarischen Untersuchungskommission zurück, wenn 
er davon sprach, dass keine Beweise dafür existieren, dass die Verschwundenen zuvor von 
den Streit- oder Sicherheitskräften verhaftet worden waren (SERPAJ 1998: 42f). Der 
SERPAJ-Jahresbericht (1998: 43) kommentiert dies treffend: 

„Y una vez mäs, se poma en evidencia le inexplicable contradicciön que implica concluir que no hubo 
participaciön militar en esos delitos, y al mismo tiempo declararios comprendidos en la ley de Caducidad (en 
lugar de remitirlos a la Justicia ordinaria, como corresponderia).“ 
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4. 1 .4 Zuspitzung der Positionen und Vermittlungsversuehe 

Die gesellsehaftliehe Sensibilisierung für die ungelösten Fragen der Desaparecidos, deren 
erster siehtbarer Kristallisationspunkt die Marcha del Süencio war, nahm im Laufe der 
folgenden Jahre weiter zu: Bei einer Umfrage spraehen sieh 1997 rand 63% der Bevölke- 
rung Montevideos für Naehforsehungen über das Sehieksal der Versehwundenen aus.*^ 
Immer häufiger forderten Politiker die Einriehtung einer Wahrheitskommission zur Erfül- 
lung des Art. 4 der LdC.^° Im August 1997 veröffentliehte die Tageszeitung La Repüblica 
eine Reihe mit Portraits der einzelnen Versehwundenen (SERPAJ 1997: 45). Im Jahr 1998 
wurde u.a. ein Spielfdm Por estos ojos über das Sehieksal des versehwundenen Kindes 
Mariana Zaffaroni ausgestrahlt. Der spanisehe Riehter Garzön sowie der argentinisehe 
Friedensnobelpreisträger Adolfo Perez Esquivel besuehten Uruguay. Es wurden Seminare 
und Tagungen zur Mensehenreehtsthematik veranstaltet ete. (SERPAJ 1998: 46-49). 

Während vergangenheitspolitisehe Fragen im gesellsehaftliehen Diskurs immer mehr 
Raum einnahmen, behielt die Regierung Sanguinetti ihre ablehnende Haltung bei. Die 
Streitkräfte hingegen fühlten sieh dureh die ,psyeho-politisehe Propaganda’ bedroht und 
rasselten mit den Säbeln. Sie wiesen den Vorwurf der systematisehen Politik des 
Versehwindenlassens zurüek und unterstriehen, dass über diese individuell zu verantwor- 
tenden Exzesse keine Informationen vorlägen (SERPAJ 1998: 45). Die Legion Tenientes de 
Artigas, eine Gruppe ehemaliger Militärs, braehte in einem in der Tagespresse auszugswei- 
se veröffentliehten Sehreiben ihre Unterstützung für die Kameraden zum Ausdruek: 

„atacados püblicamente por haber estado en primera Hnea de combate. Estos camaradas estuvieron donde 
estuvieron y actuaron como lo hicieron, no por su voluntad ni porque lo hubieran elegido, sino cuando el 
Poder Politico de la epoca le ordeno a las FF.AA. combatir, las circunstancias inherentes a la profesiön militar 
los llevaron a estar destinados en las unidades y reparticiones que llevaron el peso de las operaciones.“’’ 

Der Vorsifzende des Centro Militar, Gen. a.D. Juan Rebollo, erklärfe, dass die Sfreifkräfte 
angesiehts der andauernden Verleumdungskampagne der „derrotados de ayer“ die Reihen 
sehließen sollten.^^ Ebenso betonfe Obersf Anfonio Romanelli in Anwesenheif Sanguinetfis, 
dass die Truppe stolz sei, am Kampf gegen die Subversion siegreieh teilgenommen zu ha- 
ben und sieh im Stillen freue, ihre Aufgabe erfüllt zu haben (SERPAJ 1998: 45). Diese 
Rhetorik ist aueh vor dem Hintergrund der erneuten Haftbefehle gegen die argentinisehe 
Militärjunta und die offenen Prozesse vor der argentinisehen Justiz zu sehen. 

Im Kontext dieser sieh verhärtenden Positionen und der Untätigkeit der Regierung 
wurden versehiedene Vermittlungsversuehe unternommen, die letztlieh immer an der Wei- 
gerungshaltung der Militärs seheiterten: Ende April 1997 bot der Bisehof von Salto, Mons. 
Pablo Galimberti, selbst Sohn eines Soldaten, seine Vermittlung an.^^ Wenig später maehte 
sieh die Bisehofskonferenz den Vorsehlag Galimbertis zu eigen und wollte als Mediator 
zwisehen den , Mensehenrechtsbewegung’ und den Militärs auffreten. Diese von vielen 
Seiten begrüßte Initiative scheiterte schließlich, ohne dass ein Dialog mit den Streitkräften 
etabliert werden konnte (SERPAJ 1997: 41). Ein Jahr später versuchte der ehemalige 
MLN-T-Führer Mauricio Rosencof, eine inoffizielle Gesprächsplattform zwischen den 



Vgl. Posc/ota, 04.04.1997, S. 12f. 

™ Vgl. bspw. das Interview mit dem Frente Amplio-AhgsorAaetsn Guillermo Chifflet in la Juventud, 20.05.1997. 

Ültimas Noticias, 17.03.1998. 

’^Vgl. Büsqueda, 16.04.1998. 

Vgl. Interview mit Mons. Galimberti in Vosdata N° 136, Viemes 25 de april de 1997, S. 18ff. und in La Prensa 
02.05.1997. 
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Militärs und den ehemaligen , Kombattanten’ der Guerilla ins Leben zu rufen.^"' Die Regie- 
rung begrüßte diesen Vorsehlag - besonders weil es sieh um eine private Initiative ohne 
Regierungsbeteiligung handelte. Aueh dieser Versueh seheiterte an der ablehnenden Hal- 
tung der Militärs (Ferro 1998: 23f.). Dasselbe Sehieksal erlitt der Vermittlungsversueh des 
FA-Abgeordneten Vietor Semproni, der vorsehlug, dass die Regierung mit Unterstützung 
der Streitkräfte eine gründliehe Untersuehung durehführen sollte, während die Kirehe die 
Anonymität der Informanten sieherstellen sollte. Naeh der Klärung der Todesumstände der 
Versehwundenen sollten diese für tot erklärt werden, die Regierung sollte ein Mausoleum 
und die Stadt Montevideo ein Denkmal erriehten. Alle Beteiligten würden sieh verpflieh- 
ten, das Thema der Versehwundenen sodann als abgesehlossen anzuerkennen (SERPAJ 
1998: 44). 



4.1.5 Das Memorial für die Detenidos Desaparecidos 

Im Jahr 1998 nahm die vom Freute Amplio regierte Stadt Montevideo die Anregungen des 
ehemaligen J?/a«co-Senators Manuel Singlet auf und riehtete gemeinsam mit anderen 
Gruppen die Comisiön Pro Momumento ein, die mit der Planung eines Mahnmals für die 
Versehwundenen betraut wurde. Da die Regierung das Projekt nieht finanziell unterstützte, 
versuehte die Kommission dureh untersehiedliehe Verkaufsaktionen Geld für den Bau des 
Memorials zu sammeln. Die Intendencia Montevideos übernahm den Großteil der Bauko- 
sten des Memorials, welehes am 10. Dezember 2001, dem internationalen Tag der Men- 
sehenrechte, offiziell eingeweiht wurde. 



4.1.6 Internationale Einflüsse 

Auch in Uruguay machte sich - zwar in geringerem Ausmaß als in Argentinien und Chile - 
die Intemationalisierung der Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen bemerkbar. 
Sanguinetti behielt seine Weigerungshaltung allen Versuchen gegenüber bei, das Schicksal 
der Verschwundenen aufzuklären. Er versuchte gegenüber dem Ausland den Eindruck zu 
erwecken, dass die Regierung an diesen Problemen arbeite. So heißt es beispielsweise im 
Bericht der UN-Working Group on Enforced or Involuntary Disappearances: „The Gov- 
ernment of Uruguay stressed its willingness to try to determine the fate and whereabouts of 
persons reported as disappeared.“^^ Diese Aussagen standen jedoch in einem klaren Span- 
nungsverhältnis zum Verhalten der Regiemng: Im Zusammenhang mit den Untersuchungen 
vor der spanischen Justiz hatte Richter Baltasar Garzön im April 1997 etliche uruguayische 
Polizisten und Militärs zu Zeugenaussagen vorgeladen, was die Regierung zurückwies, da 
für diese Fälle keine bindenden Abkommen zwischen beiden Ländern bestünden (SERPAJ 
1997: 42). Eine ähnliche Haltung nahm Sanguinetti hinsichtlich der Kooperationsgesuche 
der argentinischen Justiz ein. Wegen dieser Weigerungshaltung geriet Sanguinetti bei Aus- 
landsreisen immer wieder unter Druck. Als Umguay 1998 den Vorsitz der UN- 
Generalversammlung übernahm, initiierten der PIT-CNT gemeinsam mit SERPAJ und 



Die Formulierung Combatantes sorgte für Verstimmungen, so dass die gegen familiäres de desaparecidos 
getauscht wurde. 

Vgl. SERPAJ 1998: 48f.; Interview Nr. 47 mit Mara Martinez und Eduarde Pirotto. 

* United Nations, Commission on Human Rights, Report of the Working Group on Enforced or Involuntary 
Disappearances, 13.12.1996, E/CN.4/1997/34, Nr. 365. 
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MFDD eine Kampagne, mit der sich auf die ausstehende Aufarbeitung der Vergangenheit 
und den doppelzüngigen Diskurs der Regierung aufmerksam machen wollten (SERPAJ 
1998: 49ff und 1999: 92ff). 

Während des Wahlkampfs im Oktober 1999 veröffentlichte die uruguayische Presse 
einen offenen Brief des Generalsekretärs von Amnesty International, Pierre Seane, in dem 
er die fünf Präsidentschaftskandidaten aufforderte, dem Menschenrechtsschutz eine zentrale 
Stellung in ihren Wahlprogrammen zu geben. Seane wies u.a. auf die Verpflichtung des 
Staates hin, trotz der LdC das Schicksal der Verschwundenen aufzuklären. Er lobte zwar 
die Tatsache, dass Uruguay internationalen Menschenrechtsabkommen beigetreten sei, 
beklagte aber gleichzeitig die „persistencia de la impunidad en materia de derechos huma- 
nos, impunidad que hace letra muerta de las disposiciones de los tratados.“^^ 



4. 1 .7 Der Fall Gelman 

In den letzten Monaten der Regierung Sanguinetti geriet dieser erneut unter (inter-) nationa- 
len Druck: Der argentinische Dichter Juan Gelman forderte Sanguinetti 1999 auf, Untersu- 
chungen einzuleiten, um sein Enkelkind zu finden. Der Sohn des Dichters war 1976 in 
Argentinien gemeinsam mit seiner hochschwangeren Frau verhaftet worden. Während der 
Sohn , verschwand’, verbrachte man die Schwangere nach Montevideo, wo sie ihr Kind 
gebar und anschließend ebenfalls ,verschwand’. Nach langen Nachforschungen kam Juan 
Gelman zu der begründeten Annahme, dass sein Enkelkind noch am Leben sei und sich in 
Uruguay befinde. Nachdem Sanguinetti keine Schritte unternahm, begann eine öffentliche 
Auseinandersetzung mit Gelman. In brillanter Sprache brachte der Poet die Situation des 
Schmerzes und der Ungewissheit der Angehörigen der Verschwundenen zum Ausdruck. Er 
wurde von zahlreichen international renommierten Intellektuellen wie beispielsweise Gün- 
ther Grass unterstützt, der sich ebenfalls in einem offenen Brief an Sanguinetti wandte. 
Dieser aber behielt seine Position bei und behauptete u.a., dass es in Uruguay keine ver- 
schwundenen Kinder gäbe. Kurze Zeit nach dem Regierungswechsel gab der neugewählte 
Präsident Jorge Batlle die Identifizierung der Enkelin Gelmans bekannt.^* 



4. 1 .8 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Sanguinetti II 

Ähnlich wie sein Vorgänger Lacalle unternahm Sanguinetti in seiner zweiten Amtszeit 
keinerlei Schritte, um die Aufarbeitung der Vergangenheit zu fördern. Während zur Zeit 
Lacalles dieses Thema auch auf der gesellschaftlichen Ebene nicht präsent war, musste sich 
Sanguinetti den immer stärker werdenden gesellschaftlichen Forderangen widerstehen. Er 
hielt die politische Aufarbeitung mit den gesetzlichen Regelungen seiner ersten Amtszeit, 
der Bestätigung der LdC durch das Referendum sowie den bereits ergriffenen Direktmaß- 
nahmen für abgeschlossen und bemühte sich erfolgreich, die Aufarbeitung der Vergangen- 
heit von der politischen Agenda femzuhalten. Die Militärs konnten sich ihres Rückhalts 
beim Präsidenten gewiss sein, so dass es - von Säbelrasseln und selbstherrlich-militärischer 
Rhetorik abgesehen - zu keinen zivil-militärischen Spannungen kam. 



’’ Pierre Seane: Carta abierta a los candidatos presidenciales, veröffentlicht u.a. in la Juventud, 23.10.1999. 
Vgl. zum Fall Gelman Liscano 2004. Dort sind auch die unterschiedlichen offenen Briefe reproduziert. 
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Sanguinetti wies alle Forderungen nach weiterer Aufklärung und Wahrheitssuche so- 
wie nach Strafverfolgung zurück. Es fand keine Entschädigungspolitik statt. Als der Staat 
im Jahr 1998 in einem Zivilverfahren zur Zahlung von insgesamt 1,4 Mio. US$ an Opfer 
von Menschenrechtsverletzungen und deren Angehörigen verurteilt wurde, legte die Regie- 
rung Widerspruch ein (Barahona de Brito 2001: 145). Anfang 2000 wurde ein 15-jähriger 
Rechtsstreit zwischen einem Folteropfer und dem Staat zu Gunsten des Opfers entschieden 
und der Staat zur Zahlung von rund 120.000 US$ Schadensersatz für die psychischen und 
physischen Folgen der Flaft und Folter verurteilt (SERPAJ 2000: 72). Eine staatliche Erin- 
nerungspolitik fand nicht statt, es wurden keine vergangenheitspolitisch relevanten Refor- 
men oder Direktmaßnahmen durchgeführt. 
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Abb. 17: Vergangenheitspolitik der Regierung Sanguinetti II 



4.2 Die Vergangenheitspolitik Sanguienttis aus der Sicht der Opferorganisationen 



,,^Es mäs importante para usted, que se dice Presidente de todos los uruguayos, amparar en la impunidad a un 
punado de criminales intemacionales (acusados en tribunales de varios paises) que atender el reclamo de toda 
una sociedad, respaldada por la comunidad intemacional, y cerrar esa herida abierta en su naciön y esa cuenta 
pendiente con la humanidad? ^Nos va a decir de nuevo que esto es tambien producto de la lögica de los 
hechos y que ya fue saltado por la Ley de Caducidadl [...] ^No teme usted el juicio de la Historia? ^No teme 
que en lugar de ser recordado como el presidente mäs culto de America Latina - al decir de Gelman - lo sea 
como el campeön de la impunidad, de la complicidad irrestricta y absoluta con los violadores de derechos 
humanos condenados interaacionalmente? Y por ultimo ^hasta cuändo, Sr. Presidente Sanguinetti, creen 
ustedes que podrän mantener al Uruguay al margen de la Historia, y de espaldas a las corrientes que en todo el 
mundo [...] estän cercando a los criminales y poniendoles en manos de la Justicia universal de la que ya no 
podrän seguir escapando?“^^ (MFDD) 

Für die MFDD war Sanguinetti die personifizierte Garantie für die Impunidad der Militärs, 
die Nichtaufklärung der Menschenrechtsverletzungen und das verordnete Vergessen. Er 
zeigte keinerlei Sensibilität für ihre Anliegen. Auch auf wiederholte Anfragen hin, war er 
nicht bereit, eine Delegation der MFDD zu empfangen. Da sich die Vergangenheitspoli- 
tik der zweiten Amtszeit Sanguinettis weniger durch aktives Tun als durch Unterlassen und 
Blockieren kennzeichnete, bezog sich die Kritik der MFDD im wesentlichen auf dessen 
grundsätzlich ablehnende Haltung. Auffällig aber waren der gemäßigte Ton der Erklärun- 



MFDD: Comunicado, 10.10.1999, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. Im Original sind 
einige Passagen unterstrichen. 

100 Ygj MFDD: Sobre el ex Presidente Julio Sanguinetti. A la opiniön publica, 20.10.2004, in: www.tau.org/fami- 
liares/actualidad.htm [15.08.2005]. 
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gen und die moralische Argumentation mit der die MFDD um gesellschaftliches Verständ- 
nis ihr Anliegen warb.**** 

Nach Jahren der politischen wie thematischen Marginalisiemng kam der MFDD wäh- 
rend der zweiten Regiemngszeit Sanguinettis eine neue zentrale Rolle zu, in die sie organi- 
satorisch und strukturell erst hineinwachsen musste.***^ Sie reformulierte ihre Forderungen 
und fasste sie in fünf Fragen zusammen: icuändol - Zeitpunkt des Todes, icömol - Art 
und Weise der Ermordung, idöndel - Ort des TodesAVo ist der Leichnam, iporquel - 
Grund der Ermordung und iquienl - materielle und intellektuelle Verantwortliche. Auf- 
grund der politischen Situation und aus Achtung des Ergebnisses des Plebiszits konnte die 
MFDD die Frage nach dem iquienl nicht stellen. Sie konzentrierte sich stattdessen auf die 
rein menschliche Dimension ihrer Forderungen: die Notwendigkeit, Gewissheit über das 
Schicksal der Verschwundenen und den Verbleib der Leichen zu erlangen. Die Rücknahme 
des iquienl erlaubte den MFDD ihre Forderungen nach Aufklärung unter den gegebenen 
Umständen erneut und mit einer rein humanitären Legitimation neu zu stellen.’®^ In dieser 
Argumentationsrichtung steht auch die Petition der MFDD vom April 1997 an die 
Regierung, in der sie eine „investigaciön exhaustiva destinada al esclarecimiento de la 
suerte corrida por las personas detenidas desaparecidas y la determinaciön de su paradero“ 
forderte, die von „una persona o grupo de personas que den garantias suficientes idoneidad, 
independencia e imparcialidad“ vorgenommen werden sollte. 



4.2. 1 Die Enthüllungen der anonymen Militärs 

Als die Zeitschrift Vosdata die Geständnisse des nicht näher benannten Offiziers veröffent- 
lichte, zeigten sich die MFDD verletzt, da sich diese Person an die Öffentlichkeit wandte 
und nicht an die Angehörigen der Opfer, die diese für sie wichtigen und zugleich schmerz- 
lichen Informationen der Presse entnehmen mussten. Bei dieser Gelegenheit unterstreichen 
sie erneut, dass es eigentlich die Aufgabe der Justiz sei, das Schicksal der Verschwundenen 
aufzuklären und fordern diese auf, ihrer Verpflichtung nachzukommen. 



4.2.2 Vermittlungsversuche 

Die MFDD zeigte sich bei den unterschiedlichen Vermittlungsversuchen - trotz des großen 
Misstrauens gegenüber den Streitkräften - gesprächsbereit. Sie machte aber auch deut- 
lich, dass sie damit die Regierung nicht aus ihrer Pflicht entlassen wollen, das Schicksal der 
Verschwundenen zu untersuchen. Genauso wehrte sie sich gegen eine , Privatisierung der 



Im Achiv der MFDD finden sich nur wenige Dokumente aus den Jahren 1995-2000. Dies hängt einerseits mit 
der zumindest in den ersten Jahren evidenten strukturellen Schwäche der MFDD zusammen. Auf Anfragen wurde 
bestätigt, dass in diesen Jahren wenige Erklärungen, Berichte etc. verfasst wurden. Andererseits wurden in diesen 
Jahren die ersten PCs verwendet, so dass keine Papierkopien der Schriftstücke archiviert wurden und Dokumente, 
die nur als Dateien vorhanden waren, verloren gingen. 

Interview Nr. 48 mit Javier Miranda. 

Interviews Nr. 48 mit Javier Miranda und Nr. 47 mit Mara Martinez und Eduardo Pirotto. 

Vgl. MFDD: Peticiön al Poder Ejecutivo 16.04.1997, in: www.tau.org/familiares/Derecho_de_Peticion.doc 
[15.08.2005]. 

Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, 17.02.1996, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 

Interview Nr. 47 mit Mara Martinez und Eduardo Pirotto; vgl. MFDD: Comunicado de Prensa - Declaraciön 
de FEDEFAM y SERPAJ, o. Datum [1995], Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S. 
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Wahrheit’, die nahe lege, dass die Aufklärung eine Angelegenheit zwisehen Tätern und 
Opfern sei, die die Politik und die Gesellsehaft als nieht betreffe (SERPAJ 1997: 40f. und 
1998: 44). 



4.2.3 Die Erriehtung des Memorial 

Anders als in Argentinien gab es in Uruguay keine allgemeine Kontroverse über die Ein- 
riehtung von Gedenkstätten und Mahnmälem. Dennoeh stimmte die MFDD dem Bau des 
Memorial erst naeh langen Überlegungen und Diskussionen zu, da sie befurehteten, dass 
dieses von der Öffentliehkeit als Grab oder Mausoleum wahrgenommen werden könnte und 
somit den Eindraek erweeke, dass der Tod der Versehwundenen ein Faktum sei und die 
Frage naeh der Aufklärung des Sehieksals der Desaparecidos hinfällig werde. Erst nach- 
dem sichergestellt war, dass das Memorial den Charakter eines Mahnmals haben sollte und 
einen Beitrag zur Erinnerungskultur darstellt, willigten die MFDD ein und beteiligten sich 
an der Planung. Mit dem Ergebnis und der Art und Weise wie das Memorial von der Be- 
völkerung wahrgenommen wird, zeigen sie die MFDD insgesamt zufrieden.***’ 



5. Die Regierung Batlle 

5. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Jorge Batlle (2000-2004) 



„nuestra responsabilidad es sellar para siempre la paz entre todos los uruguayos. Ninguno de nosotros puede 
decir que es solo culpable o solo inocente. No es una cuestion de maniqueismo, buenos por un lado y malos 
por el otro, todos debemos comprometemos a una soluciön“.'°* (Jorge Batlle) 

Mit dem Co/ora<7o-Politiker Jorge Batlle fand die Aufarbeitung der Vergangenheit nach 
einem Jahrzehnt wieder Eingang in die Regierungsagenda. Er reagierte auf die in der Be- 
völkerung immer deutlicher artikulierten Forderungen und auf die Entwicklungen in den 
Nachbarländern, denen sich Uruguay nicht länger verschließen konnte. Durch seine Hal- 
tung grenzte er sich deutlich von seinem Vorgänger und Parteikollegen Sanguinetti ab, der 
bis zuletzt den Standpunkt vertrat, dass die Probleme der diktatorialen Vergangenheit mit 
der LdC aus der Welt geschaffen seien. 



5.1.1 Die Rückkehr der V ergangenheit auf die politische Agenda 

Bereits vor dem Amtsantritt wurde bei einem Treffen zwischen Batlle, dessen Berater in 
Menschenrechtfragen Carlos Ramela und dem unterlegenen Präsidentschaftskandidaten des 
Frente Amplio Tabare Väsquez sowie dessen Berater Gonzalo Femändez über eine Lösung 
des Problems der Verschwundenen diskutiert. Alten kopartizipativen Politikmustem fol- 
gend wurden Ramela und Femändez beauftragt, einen Lösungsvorschlag zu erarbeiten 
(SERPAJ 2000: 73). Bei seiner Antrittsrede nahm Batlle auf diese offene Wunde der um- 
guayischen Gesellschaft Bezug und prägte die Formulierang „sellar para siempre la paz 



Interview Nr. 47 mit Mara Martinez und Eduarde Pirotto. 
Jorge Batlle, zit. nach La Repüblica, 02.03.2000. 
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entre todos los uruguayos“, die sich wie ein roter Faden durch den Regiemngsdiskurs zie- 
hen sollte. 

Der erste vergangenheitspolitische Erfolg, den Batlle für sich zu nutzen wusste, war 
die Identifizierung der Enkelin Juan Gelmans. Dieser hatte über Jahre versucht, das Schick- 
sal seiner Schwiegertochter und seines Enkelkindes zu rekonstruieren. Ab Oktober 1999 
stellte Gabriel Mazzarovich, Journalist der uruguayischen Tageszeitung La Repüblica, 
parallel zu Gelman Nachforschungen an und arbeitete die letzten Monate vor der erfolgrei- 
chen Identifizierung eng mit diesem zusammen. Batlle konnte durch militärische Quellen 
die Richtigkeit der Ergebnisse dieser Nachforschungen bestätigen. Er wusste diesen Fall, 
der die Öffentlichkeit sehr bewegte, für sich zu nutzen: Durch eine gemeinsame Pressekon- 
ferenz mit Gelman entstand der Eindruck, dass Batlle durch Nachforschungen essentiell zur 
Identifizierung der Enkelin beigetragen habe (Liscano 2004: 101-107). Die Tatsache, dass 
der Präsident durch gezieltes Nachfragen bei den Streitkräften die Ergebnisse der beiden 
privaten Untersuchungen definitiv bestätigen konnte, zeigte deutlich, dass es - im Wider- 
spruch zu den Aussagen Sanguinettis - tatsächlich eine Frage des politischen Willens war, 
die Enkelin Gelmans zu finden. Für die Bevölkerung war dies ein Zeichen eines klaren 
vergangenheitspolitischen Richtungswechsels. 

Wenige Wochen nach seinem Amtsantritt traf sich Batlle auch mit Vertretern der 
MFDD. Es handelte sich hierbei um das erste Treffen eines uruguayischen Präsidenten mit 
den Angehörigen der Verschwundenen. Bei Gesprächen Batlles mit Vertretern der Streit- 
kräfte warb er um Unterstützung für seine Vergangenheitspolitik. Die Militärs signalisier- 
ten Bereitschaft, solche Maßnahmen zu tolerieren, so lange diese nicht in Revisionismus 
ausarten und deutlich bleibe, dass es sich um individuelle Exzesse handle, die im Rahmen 
des von der Regierung angeordneten Anti-Subversionskampf begangen worden waren.'°^ 

Bestimmte Sektoren des mundo militar aber fürchteten die sich abzeichnende Ände- 
rung der Situation im Land und versuchten durch Äußerungen und Gesten Angst unter der 
Bevölkerung zu schüren. So hatte sich Manuel Femändez, ein ranghöher General des Führ- 
ungsstabs der Streitkräfte, in einem Interview u.a. zur Frage der Verschwundenen geäußert 
und bekräftigt, dass es keinen Grund gäbe, um Vergebung zu bitten, da keine Gewissheit 
über die Fakten bestehe. Er ging in dem Interview davon aus, dass viele der Desaparecidos 
noch am Leben seien. Von der politischen Linken sprach er als dem Feind, der nun versu- 
che, über Wahlen an die Macht zu kommen, um den Kampf so mit anderen Mitteln fortzu- 
setzen. Er ging davon aus, dass die Streitkräfte über kurz oder lang darauf reagieren müs- 
sten."*’ Batlle enthob ihn aufgrund des klaren politischen Inhalts dieser Äußerungen seines 
Amtes. Auch innerhalb der Streitkräfte wurde er für seine Äußerungen bestraft (SERPAJ 
2000: 76). Dieser Vorfall zeigte einerseits den Willen Batlles, die Unterordnung der Streit- 
kräfte unter die zivile Regierung auch nach Außen zu verdeutlichen, und andererseits die 
Kooperationsbereitschaft der Militärs. 

Unter diesen Voraussetzungen stellte Batlle im April 2000 ein Maßnahmenpaket zur 
pacificaciön nacional in Aussicht, das u.a. eine Lösung für das Thema der Detenidos Desa- 
parecidos sowie eine Entschädigung für die ehemaligen politischen Gefangenen und die 
Exilierten beinhalten sollte.’" Die vergangenheitspolitischen Initiativen entsprachen der 
wachsenden Sensibilisierung und Unterstützung der Bevölkerung für diese Themen: In 
einer Umfrage, die im Juni 2000 in der Tageszeitung El Pais veröffentlicht wurde, sprachen 



Vgl. SERPAJ 2000: 75f.; La Repüblica 08.04., 27.04. und 28.04.2000. 
Vgl. La Repüblica, 07.04.2000. 

Vgl. La Repüblica, 04.04.2000. 
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sich 79% dafür aus, das Schicksal der Verschwundenen zu untersuchen (SERPAJ 2000: 
109). An der Marcha de Silencio 2000, die unter dem Motto iDönde estän? jLa verdad es 
posible y necesaria! stand, beteiligten sich rund 75.000 Menschen."^ 



5.1.2 Das vergangenheitspolitische Paket Batlles 

Batlles vergangenheitspolitische Strategie umfasste v.a. die Umsetzung zweier lange gefor- 
derter Maßnahmen: Die Einrichtung einer Wahrheitskommission und die Regelung der 
Rentenansprüche der ehemaligen politischen Häftlinge und Exilierten. 

Am 9. August 2000 - mehr als 15 Jahre nach dem Ende der Diktatur - setzte Batlle die 
Comisiön para la Paz (CoPaPa) ein, um so die „obligaciön etica del Estado“ zu erfüllen, 
das Schicksal der uruguayischen Verschwundenen aufzuklären. In der Gründungsresolution 
858/000 heißt es: 

„se entiende necesario, para consolidar la pacificaciön nacional y sellar para siempre la paz entre los 
uruguayos, dar pasos posibles para determinar la situaciön de los detenidos-desaparecidos durante el regimen 
de facto, asi como de los menores desaparecidos en similares condiciones.“ 

Den Vorsitz der sechsköpfigen Kommission übertrug Batlle dem Erzbischof von Montevi- 
deo, Mons. Nicolas Cortugno. Weitere Kommissionäre waren ein Vertreter der Gewerk- 
schaften, Ramela und Femändez als Berater Batlles bzw. des Frente Amplio- 
Spitzenpolitikers Tabare Väsquez und auf Bitten der MFDD hin der Jesuitenpater Luis 
Perez Aguirre."^ Alle Mitglieder der Kommission erfüllten diese Aufgaben ehrenamtlich 
und zusätzlich zu ihren regulären Aktivitäten. Als einzige hauptamtliche Kraft hatte die 
Kommission eine Sekretärin. 

Ihrem Mandat gemäß sollte die Kommission Informationen über die Verschwundenen 
sammeln, analysieren und einen Bericht über deren Schicksal sowie Empfehlungen für 
Entschädigungsmaßnahmen und notwendige Gesetzesprojekte erarbeiten (Resoluciön 
858/000, 1°). Für die spätere Debatte um die Bewertung der CoPaPa-Ergebnisse ist es an 
dieser Stelle wichtig darauf hinzuweisen, dass die Gründungsresolution von der obligaciön 
etica des Staates spricht, das Schicksal der Verschwundenen zu klären, und nicht auf die 
rechtlichen Verpflichtungen oder gar explizit auf Art. 4 der LdC Bezug nimmt. Ebenso 
vermeidet sie den Terminus investigaciön. 

Das ursprünglich auf 4 Monate festgelegte Mandat wurde mehrmals verlängert, so 
dass die Kommission erst im April 2003 und somit 32 Monate nach ihrer Einsetzung ihren 
Abschlussbericht vorlegte. Diese Verzögerungen waren einerseits auf die fehlenden inve- 
stigativen Kompetenzen, den geringen Haushalt der Kommission*’"^ sowie das Zeitbudget 
und die Belastbarkeit der Mitglieder zurückzuführen. Andererseits erschwerte die mangel- 
hafte Kooperationsbereitschaft der Militärs, die schwierige Informationslage und die Zeit, 
die seit den Taten verstrichen war, die Arbeit.”^ Trotz des langen Zeitraums, in dem die 
Kommission tätig war, bestand stets ein hohes gesellschaftliches Interesse am Fortgang der 



Vgl. La Repüblica, 21.05.2000. 

Der SERPAJ-Mitbegründer nahm ausdrücklich nicht als Vertreter SERPAJs teil. Als er 2001 durch einen 
Verkehrsunfall ums Leben kam, baten MFDD darum, den Priester Jorge Osorio als neues Kommissionsmitglied zu 
ernennen. 

'''* Die Ausgaben der CoPaPa beliefen sich während der gesamten Mandatszeit auf rund 54.000,- US$ [ohne 
Personalkosten für die Sekretärin und die Räumlichkeiten. Ein bedeutender Teil der Ausgaben waren Reisekosten 
der Kommissionäre oder der Zeugen], vgl. CoPaPa 2003, Anexo 1. 

Interview Nr. 33 mit Jorge Osorio; vgl. CoPaPa 2003: N° 30-33. 
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Bemühungen. Im Oktober 2002 legte die CoPaPa einen vorläufigen Bericht vor, in dem sie 
über die Zahl der angezeigten Fälle und den Stand der Untersuchungen informierte (CoPa- 
Pa 2002). 

Die zweite Initiative Batlles bezog sich auf die ehemaligen politischen Gefangenen 
und die Exilierten. Bereits vor der Gründung der ExPP-Organisation CRYSOL hatten die 
Gewerkschaften eine gesetzliche Regelung der Rentenansprüche dieser Opfer gefordert."^ 
Im Januar 2002 verabschiedete das Parlament schließlich ein seit 2000 diskutiertes Gesetz, 
das die Pensionsansprüche von Personen regelt, die aus politischen Gründen zwischen dem 
09.02.1973 und dem 28.03.1985 das Land verließen, inhaftiert wurden oder wegen ihrer 
Gewerkschaftsmitgliedschaft abtauchen mussten. Nach dieser Ley N° 17.449 können die 
Zeiten des Exils, der Haft oder der Klandestinität bei der Renten- und Pensionsberechnung 
als Arbeitszeit angerechnet werden. Für die Anerkennung der Leistungsempfänger sollte im 
Ministerio de Trabajo y de Seguridad Social eine Sonderkommission eingerichtet werden, 
an die in einem Zeitraum von drei Monaten die Anträge gerichtet werden konnten. Ausge- 
schlossen blieben jene Personen, die bereits die Ley de Restituidos (Ley N° 15.783 und 
nachfolgende Gesetze) in Anspruch genommen hatten, oder die während des Exils in einem 
Land, mit dem Uruguay Abkommen über die Anerkennung der Rentenansprüche unter- 
zeichnet hat, berufstätig waren. 

Eine Schwierigkeit bei der Erarbeitung des Gesetzes war, die Unklarheit darüber, wie 
viele Personen die Leistungen in Anspruch nehmen konnten. Dieses Problem stellte sich 
besonders deutlich bei den Exilierten: Nur rand 7.000 der 350.000 uruguayischen Exilierten 
verfügten über eine Anerkennung des UNHCR als politische Flüchtlinge."’ Im Zusam- 
menhang mit der Implementierung dieses Gesetzes kam dem uruguayischen Servicio Ecu- 
menico para la Dignidad Humana (SEDUH) eine besondere Rolle zu: Als Repräsentant des 
UNHCR in Umguay kann der SEDUH den Status des politischen Flüchtlings bestätigen. 
Seit 2001 wurden rund 2.000 dieser für die Ley N° 17.449 notwendigen Bescheinigungen 
ausgestellt."* Beim Ministerio de Trabajo waren bis zum Ende der Amtszeit Batlles rund 
2.800 Anträge von ehemaligen politischen Gefangenen und Exilierten eingegangen, wobei 
sich deren Bearbeitung über Gebühr verzögerte."^ 



5.1.3 Neue Aktivitäten der Justiz 

Während sich die Arbeit der CoPaPa weiter hinzog und in anderen Ländern der Region die 
Impunidad der Militärs immer mehr Risse bekam, suchten auch in Uruguay bestimmte 
Sektoren der , Menschenrechtsbewegung’ nach Wegen, die Justiz trotz der LdC zu Nachfor- 
schungen und - wenn möglich - zur Strafverfolgung zu bewegen. 

In diesen Fällen griffen die Anwälte in der Regel auf folgende Argumentationsmuster 
zurück: (1) Anzeigen gegen Zivilisten, da diese sich nicht auf die LdC bemfen können. (2) 
Anzeigen wegen Delikten, die außerhalb des von der LdC abgedeckten Zeitraums begangen 
wurden. (3) Anzeigen wegen Delikten, bei denen wirtschaftliche Interessen vermutet wur- 
den. (4) Anzeigen wegen Delikten, die weder in Erfüllung eines Befehls, noch aus politi- 
scher Motivation heraus begangen wurden. Da es sich um normale Straftaten handle - so 



Interview Nr. 36 mit Gastön Grisoni und Alfrede Gömez. 

Vgl. La Repüblica, 04.04.2000. 

Interview Nr. 37 mit Ana Varela Esponda. 

Vgl. La Red. Boletin oficial de CRYSOL, Febrero 2003/N° 13, S. 3; Schreiben von Ana Varela, Präsidentin des 
SEDUH, an den Verf , 05.09.2005 
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das Argument - könnten sich die Beschuldigten nicht auf das Amnestiegesetz berufen. (5) 
Interpretation des Verschwindenlassens als permanentes Delikt, das als eine bis heute an- 
dauernde Entführung auch nach dem Ende der Diktatur, d.h. außerhalb des von der LdC 
geschützten Zeitraums begangen wird. (6) Interpretation des Verschwindenlassens als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, das gemäß internationaler Menschenrechtsnormen 
nicht amnestierbar ist. 

Auch wenn bis Ende der Regierungszeit Batlles noch keine definitiven Urteile in Men- 
schenrechtsprozessen gesprochen werden konnten, so stellten die Verfahren vor der uru- 
guayischen Justiz doch einen enormen Fortschritt gegenüber den Vorjahren dar und trugen 
dazu bei, weiteren politischen Flandlungsbedarf zu generieren (SERPAJ 2004: 119-145). 
Exemplarisch seien zwei Fälle skizziert, die in der Menschenrechtsdebatte der vergangenen 
Jahre große Bedeutung hatte. 

Der Fall Elena Quinteros 

Die Lehrerin und Aktivistin des Partido por la Victoria del Pueblo (PVP), Elena Quinteros, 
war im Juli 1976 in Montevideo verhaftet worden.*^** Nach einigen Tagen in Haft konnte sie 
die Militärs überzeugen, dass sie sich mit einem ebenfalls gesuchten companero treffen 
wollte. Sie bot an, die Militärs zu diesem Treffpunkt zu führen um so die Verhaftung des 
Gesuchten zu ermöglichen. Den Ort für dieses fiktive Treffen wählte sie in der Nähe der 
venezolanischen Botschaft. Es gelang ihr, auf das Botschaftsgelände zu fliehen, um dort um 
politisches Asyl zu bitten. Als ihr die Militärs folgten, kam es zu einem Handgemenge mit 
Botschaftsangehörigen. Quinteros wurde auf die Straße gezerrt, mit einem Auto abtranspor- 
tiert und gilt seither als verschwunden. Venezuela protestierte gegen diese Verletzung sei- 
nes Hoheitsgebietes und forderte die Rückgabe der Frau, deren Festnahme die uruguayische 
Regierung jedoch bestritt. Bis zum Ende der Diktatur wurden die diplomatischen Bezie- 
hungen zwischen beiden Ländern abgebrochen. 

Wegen der zwischenstaatlichen Relevanz wurde dieser Fall unter der Regierung San- 
guinetti I vom Außenministerium untersucht (nicht - wie die übrigen Fälle - von der Fisca- 
lia Militär)-, die Ergebnisse der Untersuchung wurden geheim gehalten. Durch Zufall gerie- 
ten diese Unterlagen 1999 in die Hände von Raul Olivera, Mitglied des Menschenrechtsse- 
kretariats des PIT-CNT und Parteifreund von Quinteros. Er fand u.a. ein handschriftliches 
Protokoll einer Besprechung, in der nach ihrer Entführung aus der venezolanischen Bot- 
schaft über deren Schicksal beraten wurde. Aufgrund graphologischer Gutachten konnte 
bewiesen werden, dass der damalige zivile Außenminister Juan Carlos Blanco an dieser 
Beratung teilgenommen hatte. Im Jahr 2000 erstattete Elenas Mutter mit Unterstützung 
des PIT-CNT Strafanzeige gegen Blanco, der im August 2001 erstmals vor Gericht aussa- 
gen musste. Im Laufe der sich lange hinziehenden Verhandlungen schloss sich das Gericht 
der Interpretation des Verschwindenlassens als permanentes Delikt an und verurteilte Blan- 
co im Oktober 2002 schließlich wegen Mittäterschaft an der noch andauernden Entführung 
(Olivera/Mendez 2004: 285-291). Blanco war der ersfe wegen Menschenrechfsverletzun- 
gen Verurteilte in Uruguay; als Zivilist war er nicht durch die LdC geschützt. 

Nach der Vorstellung des Abschlussberichts der CoPaPa aber kam es zu einer grotes- 
ken Situation: Die Kommission war - ohne nähere Beweise vorlegen zu können - zu der 
Überzeugung gekommen, dass alle Verschwundenen tot seien. Die Verteidigung Blancos 
beantragte dessen Freilassung, da somit der Anklagepunkt der Entführung und Freiheifsbe- 



Vgl. zum Fall Elena Quinteros ausführlich Olivera/Mendez 2004; Chargonia 2004. 
Interview Nr. 23 mit Raiil Olivera. 
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raubung hinfällig sei. Die Justiz sehloss sieh dieser Argumentation an, so dass Blaneo naeh 
rund sieben Monaten Haft auf Bewährung entlassen wurde. Eine neue Anzeige wegen Bei- 
hilfe zum Mord wurde erstattet. Da aber ihre Leiehe nieht gefunden wurde, war fraglieh, ob 
ein Verfahren eingeleitet werden kann, so dass fortan die Frage darum kreiste, ob auf dem 
Kasemengelände des Batallön 13, auf dem die Leiehe Quinteros angeblieh begraben wurde, 
Ausgrabungen vorgenommen werden können. 

Das Verfahren gegen Juan Maria Bordaberry 

Ein weiteres Verfahren, dass die Öffentliehkeit besehäftigte und Fragen über die umguayi- 
sehe Reehtsstaatliehkeit und das Funktionieren der Justiz aufwarf, wurde u.a. von der Co- 
misiön de Familiäres de Asesinados por razones politicas mit der Unterstützung von rund 
1.700 anderen Bürgern initiiert. Sie besehuldigten den ehemaligen gewählten Präsidenten 
und späteren Diktator Bordaberry des Vergehens des atentado a la constituciön, da er dureh 
seine Untersehrift das Parlament auflöste, die Verfassung verletzte, die Staatsform änderte 
und die Diktatur einleitete, während der zahllose Mensehenreehtsverletzungen begangen 
wurden und die Auslandversehuldung um ein Vielfaehes anstieg. Als die Klage bei der 
Suprema Corte de Justicia (SCJ) eingereieht wurde, entsehied diese, dass das Verfahren 
gegen Bordaberry vor einem regulären Gerieht eröffnet werden sollte. Der zuständige Rieh- 
ter verwies das Verfahren erneut zur Klärung der Prozesszuständigkeit an die SCJ. Diese 
sandte das Verfahren wiederum an jenen Riehter. Als sieh aber herausstellte, dass dieser 
zuvor in einem Anwalt-Klienten- Verhältnis mit einem der Verteidiger Bordaberrys gestan- 
den hatte, forderte die Anklage die Ausweehslung des Riehters aus Befangenheitsgründen. 
Die SCJ gab diesem Antrag statt und benannte eine neue Riehterin, die ihrerseits darum bat, 
des Falls enthoben zu werden, da ihr Bruder Tierarzt auf der Farm der Bordaberrys sei. Die 
SCJ lehnte diesen Antrag ab. 

Die Verteidigung Bordaberrys legte eine Vielzahl von Reehtsmitteln ein, um die Pro- 
zess-Eröffnung zu verhindern, da bei der evidenten Saeh- und der klaren Reehtslage auf die 
Prozesseröffnung direkt der Sehuldsprueh folgen würde. Trotz aller Bemühungen der An- 
klage und der kooperativen Haltung der SCJ konnte bis Ende 2004 das Verfahren gegen 
Bordaberry nieht eröffnet werden. Es bestand der begründete Verdaeht, dass die Verteidi- 
gung die Prozesseröffnung bis naeh den 1 . März 2005 - 20 Jahre naeh dem Ende der Dikta- 
tur - versehleppen wolle, um so die Debatte auf das Thema der Verjährung und nieht auf 
den Saehverhalt selbst zu lenken. 

Naeh Jahren der - teilweise präsidentiell verfügten - Untätigkeit der umguayisehen 
Justiz in den Mensehenreehtsfällen der Diktatur, stellt die Entwieklung der Jahre 2000 bis 
2005 einen bedeutenden ersten Sehritt dar. Die umguayisehe Justiz begann langsam, die 
internationale Reehtsspreehung in Mensehenreehtsfragen zu rezipieren, aueh wenn konkre- 
te Ergebnisse bislang fehlen. Diese Fortsehritte sind v.a. auf die unermüdliehe Arbeit der 
,Mensehenreehtsbewegung’ und ihrer Anwälte zurüekzuführen. In Uruguay gibt es weniger 
als ein Dutzend Anwälte, die in Mensehenreehtsfragen versiert sind; bei den aktiven Rieh- 
tem und Staatsanwälten fehlen oft grundlegende Kenntnisse in dieser Materie, so dass die 



Vgl. SERPAJ 2003: 99-103; Chargonia 2004; Interviews Nr. 23 mit Raiil Olivera und Nr. 34 mit Pablo Char- 
gonia. 

Vgl. de Leon 2004: 137ff., Interview Nr. 30 mit Walter de Leon; Carta Populär, 19.11.2004; Interview mit 
Hebe Martinez in Carasy Caretas, Ano IV, N° 169, Viemes, 5 de Noviembre de 2004, S. 10-13. 
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Anwälte durch umfangreiche Materialien Voraussetzungen für das Verständnis ihrer Ar- 
gumentation schaffen müssen. 

Die juristische Aufarbeitung wird noch durch einen strukturellen Aspekt des uruguayi- 
schen Rechtswesens erschwert: In Strafprozessen übernimmt die Staatsanwaltschaft die 
Rolle der Anklage, die ursprünglichen Kläger können dem Verfahren nicht als Nebenkläger 
beitreten, so dass sie keinen direkten Einfluss mehr haben. Sie können keinen Widersprach 
einlegen, Zeugen vorladen etc., sondern müssen den Staatsanwalt überzeugen, diese Schrit- 
te einzuleiten. Die Staatsanwälte arbeiten unabhängig, sind aber strukturell dem Ministerio 
de Cultura, d.h. der Exekutive zugeordnet. Dieses Strafprozess-System stellt somit eine 
weitere Schwierigkeit bei Menschenrechtsprozessen dar. 

Batlle selbst sah die Aufarbeitung der Vergangenheit lieber in den Händen der Politik, 
als in denen der Justiz. Dies zeigte sich u.a. an folgendem Beispiel: Die Mutter von Elena 
Quinteros hatte erfolgreich gegen die Regierung geklagt, weil diese ihrer Verpflichtung das 
Schicksal ihrer Tochter zu untersuchen, nicht in angemessener Weise nachgekommen war. 
Die zuständige Richterin verpflichtete die Regierung, eine förmliche Untersuchung vorzu- 
nehmen (SERPAJ 2000: 78-82). Batlle bat die Mutter vergebens, von der Erfüllung dieses 
Urteils abzusehen, und die Untersuchungen stattdessen durch die CoPaPa durchführen zu 
lassen (Olivera/Mendez 2004: 273). 

Batlle behielt auch die ablehnende Haltung seiner Vorgänger bei, wenn andere Länder 
Auslieferangsanträge gegen uruguayische Militärs oder Polizisten stellten: Im Juni 2001 
forderte die argentinische Regierung die Auslieferung dreier pensionierter Militärs und 
eines ehemaligen Polizisten. Die Regierung lehnte das Gesuch unter Berufung auf die LdC 
und mit der Begründung ab, dass der Straflatbestand der desapariciön forzada nach urugu- 
ayischem Recht nicht existiere. Ebenso behandelte die Regierung Batlle 2004 Ausliefe- 
rangsgesuche anderer Länder gegen uruguayische Militärs sehr nachlässig. Die Verfah- 
ren gegen Zivilisten und Militärs wegen Menschenrechtsverletzungen aus der Zeit der Dik- 
tatur fanden großes öffentliches Interesse. Sie erhöhten einerseits den Druck auf die Politik, 
Lösungen für die offenen Probleme zu finden, andererseits schadeten sie dem Ansehen der 
Justiz in der Öffentlichkeit, da sich die Prozesse trotz klarer Rechts- und Sachlage lange 
hinzogen und teilweise verschleppt wurden. 



5.1.4 Der Abschluss der Arbeit der Comisiön pam la Paz 

Aufgrund der bereits erwähnten Schwierigkeiten hatte sich der Abschluss der Arbeit der 
CoPaPa immer weiter verzögert. Die Kommission beendete ihre Tätigkeit nicht, weil alle 
Aufgaben erschöpfend erledigt waren, sondern weil sich der Prozess schon zu lange hinge- 
zogen hatte und aufgrund der Haltung der Streitkräfte nicht mit weiteren Ergebnissen zu 
rechnen war.’^^ 



Interview Nr. 34 mit Pablo Chargonia. Bei der Auswertung der Zeitschrift des Colegio de Äbogados bestätigte 
sich, dass Menschenrechtsfragen in uruguayischen Juristenkreisen kaum beachtet werden: Es fand sich in den 
letzten 15 Jahrgängen lediglich ein Beitrag (Pan 1997), der sich mit der Aufarbeitung der Menschenrechtsverlet- 
zungen der Diktatur beschäftigte. 

Vgl. Büsqueda, 05.07.2001; La Repüblica, 26.06.2001. 

Vgl. La Repüblica, 21.05.2004. 

Interview Nr. 33 mit Jorge Osorio. 
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Am 10. April 2003 - 32 Monate nach der Einsetzung der Kommission - wurde 
schließlich der Abschlussbereicht der CoPaPa vorgestellt. Der nicht allzu umfängliche 
Bericht konnte als Word-Dokument von der Homepage der Regierung hemntergeladen 
werden und wurde in der Presse reproduziert. Der ersten Teil legt die Grundlagen der 
Kommission und ihre Arbeitsweise dar: Die CoPaPa erhielt Unterstützung und Informatio- 
nen von zahlreichen Menschenrechtsorganisationen, staatlichen Einrichtungen, der Secreta- 
ria de Derechos Humanos, der Abuelas de Plaza de Mayo und des EAAF in Argentinien. 
Die umguayischen Streitkräfte und das Verteidigungsministerium werden nicht als Infor- 
manten und Kooperationspartner aufgefuhrt (N“ 17ff). Die Kommission hebt hervor, dass 
sie nie in offiziellen Kontakt mit den Streitkräften getreten sei, und dass die Gespräche mit 
hohen Militärs von Batlle selbst geführt wurden (N°27). 

Um das Vertrauen der Informanten zu gewinnen, hatte die Kommission weder offiziel- 
le Protokolle noch Bandaufzeichnungen angefertigt. Bevor der Bericht die Ergebnisse 
präsentiert, zeigt er die Grenzen der Arbeit der Kommission auf: 

„dado que no es un örgano de caräcter judicial, ni tiene las consiguientes limitaciones en materia de 
valoraciön probatoria, la COMISION acordö [...] que consideraria los elementos de juicio a obtener conforme 
a un sistema de libre convicciön o convicciön moral; vale decir, que procederia a homologar como 
confirmado un caso de desapariciön forzada, cuando todos sus miembros estuvieran mtimamente persuadidos 
de que los elementos de juicio obtenidos, ademäs de ser coherentes con los elementos de juicio incluidos en 
las denuncias, condecian con la verdad histörica.“ (N*^ 36) 

Die Grenzen ihrer Nachforschungen anerkennend konstatierte die CoPaPa selbst: „Se tratö, 
en definitiva, no de lograr ,una verdad’ o la , verdad mäs conveniente’, sino solamente la 
, verdad posible’.“ (N° 38). Die Kommission erkennt, dass sie das Schicksal der 
Verschwundenen nicht aufklären, sondern lediglich das bislang Geleugnete verifizieren 
konnte: „El aporte de la COMISION se limila a verificar la verdad de hechos que, aün 
cuando muchas veces fueron negados, deben ser ahora considerados como parle de la 
hisloria oficial.“ (N°42). 

Die CoPaPa kam u.a. zu folgenden Ergebnissen: Es wurde das Verschwinden von 38 
Personen in Uruguay angezeigt (davon 32 Uruguayer und 6 Argentinier). Von den 32 ver- 
schwundenen Uruguayern werden 26 Fälle als bestätigt angesehen, ein Fall konnte nicht 
bestätigt und fünf Fälle definitiv ausgeschlossen werden (N“45). Außer in einem Fall konn- 
ten die sterblichen Reste nicht gefunden werden (N° 49). Die Kommission gibt die Aussa- 
gen der Militärs zum destino final der Leichen wieder, allerdings ohne sich diese Version 
zu eigen zu machen: 

„Los restos de todas las personas desaparecidas que fallecieron a partir de 1973 - 24 en total - habrian sido 
exhumados hacia fmes del ano 1984, incinerados o cremados mediante la utilizaciön de calderas u homos de 
fabricaciön informal alimentados con formas adicionales de combustiön y arrojados fmalmente al Rio de la 
Plata, en una zona cercana al barrio Paso de la Arena que ha sido ubicada y senalada con precisiön.“ 52) 

Weiterhin spricht der Bericht von 182 Fällen von Uruguayern, die in Argentinien ver- 
schwunden seien und von denen 128 als (teilweise) bestätigt angesehen werden. (N° 56- 
61). Weiter 13 Fälle von Uruguayern wurden angezeigt, deren Verschwinden in Chile, 
Paraguay, Brasilien, Kolumbien und Bolivien nur teilweise bestätigt werden konnte (N° 62- 



Vgl. CoPaPa 2003; die weiteren Angaben beziehen sich auf die Nummerierung dieses Dokuments. 

N° 31: „para alentar la tranquilidad de las personas entrevistadas y el aporte efectivo de informaciön, la COMI- 
SION resolviö no tomar acta ni grabaciön magnetofönica de su relato, sino simplemente notas manuscritas de los 
datos o detalles mäs significativos“. 
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69). Den Angehörigen der Verschwundenen wurden zusätzlich zu diesen globalen Ergeb- 
nissen noch gesonderte Informationen zum Schicksal ihres Angehörigen mitgeteilt. 

Der Bericht schließt mit Empfehlungen für weitere Maßnahmen (N° 72-81): Die Co- 
PaPa regt die Einrichtung eines Nachfolge-Sekretariats an, das die noch offenen Aufgaben 
der Kommission weiterführen soll. Weiterhin empfiehlt sie die Regelung des rechtlichen 
Status der Verschwundenen analog zur argentinischen Ley N° 24.321. Für die Angehörigen 
legt sie eine integrale Entschädigung nahe, die u.a. beinhalten sollte, dass die Ergebnisse 
der CoPaPa öffentlich anerkannt und verbreitet werden, die Familien - soweit noch nicht 
geschehen - entschädigt werden und dass in Erziehung und Bildung das Thema Menschen- 
rechte und Diktatur in angemessener Weise behandelt wird. Weiterhin sollten gesetzliche 
Vorkehrungen zum Schutz der Menschenrechte getroffen werden. 

Präsident Batlle würdigte die Arbeit der Kommission als herausragenden Beitrag, um 
den Frieden unter den Uruguayern zu konsolidieren. Er sprach immer wieder von den 26 
Verschwundenen und bezog sich damit auf die in Uruguay verschwundenen Uruguayer und 
ließ damit die weit über hundert in Argentinien verschwundenen Landsleute außer Acht. 
Seiner Meinung nach war die Aufarbeitung der Vergangenheit mit den Informationen über 
das Schicksal der 26 Verschwundenen abgeschlossen: 

„para buscar en este Informe Final una informaciön precisa del destino de los 26 desaparecidos en el doloroso 
tiempo que viviö el Uruguay en el pasado, para de esa manera consolidar un proeeso que comenzara 
legalmente euando a principios de 1985 comenzäramos votando en el Parlamento de la Repiibilca amnestias 
para detenidos politicos y terminäramos hoy con este informe de la Comisiön para la Paz.“’^’ 

Batlle erkannte in dieser Rede den Bericht als die offizielle Version über die Menschen- 
rechtsverletzungen der Diktatur an.*^^ Er erklärte, dass die Exekutive mit dem Abschlussbe- 
reicht der Comisiön para la Paz den Verpflichtungen des Art. 4 der LdC nachgekommen 
sei. Das entsprechende präsidentielle Dekret hielt auch fest, dass die 26 Verschwundenen 
definitiv verstorben seien. Diese Äußerungen sorgten für scharfe Kritik seitens der Men- 
schenrechts- und Opferorganisationen und der Linken.*^"' 

Mit der offiziellen Anerkennung der Ergebnisse der Kommissionsarbeit hatte Batlle 
bereits einer der Empfehlungen der CoPaPa entsprochen. Noch am Tag der Vorstellung des 
Berichts richtete der Präsident die Secretaria de Seguimento ein, um die noch offenen Auf- 
gaben der CoPaPa zu Ende zu führen.’^^ Die einzige Mitarbeiterin ist Soledad Cibilis, die 
als hauptamtliche Kraft die Arbeit der CoPaPa unterstützt hatte. Diese Secretaria hat die 
Aufgabe, die Angehörigen bei bürokratischen Vorgängen zu unterstützen, in den Fällen der 
in Argentinien Verschwundenen Kontakt zu den dortigen Behörden zu halten etc.*^^ 

Die Veröffentlichung des Berichts und die sich anschließende Debatte fand großes In- 
teresse und Anteilnahme der Bevölkerung. Besondere Aufmerksamkeit erhielt die Aussage 
der von der CoPaPa zitierten militärischen Quellen, dass die Leichen exhumiert, die Reste 
verbrannt und die Asche in den Rio de la Plata gekippt worden sei. Diese Aussage legte 
nahe, dass jegliche Suche nach den sterblichen Überresten prinzipiell aussichtslos sei und 



Diese Informationen wurden mit Zustimmimg der Familien in MFDD 2004 veröffentlicht. 

Mensaje del Presidente Batlle a la cuidadania con motivo de la entrega del Informe Final de la Comisiön para 
la Paz. 10.04.2003, in www.presidencia.gub.uy/sic/noticias/archivo/2003/abril/2003041003.htm [1 1.04.03]. 

Vgl. auch Resoluciön 448/003: „1°. - Aceptar las conclusiones contenidas en el informe final elevado por la 
Comisiön para la Paz en el dia de la fecha, asumiendo que esas conclusiones constituyen la Version oficial sobre la 
situaciön de los detenidos-desaparecidos.“ 

Vgl. auch Decreto del 16/04/03 - Se aceptan conclusiones del Informe Final de la Comisiön para la Paz. 

Vgl. La Repüblica, 17.04.2003. 

Vgl. Resoluciön 449/003. 

Interview Nr. 28 mit Soledad Cibilis. 
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das Thema der Detenidos Desaparecidos somit gesehlossen werden könne. Die Woehen- 
zeitung Brecha titelt am Tag naeh der Veröffentliehung des Beriehts „Todo desapareeido se 
devaneee en el aire.“*^’ Dass dieses Thema nieht erledigt ist, zeigten u.a. 40.000 Personen, 
die sieh 2003 an der Marcha de Silencio beteiligten, die unter dem Motto ^Dönde estän? 
Hoy mäs que nunca, nunca mäs stand. Im selben Jahr wurde aueh des 30. Jahrestages des 
Putsehes gedaeht und zahlreiehe Veranstaltungen und Aktionen organisiert (SERPAJ 2003: 
91). 

In dem Monaten naeh der Veröffentliehung des CoPaPa-Beriehts kreiste die politisehe 
und juristisehe Debatte um Fragen der Bewertung des Absehlussberiehts: Bei einem der 
Diskussionsstränge ging es um die Frage, ob die Arbeit der Kommission die formalen Vor- 
aussetzungen einer investigaciön administrativa erfüllt, wie sie Art. 4 der LdC fordert, und 
ob die materiellen Ergebnisse dieser Untersuehung dann ausreiehten, um den Art. 4 als 
erfüllt anzusehen. Der Streikpunkt war, ob die Regiemng ihrer Verpfliehtung bereits in 
ausreiehendem Maße naehkam, wenn sie ernsthaft versuehte, das Sehieksal der Ver- 
sehwundenen aufzuklären, oder ob die Verpfliehtung erst dann erfüllt wurden, wenn das 
Sehieksal eines jeden Versehwundenen detailliert aufgeklärt sei.*^^ Die Erklärung Batlles, 
dass mit der CoPaPa der Art. 4 erfüllt sei, sorgte aueh innerhalb der Kommission für Über- 
rasehung und Verstimmungen, da diese bewusst jenen Passus aus dem Zwisehenberieht 
gestriehen hatte. Naeh internen Diskussionen waren die Mitglieder zu dem Ergebnis ge- 
kommen, dass die Ergebnisse ihrer Arbeit einen wiehtigen Beitrag zur Erfüllung des Art. 4 
darstellten, diesen aber noeh nieht erfüllten.*"'*’ 

Der andere konbovers diskutierte Aspekt war die Beweiskraft, die dem Berieht vor 
Gerieht zukam. Besonders deutlieh wurde diese Problematik bei dem dureh den Präsidenten 
unter Berufung auf die CoPaPa dekretierten Tod von Elena Quinteros, der zur Folge hatte, 
dass die Anklage auf Beihilfe zur Entführung und Freiheifsberaubung nieht aufreeht erhal- 
ten werden konnte und der verurteilte Blaneo aus der Haft entlassen wurden. Da die Quel- 
len, auf die sieh die Kommission bei ihrer Arbeit beruft, geheim bleiben und die Gespräehe 
nieht dokumentiert wurden, kreist die juristisehe Debatte um die Frage, ob die convicciön 
moral der Kommission vor Gerieht als Beweis gelten kann.*"** 



5.1.5 Entsehädigung für die Angehörigen der Opfer 

Den Empfehlungen der Kommission folgend legfe die Regierung im November 2003 dem 
Parlamenf den Entwurf eines Gesetzes vor, das den reehtliehen Status der Versehwundenen 
klären sollte und eine Entsehädigung für die Angehörigen der 26 in Uruguay versehwunde- 
nen Landsleufe vorsah. *"*^ Diese Personen sollten als ausentes por desapariciön forzada 
gelten, um den Angehörigen so bürokratisehe und besitzreehtliehe Vorgänge zu erleiehtem, 
ohne den Versehwundenen für tot zu erklären. Der Entwurf sah weiterhin eine einmalige 
Entsehädigungszahlung an die Angehörigen der Versehwundenen vor. Die Summe sollte 



Brecha, 11.04.2004. 

Vgl. La Repüblica, 21.05.2003. 

Vgl. SERPAJ 2003: 85; Interviews Nr. 34 mit Pablo Chargonia und Nr. 42 mit Carlos Ramela. 
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Interview Nr. 34 mit Pablo Chargonia. 
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territorio nacional resultö confirmada en el anexo 3.1 del informe final de la Comisiön para la Paz, aprobado por el 
decreto 146/003, in www.presidencia.gub.uy /proyectos/2003 1 1 1 90 1 .htm [25.08.2005], 
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sich hierbei an vier Fällen orientieren, in welchen der uruguayische Staat durch Zivilpro- 
zesse zur Zahlung von Entschädigungen verurteilt worden war. Mit dem Akzeptieren dieser 
Zahlung sollten sich die Angehörigen verpflichten, keine weiteren Ansprüche an den Staat 
zu erheben. Bis zum Ende der Regierungszeit Batlles konnte dieses Gesetz nicht verab- 
schiedet werden. Die parlamentarische und öffentliche Debatte wurde u.a. dadurch ange- 
heizt, dass bestimmte Sektoren der Colorados forderten, mit der Entschädigung der Ange- 
hörigen der Verschwundenen eine Entschädigung für die Angehörigen der im Kampf gegen 
die Subversion , Gefallenen’ zu verbinden. 



5.1.6 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Batlle 

Der Regierung Batlle kam der Verdienst zu, nach langjähriger Blockadehaltung und der 
vergangenheitspolitischen Indifferenz der Vorgängerregierungen die offenen Fragen und 
den bestehenden Flandlungsbedarf erkannt zu haben und die Aufarbeitung der Vergangen- 
heit zu einem vorrangigen Politikziel zu machen. 

Die bedeutendste Maßnahme liegt im Bereich der Wahrheitssuche: Mit der Einsetzung 
der Comisiön para la Paz reagierte die Regierung auf die zentrale Forderung der Opfer und 
der Gesellschaft sowie auf die internationalen Verpflichtungen Uruguays. In Anbetracht der 
begrenzten personellen und finanziellen Ressourcen der Kommission entsteht allerdings der 
Eindruck, dass diese Entscheidung recht halbherzig umgesetzt wurde. Es fällt weiterhin auf, 
dass der Bericht der CoPaPa sich im Wesentlichen auf die Aufklämng des Schicksals der 
Verschwundenen bezieht und die Fragen nach dem Kontext, in dem sich die Menschen- 
rechtsverletzungen ereigneten und die Systematik derselben außer Acht lässt. Die Ab- 
schlussberichte anderer Wahrheitskommissionen der Region schließen gewöhnlich eine 
Analyse dieser Aspekte mit ein und leisten somit einen Beitrag zur politisch-historischen 
Aufarbeitung und zur gesellschaftlichen Verständigung über das Geschehene. 

Der zweite Bestandteil des vergangenheitspolitischen Maßnahmenpakets Batlles ist 
die Entschädigung der ehemaligen politischen Gefangenen und Exilheimkehrer. Auch hier 
bleiben die Ergebnisse hinter internationalen Standards und den Beispielen anderer Länder 
der Region zurück. Es handelte sich nicht um eine Entschädigung im eigentlichen Sinne, 
sondern vielmehr um eine Regelung der Renten- und Pensionsansprüche. 

Während der Regierungszeit Batlles zeigten sich Neuanfänge der strafrechtlichen Auf- 
arbeitung, auch wenn diese sich nicht auf die zentralen militärischen Verantwortlichen 
bezogen, sondern auf Personen, die nicht durch die LdC geschützt waren. Durch diese Tat- 
sache wurde die Frage nach der Verantwortung der Zivilisten während der uruguayischen 
dictadura cmco-militar thematisiert. Auch wenn in den Jahren 2000 bis 2005 keine defini- 
tiven Urteile gefällt werden konnten, so trugen die gerichtlichen Aktivitäten doch dazu bei, 
dass sich die Justiz langsam den internationalen Rechtssprechungsstandards in Menschen- 
rechtsfragen öffnete. Die Initiativen für diese Prozesse gingen in der Regel von Teilen der 
, Menschenrechtsbewegung’ aus, die trotz LdC Verdad und Justicia forderten. 

Hinsichtlich der Gedenk- und Erinnerungspolitik sind während der Regierungszeit 
Batlles keine entscheidenden Maßnahmen zu verzeichnen. Er erkannte den Bericht der 
CoPaPa als die offizielle Version an. Da dieser Bericht sich aber auf die Verschwundenen 
konzentriert und kontextuelle Aspekte ausblendet, leistete er somit keinen wesentlichen 
Beitrag zur gesellschaftlichen Verständigung über die Ereignisse seit den späten 60er Jah- 
ren. 
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Bis Ende 2004 existierten in Uruguay neben dem Memorial für die Verschwundenen 
sechs Straßen, Plätze oder Schulen, die nach Diktaturopfem benannt waren und elf Gedenk- 
tafeln, die an diese Opfer erinnerten. Es handelt sich hierbei aber in der Regel um private 
oder kommunale Initiativen und nicht um staatliche Erinnemngspolitik. 
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Abb. 18: Vergangenheitspolitik der Regierung Batlle 



5.2 Die Vergangenheitspolitik Batlles aus der Sicht der Opferorganisationen 



„Como ya lo hemos dicho innumeralbles veces, los puntos finales no se decretan, sino que se logran con el 
esclarimiento total de la verdad y la sanciön de los responsables. Ni la soluciön de problemas practico 
jurldicos ni aün una reparaciön parcial pueden ser el punto final.“™ 

Das Verhältnis der Opferorganisationen zur Regierung Batlle war im Allgemeinen koopera- 
tiv und konstruktiv, aber nicht immer frei von Konflikten. Nach der grundsätzlichen Blok- 
kadehaltung der Vorgängerregieiungen lobten die Opferorganisationen Batlles Offenheit 
und Sensibilität für ihre Anliegen und würdigten seine vergangenheitspolitischen Initiati- 
ven. Sie bemerkten allerdings auch, dass die Regierung versuchte, mit möglichst geringen 
Kosten maximalen politischen Profit zu erlangen. Der Wendepunkt war die Erklärung Batl- 
les, dass mit den Ergebnissen der CoPaPa der Art. 4 der LdC erfüllt sei. Insgesamt blieben 
die vergangenheitspolitischen Leistungen der Regierung Batlle hinter den wachsenden 
Erwartungen der Opferorganisationen zurück, die aber erkannten, dass durch Batlle die 
Aufarbeitung der Vergangenheit erneut möglich wurde. 

Die Bedeutung der MFDD als der zentralen Opferorganisation nahm unter Batlle wei- 
ter zu. Von dessen Vorgänger ignoriert, wurden sie unter Batlle zum wichtigsten Dialog- 
partner der Regierung in vergangenheitspolitischen Fragen, was ihr auch zu neuem Selbst- 
bewusstsein verhalf Platte sie Mitte der 90er Jahre die Frage nach dem ^quien? bewusst 
zurückgenommen, um überhaupt öffentliche Forderungen formulieren zu können, so stellte 
sie in ihrem Bericht über die Detenidos Desaparecidos aus dem Jahr 2004 diese Frage ex- 
plizit, forderte nicht mehr nur Verdad, sondern auch Justicia und veröffentlichten eine Liste 
mit den Namen von 94 Personen, die an Folterungen und am Verschwindenlassen beteiligt 



Vgl. MFDD 2004: Klappentext. 

™ MFDD: Comunicado de Prensa, 25. 1 1 .2003, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 2 S., hier S. 2. 
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waren. Während der Regiemngszeit Badles nahm auch die Bedeutung der Comisiön de 
Familiäres de Asesinados por Razones PoUticas en la Dictadura sowie der Organisationen 
der ehemaligen politischen Gefangenen CRYSOL und Memoria Para Armar zu. 



5.2.1 Die Einsetzung der Comisiön para la Paz 

Am Tag des Amtsantritts Batlles veröffentlichte die MFDD einen offenen Brief an den 
Präsidenten, in dem sie ihre Forderung nach Wahrheit wiederholte, die ihnen trotz Art. 4 
der LdC und den internationalen Verpflichtungen Uruguays noch immer verweigert wurde. 
Auch die Gesellschaft müsse die Umstände kennen und anerkennen, unter denen die Dete- 
nidos Desaparecidos verschwunden seien: 

„Nuestros familiäres no desaparecieron en una confrontaciön armada, como se pretende; fueron desaparecidos 
despues que las Fuerzas Armadas declararon haber derrotado a la Subversion. Fueron arrancados de sus casas, 
torturados en centros clandestinos, en muchos casos trasladados de un pais a otro. Se secueströ a sus hijos, se 
falsifico SU identidad, y algunos fueron entregados a los asesinos de sus padres. Eso no son 'costos de la 
guerra ' ni ‘excesos Nuestros familiäres fueron vlctimas de crlmenes cometidos desde el poder del Estado, 
crimenes de lesa humanidad.“'“*^ 

Diese Wahrheit müsste bekannt und anerkannt werden. Außerdem sei es notwendig, diese 
Verbrechen moralisch (!) zu sanktionieren. Aus diesem Grund forderte die MFDD, dass der 
Staat in einer öffentlichen Erklärung die Verantwortung für diese Verbrechen übernehme 
und durch eine gründliche Nachforschung für jeden einzelnen uruguayischen Verschwun- 
denen - unabhängig davon, ob er in Uraguay oder in einem anderen Land verschwand - die 
vier Grundfragen der MFDD beantworte: Wann? Wie? Wo? Warum? In Gesprächen mit 
Batlle zeigte sich die MFDD mit dem Vorschlag einverstanden, eine Wahrheitskommission 
einzurichten, auch wenn sie Bedenken bezüglich deren Zusammensetzung und Kompeten- 
zen hatte. Sie bat Batlle, P. Luis Perez Aguirre SJ als Vertrauensmann der MFDD in die 
Kommission aufzunehmen. Die MFDD kooperierte eng mit der Kommission und machte 
ihre Dokumentation und Archive zugänglich.'"*® 



5.2.2 Die Ley Jubilatoria für ehemalige politische Gefangene und Exilheimkehrer 

Die Regulierung der Rentenansprüche der ExPP und Exilheimkehrer war seit Jahren ein 
Anliegen des Menschenrechtssekretariats des Gewerkschaftsverbands PIT-CNT und einiger 
Exilrückkehrer gewesen. Als sich abzeichnete, dass die Regierung Batlle dieses lang igno- 
rierte Thema aufgreifen würde, schlossen sich die in CRYSOL organisierten ehemaligen 
politischen Häftlingen den bereits formulierten Forderungen an. Als der Regierungsentwurf 
für dieses Gesetz in der zuständigen parlamentarischen Kommission behandelt wurde, 
reichte CRYSOL gemeinsam mit anderen Gruppierungen einige Vorschläge ein, die sich 



Vgl. MFDD 2004: 36: „Alcanzarla [toda la verdad, VS] sigue siendo un desafio que asumimos con la convicci- 
6n de que esta es necesaria, al igual que la justicia, para contruir una sociedad libre, justa, y respetuosa de la 
dignidad de las personas.“ 

MFDD: Carta Abierta al Presidente de la Repühlica, 01.03.2000, in: www.tau.org/familiares/Carta-a- 
Batlle.doc [08.11.2004]. 

Interview Nr. 47 mit Mara Martlnez und Eduardo Pirotto. 

Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, febrero del 2001, Archiv MFDD - Carpeta Divulgaciön/Comunicados, 1 
S.; Inteviews Nr. 28 mit Soledad Cibilis, Nr. 42 mit Carlos Ramela, Nr. 47 mit Mara Martlnez und Eduardo Pirot- 
to. 
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überwiegend auf den möglichen Empfängerkreis, auf die Mitwirkung der direkt Betroffe- 
nen in der Anerkennungskommission und auf weitere technische Fragen bezogen.*"*^ Diese 
Anregungen wurden aber weder in der Parlamentskommission noch in der Plenardebatte 
berücksichtigt. CRYSOL kritisierte das schließlich verabschiedete Gesetz als ungerecht, da 
es viele ExPP ausschließt, die zum Zeitpunkt der Verhaftung arbeitslos waren, in nicht- 
offiziellen Arbeitsverhältnissen standen oder studierten.’^** Weiterhin kritisieren sie, dass 
dieses Gesetz sie nicht als Opfer des Staatsterrorismus anerkenne und ihnen die Rechte, die 
ihnen als Opfer zustehen, verweigere. Außerdem mute man ihnen die oftmals aufwendigen, 
komplizierten, teuren und langwierigen Behördengänge zu. Generell aber erkannten sie das 
Gesetz als einen ersten Schritt an und versuchten fortan, eine Verbesserung der Regelung 
zu erreichen.’^’ Fleftige Kritik äußerte CRYSOL immer wieder an der Implementierung der 
Leistungen und den großen Verzögerungen bei der Bearbeitung der Anträge durch die 
Kommission. 



5.2.3 Die Ergebnisse der Comisiön para la Paz 

In einer ersten Reaktion auf die Vorstellung des Berichts der CoPaPa dankte die MFDD 
dem Präsidenten, den Kommissionsmitgliedem, den (Menschenrechts-) Organisationen, die 
deren Arbeit unterstützt, und der Gesellschaft, die den Prozess begleitet hatte. Die Einrich- 
tung der Kommission und deren Leistung würdigte sie als ein hecho histörico, ebenso wie 
die erstmalige offizielle Anerkennung der Menschenrechtsverletzungen der Diktatur. Auch 
wenn der Bericht nicht den Terminus terrorismo de estado verwende, mache er doch deut- 
lich, dass es sich um einen solchen gehandelt habe und dass es eine internationale Koordi- 
nierung der repressiven Maßnahmen in der Region gab. Diese Anerkennung grundlegender 
Fakten war der MFDD sehr wichtig, da dadurch auch ihre Forderungen gesellschaftlich 
rehabilitiert wurden: 

„La confirmaciön de nuestras denuncias demuestra que cuando pediamos la verdad no tenlamos ,ojos en la 
nuca’, sino el afan de contribuir a que el Uruguay del futuro se contruyese sobre la base de una revision 
critica, honesta y por ello ejemplarizante, del pasado reciente.“'^^ 

Besonders in Anbetracht der beschränkten Möglichkeiten der CoPaPa zeigte sich die 
MFDD mit deren Ergebnissen zufrieden, da sie in Dutzenden von Fällen neue Informatio- 
nen erlangen konnte.’^"’ Besonders schmerzhaft war für die Angehörigen die nicht weiter 
bewiesene Aussage, dass die Leichen exhumiert, verbrannt und die Asche in den Rio de la 
Plata gestreut worden sei. Sie lehnten diese Version als politisch motiviert ab: 

„Desde se conoce esta versiön - que no es nueva - la sensaciön en Familiäres es que aqui los militares 
intentaron cerrar el capitulo; decir ,el tema de los restos esta liquidado; no hay ninguna posibilidad de 
encontrar ninguno’ y de alguna manera se da una versiön que lleva a este punto final, a ese cierre absolute. 



Vgl. Comisiön del Reencuentro de los Uruguayos, Comisiön de Derechos Humanes y de Derechos Jubilatorios 
del PIT-CNT, CRYSOL: Resumen de las observaciones el proyecto de ley del Poder Ejecutivo relative al recono- 
cimiento de derechos de pasividad a cuidadanos detenidos, exiliados o perseguidos durante la dictadura 
[31.07.2001], in: La Red. Boletin oficial de CRYSOL, Agosto 2001/N'’3/Especial, S. 3f. 

Vgl. La Red. Boletin oficial de CRYSOL, Mayo 2002/N" 8, S. 3. 

Interview Nr. 36 mit Gastön Grisoni und Alfrede Gömez. 

Vgl. La Red. Boletin oficial de CRYSOL, Febrero 2003/N'’ 13, S. 3. 

MFDD: Comunicado, 10.04.2003, in: SERPAJ 2003: 71-74, hier 72. 

Interview Nr. 47 mit Mara Martinez und Eduarde Pirotto. 
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Muy bien, esa Version, que es exclusivamente de fuentes militares, creemos nosotros que tiene por fmalidad 
politica (mds allä de si es cierta o no) clausurar la cuestion.“'^^ 

Die Ergebnisse der CoPaPa stellen nach Ansicht der MFDD einen wichtigen ersten Schritt 
der Wahrheitssuche dar, dem noch viele weitere folgen müssen, bis das Schicksal der Ver- 
schwundenen vollkommen aufgeklärt ist. Pauschale und maßgeschneiderte Informationen 
wie die der Verbrennung der exhumierten Leichen, sind für die MFDD nicht akzeptabel.*^® 
Es müsse das Schicksal aller Verschwundener geklärt werden. Die MFDD kritisierte, dass 
Batlle sich stets nur auf die 26 in Uruguay verschwundenen Uruguayer bezog und weder in 
seinen Erklärungen, noch im Entwurf des Entschädigungsgesetzes die staatliche Verant- 
wortung für die jenseits der Landesgrenzen verschwundenen Uruguayer anerkannte.*®^ 

Die MFDD zeigten sich von den Empfehlungen der Kommission enttäuscht, die ihre 
Vorschläge nur wenig berücksichtigten.*®* Sie kritisierten, dass die Kommission ihre Anre- 
gung nicht übernahm, eine permanente Einrichtung zum Schutz und zur Förderung der 
Menschenrechte zu schaffen. Sie forderten, dass es sich bei der geplanten Entschädigung 
um eine Repamciön Integral handle*®^: „Dicha reparaciön integral implica la verdad, la 
justicia [!, VS], reparaciones simbölicas a la dignidad de la persona desaparecida y 
garantias de no reiteraciön e indemnizaciön.“’®** 



5.2.4 Die Bewertung der Ergebnisse der Komission 

Die unerwartete Aussage Batlles, dass mit der CoPaPa der Art. 4 der LdC erfüllt sei, war 
für die MFDD wie ein balde de agua fria}^^ Es habe nie zur Debatte gestanden, dass die 
CoPaPa eine investigaciön im Siime der LdC durchführe. Weder das Gründungsdekret oder 
der Abschlussbericht der Kommission nehme auf den Art. 4 Bezug, noch werde der Termi- 
nus investigaciön verwendet. Die MFDD wies deshalb die Behauptung des Präsidenten aufs 
Schärfste zurück.*®^ Die Arbeit der Kommission könne in keinem Falle einen punto final 
darstellen, sondern vielmehr einen Neuanfang: 

„entendemos que constituyö un punto de reinicio en la büsqueda de Verdad y Justicia. ^Por que Justicia? 
Porque mientras no aparezcan los restos o documentaciön fehaciente, y el Poder Judicial compruebe la muerte 
de los desaparecidos del Terrorismo de Estado, el delito de desapariciön forzada continüa. Se trata de un 
delito de Lesa Humanidad que, por lo tanto, no es amnestiable. Tampoco es aplicable la ley de Caducidad del 
Ejercicio de la Pretensiön Punitiva del Estado, ya que ella se refiere a delitos cometidos hasta el primero de 
marzo de 1985 y la desapariciön, por ser un delito permanente, continüa hasta hoy.“ (MFDD 2004: 540) 

Die MFDD sah also in der CoPaPa nicht nur einen Neuanfang der Wahrheitssuche, sondern 
auch der Strafverfolgung. Hier zeigt sich deutlich das neue Selbstbewusstsein der MFDD, 
die die Forderung nach Justicia aus Respekt vor dem Ergebnis des Plebiszits und aus stra- 
tegischen Gründen über Jahre hintangestellt hatte. Mit der Ratifizierung der Convenciön 
Interamericana Sobre Desapariciön Forzada de Personas (1995) und den Tendenzen der 



Javier Miranda in einem Radio-Interview am 14.04.03, in www.espectador.com//perspectiva/per2003-04-14- 
ll.htm [21.04.03]. 

Interview Nr. 47 mit Mara Martinez und Eduardo Pirotto. 

‘^^Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, 25.1 1.2003, in; SERPAJ2003: 88f. 

Die Vorschläge der MFDD sind in MFDD 2004: 573-595 veröffentlicht. 

Vgl. MFDD: Comunicado, 10.04.2003, in: SERPAJ 2003: 71-74, hier 73. 

MFDD; Comunicado de Prensa, 25. 1 1 .2003, in: SERPAJ 2003: 88f„ hier 88. 

Vgl. Eduardo Pirotto zit. in La Repüblica, 17.04.2003. 

Vgl. MFDD: Comunicado, 21.04.2003, in: SERPAJ 2003: 74f. 
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internationalen Reehtsprechung erscheint eine Verurteilung der Verantwortlichen trotz des 
Fortbestands der LdC möglich. 



5.2.5 Die Debatte um das Entschädigungsgesetz 

Die MFDD begrüßte grundsätzlich die Gesetzesinitiative der Regierung. Vor allem die 
Klärutrg des juristischerr Status der Verschwutrdetren sei dritrgetrd erforderlich, um all- 
tägliche bürokratische und besitzrechtliche Probleme zu lösen. Die Kritik der MFDD 
bezog sich v.a. auf zwei Aspekte der Debatte um dieses Gesetz: Die Verbindung mit der 
Entschädigung der Angehörigen der Streit- und Sicherheitskräfte und die Konzentration auf 
die finanzielle Entschädigung. 

Die Kombination der Entschädigungen für die Angehörigen der Verschwundenen und 
der von Mitgliedern der Streitkräfte vermische, so die MFDD, zwei unterschiedliche Sach- 
verhalte: Bei den Opfern des Staatsterrorismus handle es sich um staatliche Entschädigung, 
auf die die Opfer ein Anrecht haben; bei den Angehörigen der getöteten Soldaten hingegen 
um eine politische Geste ohne Entschädigungscharakter für die Angehörigen jener, die in 
Erfüllung ihrer beruflichen Pflicht ums Leben gekommen waren. Die Verbindung beider 
Leistungen lege nahe, dass es sich um Auseinandersetzung zweier rivalisierender Gruppen 
gehandelt habe. Unter Berufung auf den Bericht der CoPaPa betonte sie, dass sich alle Fälle 
ereigneten, nachdem die Streitkräfte verkündet hatten, die Subversion erfolgreich niederge- 
schlagen zu haben: „No hubo pues dos bandos enfrentados, de donde resultaron algunas 
personas desaparecidas y algunos funcionarios püblicos muertos. En consecuencia, no son 
situaciones asimilables y tratables de una ünica norma Juridica.“*^"* CRYSOL schloß sich 
der Kritik der MFDD an und wies bei dieser Gelegenheit darauf hin, dass Opfer nicht nur 
Verschwundenen seien, sondern dass zu ihnen auch die Verfolgten, Verhafteten und Gefol- 
terten zählen. Aus diesem Grund fordert CRYSOL eine Repamciön Integral auch für diese 
Opfer: 

„Que l@s expres@s poHtic@s, hombres y mujeres de este pueblo que luchamos por la libertad y contra la 
dictadura en todas sus formas, y que contribuimos a recuperar y a reconstruir esta democräcia sacrificando 
nuestras vidas, familias y bienes, reivindicamos nuestro caräcter de luchadores sociales, ahora por esta causa 
de REPARACION INTEGRAL que procurarmos lograr transitando todos los caminos posibles“.'^* 

Der zweife Aspekt, den MFDD an der Debatte um die Entschädigung kritisierte, war die 
Engführung auf die finanzielle Entschädigung. Sie unterstrichen immer wieder, dass sie nie 
eine finanzielle Entschädigung, sondern stets Reparaciön Integral gefordert hätten. Im 
Positionspapier der MFDD zu Entschädigungsfragen forderte sie die Aufklärung der Fak- 
ten, deren offizielle Anerkennung und Verortung im größeren gesellschaftlichen und politi- 
schen Kontext als die Grundlage aller Entschädigung. Die Verschwundenen sollten öffent- 
lich als Opfer eines der schlimmsten Verbrechen des Staatsterrorismus anerkannt und ihr 
guter Ruf wieder hergestellt werden. Die Umstände ihres Verschwindens sollten komplett 
aufgeklärt und ihre sterblichen Überreste den Familien zur Bestattung übergeben werden. 
Darüber hinaus sollte das Gedenken an die Verschwundenen durch symbolische Maßnah- 
men sichergestellt werden. Wichtiger Bestandteil der Reparaciön Integral seien weiterhin 
institutionelle Maßnahmen zum Schutz der Menschenrechte, eine umfassende Menschen- 



‘“Vgl. MFDD: Comunicado de Prensa, 25.1 1.2003, in; SERPAJ2003: 88f. 

MFDD: Comunicado, 21.04.2003, in: SERPAJ 2003: 74f, hier 75. 

CRYSOL: Declaracidn Publica, in: La Red. Boletin oficial de CRYSOL, Diciembre 2003/N“ 18, S. 3. 
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rechts erziehung auf unterschiedlichen Ebenen sowie die Einrichtung eines Nationalen Men- 
schenrechtsinstituts. Die MFDD forderte die Anerkennung der Angehörigen der Ver- 
schwundenen als Opfer des Staatsterrorismus und die Würdigung ihres Einsatzes für die 
Aufklärung dieser Verbrechen. Ebenso forderte sie deren umfassende medizinische und 
psychologische Betreuung. Erst an letzter Stelle nannte die MFDD die finanzielle Entschä- 
digung, äußerte sich aber weder zu Flöhe noch Form der Zahlung.*®^ Vor diesem Flinter- 
grund kritisierte die MFDD deshalb, dass sich die politische Debatte auf die finanzielle 
Entschädigung konzentrierte und die anderen wichtigen Punkte nicht berücksichtige: 

„Por lo tanto, sin oponemos a la indemnizacion (que insistimos, como organizaciön nunca reclamamos), 
creemos que este no es el aspecto central del proyecto de ley que se propone, sino que aquel estä en la 
asunciön de responsabilidad por parte del Estado en relacion a las desapariciones forzadas.“’^^ 



5.2.6 Die offenen Themen am Ende der Regierung Batlle 

Bei den Präsidentschaftswahlen 2004 ging zum ersten Mal seit der Unabhängigkeit vor 174 
Jahren keine der beiden dominierenden Parteien {Colorados und Blancos) siegreich hervor. 
Der Kandidat des Frente Amplio Tabare Väsquez konnte die Wahlen für sich entscheiden. 
Im Vorfeld der Wahlen verfassten die uruguayischen Menschenrechts- und Opferorganisa- 
tionen ein vergangenheitspolitisches Positionspapier, in dem sie die noch offenen Rech- 
nungen der Vergangenheit zusammenfassten. Vergleicht man die dort formulierten For- 
derungen mit denen des Offenen Briefes an Batlles zu dessen Amtsantritt, so zeigt sich eine 
deutliche Entwicklung: Zu Beginn der Amtszeit Batlles beschränkten sich die Forderangen 
der MFDD auf die Erfüllung des Art. 4 der LdC ohne die Frage nach den Verantwortlichen 
zu stellen, auf die offizielle Anerkennung der Wahrheit und die moralische Sanktionierung 
der Verantwortlichen.*^^ Bis zum Ende der Amtszeit Batlles hatten sich die Forderungen 
der Menschenrechts- und Opferorganisationen deutlich ausgeweitet: Sie forderten nun die 
umfassende Klärung der Umstände, unter denen die Opfer der Diktatur ums Leben kamen. 
Die zuvor ausgeblendete Frage nach den Verantwortlichen wurde explizit gestellt und deren 
Bestrafung geforderf, ohne dass die Regierung die Täfigkeif der Justiz behindere: „Actuan- 
do como lo establece la normativa intemacional que es derecho vigente, la acciön de la 
Justicia es necesaria para responsabilizar y sancionar a los autores, coautores y autores 
ideolögicos.“*^** Die Organisationen forderten eine umfassende Entschädigung auf mehre- 
ren Ebenen: Die Gesellschaft als ganze müsse enfschädigfe werden. Hierzu gehören die 
Verurteilung des Staatsterrorismus und seiner Akteure sowie die Entlassung von belasteten 
Personen aus öffentlichen Ämtern. Die Opfer sollen eine Reparaciön Integral erhalten, um 
die unterschiedlichen Schäden so umfassend wie möglich wieder gut zu machen und die 
Würde der Opfer wiederherzustellen. Weiterhin forderten sie eine umfassende Gedenkkul- 
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tur wie die Einriehtung von Museen, die Benennung von Straßen, Plätzen und Gebäuden 
naeh Diktaturopfem. Der Einsatz der Angehörigen für Mensehenreehte und Demokratie 
sollte öffentlieh gewürdigt werden. Außerdem sollten untersehiedliehe Sehritte zum dauer- 
haften Sehutz der Mensehenreehte eingeleitet werden: Gesetzesinitiativen, Einriehtung 
eines Nationalen Mensehenreehtsinstituts und eines Ombudsmanns, umfassende Mensehen- 
reehtserziehung in Sehulen und bei den Streit- und Sieherheitskräften ete. 

Die Entwieklung der Forderungen der Mensehenreehts- und Opferorganisationen und 
ihres Selbstbewusstseins in den Jahren der Regierung Batlle ist evident. Dureh die Vergan- 
genheitspolitik Batlles wurden einige der Grundforderungen der Mensehenreehtsbewegung 
in Ansätzen erfüllt. Dureh die Erfahrung ermutigt, dass Fortsehritte möglieh sind, begannen 
die Opferorganisationen weitere und umfassendere Forderungen zu stellen, um so die Auf- 
arbeitung der Vergangenheit voranzutreiben. 



6. Zusammenfassung und Diskussion der Hypothesen 

6.1 Vergangenheitspolitik und Opferorganisationen in Uruguay (1985-2004) 

Die vergangenheitspolitisehen Ausgangsbedingungen in Uruguay untersehieden sieh deut- 
lieh von denen Argentiniens und Chiles: Die umguayisehen Streitkräfte hatten zwar die 
Transition weitgehend gesteuert, konnten sieh aber im Untersehied zu Chile weder auf 
weitreiehende institutionelle Absieherungen, noeh auf eine breite gesellsehaftliehe Unter- 
stützungsbasis oder parteipolitisehe Alliierte verlassen. Sanguinetti, der während der zähen 
Verhandlungen mit der Militärregierung das Vertrauen der Streitkräfte gewonnen hatte, 
fühlte sieh eher realpolitisehen Interessen als moralisehen Erwägungen verpfliehtet, so dass 
die Streitkräfle in ihm einen zuverlässigen Partner fanden, der sieh bemühte, zivil-mili- 
tärisehe Spannungen zu vermeiden. 

Aueh wenn die Mensehenreehtsthematik im Wahlkampf eine wiehtige Rolle gespielt 
hatte, war die , Mensehenreehtsbewegung’ Uruguays sehwaeh, wenig konsolidiert und hatte 
keine einflussreiehen zivilgesellsehaflliehen Partner, wie dies beispielsweise in Chile der 
Fall war. Die mobilisierungsstarken Angehörigenorganisationen der politisehen Häftlinge 
und der Exilierten lösten sieh bald naeh der Erfüllung ihrer Grundforderungen auf, so dass 
nur die Gruppe der Angehörigen der Versehwundenen zurüek blieb, die zahlenmäßig klei- 
ner und organisaforiseh deutlieh sehwäeher war als vergleiehbare Organisationen in den 
anderen beiden Ländern. 



6.1.1 Vergangenheifspolitisehe Sfrafegien 

Julio M. Sanguinetti, der als erster postautoritärer Präsident den Kurs der uruguayisehen 
Vergangenheitspolitik maßgeblich prägte, orientierte sich weitgehend am Idealtypus I der 
Politik des Verdrängens, den er durch einige pragmatische Direktmaßnahmen ergänzte. Die 
Lösung für das drängende Problem der politischen Gefangenen orientierte sich ebenfalls am 
Idealtypus der Politik des Verdrängens: Mit der de ^cto-Generalamnestie wählte die Regie- 
rung eine schnelle Lösung, ohne Einzelfälle näher zu prüfen und somit Anlass zu politi- 
schen Spannungen zu geben. Einer der Hauptforderungen der , Mensehenreehtsbewegung’ 
entsprechend, leitete seine Regierung Maßnahmen zur Erleichterung der Exilrückkehr ein 
und reagierte auf das Problem der Destitutidos . Anders als in Chile, wo die Exonerados 



215 




durch die Möglichkeit, die Jahre des Arbeitsverbots auf die Rentenansprüche anrechnen zu 
lassen, „entschädigt“ wurden, zielte die uruguayische Lösung darauf ab, diese Personen an 
ihren alten Arbeitsstellen zu reintegrieren. 

Mit diesen drei Direktmaßnahmen erschöpfte sich das ursprüngliche vergangenheits- 
politische Programm der Regierung Sanguinetti I. Alle weiteren Maßnahmen gingen auf die 
Initiativen nicht-gouvemamentaler Akteure zurück oder stellten Versuche der Regierung 
dar, denn Kurs der Politik des Verdrängens weiter verfolgen zu können: So wurden die 
beiden Untersuchungskommissionen von der parlamentarischen Opposition gegen den 
Willen der Regierung erzwungen, um in der Subpolicy Aufklärung dem Idealtypus II zu 
folgen. Als die , Menschenrechtsbewegung’ die ersten Regimeverbrechen zur Anzeige 
brachte und somit auf der Ebene des Strafrechts eine Politik der umfassenden Aufklärung 
initiieren wollte, brachte die Regierung den ersten Entwurf eines Amnestiegesetzes ins 
Parlament ein. Es war schließlich der Entwurf der Biancas, der später in der LdC mündete 
und sicherstellte, dass die uruguayische Vergangenheitspolitik auch weiterhin dem Typus I 
der Politik des Verdrängens folgen konnte. 

Der zivilgesellschaftliche Protest gegen diesen vergangenheitspolitischen Kurs kanali- 
sierte sich in der Pro-Referendum-Bewegung, die einen bedeutenden Beitrag zur gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzung mit den Menschenrechtsverletzungen der Diktatur leistete. 
Durch die Niederlage beim Plebiszit aber wurde die Politik des Verdrängens (Idealtypus I) 
in gewisser Weise gesellschaftlich approbiert; die politische Aufarbeitung der Vergangen- 
heit kam durch die LdC für ein Jahrzehnt zum Erliegen. Der legale Mechanismus der LdC 
stellte sicher, dass die Anwendung der Amnestie immer von der Exekutive kontrolliert 
werden konnte; die Möglichkeit, dass eine autonom agierende Justiz wie in Argentinien den 
vergangenheitspolitischen Kurs stören könnte, war somit ausgeschlossen. Da die vergan- 
genheitspolitische Debatte mit der plebiszitären Bestätigung der LdC zum Erliegen ge- 
kommen war, bestand für die Regierung Lacalle in diesem Politikfeld kaum Regelungsbe- 
darf In den wenigen Ausnahmen folgte Lacalle der Politik seines Vorgängers. 

In der zweiten Amtszeit Sanguinettis entsprach der vergangenheitspolitische Realtypus 
dem Idealtypus I, der Politik des Verdrängens, auch wenn die Regierung immer größere 
Anstrengungen unternehmen musste, um die Forderungen nach Aufarbeitung von der poli- 
tischen Agenda fern zu halten. Sanguinetti blockierte erfolgreich alle politischen Initiativen, 
die eine weitere Aufklärung zum Ziel hatten. 

In Abgrenzung zur Vergangenheitspolitik seiner Vorgänger nahm sich Batlle dieser 
Thematik an und erlaubte nach einem Jahrzehnt deren Rückkehr auf die politische Agenda. 
Er bemühte sich aber stets, die politische Kontrolle zu behalten und alle Formen der ge- 
richtlichen Aufarbeitung zu unterbinden, da eine autonom agierende Justiz die Gefahr barg, 
dass der Regierung die Dynamik entgleiten könnte. Seine Vergangenheitspolitik konzen- 
trierte sich vielmehr auf die Subpolicy Aufklärung und verfolgte das Ziel, die Aufarbeitung 
der Vergangenheit abzuschließen. Sie orientierte sich in Ansätzen am Idealtypus II: Die von 
Batlle eingesetzte CoPaPa konzentrierte sich mit mäßigem Erfolg darauf, das Schicksal der 
Verschwundenen aufzuklären. Da sie weder die Systematik noch den Kontext der Repres- 
sion eingehend analysierte, konnte sie nur einen bescheidenen Beitrag zur gesellschaftli- 
chen Verständigung über die Diktatur leisten. Die Debatten um die Ergebnisse der CoPaPa 
zeigten, dass Batlle versuchte, mit solchen Maßnahmen die Aufarbeitung der Vergangen- 
heit erneut ad acta zu legen. 

So ist es nicht verwunderlich, dass in Uruguay nach fast zwei Jahrzehnten kaum Auf- 
arbeitungserfolge erzielt werden konnten: Über Jahre hinweg waren die offenen Themen 
der Vergangenheit im gesellschaftlichen Bewusstsein kaum präsent. Nach der Hochkon- 
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junktur vergangenheitspolitischer Fragen bis zum Referendum 1989 begann die gesell- 
schaftliche Auseinandersetzung mit der Diktatur erst wieder gegen Ende der 90er Jahre. 
Weder die parlamentarischen Untersuchungskommissionen noch die CoPaPa konnten we- 
sentliche Beiträge zur Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen oder zur Verständi- 
gung über den politischen und gesellschaftlichen Kontext der Menschenrechtsverletzungen 
leisten. Bis Ende 2004 konnten nur in einem Fall die sterblichen Überreste eines uruguayi- 
schen Desaparecido gefunden werden; nur wenige verschwundene Kinder wurden identifi- 
ziert. Bis zum Ende der Regiemngszeit Batlles hatten noch nicht einmal die Angehörigen 
der Verschwundenen eine finanzielle Entschädigung für das erlittene Unrecht erhalten, von 
einer Reparacion Integral ganz zu schweigen. Opferkategorien wie die Angehörigen der 
Ermordete/Ftingerichteten oder die politischen Gefangenen und Folteropfer wurden über 
Jahre nicht als Opfer wahrgenommen oder anerkannt. Eine der zentralen Forderungen der 
Opferorganisationen blieb so auch die öffentliche Anerkennung als Opfer schwerer Men- 
schenrechtsverletzungen. Anders als in den beiden anderen Ländern hatten die Opfer bis 
zur Einrichtung der CoPaPa keine staatliche Stelle, an die sie sich wenden konnten oder die 
für ihre Belange zuständig war. 

ln Uruguay wurde bis zum Ende der Regierung Batlle kein einziges Mitglied der 
Streit- oder Sicherheitskräfte wegen der Regimeverbrechen verurteilt; Auslieferungsanträge 
an anderer Länder wurden systematisch abgelehnt. Die wenigen Prozesse richten sich ge- 
gen Zivilisten; die Hauptverantwortlichen aber konnten nicht belangt werden. Es gab in 
Uruguay keine staatliche Erinnerangspolitik. Die Streitkräfte haben ihre Rolle während der 
Diktatur nicht grundsätzlich hinterfragt, bedienen sich nach wie vor der Kriegsrhetorik vom 
Kampf gegen die Subversion und verteidigen ihr Verhalten öffentlich. Erst unter Batlle 
zeigten sie Bereitschaft, in einem sehr engen Rahmen vergangenheitspolitische Maßnah- 
men zu tolerieren. 

Positiv zu bewerten sind hingegen die zügig umgesetzten Maßnahmen zur Befreiung 
der politischen Gefangenen, zur Reintegration der Destitutidos und der Exilheimkehrer 
sowie die Regelung der Rentenansprüche der ExPP und der Exilierten. Anders als in den 
anderen beiden Ländern gab es in Uruguay seit dem Ende der Diktatur keine nennenswer- 
ten zivil-militärischen Spannungen. 



6.1.2 Die Einschätzung der Opferorganisationen 

Die eingangs formulierten Hypothesen gehen von einem Zusammenhang zwischen den 
vergangenheitspolitischen Strategien bzw. den Aufarbeitungserfolgen und den Impacts auf 
die Opferorganisationen in der Wahmehmungs- und Bewertungsdimension sowie in der 
Verhaltensdimension aus: 

Hypothese 7: Je mehr sich die konkrete vergangenheitspolitische Strategie dem Idealtypus II annähert, desto 
größer die Zufriedenheit der Opferorganisationen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Ver- 
hältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je mehr sich die Vergangenheitspolitik am Idealtypus I orientiert, desto 
unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Verhältnis zur Regierung. 

Hypothese 2\ Je mehr Aufarbeitungserfolge erzielt wurden, desto größer die Zufriedenheit der Opferorganisa- 
tionen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Verhältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je ge- 
ringer die Aufarbeitungserfolge, desto unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Ver- 
hältnis zur Regierung. 

Würden sich die beiden Hypothesen bestätigen, so müssten die uruguayischen Opferorgani- 
sationen hochgradig unzufrieden sein, fundamentale Kritik an der Vergangenheitspolitik 
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der demokratischen Regierungen üben und in einem sehr konfhktiven und konfrontativen 
Verhältnis zu ihnen stehen. Dies ist so allerdings nicht der Fall. 

Allgemein fallt auf, dass die uruguayischen Opferorganisationen bei aller Unzufrie- 
denheit ihre Kritik sehr sachlich Vorbringen und im Ton weit weniger polemisch und kämp- 
ferisch sind, als die Opferorganisationen in Argentinien und Chile. Weiterhin fällt auf, dass 
die Kritik nicht ideologisch oder (partei-) politisch eingefärbt ist wie in den beiden anderen 
Ländern. Sie bezieht sich gewöhnlich nur auf konkrete vergangenheitspolitische Maßnah- 
men und nicht auf das gesamte politisch-parlamentarische System wie teilweise in Argenti- 
nien. Die Opferorganisationen argumentieren häufig generalpräventiv mit den gesellschaft- 
lichen Folgen der Impunidad, mit moralischen Erwägungen oder mit der rein menschlichen 
und persönlichen Dimension ihrer Forderungen nach Aufklärung. Demonstrationen und 
Kundgebungen laufen in der Regel geordnet und friedlich ab, wie die Marchas de Silencio 
vielleicht am deutlichsten zeigen. 

Nach dem Ende der Diktatur waren die zentralen Forderungen der , Menschenrechts- 
bewegung’ Freiheit für die politischen Gefangenen, Rückkehr für die Exilierten sowie Ver- 
dad y Justicia für die Verschwundenen. Die Forderungen für die ersten beiden Opferkate- 
gorien wurden zügig erfüllt, die anderen stehen bis heute aus. Die Vergangenheitspolitik 
Sanguinettis stellte für die Opferorganisationen eine große Enttäuschung dar, da die Grund- 
forderungen nach Aufklärung der Verbrechen und Bestrafung der Veranfwortlichen nicht 
einmal im Ansatz verwirklicht wurden: Die parlamentarischen Untersuchungskommissio- 
nen leisteten keinen Beitrag zur Wahrheitssuche, sondern verzerrten vielmehr hinlänglich 
bekannte Tatsachen. Mit der LdC endete die Floffnung auf Strafverfolgung und mit der 
weiten Auslegung dieses Gesetzes schließlich auch die Aussicht auf die gerichtliche Klä- 
rung des Schicksals der Verschwundenen. Die enttäuschte Kritik der MFDD als einzige 
Opferorganisation dieser Jahre richtete sich v.a. darauf, dass demokratische Politiker für die 
Nichfaufarbeitung der Dikfafurverbrechen sorgfen. 

Die Opferorganisafionen lenkten ihre Unzufriedenheit und Kritik an der Strategie des 
Verdrängens, der fehlenden Rechtsstaatlichkeit und der aufgehobenen Gewaltenteilung in 
die verfassungsmäßig vorgesehenen Bahnen und versuchten die LdC durch einen Plebiszit 
zu kippen. Im Anschluss an die Niederlage zeigte sich die MFDD als würdige Verliererin, 
akzeptierte bedauernd das Ergebnis des Volksentscheids und hob die positiven Aspekte der 
Kampagne hervor. Anders als in Argentinien, wo sich der Zorn der Opferorganisationen 
über die Amnestiegesetze gegen Regierung und Parlament richtete, musste sich die umgu- 
ayische , Menschenrechtsbewegung’ eingestehen, dass sich der Plebiszit als strategischer 
Fehler erwies. Die MFDD nahm die Forderung nach Justicia zurück und verlangte stattdes- 
sen die vollständige Erfüllung des Amnestiegesefzes, d.h. auch des Art. 4 der LdC. Die 
Kritik der nach der Niederlage zunächst geschwächten MFDD bezog sich fortan auf die 
Weigerungshaltung der Regierung, der gesetzlichen Verpflichtung nach Aufklärung nach- 
zukommen. 

War der Ton der Opferorganisationen bereits während der ersten Jahre der Sanguinet- 
ti-Regierung gemäßigt und weniger kämpferisch als in den anderen beiden Ländern, so 
zeugten die Verlautbarungen der MFDD seit dem Referendum von enttäuschter Akzeptanz 
und Machtlosigkeit gegenüber der Politik des Verdrängens. 

Obwohl Sanguinetti in seiner zweiten Amtszeit eine wesentlich konsequentere Blok- 
kadehaltung vertrat als Menem, gab es in Uruguay keine Konflikte zwischen den Opferor- 
ganisationen und der Regierung, wie dies in Argentinien der Fall war. Statt eines polemi- 
schen Konfrontationskurses setzten die Opferorganisationen vielmehr auf die Kooperation 
mit zivilgesellschaftlichen Gruppierungen und erreichten schließlich eine breite gesell- 
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schaftliche Unterstützung für ihr Anliegen, Gewissheit über das Schicksal ihrer verschwun- 
denen Angehörigen zu erlangen. 

Als sich mit Batlle neue vergangenheitspolitische Spielräume öffneten, würdigten sie 
dessen Bereitschaft, Schritte zur Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen einzulei- 
ten. Erstmals seit der LdC kam es zu einer direkten Interaktion zwischen Regierung und 
Opferorganisationen. Diese zeigten sich kooperativ und würdigten das Engagement der 
CoPaPa und die Erkenntnisse, die diese in einzelnen Fällen beisteuern konnte. Das Verhält- 
nis zur Regierung änderte sich allerdings in dem Moment, als deutlich wurde, dass sie von 
unterschiedlichen Grundannahmen ausgegangen waren: Während Batlle mit der CoPaPa 
die Aufarbeitung als abschlossen betrachtete, sahen die Opferorganisationen darin erst den 
Beginn der lange verweigerten Aufarbeitung. Ex post wurde so die Arbeit der CoPaPa in 
ein schlechtes Licht gerückt, da die Opferorganisationen sie als Aufarbeitungsinitiative 
interpretierten, die dazu diente, dieses Thema erneut zu verdrängen. Trotz Enttäuschung 
und Unzufriedenheit blieb die Kritik moderat, sachlich und weitgehend konstruktiv. Mit 
dem neu erlangten Selbstbewusstsein und dem Wissen um die gesellschaftliche Unterstüt- 
zung ihres Anliegens forderten sie die konsequente Aufklämng der Menschenrechtsverlet- 
zungen der Diktatur und - erstmals nach dem Plebiszit von 1989 - die Bestrafung der Tä- 
ter. 

Im Zusammenhang mit der Debatte um die Entschädigung der Angehörigen der Ver- 
schwundenen und der Regulierung der Pensionsansprüche der Exilierten und ehemaligen 
politischen Fläfllinge wurde ein weiteres Grundanliegen der Opferorganisationen deutlich: 
die offizielle und öffentliche Anerkennung als Opfer des Staatsterrorismus. So beklagten 
sich beispielsweise die ExPP nicht primär über die Leistungen der Ley Jubilatoria, sondern 
über die fehlende Anerkennung als Opfer. Ebenso wehrten sich die Angehörigen der Ver- 
schwundenen gegen alle Versuche der Gleichsetzung von getöteten Soldaten mit den Desa- 
parecidos. Dies würde den Eindruck erwecken, dass es sich bei der Tragödie der Diktatur 
um eine Angelegenheit zwischen zwei rivalisierenden Gruppen gehandelt habe. Diese For- 
derungen nach Anerkennung und öffentlicher Rehabilitierung sind in Umguay wesentlich 
stärker als in Argentinien oder Chile, wo sich mittlerweile ein breiterer gesellschaftlicher 
Konsens in diesen Fragen gebildet hat. 

Flypothese 1 und 2 scheinen sich also nur teilweise zu bestätigen: Sicher ist, dass die 
uruguayischen Opferorganisationen sowohl mit der Vergangenheitspolitik als auch mit den 
konkreten Politikergebnissen unzufrieden sind. Dennoch fällt die Kritik wesentlich modera- 
ter aus als die Vergangenheitspolitik und die Aufarbeitungsergebnisse erwarten lassen; 
ebenso ist das Verhältnis zur Regierung - wenn es zu Interaktionen kam - weniger konflik- 
tiv als erwartet. Auffällig isf, dass die Kritik der Opferorganisationen gemäßigter und we- 
sentlich weniger polemisch ist, als in Argentinien und Chile, wo eindeutig mehr Aufarbei- 
tungserfolge erzielt werden konnten. 
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6.2 Politikfeld Vergangenheitspolitik und die Impacts auf die Opferorganisationen 

Liegt die Ursache fiir diesen überraschenden Befund in der Rolle der uruguayischen Opfer- 
organisationen im Politikfeld Vergangenheitspolitik? Hypothese 3 und 4 beziehen sich auf 
die Bedeutung der Opferorganisationen: 

Hypothese S: Eine Aufarbeitung bestimmter Aspekte der autoritären Vergangenheit (i.S. des Idealtypus II) 
findet nur statt, wenn es Opferorganisationen gibt, die die Interessen und Forderungen der jeweiligen Opferka- 
tegorie bündeln und artikulieren sowie deren Umsetzung einfordem. Die Existenz solcher organisierter Inter- 
essen stellt die Bedingung der Möglichkeit dar. 

Diese Hypothese bestätigt sich im Fall Uruguays: So wäre beispielsweise ohne die Existenz 
von Opferorganisationen die Referendumskampagne zur LdC nicht denkbar gewesen. Al- 
lerdings zeigte sich in Uruguay nach der Niederlage der , Menschenrechtsbewegung’ beim 
Plebiszit, dass die Existenz von Opferorganisationen tatsächlich nur die Bedingung der 
Möglichkeit ist. Obwohl die MFDD - wenn auch geschwächt - weiter existierte, fand den- 
noch keine weitere Aufarbeitung statt. Ohne ihr Insistieren aber und ohne den gesellschaft- 
lichen Rückhalt für ihr Anliegen, den sie in der zweiten Hälfte der 90er Jahre erlangte, 
wären weitere Schritte, wie beispielsweise die Einrichtung der CoPaPa, undenkbar gewe- 
sen. 

Die Forderang nach einer Ley Jubilatoria für die politischen Gefangenen und Exil- 
heimkehrer war bereits vor der Gründung der ExPP-Organisationen von den Gewerkschaf- 
ten artikuliert worden. Die Gewerkschaften, aus deren Reihen viele dieser Opfer stammten, 
traten hier als funktionales Äquivalent zu den Opferorganisationen auf. CRYSOL machte 
sich dieses Anliegen zu Eigen und kooperierte eng mit den Gewerkschaften. 

Auch im Bereich der gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit der Diktatur spielten 
die Opferorganisationen in Uruguay eine wichtige Rolle: Durch die Arbeit von Memoria 
para Armar wurde die Gesellschaft v.a. für die persönliche Dimension von Haft und Folter 
sensibilisiert. Mit den Klagen gegen Zivilisten, die während der Diktatur wichtige Ämter 
bekleidet hatten, wurde in der gesellschaftlichen Debatte die Rolle der Zivilisten im regi- 
men civico-militar thematisiert. 

Welche konkrete Rolle kam den Opferorganisationen in der uruguayischen Vergang- 
enheitspolitik zu? Welche waren die gängigen Agenda 5eßing-Mechanismen? Im Unter- 
schied zu den anderen beiden Ländern findet sich in Uruguay ausschließlich das Outside 
Initiative-Model. So nahm die Regierung Sanguinetti I die Forderungen nach der Haftent- 
lassung der politischen Gefangenen, nach der Erleichterung der Rückkehr der Exilierten 
und nach der Reintegration der Destitutidos auf, ohne dass besondere Druckmittel erforder- 
lich waren, um diese Forderungen auf der politischen Agenda zu platzieren. Die Einrich- 
tung der parlamentarischen Untersuchungskommissionen war eine Forderung der , Men- 
schenrechtsbewegung’, welche durch die parlamentarische Opposition gegen den Willen 
der Exekutive durchgesetzt wurden. Auch die LdC wurde im Grande von außen, d.h. durch 
die Klagen der , Menschenrechtsbewegung’ und den daraus resultierenden Druck der Mili- 
tärs initiiert. Das Referendum über die LdC ist ebenso ein klares Bespiel für das Outside 
/nitiative-Modell, bei dem die , Menschenrechtsbewegung’ auf Massenmobilisierang und 
das direktdemokratische Instrument des Volksentscheids zurückgriff 

Nach der Niederlage beim Referendum gab es über Jahre hinweg keine weiteren Ver- 
suche vergangenheitspolitischen Agenda Settings. Die Möglichkeit, gerichtliche Klagen als 
Mittel einzusetzen, um einen politischen Handlungsbedarf zu erzeugen, war nach der ple- 
biszitierten Amnestie nicht mehr gegeben. Auch Klagen vor der internationalen Justiz dien- 
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ten kaum als Druckmittel, da die Regierungen diese Forderungen unter Verweis auf das 
Ergebnis des Volksentscheides immer wieder zurückweisen konnten. 

Erst in der zweiten Flälfte der 90er Jahre begannen die Opferorganisationen erneut, ih- 
re Anliegen auf der gesellschaftlichen Agenda zu platzieren. Ermöglicht wurde dies durch 
externe Ereignisse wie die Geständnisse Scilingos in Argentinien und einiger uruguayischer 
Militärs, durch Knochenfunde an der Küste Uruguays, die vergangenheitspolitischen Ent- 
wicklungen in anderen Ländern Lateinamerikas und die neue Sensibilisierung durch die 
Inhaftierung Pinochets in London. Die Opferorganisationen wandten sich an die Öffent- 
lichkeit und warben dort um Verständnis für ihr Anliegen, wobei sie stets die menschliche 
Dimension ihrer Forderungen in den Mittelpunkt stellten und sich innerhalb des Rahmens 
der LdC bewegten. Nachdem der große gesellschaftliche Rückhalt deutlich wurde, den die 
Anliegen der Opferorganisationen mittlerweile erlangt hatten, gelang es mit dem Wahlsieg 
Batlles schließlich, vergangenheitspolitische Fragen erneut auf der Regierungsagenda zu 
platzieren. 

Wie sich zeigte, lag die Initiativfunktion bei nahezu allen vergangenheitspolitischen 
Maßnahmen bei den Opferorganisationen. Flypothese 4 vermutete einen Zusammenhang 
zwischen der Rolle der Opferorganisationen und den Impacts auf diese Gruppen: 

Hypothese 4\ Wenn die Opferorganisationen häufig die Initiativ-Funktion für vergangenheitspolitische Maß- 
nahmen übernehmen und/oder wenn sie häufig andere Initiativen zu verhindern suchen müssen, die eine Ver- 
drängung der Vergangenheit (i.S. des Idealtypus I) zum Ziel haben, verstärkt sich die konfliktiv-kritische Hal- 
tung gegenüber der Regierung und somit die Tendenz, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes negativ 
zu bewerten. 

Für den Fall Uruguay scheint diese Flypothese keine große Erklärungskraft zu haben, denn 
obwohl die Opferorganisationen stets die Initiativfunktion einnehmen mussten und obwohl 
sie stets erfolglos für die ihnen zustehenden Rechte, v.a. die Einhaltung des Art. 4 der LdC, 
kämpfen mussten, ist die Flaltung gegenüber den Regierungen weniger konfliktiv und kri- 
tisch als man gemäß Flypothese 4 erwarten würde. 



6.3 Handlungskontext und Impacts auf die Opferorganisationen 

6.3.1 Kulturelle Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

Eine mögliche Erklärung für den empirischen Befund könnte die traditionellen Konsens- 
muster Uruguays bieten, die als soziale Institutionen das Verhalten beeinflussen: 

Hypothese 5: Je stärker der nationale kulturelle Kontext, in dem Opferorganisationen agieren, durch Traditio- 
nen der konfliktiven Lösung gesellschaftlicher und politischer Probleme geprägt ist, desto größer die Tendenz 
der Opferorganisationen, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, und desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass sie ihrerseits konfliktive Strategien wählen, um den politischen Prozess in ihrem 
Sinne zu beeinflussen. 

Die Suche nach politischem Ausgleich, die sich in Uniguay u.a. auch in der politischen 
Praxis der coparticiaciön und im co/egiat/o-System niedergeschlagen hat, ist in der Tat eine 
Besonderheit der politischen Tradition des Landes. Gesellschaftliche und politische Kon- 
flikte wurden in Uruguay in der Regel innerhalb des bestehenden konstitutionellen und 
rechtlichen Rahmens gelöst. Uruguay unterscheidet sich hierin deutlich vom Nachbarland 
Argentinien, wo politische Instabilität und Gewalt oftmals die Folge ineffektiver bzw. ge- 
waltsamer Konfliktlösungsmuster waren. 
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Im Sinne des „what one can imagine oneself doing in a given context“ (Hall/Tayler 
1996: 15) prägen diese kulturellen Muster auch das Verhalten der Opferorganisationen: So 
passt es gut in die kulturellen Muster, dass die , Menschenrechtsbewegung’ zum einen das 
verfassungsmäßig vorgesehene Instrument des Volksentscheids wählte, um die LdC zu kip- 
pen, und dass die Opferorganisationen zum anderen nach der Niederlage die Mehrheitsent- 
scheidung akzeptierten. Auf die rechtsstaatliche Tradition des Landes pochend, forderten 
sie fortan nicht die Aufhebung des Amnestiegesetzes, sondern dessen vollständige Erfül- 
lung, d.h. auch die Erfüllung des Art. 4. 

Es wäre vor dem Hintergrund dieser kultureller Muster schwer denkbar, dass die Op- 
ferorganisationen zu einem derart polemischen Ton wie in Argentinien greifen, wo bei- 
spielsweise Hebe de Bonafmi die Militärs in einer Rede als „Asesinos, hijos de mil putas“ 
bezeichnete oder Menem vor laufenden Fernsehkameras als „basura“ titulierte.’’’ Ebenso 
ist es im kulturellen Kontext Uruguays schwer vorstellbar, dass Mitglieder der Opferorga- 
nisationen wie in Buenos Aires den Präsidentenpalast besetzen oder dass Kundgebungen 
der , Menschenrechtsbewegung’ regelmäßig in Straßenschlachten enden, wie es häufig in 
Chile der Fall ist. Statt eines konfrontativen Kurses suchen die Opferorganisationen viel- 
mehr - den bestehenden Rahmen akzeptierend - gesellschaftliche Unterstützung für ihre 
Anliegen und Argumente, um so einen breiten Konsens über die Notwendigkeit der Aufar- 
beitung der Vergangenheit zu erlangen. Hypothese 5 scheint sich also für den Fall Uruguay 
zu bestätigen. Die Konsenstradition des Landes spiegelt sich auch im Verhalten der Opfer- 
organisationen und in deren Bewertung bzw. Kritik der Vergangenheitspolitik wider. 

Neben traditionellen kulturellen Mustern wurde vermutet, dass ebenfalls ein Zusam- 
menhang zwischen dem gesellschaftlichen Vertrauen und den Impacts auf die Opferorgani- 
sationen besteht: 

Hypothese 6\ Je stärker ausgeprägt das gesellschaftliche Misstrauen im nationalen kulturellen Kontext, in dem 
Opferorganisationen agieren, desto größer ist deren Neigung, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes 
negativ zu bewerten. 

Auch diese Hypothese scheint sich zu bestätigen. Wie in Kap. B. II. 1.3 deutlich wurde, 
haben die Umguayer unter allen Lateinamerikanern oft das größte Vertrauen in ihre poli- 
tisch-entscheidenden und Implementierungsinstitutionen. Anders als beispielsweise in Ar- 
gentinien, wo dem Staat ein generalisiertes Misstrauen entgegengebracht wird, haben die 
uruguayischen Opferorganisationen keinen Anlass, ihre Kritik an der Vergangenheitspolitik 
mit fundamentaler Kritik am gesamten politischen Leben zu verbinden. Das große gesell- 
schaftliche Vertrauen in Parteien, Regierung und Parlament sowie in Justiz, Verwaltung 
und Polizei spiegelt sich auch in der verhältnismäßig moderaten Kritik und Einschätzung 
der vergangenheitspolitischen Outputs und outcomes wider. Anders als in den beiden ande- 
ren Ländern vermuteten die Opferorganisationen nicht hinter jeder neuen vergangen- 
heitspolitischen Initiative einen Versuch, die Impunidad abzusichem. Dies erklärt wohl 
auch die Überraschung der MFDD, als Batlle nach der Bekanntgabe der Ergebnisse der 
CoPaPa die Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen für beendet erklärte. 



Hebe de Bonafmi [1995 bzw. 1991] in: Asociaciön de Madres de Plaza de Mayo 2003: 121 bzw. 51. 
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6.3.2 Institutionelle Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

Es wurde vermutet, dass ein weiterer Faktor, der die Einsehätzung der Opferorganisationen 
und deren Verhalten beeinflusst, die dureh formale und informelle Institutionen begrenzten 
Handlungskorridore sind, die den Regierungen zur Verfügung stehen und die sie im Sinne 
der Opferorganisationen nutzen oder ungenutzt lassen: 

Hypothese 7: Institutioneile Settings informeller und formaler Art beschränken und ermöglichen vergangen- 
heitspolitisches Handeln der Regierung. Je größer die Spielräume, die die Regierung nicht im Sinne der Op- 
ferorganisationen nutzt, desto größer deren Tendenz, Outputs und outcomes negativ zu beurteilen. 

Wie deutlich wurde, waren die Handlungsspielräume der ersten postautoritären Regierung 
durch den Transitionsmodus eng gesteckt; Sanguinetti hatte seinerseits kein Interesse, diese 
Spielräume auszureizen und so zivil-militärische Spannungen zu provozieren. Da die uru- 
guayischen Militärs weder ein Amnestiegesetz erlassen, noch ihre Position durch Verfas- 
sungsreformen o.ä. abgesichert hatten, waren die Handlungsbeschränkungen eher informel- 
ler Art, beruhten also auf impliziten oder expliziten Absprachen und auf der Balance of 
Powers. 

Innerhalb des so abgesteckten Handlungskorridors waren die vergangenheitspoliti- 
schen Maßnahmen zu Gunsten der politischen Häftlinge, der Exilierten und der Destitutidos 
möglich. Weiterreichende vergangenheitspolitische Maßnahmen, die auch nicht mehr von 
der Exekutive initiiert wurden, wie die parlamentarischen Untersuchungskommissionen 
und die beginnende Strafverfolgung, stießen an die Grenzen dessen, was der informell 
bestimmte Handlungskorridor zuließ: Die Parlamentskommissionen scheiterten an den 
mangelnden Kompetenzen, der fehlenden militärischen Kooperationsbereitschaft und der 
faktisch nicht gegebenen zivilen Kontrolle über die Streitkräfte. Die Strafverfolgung fand 
ihre Grenzen an den Debatten um die Prozesszuständigkeiten und an der vom Verteidi- 
gungsminister gedeckten Weigerungshaltung, vor Gericht zu erscheinen. Informelle Institu- 
tionen begrenzten hier die Reichweite des Rechtsstaates. 

Militär und Regierung drängten auf einen formalisierten Schutz vor Strafverfolgung, 
der schließlich mit der LdC erreicht wurde, die den formal-institutionellen Handlungskorri- 
dor an das anpasste, was unter den gegebenen Verhältnissen möglich und gewünscht war. 
Die , Menschenrechtsbewegung’ versuchte durch den Plebiszit die formale Institution der 
LdC aufzuheben und den Handlungskorridor so zu erweitern. Allerdings erreichte sie das 
genaue Gegenteil: Durch den Volksentscheid erhielt das formal einwandfreie, aber aus ihrer 
Sicht inhaltlich illegitime Amnestiegesetz die größtmögliche Legitimation und inhaltliche 
Bestätigung durch das Volk. Die Opferorganisationen befanden sich so in einer ausweglo- 
sen Situation; ihr eigener Handlungsspielraum blieb auf die Forderung nach Einhaltung des 
Art. 4 der LdC beschränkt. Ihre Position war fortan so schwach, dass sie jeden noch so 
kleinen Fortschritt bei der Aufarbeitung würdigten. 

Während der Präsidentschaft Lacalles das Thema Vergangenheit so gut wie inexistent 
war, nahmen unter Sanguinetti II die Forderungen nach Erfüllung des Art. 4 sowie nach 
weiteren Aufklärungsmaßnahmen innerhalb dessen, was die LdC erlaubte, zu (z.B. Fall 
Zanahoria oder Gelman). Ohne dass eine erkennbare Notwendigkeit bestand, ließ Sang- 
uinetti diese Spielräume aber ungenutzt. Die Opferorganisationen kritisierten diese Weiger- 
ungshaltung zwar, befanden sich durch die formal-institutionellen Arrangements aber nach 
wie vor in einer schwachen Argumentationsposition. 

Batlle stellte schließlich in Aussicht, den Forderungen der Opferorganisationen nach 
Aufklärung nachzukommen und die formalen Spielräume zu nutzten. In Gesprächen mit 



223 




den Streitkräften warb er für sein Anliegen und vergewisserte sieh der informell-insti- 
tutionellen Grenzen der Aufarbeitung. Die Opferorganisationen lobten, dass er mit der 
CoPaPa endlieh den Handlungskorridor nutzte, die die LdC zuließ. Als ihnen aber klar 
wurde, dass Batlle ebenfalls vorhatte, die sieh nun neu eröffnenden Spielräume zu sehlie- 
ßen, kritisierten sie diese Haltung in für Uruguay ungewöhnlieher Sehärfe. 

Hypothese 7 seheint sieh also für den Fall Uruguay zu bestätigten: Die Handlungs- 
spielräume waren von Anfang an eng und verengten sieh dureh die LdC weiter. Dureh die 
Niederlage beim Plebiszit manövrierten sieh die Opferorganisationen in eine marginale 
Position, so dass sie kaum noeh mit Naehdruek die Erfüllung des Art. 4 der LdC einfordem 
konnten. Als sieh unter Batlle der Handlungskorridor weitete nahm die Kritik der Opferor- 
ganisationen zu, als dieser versuehte, die neuen Handlungsmögliehkeiten nieht voll auszu- 
nutzen und gar wieder zu sehließen. 



6.3.3 Akteurstheoretisehe Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

In Chile und Argentinien spielte die Besehaffenheit des Parteiensystems eine wiehtige 
Rolle zur Erklärung der vergangenheitspolitisehen Impacts auf die Opferorganisationen. In 
diesem Zusammenhang waren die Hypothesen 8 und 9 formuliert worden: 

Hypothese 8: Gibt es keine den Opferorganisationen affine parlamentarische Parteien, greifen diese verstärkt 
auf andere politische Druckmittel zurück. Das Verhältnis zum Staat ist von hohem Grad an Konfliktivität ge- 
prägt, die Tendenz, vergangenheitspolitische Maßnahmen scharf zu kritisieren, ist groß. 

Wie in Kap. II.B.1.3 dargelegt, bildete sich nach dem Ende der Diktatur ein stabiles Drei- 
Parteiensystem mit gemäßigter bis hoher ideologischer Polarisierung heraus. Der linke 
Frente Amplio erhielt bei den Parlamentswahlen seit 1984 durchschnittlich ein Drittel der 
Stimmen. Die uruguayische Linke ist somit die stärkste der drei hier untersuchten Ländern. 
Der Frente Amplio steht den Anliegen der Opferorganisationen traditionell sehr offen ge- 
genüber. Einige exponierte FA-Politiker wie beispielsweise die Brüder Michelini spielen 
auch in der HJvocacy-Koalition , Menschenrechte’ eine bedeutende Rolle. Prinzipiell kön- 
nen die Opferorganisationen also über den Frente Amplio Einfluss auf den parlamentari- 
schen Bereich nehmen. Bei mehreren Anlässen unterstützten Abgeordnete des FA die An- 
liegen der Opferorganisationen beispielsweise durch parlamentarische Anfragen. Da in 
Uruguay bislang aber nur wenige vergangenheitspolitische Entscheidungen per Gesetz ge- 
regelt wurden, hatte diese Einflussmöglichkeit nur wenig Gewicht. 

Hypothese 8 scheint sich dennoch zu bestätigen: Das Verhältnis der Opferorganisatio- 
nen zum Staat war in Uruguay nicht durch einen hohen Grad an Konfliktivität und Kon- 
frontation geprägt - zumal sich die Organisationen ohnehin in einer schwachen Position 
befanden: Die Möglichkeit, gerichtliche Klagen als politische Druckmittel einzusetzen, wie 
es in Argentinien häufig der Fall war, war nach dem Plebiszit nicht mehr gegeben, der der 
Regierung gute Argumente bot, um internationale Kritik und Klagen zurückzuweisen. 

Wie aber sah das konkrete Verhältnis der Opferorganisationen zum Frente Amplio 
aus? In welchem Maß bestehen Verbindlichkeiten, Abhängigkeiten oder gar Hörigkeiten? 
Hypothese 9 nimmt auf die Beziehungen zwischen den Opferorganisationen und den Par- 
teien Bezug: 

Hypothese 9\ Bestehen enge Verbindungen zwischen Opferorganisationen und Parteien, dann stellen die dar- 
aus resultierenden Loyalitäten eine wichtige Erklärung zur Perzeption der Vergangenheitspolitik durch die 
Opferorganisationen dar: (a) Bei einer engen Bindung an eine außerparlamentarische Oppositionspartei nimmt 
die Tendenz zu, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, (b) Bei enger Anbindung an 
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Parteien mit Regierungsverantwortung nimmt die Tendenz, vergangenheitspolitische Entscheidungen öffent- 
lich zu kritisieren, ab. 

Da der Freute Amplio seit der Redemokratisierung die Rolle der parlamentarischen Opposi- 
tion einnahm, hat Hypothese 9a keine Relevanz. Außerdem kann man bei dem Verhältnis 
der uruguayischen Opferorganisationen zum FA kaum von einer engen Verbindung spre- 
chen, wie es beispielsweise in Chile der Fall ist. Javier Miranda, Mitglied, Rechtsanwalt 
und Sprecher der MFDD, bringt das Verhältnis von Opferorganisationen und Parteien bzw. 
Parteipolitik gut zum Ausdruck, wenn er sagt: 

„Yo hago una lucha por los derechos humanes. jNo a la desaparieiön forzada! jNo a la prision ilegitma! jNo a 
las torturas! jVamos por la Justicia! jVamos por la Verdad! jVamos por la Memoria! [...] por eso somos una 
organizaeiön de derechos humanes y no un partido polltico. Porque para defender las mismas ideas [de los 
desaparecidos, VS] metete en el partido polltico donde estaban ellos. Pero no utilizes la plataforma de 
derechos humanes para hacer una llnea que va por el lado de los partidos pollticos. jSon campos distintos! [...] 
Pero eligamos en que cancha vamos a jugar. [...] son caminos ... en algün momento se cruzan ... uno puede 
ayudar al otro ... se tocan pero nunca se fusionan. jNunca!“'’^ 

Das Verhältnis zwischen Opferorganisationen und der parlamentarischen Oppositionspartei 
Freute Amplio entspricht dem in Kap. 1.5 entworfenen Szenario 2, d.h. einer losen Koope- 
ration zwischen der parlamentarischer Oppositionspartei und den Organisationen. Hinsicht- 
lich der Wirkung auf die vergangenheitspolitischen Impacts ist das Verhältnis zum Freute 
Amplio als neutral einzustufen. Die Opferorganisationen haben die Möglichkeit, ihre Anlie- 
gen über die ihnen nahestehende Partei im parlamentarischen Bereich zu artikulieren, ohne 
dass wechselseitige Verbindlichkeiten bestehen. Der Rückgriff auf andere politische 
Druckmittel ist prinzipiell möglich, aufgrund der spezifischen Situation nach dem verlore- 
nen Plebiszit aber schwierig. Seit 2005 wird Uruguay aber vom FA-Politiker Tabare 
Väsquez regiert. Es wird interessant zu beobachten sein, wie sich das Verhältnis der Opfer- 
organisationen zur nun regierungsbildenden Partei entwickelt, wie weit Väsquez auf die 
Anliegen der Opferorganisationen eingeht und wie diese die Vergangenheitspolitik des 
Freute Amplio bewerten. 



6.4 Fazit 

Die vergangenheitspolitischen Strategien und die spärlichen Aufarbeitungserfolg erklären 
die Unzufriedenheit der uruguayischen Opferorganisationen mit der staatlichen Vergangen- 
heitspolitik. Erläuterungsbedürftig hingegen bleiben v.a. der dennoch moderat-sachliche 
Ton, mit dem die Opferorganisationen ihre Kritik Vorbringen, und das niedrige Konfliktni- 
veau in den Beziehungen zu den Regierungen. 

Zentrale Bedeutung zum Verständnis der uruguayischen Situation hat die Niederlage 
beim Volksentscheid über die Ley de Caducidad, mit der der vergangenheitspolitische 
Handlungskorridor nahezu verschlossen wurde, so dass den Opferorganisationen fortan die 
Hände gebunden blieben und sie bei ihren Forderungen und bei ihrer Kritik starke Zurück- 
haltung üben mussten. Durch die Konzentration auf die rein menschliche Seite ihres Anlie- 
gens warben sie erfolgreich um gesellschaftliche Unterstützung um so erneut ihre Forde- 
rung nach Aufarbeitung zu artikulieren. 

Dieses politische Taktieren war in einen kulturellen Kontext eingebettet, der von der 
Suche nach Kompromissen und gesellschaftlichem Ausgleich und von Vertrauen in die 



Interview Nr. 48 mit Javier Miranda. 
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politischen Institutionen geprägt ist. Diese kulturellen Faktoren spiegelten sich auch im Ton 
und im Verhalten der Opferorganisationen wider. Diese konnten sich ihrerseits auch der 
Unterstützung des ihnen nahe stehenden Freute Amplio gewiss sein, so dass sie ihre Anlie- 
gen im parlamentarischen Bereich vertreten wussten. Da die Verbindung zu dieser Partei 
aber keine näheren Verbindlichkeiten für die Opferorganisationen mit sich brachte, blieben 
deren Stellungnahmen frei von parteipolitisch motivierter Kritik. 
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C Fallanalyse: Chile 



1. Einleitung 

1. 1 Historischer und politisch-kultureller Kontext 

1.1.1 Politische Stabilität und Partizipationsmuster 



„Only once before, in 1924, and then for less than five months, has the country been govemed by a strictly 
militaiy Junta. The crisis years of 1891 and 1932 produced juntas composed of military as well as civilian fig- 
ures that lasted only a few weeks. Furthermore, from 1830 on, only in the period 1924-1932 did military ele- 
ments have any real influence on the Formation of govemments. The overwhelming majority of Chilean presi- 
dents were replaced by their constitutionally designated successors. And suffrage, though limited, was the ac- 
cepted mechanism for selecting national and local leaders.“ (ValenzuelaA^^alenzuela 1979: 233) 

Das politische System Chiles ähnelt in vielen Aspekten eher europäischen Vorbildern als 
denen anderer lateinamerikanischer Staaten. Es gelang Chile bereits kurze Zeit nach seiner 
Unabhängigkeit (1818), das politische Leben zu stabilisieren und eine Verfassung zu eta- 
blieren (1833), die fast ein ganzes Jahrhundert Bestand hatte. Trotz starker gesellschaftli- 
cher und politischer Spannungen wurde die konstitutionelle Tradition des Landes - von den 
oben erwähnten Ausnahmen abgesehen - nicht gebrochen. Die Streitkräfte akzeptierten von 
Anfang an die Unterordnung unter die zivilen Regierungen; eine erfolgreiche Weltmarktin- 
tegration, die v.a. auf dem Export von Bergbau- und Landwirtschaftsprodukten basierte, 
sorgte über Jahrzehnte für wirtschaftlichen Wohlstand und politische Stabilität (Col- 
lier/Sater 1999: 111-137). 

Die weitgehende Makrostabilität darf allerdings nicht über zahlreiche gesellschaftliche 
und politische Konflikte hinwegtäuschen, die meist von unterschiedlichen Weltsichten, 
Wertvorstellungen und sozialen Utopien herrührten. Brian Loveman und Elizabeth Lira 
zeigten in historischen Untersuchungen, dass die gesellschaftliche und politische Stabilität 
Chiles immer wieder durch Strategien der reconciliaciön politica erkauft wurde, d.h. durch 
extensiven Gebrauch von Amnestien und Begnadigungen und durch Beschränkung der 
öffentlichen Debatte: 

„Lograr la reconciliacion politica implicaba que ciertos temas no se debatieran y que se llegaban a debatir 
asuntos tales como las pollticas sobre materias sensibles, se procurara que tal debate no excediera de los 
llmites que pudieran amenazar la ,concordia’ reden reconstruida. [...] La reconciliaciön implicö una armonla 
ilusoria y tolerancia pragmatica de las diferencias, la supresiön de las pasiones que aumentaban la violencia 
del conflicto y reacomodaciön al Jmperio de la ley’“' 

Ein weiteres stabilisierendes Charakteristikum der politischen Tradition Chiles ist die zen- 
trale Rolle der politischen Parteien bei der Interessenartikulation. Mit Beginn des 20. Jahr- 
hunderts bildete sich in Chile ein fragmentiertes, differenziertes und kompetitives Parteien- 
system heraus: In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts waren drei Parteien (Partido 
Conservador, Liberal und Radical) entlang der dominanten Konflikthnie, die zwischen 



' Lira/Loveman 1999a: 18; siehe auch Loveman/Lira 1999, 2000 und 2001. 
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klerikalen und laizistisehen Positionen verlief, entstanden. Als sieh die sozialen Konflikte 
zuspitzten und sieh die städtisehe Arbeitersehaft und die Minenarbeiter des Nordens in 
Gewerksehaften organisierten, die teilweise gewaltsam unterdrüekt wurden, nahmen sieh 
die existierenden Parteien der Anliegen der Arbeiter an, konnten aber das Entstehen linker 
Parteien nieht verhindern. So gründete sieh 1933 der Partido Socialista aus mehreren be- 
stehenden linken Parteien (Seully 1995: 105-115). Bereits 1912 war in Iquique der Partido 
Obrero Socialista gegründet worden, der sieh 1922 als Partido Comunista der Dritten In- 
ternationalen ansehloss.^ Die linken Parteien fanden sehnell eine solide Wählerbasis, so 
dass es in der ehilenisehen Parteienlandsehaft fortan bedeutende Reehts-, Links- und Mitte- 
Parteien gab. 

Anders als in Argentinien, wo korporatistisehe Arrangements, personalistisehe Struk- 
turen oder aueh Gewalt (-androhung) der Durehsetzung politiseher Interessen dienen, kom- 
mt in Chile den politisehen Parteien traditionell die zentrale Rolle bei der Kanalisierung 
politiseher Fordemngen zu: 

„The key to Chilean System, which discouraged both corporatist and praetorian tendencies, was the continuing 
importance of politicai parties and a party System tied to the legislature, the principal area for political give- 
and-take. From the tum of the Century on, the norm in Chile was not the direct link between govemment 
agencies and interest associations or the unmediated clash of organized social forces. Rather, party stmetures, 
permeating all levels of society, served as emeial linkage mechanisms binding organizations, institutions, 
groups and individuals to the political center. [...] party stmetures were instmmental in conveying the Organi- 
zation’ s demands to the nucleus of the policy-making process or acting as brokers before the ubiquitios bu- 
reaucracy.“ (ValenzuelaA^alenzuela 1979: 247) 



1.1.2 Wirtsehaftliehe Krise und gesellsehaftliche Polarisierung 

Während sieh ein stabiles politisehes System entwiekelte, blieb die ehilenisehe Wirtsehaft 
eher rüekständig. Der Salpeterabbau wurde von britisehen Investoren beherrseht und verlor 
mit der künstliehen Salpeterherstellung an Bedeutung. Der Kupferabbau war von Anfang 
an in US-amerikanisehen Händen, so dass die Hauptexportgüter nieht direkt von Chile 
kontrolliert werden konnten und die Gewinne nur teilweise im Land blieben. Mit der Welt- 
wirtsehaftskrise wurde die Sehwäehe des Wirtsehaftsmodells offensiehtlieh. Die Lebensbe- 
dingungen der breiten Bevölkerungssehiehten blieben weit hinter denen in Argentinien und 
Uruguay zurüek. Die Landbevölkerung lebte unter unmensehliehen Bedingungen, dureh 
Zuwanderung in die Städte entstanden dort Elendssiedlungen. Die Situation konnte weder 
dureh importsubstituierende Entwieklungsstrategien, verstärkten Staatsintervenismus noeh 
dureh Sozialrevolutionäre Aktivitäten verbessert werden (Colber/Sater 1999: 23 1-262). 

Prägend für die politisehe Entwieklung Chiles war der Wahlsieg des Christdemokraten 
Eduardo Frei Montalva im Jahr 1964. Der Partido Demöcrata Cristiano (PDC) hatte sieh 
seit 1957 aus der Konservativen Partei entwiekelt und suehte einen Dritten Weg zwisehen 
dem mit der Kubanisehen Revolution (1958) in Lateinamerika real gewordenen Sozialis- 
mus und dem liberalen Kapitalismus. Der Aufstieg des PDC veränderte das ehilenisehe 
Parteiensystem nachhaltig. Die Christdemokraten verstanden sich als Partei des Zentrums 
und versuchten, zwischen den politischen Blöcken zu vermitteln (Hofmeister 1995; Fleet 
1987). Der Wahlsieg Freis wurde durch einen Unterstützungsschwund bei den konservati- 
ven Kräften und das Aufstreben von Gruppen, die sozialen Wandel forcieren wollten, er- 
möglicht. Eine wichtige Rolle spielten zweifelsfrei auch die USA, die den Wahlkampf mit 



^ Zur Geschichte der kommunistischen Partei bis 1973 siehe Älvarez 2003: 35-53. 
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mindestens 3 Mio. US$ unterstützten, um einen mögliehen Wahlsieg des Sozialisten Salva- 
dor Allende abzuwenden (Frühling 1999: 411 und 450). Frei, der mit dem Slogan Revolu- 
ciön en Libertad angetreten war, sehuf kurz naeh der Amtsübernahme die Gesetzesgrundla- 
ge für eine Teilverstaatliehung des Kupferbergbaus, führte eine Vermögenssteuer ein, setzte 
Mindestlöhne für Landarbeifer dureh und initiierte 1967 eine Landreform. Ebenso förderte 
er die Organisierung der urbanen und ländbehen Untersehiehten in Stadtteilorganisationen, 
Gewerksehaften und Kooperativen, was zu Spannungen mit den sozialistisehen und der 
kommunistisehen Partei führte, die befürehteten, Teile ihrer Basis zu verlieren. Diese par- 
teipolitisehen Spannungen führten u.a. zu einer ausgeprägten Polarisierung in den Basis- 
gruppen und der Bevölkerung (Valenzuela/Valenzuela 1979: 249ff; Frühling 1999: 413ff). 

Trotz beaehtlieher Fortsehritte in den Bereiehen Wirtsehafts- und Arbeitspolitik, 
Agrarreform, Gesundheitswesen, Erziehung und gesellsehaftliehe Partizipation blieben die 
Erfolge hinter den Erwartungen der Bevölkerung zurüek. Die Unzufriedenheit äußerte sieh 
ab 1967 in sozialen Unruhen und beginnenden Ansehlägen militant-linker Gruppierungen. 
Innerhalb des PDC kam es zu Spannungen, die sehließlieh zur teilweisen Abspaltung des 
linken Flügels führten. Die gesellsehaftliehe Polarisierung verstärkte ihrerseits die Kritik 
konservativer Kreise, denen die Maßnahmen der Regierung zu weit gingen. 

Bei den Präsidentsehaftswahlen 1970 trat Salvador Allende für das Parteienbündnis 
Unidad Populär (UP) an, das aus der Sozialistisehen, der Kommunistisehen, der Radikalen 
und weiteren kleineren linken Parteien bestand (Collier/Sater 1999: 280ff). Er erhielt 
36,2% der Stimmen und wurde - wie es die Verfassung beim Fehlen absoluter Mehrheiten 
vorsieht - vom Parlament zum Präsidenten gewählt. 



1.1.3 Die Allende-Jahre (1970-73) 

Im Untersehied zu den anderen beiden Ländern erfüllten sieh die Hoffnungen bestimmter 
politiseher Sektoren auf eine sozialistisehe Regierung in Chile tatsäehlieh. Allende war der 
erste sozialistisehe Präsident, der dureh allgemeine, freie und faire Wahlen an die Maeht 
kam. Seine Politik zielte auf umfassende gesellsehaftliehe Umverteilung, die Umsetzung 
und Ausweitung der unter Frei begonnenen Landreform, die Verstaatliehung des Kupfer- 
bergbaus und wiehtiger Industriezweige ab sowie auf eine bessere Versorgung, Bildung 
und Integration der armen Gesellsehaftssektoren. Allende hatte nieht nur gegen die Wider- 
stände der politisehen Gegner anzukämpfen, sondern wurde aueh dureh die politisehen 
Alliierten in der UP bedrängt, denen seine Maßnahmen zu zögerlieh und zu wenig revolu- 
tionär ersehienen. Innerhalb der UP unterstützten die Kommunisten und die Radikalen 
häufig den moderateren Kurs Allendes, während ihn seine eigene Sozialistisehe Partei und 
andere linke Gruppierungen unter Druek setzten. Aueh außerparlamentarisehe Gruppen wie 
das Movimiento de Izqierda Revolucionaria (MIR) destabilisierten die Situation dureh ihre 
radikalen Forderungen und Terrorakte (Naranjo u.a. 2004). 

Das Ausmaß der politisehen Gewalt nahm dramatiseh zu: Hatte es während der Regie- 
rung Frei durehsehnittlieh 8,3 gewalttätige Vorfälle pro Monat gegeben, waren es unter 
Allende 34,9. Die Zahl der Landbesetzungen stieg von 456 (1970) auf 1.278 (1971), die 
Zahl der Streiks nahm um 170% zu (Frühling 1999: 435ff; Vylder 1976: 204). Bei Demon- 
strationen kam es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwisehen Regierungsgegnem und 
-befürwortem. Fasehistisehe Organisationen wie Patria y Libertad verübten Terroransehlä- 
ge; die Versuehe der Regierung, die Streitkräfte zu besänftigen und in den politisehen Pro- 
zess einzubinden, blieben erfolglos. 
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Auch die wirtschaftliche Entwicklung spielte gegen Allende: Die Inflation stieg von 
2,1% (Dezember 1971) auf 303,6% (September 1973). Die Versorgung der Bevölkerung 
mit Lebensmitteln verschlechterte sich. Ein Streik der Fuhrunternehmer im Oktober 1972 
lähmte das Land. Im Zusammenhang mit dem Konflikt um diesen Quasi-Generalstreik 
forderte die Opposition den Eintritt der Streitkräfte in die Regierung (Noblen 1973: 262- 
269). In den Monaten vor dem Putsch waren die politisch bedeutsamen Mittelschichten 
durch Versorgungsengpässe, Rechtsunsicherheit, die ausgeprägten Mobilisierungen und die 
gesellschaftliche wie politische Polarisierung stark verunsichert. „Die Militärs intervenier- 
ten“ - so die Einschätzung Dieter Nohlens (1986: 13) - „als das demokratische System im 
Sinne friedlicher Konfliktregelung, im Sinne politischer Kompromisse unter Wahrung der 
verfassungsmäßigen Ordnung praktisch erschöpft war.“ 



1.2 Die Militärdiktatur Chiles 

In den frühen Morgenstunden des 11. September 1973 setzten die Militärs schließlich ihren 
bereits lange vorbereiteten und von den USA unterstützten Plan um und putschten gegen 
die Regierung Salvador Allendes, der bei den spektakulären Bombenangriffen der Luftwaf- 
fe auf die Moneda, den chilenischen Präsidentenpalast, ums Leben kam. 



1.2.1 Politische Entwicklung 

Die Oberkommandierenden der Teilstreitkräfte und der Carabineros bildeten nach dem 
Putsch die Junta Militär und übernahmen die Regierungsgewalt über das Land. Alle ge- 
wählten Gemeinderäte und Bürgermeister wurden abgesetzt, an die Universitäten des Lan- 
des wurden Rektoren aus den Reihen des Militärs berufen, politische Organisationen wur- 
den verboten und die Medien scharfen Zensurmaßnahmen unterworfen. Auch das politische 
und institutioneile Gefüge wurde nachhaltig verändert: Durch die Auflösung des Kongres- 
ses und das Verbot der politischen Parteien wurden die traditionellen Kanäle der politischen 
Interessensvermittlung geschlossen (ValenzuelaWalenzuela 1979: 258f). 

Direkt mit dem Putsch begann die Verfolgung der politischen Gegner. Das Estadio 
Nacional wurde als Detentionszentrum genutzt, in dem nach Angaben des Roten Kreuzes 
über 7.000 Häftlinge gefangen gehalten und gefoltert wurden. Ebenso wurden im Stadion 
zahlreiche Häftlinge hingerichtet. Im ganzen Land wurden Anhänger der UP-Parteien, 
Funktionäre der Allende-Regierung, Angehörige oppositioneller Gruppen verfolgt, verhaf- 
tet, ermordet oder sie verschwanden. Innerhalb weniger Stunden hatten die Militärs das 
Land weitgehend unter Kontrolle. 

General Augusto Pinochet, der Oberkommandierende des Heeres, baute seine Position 
innerhalb der Junta aus und wurde im Dezember 1974 zum Staatspräsidenten ernannt. Der 
neu geschaffene Geheimdienst DINA (Direcciön de Inteligencia Nacional), der gezielte 
Aktionen gegen politische Gegner durchführte, war ihm direkt unterstellt.^ Innerhalb kurzer 
Zeit wurden systematisch alle sozialen Netzwerke zerschlagen; Organisationen des linken 
Spektrums waren von der Repression besonders betroffen. Die Militärs sicherten sich 1978 
selbst ab, indem sie mit Asm Decreto Ley 2.191 (DL 2.191) eine Amnestie erließen, um die 
Strafverfolgung gegen Mitglieder der Streit- und Sicherheitskräfte zu unterbinden. Parallel 



^ Vgl. zur DINA Cavallo/Sepülveda/Salazar 1988; 103-110, CNVR 1993: 471-478. 
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zur Verletzung der Menschenrechte und zur Beschränkung der Freiheit der Bürger wurde 
dem Markt im Rahmen der neoliberalen Reformpolitik alle Freiheit gegeben."^ Da der innere 
Feind der Militärs weitgehend mit dem Klassenfeind der Wirtschaftseliten deckungsgleich 
war, ergänzten sich die neoliberale Wirtschaftspolitik und die militärische Repression 
(Frühling 1999: 462f). 

1980 wurde in einem zweifelhaften Plebiszit eine neue Verfassung ratifiziert: Diese si- 
cherte die Rolle der Streitkräfte im institutioneilen Gefüge Chiles ab, war direkt auf die 
Person Pinochets zugeschnitten und konzentrierte maßgebliche Kompetenzen auf ihn.^ Sie 
stellte - mit den Worten des chilenischen Soziologen Tomäs Moulian (1997: 171 bzw. 271) 
- den Übergang von der „terroristischen“ zur „konstitutionellen Diktatur“ dar. Nach dem 
Erfolg des Regimes beim Verfassungs-Plebiszit waren eine leichte Liberalisierung und ein 
Rückgang der staatlichen Repression zu verzeichnen. Dies änderte sich allerdings mit dem 
Einsetzen wirtschaftlicher Probleme, als während der Wirtschaftskrise 1982/83 das Sozial- 
produkt um 15% sank und die Arbeitslosenquote auf über 30% stieg (Nolte 1998: 637; 
Fontaine 1997: 263f). 

Die oppositionellen Kräfte hatten die sich bietenden Spielräume genutzt und reorgani- 
sierten sich langsam. Die Parteien hatten ihre Aktivitäten - teils im Untergrund - wieder 
aufgenommen, in den sectores populäres bildeten sich Basisorganisationen (Garretön 
1987). Die angestauten sozialen und politischen Spannungen entluden sich im ersten Natio- 
nalen Protesttag am 11. Mai 1983: 

„Hasta el 11 de Mayo de 1983, el regimen militar chileno podia estar satisfecho de detentar plenamente el 
control del pais. [...] Ausencia de manifestaciones nacionales de descontento, atomizaciön de los actores 
sociales, corte entre los partidos politicos y los sectores populäres, limitaciön del debate püblico sobre la 
gestiön gubemamental [...], en una palabra el poder del estado parecia todopoderoso y monolitico freute a la 
sociedad civil debil, desorganizada y muda.“ (Weinstein 1989: 27) 

Diese Protesttage, gegen die das Regime mit aller Flärte vorging, wiederholten sich in re- 
gelmäßigen Abständen. Zwischen Mai 1983 und April 1984 kamen bei Demonstrationen 
134 Menschen ums Leben (Martinez 1992; Fluneeus 1985: 69 und 74). Unzählige Men- 
schen wurden verletzt und verhaftet. Besonders in den Armenvierteln wurde die Bevölk- 
erung durch Schüsse auf die Flütten und Fläuser eingeschüchtert und durch Flausdurch- 
suchungen schikaniert. Einen Flöhepunkt stellt der Protesttag im August 1983 dar, bei dem 
alleine in Santiago 18.000 Soldaten im Einsatz waren (Huneeus 1985: 27; Guillau- 
dat/Mouterde 1998: 160). 

Im Jahr 1985 war ein Nachlassen der Aufstände zu verzeichnen. Die parteipolitische 
Opposition hatte aus den Protesten gelernt, dass Massenstrategien nicht geeignet waren, das 
Regime zu stürzen, das sich seinerseits allen Dialogversuchen verschloss. In dieser Situati- 
on des politischen Stillstands übernahm die katholische Kirche eine aktive politische Rolle 
und versuchte zunächst erfolglos, zwischen den Oppositionsparteien und dem Regime zu 
vermitteln. Es gelang Erzbischof Juan Francisco Fresno allerdings, die parteipolitische 
Opposition zu vereinen und ein Positionspapier zu verabschieden, in dem die sofortige 
Rückkehr zur Demokratie, die Ausrufung freier Wahlen und die Modifizierung der Verfas- 
sung gefordert wurden (Straßner 2003: 254ff). Vom Regime ignoriert, stellte dieser sog. 
Acuerdo Nacional die Grundlage für das spätere Parteienbündnis der Concertaciön dar 
(Avetikian 1989). 



“ Zum neoliberalen Wirtschaftsmodell in Chile siehe Valdes 1993; Silva 1993; Bonder 1999. 

^ Vgl. Valenzuela 1989: 191f , für eine Charakterisierung der Verfassung siehe Siavelis 2000: 1^2. 
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Die 1980 verabschiedete Verfassung sah für 1988 einen Volksentscheid vor, in dem 
ein vom Regime vorgeschlagener Präsidentschaftskandidat bestätigt werden sollte, andern- 
falls sollten im Folgejahr Neuwahlen stattfmden. Die durch die Vermittlung der Kirche 
vereinten Parteien starteten unter der Führung der Christdemokraten eine Kampagne gegen 
die Bestätigung Pinochets, des Kandidaten des Regimes. Die Parteien ließen sich so auf das 
Spiel ein, dessen Regeln die Militärs mit der Verfassung von 1980 selbst festgesetzt hatten. 
Am 5. Oktober 1988 unterlag Pinochet mit 43,04% beim Plebiszit. Bei den für den 14. 
Dezember 1989 festgesetzt Neuwahlen kandidierte der Christdemokrat Patricio Aylwin für 
die insgesamt 17 Parteien umfassende Concertaciön. Die beiden regimenahen Parteien 
Renovaciön Nacional (RN) und Union Demöcrata Independiente (UDI) nominierten einen 
Gegenkandidaten, der allerdings an der absoluten Mehrheit Aylwins (53,8%) scheiterte. 



1 .2.2 Die Menschenrechtsverletzungen der Diktatur 



„Die Repression in Chile ist tatsächlich die technokratischste Repression aller lateinamerikanischen Diktatu- 
ren gewesen, d.h. es sind die notwendigen politischen Kosten mitkalkuliert worden, um den größtmöglichen 
Paralysierungseffekt bei der Bevölkerung zu erreichen.“ (Becker/Calderön 1990: 80) 

Der chilenische Staatsterrorismus war durch seinen ostentativen Charakter, das hohe Maß 
an Brutalität und Grausamkeit sowie die umfassende und systematische Anwendung der 
Repression gegen weite Bevölkerungsteile gekennzeichnet. Direkt nach dem Putsch ope- 
rierten unterschiedliche und zum Teil rivalisierende Geheimdienste und Einsatzgruppen 
meist in arbiträrer und unsystematischer Weise. Mit der Schaffung der DINA im Jahr 1974 
wurde ein einheitlicher und zentral koordinierter Geheimdienst geschaffen, der nicht nur in 
Chile, sondern auch im Ausland aktiv wurde. Der Bombenanschlag auf das Mitglied der 
UP-Regierung Orlando Letelier in Washington führte schließlich dazu, dass die DINA 1977 
aufgrund internationalen Drucks aufgelöst wurde. ^ Ihre Aufgaben übernahm fortan der 
neue, dem Innenministerium unterstellte Geheimdienst CNI {Central Nacional de Informa- 
ciones). Im Vergleich zu den anderen beiden Militärdiktaturen nutzten die chilenischen 
Militärs das breiteste Instrumentarium repressiver Taktiken: Direkt nach dem Putsch wur- 
den zahlreiche Personen von Kriegsgerichten zum Tode verurteilt und hingerichtet. Wäh- 
rend der ersten Jahre der Diktatur verschwanden viele Regimegegner. Wegen des zuneh- 
menden internationalen Drucks ließen die Militärs von der Praxis des Verschwindenslas- 
sens ab. In den folgenden Jahren wurden viele Oppositionelle ermordet (Nolte 1991: 80). 
Nach Erkenntnissen der chilenischen Wahrheitskommission und ihrer Nachfolgeeinrich- 
tungen wurden während der Diktatur 2.095 Menschen ermordet oder hingerichtet, 1.102 
verschwanden (CNRR 1996: 43). Ein großer Teil der Opfer gehörte linken Parteien oder 
Organisationen an: 17,8% waren Mitglied der Sozialistischen Partei, 15,5% der Kommuni- 
stischen Partei und 16,9% des MIR, der zahlenmäßig kleinsten Gruppierung (CNVR 1993: 
902). 

Das Regime setzte weiterhin auf massive Inhaftierung politischer Gegner. Schätz- 
ungen schwanken zwischen 11.000 und 95.000 politischen Gefangenen, die meist auch 
Opfer von Misshandlung und Folter geworden waren (King 1989: 1045; CNPT 2004). Man 
geht davon aus, dass bis zu einer Viertelmillion Chilenen aus politischen Gründen ihre 
Heimat verlassen mussten, unter ihnen viele Akademiker und hochqualifizierte Kräfte (La- 



Zur Struktur der DINA siehe Frühling 1999: 504-513; CNVR 1993: 471-478; zum Fall Letelier CNVR 1993: 
61 If. 



232 




gos 1988: 10; Angell/Carstairs 1987: 153f.). Als weiteres Mittel der Bestrafung politischer 
Gegner und der Zerschlagung sozialer Strukturen wurde die Relegaciön eingesetzt, die Ver- 
bannung in entlegene Landesteile, die mit der Auflage verbunden war, sich regelmäßig bei 
den dortigen Behörden zu melden. Nach Angaben von Menschenrechtsorganisationen wur- 
den alleine zwischen 1981 und 1985 1.155 Menschen per Präsidialdekret verbannt (Nolte 
1991: 82). 

Weit über 100.000 Chilenen wurden mit politisch motivierten Arbeitsverboten belegt. 
Diese sogenannte Exoneraciön hatte zur Folge, dass ganze Familien in ihrer Existenz be- 
droht waren. Viele Exonerados sahen sich gezwungen, ins Exil zu gehen oder durch infor- 
melle Arbeitsverhältnisse den Lebensunterhalt der Familie zu sichern. 



(1) Hingerichtete (Ejecutados Politicos) 


2.095 


(2) Verschwundene {Detenidos Desaparecios) 


1.102 


(3) Exilierte (Exiliados) 


200.000-250.000 (geschätzt)^ 


(4) Entlassene {Exonerados Politicos) 


94.901 (staatlich anerkannt bis 2004)* 


(5) Politische Gefangene {Presos Politicos) 


zwischen 10.900 und 95.000^ 



Tabelle 3: Repressionsopfer in Chile (1973-1990) 



Quellen: (l)+(2) CNRR 1996: 43, Cuadro 5; (3) Lagos 1988: 10; (4) Ministerio del Interior, Programa 
Exonerados. Consolidado Nacional, Informaciön al 3 1/12/2004; (5) King 1989: 1045, Tab. 3504. 



Die politischen Repressionsmaßnahmen prägten auch die öffentliche Wahrnehmung des 
Regimes: Bei einer Umfrage aus dem Jahr 1989 gaben 70% der Befragten an, dass die 
Militärs Menschenrechtsverletzungen begangen haben. Jeder sechste Befragte erklärte, dass 
entweder er selbst oder ein Verwandter Opfer solcher Verbrechen geworden sei (Nolte 
1991: 97f). 



^ Diese Daten beziehen sich auf Schätzungen der Vicaria de la Solidaridad (Humberto Lagos war Rechtsanwalt 
der Vicaria). Norambuena (2000: 186) geht in Schätzungen von 400.000 bis 600.000 Exilierten aus. Diese Schät- 
zungen schließen die unüberschaubare Zahl der innerhalb Chiles für bestimmte Fristen Verbannten nicht ein. 

^ Es handelt sich um die Zahl der bis Ende 2004 vom Programa Exonerados des Ministerio del Interior anerkann- 
ten Exonerados. Ende 2004 befanden sich noch weitere 145.483 Anträge, die nach der Verabschiedung der Ley 
19.881 vom 27.06.2003 gestellt wurden, im Anerkennungsverfahren. 

^ Peter King stellt unterschiedliche Angaben zur Anzahl der Repressionsopfer gegenüber. Die niedrigen Zahlen 
stammen in der Regel von der Regierung, die hohen Angaben von (inter-) nationalen Menschenrechtsorganisatio- 
nen. Die Schätzungen im derzeitigen öffentlichen Diskurs Chiles gehen teilweise von bis zu 200.000 ehemaligen 
politischen Gefangenen und Folteropfem aus. Die Zahl wird oft noch höher, wenn diejenigen Personen mit einbe- 
zogen werden, die nicht in Haftzentren und Gefängnissen, sondern in ihren eigenen Häusern festgehalten und/oder 
gefoltert wurden. Die Comisiön Etica contra la Tortura spricht sogar von 500.000 Folteropfem (Vgl. Comisiön 
Etica contra la Tortura: Campafia 2004: „Tortura Nunca Mas, Por el Derecho a Vivir en Paz.”, Santiago 2004, S. 
2 ). 
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1.3 



Das postautoritäre Chile 



Im Folgenden werden die zentralen Akteure im Politikfeld Vergangenheitspolitik vorge- 
stellt. Außerdem werden die für die weitere Analyse und spätere Diskussion der Hypothe- 
sen wichtigen Informationen zum postautoritären Parteiensystem und dem gesellschaftli- 
chem Vertrauen zusammengetragen. 



1.3.1 Die HJvocacy- Koalition , Menschenrechtsbewegung’ 

Bereits auf den ersten Blick fällt auf, dass die chilenische , Menschenrechtsbewegung’ we- 
sentlich größer und differenzierter ist als die entsprechenden H Jvocacy-Koalitionen in den 
beiden anderen Ländern. Die vielfältigen repressiven Praktiken der chilenischen Militärdik- 
tatur erklären das Panorama der chilenischen , Menschenrechtsbewegung’ nicht hinrei- 
chend. Zwei weitere Aspekte erscheinen wichtig: Die zentrale Rolle der katholischen Kir- 
che und die chilenische Tradition der Interessenartikulation durch Parteikanäle. 

Direkt nach dem Putsch reagierten die unterschiedlichen Kirchen Chiles auf die Notla- 
ge der Verfolgten, indem sie unterschiedliche Einrichtungen und Hilfsangebote schufen. 
Anfang 1976 richtete Kardinal Raul Silva Henriquez, Erzbischof von Santiago, die Vicaria 
de la Solidaridad ein, die als Vikariat den institutioneilen Schutz der Kirche besaß und 
materiell wie personell gut ausgestattet war. Mit ihren Nothilfeprogrammen, der Rechtsbe- 
ratung, der Dokumentation und (internationalen) Anzeige der Menschenrechtsverletzungen 
sowie ihrem Beitrag zur Herstellung einer Gegenöffentlichkeit war sie über Jahre die wohl 
bedeutendste Opposition zum Regime (Straßner 2003; Lowden 1993 und 1996). Vom 
christlichen Menschenbild geprägt, versuchte die Vicaria den Repressionsopfem eine ganz- 
heitliche Betreuung anzubieten, die Rechtsbeistand und materielle Versorgung, aber auch 
seelsorgliche und psychologische Betreuung sowie Menschenrechtserziehung umfasste. 
Viele andere Menschenrechtsorganisationen entstanden in den politischen wie auch ganz 
konkret in den physischen Räumen, die die Vicaria bot (Loveman 1998). Darüber hinaus 
hatte die Vicaria, die bis zu ihrer Auflösung im Jahr 1992 die zentrale Stütze der chileni- 
schen , Menschenrechtsbewegung’ war, eine bedeutende Sozialisierungs- und Professionali- 
sierungsfunktion für eine Generation von Menschenrechtsaktivisten: Viele Personen, die 
noch heute in Menschenrechtsorganisationen aktiv oder in Politik und Verwaltung mit 
dieser Thematik betraut sind, „erlernten“ die Menschenrechtsarbeit in der Vicaria und wur- 
den durch deren ganzheitlichen Ansatz geprägt. 

Auch die politischen Parteien spielten bei der Entstehung des Panoramas der Opferor- 
ganisationen eine wichtige Rolle, da sich die Repressionsopfer oft nach Art der Viktimisie- 
rung und zusätzlich nach parteipolitischer Zugehörigkeit organisierten. Eine bedeutende 
Rolle innerhalb der HJvocacy-Koalition spielt der Partido Comunista (PC), der trotz der 
durchschnittlich 5,7% der Stimmen keine parlamentarische Repräsentanz hat, und dem 
viele Repressionsopfer angehören. So zählt auch der Ehemann der langjährigen Präsiden- 
tin des PC, der 2005 verstorbenen Gladys Marin, zu den Verschwundenen. Die Vergangen- 
heitspolitik ist eines jener Politikfelder, auf dem sich der PC profdieren kann. 



Vgl. Noblen 2005, Tab. 2.7.1. Die durchschnittlichen 5,7% beziehen sich auf die Parlamentswahlen (1989- 
2001), an denen sich der PC beteiligt hatte. 
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Die wichtigste und effektivste chilenische Menschenrechtsorganisation war die bereits 
erwähnte und 1992 aufgelöste Vicaria de la Solidaridad, die die Handlungskosten des Re- 
gimes empfindlich erhöhte." In ähnlicher Weise wie die Vicaria arbeitete seit 1975 die von 
unterschiedlichen evangelischen Kirchen getragene Fundaciön de Ayuda Social de las 
Iglesias Cristianas (FASIC), die aber in ihrer Bedeutung hinter der Vicaria zurückblieb. 
Als diese 1992 ihre Aktivitäten einstellte, übergab sie die Fortführung der offenen und 
zukünftigen Gerichtsverfahren an die Rechtsabteilung von FASIC, die noch heute eine der 
zentralen Menschenrechtsorganisationen im Politikfeld Vergangenheitspolitik ist. 

Ab 1977 entstanden weitere, nicht primär kirchliche Menschenrechtsorganisationen, 
die aber eng mit den bereits bestehenden kirchlichen Organisationen kooperierten. Es han- 
delte sich um spezialisierte Organisationen, die sich beispielsweise mit den Menschen- 
rechtsverletzungen an Jugendlichen und Kindern, mit der therapeutischen Betreuung der 
Repressionsopfer, mit Menschenrechtserziehung oder mit der akademischen Auseinander- 
setzung mit der Menschenrechtsthematik befassten. Ebenso entstanden in diesen Jahren 
Organisationen, die sich dezidiert des Themenfelds Folter annahmen.*^ 

Im Kontext des Verfassungsplebiszits wurde 1980 das Comite de Defensa de los De- 
rechos del Pueblo (CODEPU) gegründet, das anfangs v.a. politische Gefangene betreute, 
bald aber auch Programme zum Schutz der campesinos, indigenas und pobladores initiierte 
sowie in der Menschenrechtserziehung aktiv wurde (Frühling/Alberti/Portales 1989: 147- 
151). CODEPU entwickelte sich im Lauf der Jahre gemeinsam mit FASIC zu einer der 
bedeutendsten Menschenrechtsorganisationen des postautoritären Chile. 

Nach dem Ende der Diktatur bildeten sich keine weiteren vergangenheitspolitischen 
Menschenrechtsorganisationen. Eine Ausnahme stellt die für die Aufarbeitung der politi- 
schen Haft und Folter zentrale Comisiön Etica contra la Tortura (CECT) dar, in der sich 
2001 neben bekannten Persönlichkeiten aus der chilenischen Menschenrechtsszene auch 
etliche Menschenrechtsorganisationen zusammenschlossen (Straßner 2005: 44f ). 

Die Opfer- und Menschenrechtsorganisationen schufen nach dem Ende der Diktatur 
immer wieder unterschiedliche Koordinationsinstanzen, um ihre vielfältigen Aktivitäten 
untereinander abzustimmen. Seit einigen Jahren erfüllt die Asamblea Nacional por los 
Derechos Humanos diese Funktion. 

Auffällig an der Konstellation der chilenischen Opferorganisationen ist deren Vielfalt 
und der Grad ihrer Ausdifferenzierung. Im Vergleich zu den anderen beiden Ländern sind 
in Chile nahezu alle Opferkategorien organisiert." Diese große Zahl der Opferorganisatio- 
nen liegt einerseits in der differenzierten und umfassenden Repression der chilenischen 
Diktatur begründet. Andererseits ermöglichte der institutioneile Schutz, den v.a. die Vicaria 
bot, die Organisation der Opfer. In Argentinien und v.a. in Uruguay hatten die Opfer keine 
vergleichbare Anlaufstelle. 

Von zentraler Bedeutung für die Ausdifferenzierung der chilenischen Opferorganisa- 
tionen waren allerdings parteipolitische Aspekte: Eine bedeutende Rolle spielt der bereits 



" Vgl. zu den chilenischen Menschenrechtsorganisationen Frühling/Alberti/Portales 1989: 129-197; Bickford 
2000: 165-170; eine tabellarische Übersicht findet sich im Anhang. 

So beispielsweise SERPAJ-Chile, die Comisiön Nacional pro Derechos Juveniles, das Instituto 
Latinoamericano de Salud Mental (ILAS), Fundaciön para la Protecciön de la Infancia Danada por los Estados 
de Emergencia (PIDEE), die Comisiön Nacional contra la Tortura, das Programa de Derechos Humanos - 
Academiü de Humanismo Cristiano, das Centro de Salud Mental y Derechos Humanos (CINTRAS). 

Während sich in Argentinien und Uruguay jeweils sechs unterschiedliche Opferkategorien organisierten, von 
denen derzeit noch vier aktiv sind, schlossen sich in Chile zehn bzw. elf Opferkategorien zusammen, von denen 
noch sieben bzw. acht aktiv sind. 
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erwähnte Partido Comunista, der sich nicht am Parteienbündnis der Concertaciön beteiligt, 
über keine Parlamentssitze verfügt und in der chilenischen Politik eher die Rolle der außer- 
parlamentarischen Opposition spielt, in vergangenheitspolitischen Fragen aber ein bedeu- 
tendes Gewicht hat. Aufgrund des großen Anteils von PC-Anhängem unter den Opfern*"' 
und der hierarchischen Parteistrukturen ist der Einfluss des PC in den Opferorganisationen 
sehr stark. Der PC stellt den Opferorganisationen häufig seine Infrastruktur und Medien zur 
Verfügung. Die , Menschenrechtsbewegung’ stellt für diese Partei eine wichtige Veranke- 
rung in der Zivilgesellschaft dar. Bereits während der Diktatur kam es innerhalb der Opfer- 
organisationen zu Spannungen, da Anhänger anderer Parteien fürchteten, dass der PC ihre 
Gruppierungen als politische Kampforganisationen nutzen und steuern wollte. Mit der 
Rückkehr zur Demokratie führten diese Spannungen zu parteipolitischen Machtkämpfen 
innerhalb der Organisationen, in einigen Fällen auch zu deren Spaltung.*^ 

Auch innerhalb der chilenischen , Menschenrechtsbewegung’ spielen die Organisatio- 
nen der indirekt-definitiven Opfer die zentrale Rolle. Die älteste und bedeutendste Opferor- 
ganisation ist die nur wenige Monate nach dem Putsch gegründete Agrupaciön de Familiä- 
res de Detenidos Desaparecidos (AFDD), in der sowohl Eltern, als auch andere Verwandte 
der Verschwundenen organisiert sind. In der öffentlichen Wahrnehmung stellt die AFDD, 
die von 1984 bis zu ihrem Tod 1999 von dem PC-Mitglied Sola Sierra geleitet wurde, das 
offizielle und legitime Sprachrohr der Opfer dar.*^ 

Da sich die Repression der ersten Jahre v.a. gegen das MIR und den Partido Socialista 
(PS) richtete, waren die Gründungsmitglieder der AFDD überwiegend Angehörige von 
Verschwundenen dieser Parteien. Als ab 1976 verstärkt die Mitglieder des PC verfolgt 
wurden, engagierten sich immer mehr Kommunisten in der AFDD. Die bereits während der 
Diktatur bestehenden parteipolitischen Differenzen führten 1992 zur Spaltung der AFDD. 
Die Angehörigen von 38 Verschwundenen des MIR und des PS trennten sich von der 
AFDD und gründeten die AFDD - Linea Fundadora (AFDD-LF). In der öffentlichen 
Wahrnehmung wird kaum zwischen den beiden AFDD-Gruppen unterschieden. Die 
AFDD-LF pflegt enge Kontakte zu führenden Politikern des PS und verfügt so über einen 
nicht unerheblichen politischen Einfluss. *’ 

Im Jahr 1978 wurde mit der Agrupaciön de Familiäres de Ejecutados Politicos 
(AFEP) die nach der AFDD wichtigste chilenische Opferorganisation gegründet, in der sich 
die Angehörigen der Hingerichteten oder Ermordeten zusammenschlossen.*® Auch in der 
AFEP gibt es erhebliche parteipolitische Spannungen zwischen Anhängern des PC und 
anderer Parteien. In der Öffentlichkeit findet die AFEP meist nicht dasselbe Mitgefühl wie 
die Angehörigen der Verschwundenen, denen das größere Leid zuerkannt wird. Die AFEP 
sieht sich bisweilen marginalisiert, da durch die dominante öffentliche Rolle der AFDD das 



''' So waren mindestens 15,5% der Verschwundenen/Ermordeten und mindestens 20,9% der politischen Gefange- 
nen Mitglieder des PC (vgl. CNVR 1993: 902, Tab. 7 bzw. CNPT 2004: 565). 

Interviews Nr. 55 mit Victor Hugo Fuentes, Nr. 59 mit Zaida Araya, Nr. 60 mit Hilda Rosas, Nr. 65 mit Magda- 
lena Navarette. 

Vgl. AFDD 1997; AFDD, Informativo, Ano 6, N°66, julio 1999, S. 2. 

’’ Interview Nr. 65 mit Magdalena Navarette. 

Der Begriff Ejecutados Politicos umfasst im Verständnis dieser Organisation nicht nur diejenigen, die aufgrund 
von (Kriegs-) Gerichtsurteilen hingerichtet wurden, sondern auch jene, die unter Folter starben, die in (Schein-) 
Gefechten mit den Sicherheitskräften oder während Demonstrationen getötet wurden, oder auch jene, deren Lei- 
chen ermordet aufgefunden wurden. Nicht in allen Fällen wurde den Angehörigen der Körper zur Beisetzung 
übergeben. Oft wurden die Leichen anonym begraben und den Angehörigen lediglich der Tod bescheinigt. 
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Thema der Menschenrechtsverletzungen oft auf die Problematik der Verschwundenen re- 
duziert wird.'^ 

In den Regionen des Landes existieren noch 23 weitere Organisationen, in denen sich 
Angehörige von Desaparecidos oder Ejecutados - häufig in einer - Gruppierung zusam- 
mengeschlossen haben.^° Unter der Leitung der AFDD stimmen diese eigenständigen Or- 
ganisationen ihre Aktivitäten und Positionen regelmäßig ab.^* Auf nationaler Ebene aber 
spielen sie eine eher untergeordnete Rolle. 

In der zweiten Hälfte der 90er Jahre entstanden die HIJOS als ein netzwerkartiger Zu- 
sammenschluss von Kindern der Ermordeten und Verschwundenen, die häufig in Koopera- 
tion mit der Comisiön FUNA^^ Demonstrationen und Kundgebungen vor den Wohnungen 
an Menschrechtsverletzungen beteiligter Militärs durchführen. Die chilenischen HIJOS 
sind allerdings nicht so bedeutend wie beispielsweise das argentinische Äquivalent. 

Als weitere Organisation der Angehörigen der Verschwundenen und Ermordeten ent- 
stand 2001 aus dem Umfeld des MIR die Agrupaciön de Familiäres, Amigos y Companeros 
de los MIRistas caidos (FAC).^^ Die FAC versteht sich sowohl als Opferorganisation, als 
auch als politische und soziale Bewegung, in der nicht nur Angehörige von Verschwunden- 
en und Ermordeten organisiert sind, sondern auch Personen aus dem solidarischen Umfeld 
und (ehemalige) Mitglieder des MIR. Sie lehnen das parlamentarische System weitgehend 
ab und positionieren sich selbst am linken Rand der chilenischen Linken. Ihre Anliegen 
sind neben dem Ende der Impunidad die Rehabilitation der gefallenen „Kämpfer“ des MIR 
und ihrer revolutionären Ziele. Der aktive Kern umfasst ca. 20 Personen in der Hauptstadt 
und einige weitere in den Regionen. Daneben gibt es ein sympathisierendes Umfeld, das 
knapp tausend Personen umfasst. 

Im Vergleich zu den anderen Ländern fällt die große Zahl der Organisationen direkt 
betroffener transitorischer Opfer auf Noch vor dem Ende der Diktatur organisierten sich 
die Exonerados. Nachdem bereits seit Mitte der 70er Jahre unterschiedliche Gruppierungen 
auf Betriebsebene entstanden waren, wurde Ende 1988 das Comando Nacional de Exone- 
rados de Chile gegründet. Dieser landesweit agierenden Organisation gehören derzeit rand 
50.000 Mitglieder unterschiedlicher parteipolitischer Provenienz an.^^ Daneben bildeten 
sich im Lauf der Jahre mehrere Dutzend weiterer Evonerat/o-Organisationen, die sich nach 
(partei-) politischen, gewerkschaftlichen und regionalen Aspekten oder nach Betrieben 
organisieren. Alle diese Gruppen verstehen sich nicht nur als Interessenvertretung der Ex- 
onerados (wobei das Comando Nacional de Exonerados de Chile den Alleinvertretungsan- 
spruch erhebt), sondern auch als Dienstleister, die ihre Mitglieder bei den komplizierten 
Antragsverfahren unterstützen. Das sehr fragmentierte Panorama der Exonderado-GTvrppen 
wird durch zahlreiche organisationsinteme parteipolitische Differenzen noch unübersichtli- 
cher.^^ 

Im Jahr 1993 gründeten ehemalige Exilierte die Corporaciön de Retornados de Chile, 
die zeitweise bis zu 1.000 Mitglieder zählte. Ihr originäres Ziel war die Unterstützung der 



” Interview Nr. 60 mit Hilda Rosas. 

“ Vgl. www.ddhh.gov.cl/DDHH_agrupaeiones.html [05.01.2006]. 

Interview Nr. 63 mit Viviana Diaz. 

Vgl. www.funachile.cl [05.01.2006], 

Es finden sich unterschiedliche Namensvarianten. Außerdem tritt diese Gruppe auch imter dem Namen Memoria 
MIR auf 

Interview Nr. 5 1 mit Maria Cristina Pacheco. 

Interview Nr. 59 mit Zaida Araya. 

“ Interview Nr. 58 mit Hemän Reveco. 
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Exilheimkehrer. Als es aber im Rahmen der staatlichen Wiedereingliedemngsmaßnahmen 
zu Unregelmäßigkeiten und zur Veruntreuung von Geldern kam, konzentrierte sich die 
Corporaciön darauf, die durch die schlecht implementierten Maßnahmen Geschädigten zu 
vertreten und die Aufklärung der Veruntreuungen zu fordem.^^ 

Seit 1997 organisierten sich jene, die von dem staatlichen Gesundheitsprogramm für 
Repressionsopfer (FRAIS) profitieren. Bei den Beneficiarios FRAIS handelt es sich um eine 
transversale, opferkategorienübergreifende Gruppe, die erst durch die staatliche Entschädi- 
gungspolitik konstituiert wurde. Die Corporaciön Nacional de Beneficiarios FRAIS wurde 
gegründet, da der begründete Verdacht bestand, dass das FRAIS als Gesundheits- und Re- 
parationsprogramm abgeschafft werden sollte. Mit rund 130.000 Mitgliedern (2003) stellt 
die Corporaciön die zahlenmäßig stärkste Opferorganisation Chiles dar.^® Ihr Ziel ist die 
dauerhafte Sicherung des Fortbestands des FRAIS und die Verbesserung der Leistungen 
und Angebote. Um ihre Ziele zu erreichen setzt die Corporaciön, in der Anhänger unter- 
schiedlicher Farteien organisiert sind, auf Lobbyarbeit und direkte Einflussnahme auf die 
politischen und administrativen Entscheidungsträger.^^ 

Besonders auffällig ist das differenzierte und dynamische Fanorama der Organisatio- 
nen der ehemaligen politischen Gefangenen {Ex Fresos FoUticos - ExFF). Bereits während 
der Diktatur existierten einige kurzlebige Zusammenschlüsse ehemaliger Häftlinge, die sich 
überwiegend um die Unterstützung ihrer inhaftierten companeros und deren Familien sorg- 
ten. Mit der Freilassung der letzten politischen Gefangenen unter der Regierung Aylwin 
verschwand diese Opfergruppe scheinbar aus dem öffentlichen und politischen Bewusst- 
sein. Erst im Kontext der Inhaftierung Finochets in London begannen sich die ExFF zu 
organisieren. Im Jahr 1999 wurde die Agrupaciön de Ex-Fresos FoUticos de Chile (AExFF) 
gegründet, in der sich Mitglieder unterschiedlicher Farteien, v.a. aber des FC, des FS und 
des MIR zusammenschlossen. Als auch in dieser Opferorganisation die Spannungen zwi- 
schen den unterschiedlichen linken Farteien zum Tragen kamen, spaltete sich die AExFF: 
Im Jahr 2001 gründeten die ExFF des FS die in die Farteistrukturen der Sozialistischen 
Fartei eingebundenen Brigadas de Ex-Fresos FoUticos del Fartido Socialista (BEFFS), die 
über zahlreiche an die Farteigliederungen angeschlossene Ortsgruppen im ganzen Land 
verfügen. Die 2003 gegründefe Coordinadora Nacional de Ex Fresas Foliticas y Ex Fresos 
FoUticos sammelt v.a. die (ehemaligen) Anhänger des MIR und ist in zehn Regionalgrup- 
pen gegliedert. In der AExFF verblieben v.a. die ExFF des Fartido Comunista, aber auch 
einiger anderer Gruppierungen und Farteien. Die AExFF nennt sich mittlerweile Agrupaci- 
ön Nacional de Ex-Fresos FoUticos (ANExFF) und verfügt über 21 Regional- und Orts- 
gruppen im ganzen Land. Im Jahr 2004 beschlossen die unterschiedlichen ExFF -Org- 
anisationen, ihre Energien zu bündeln und trotz aller Differenzen enger zu kooperieren, und 
riefen die Coordinaciön Nacional de Organizaciones de Ex-Fresos FoUticos ins Leben 
(Straßner 2005: 43ff). 

Neben diesen großen ExFF-Gruppen existieren noch etliche kleinere Zusammen- 
schlüsse ehemaliger Häftlinge, die sich häufig nach Haftzentren gliedern. Als jüngste Orga- 
nisation der direkt betroffenen transitorischen Opfer gründete sich 2004 im Rahmen der 
Debatten, die der Bericht der Comisiön Nacional sobre Frisiön FoUtica y Tortura ausgelöst 
hatte, die Agrupaciön de Ex-Menores de Edad Victimas de Frisiön FoUtica y Tortura, in 



Interview Nr. 70 mit Virginia Valdes. 

Vgl. Ministerio de Salud, Boletin Informaävo N° 14, Septiembre 2003, S. 27. 
Interview Nr. 68 mit Luis Campillay und Miguel Rojas. 
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der sich Personen zusammenschlossen, die als Kinder Opfer von politischer Haft und Folter 
geworden waren (Straßner 2005: 57). 



^^^^^^^^Opferstatus 
Betroffenheit^'""-"^ — 


Transitorisch 


definitiv 


Direkt 


Comando Nacional de Exonerados 
Politicos (1988) 

Andere Exonerado-Gruppen 
Corporaciön de Retomados de Chile 
(1993) 

Corporaciön Nacional de Beneficiarios 
PRAIS (1997) 

Agrupaciön de Ex-Presos Politicos 
(1999), danach Abspaltungen von: 
BEPPS (2001) 

Agrupaciön Nacional de ExPP (2003) 
Coordinadora Nacional de ExPP (2003) 
Coordinaciön Nacional de ExPP (2004) 

Andere ExPP-Gruppen nach Haftzentren 

Ex-Menores de Edad Victimas de Prisiön 
Politica y Tortura (2004) 




Indirekt 


Familiäres de Presos Politicos 
Familiäres de Relegados 
Familiäres de Chilenos Exiliados 


AFDD (1974, formal 1975) 

AFDD-LF (1992 von AFDD abgespal- 
ten) 

AFEP(1978) 

HIJOS (2. Hälfte der 90er) 

FAC - Familiäres, Amigos y 
Companeros de los MlRistas caidos 
(2001) 



Abb. 19: Chilenische Opferorganisationen 



1.3.2 Die HJvocacj- Koalition , Streitkräfte’ 

Die chilenische HJvocacj- Koalition , Streitkräfte’ ist sicherlich die mächtigste der drei hier 
untersuchten Fälle. Es war den Militärs gelungen, die Transition über weite Strecken in 
ihrem Sinn zu steuern und die eigene Position dauerhaft abzusichem. Der Dreh- und An- 
gelpunkt der HJvocacj-Koalition war die Person Augusto Pinochets, der als Oberkomman- 
dierender der Streitkräfte eine machtvolle Position innerhalb des postautoritären Kräfte- 
spiels innehatte. Er war der persönliche Garant dafür, dass seine Männer nicht belangt 
würden. Es war ihm gelungen, seine Person so untrennbar mit den Streitkräften als Institu- 
tion zu verbinden, dass ein politischer Angriff auf seine Person einem Angriff auf die 
Streitkräfte als Institution gleich kam (Agüero 2002: 52f). Erst mit der Verhaftung Pino- 
chets und den späteren Skandalen um seine schwarzen Konten errodierte diese Identifikati- 
on. 

Die Machtbasis der HJvocacj-Koalition stellen in erster Linie die drei Teilstreitkräfte 
und die Carabineros. Auch in Chile gibt es Vereinigungen ehemaliger Offiziere, die aller- 
dings vornehmlich gesellschaftlichen Charakter haben und politisch eine weniger bedeu- 
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tende Rolle spielen als beispielsweise in Uraguay.^“ Im Bereieh der Lobby- und Bildungs- 
arbeit ist die Fundaciön Presidente Augusto Pinochet Ugarte aktiv, die naeh dem Vorbild 
deutseher politiseher Stiftungen arbeitet und u.a. bereits 1.600 Stipendien vergeben hat.^* 
Sie ist das Geburtstagsgesehenk befreundeter Unternehmer zu Pinoehets 80. Geburtstag. Ihr 
Organisationsziel ist: „mantener vigente los logros del Gobiemo de las Fuerzas Armadas y 
de Orden en sus aspeetos politieos y eeonömieos.“^^ 

Darüber hinaus haben die , Streitkräfte’ - traditionellen ehilenisehen Politikmustem 
folgend - enge Kontakte zu politisehen Parteien (UDI und RN), die ihre Interessen im poli- 
tisehen System artikulieren und über Jahre als parlamentarisehe Veto-Akteure fungierten. 



1.3.3 Die politisehen Parteien 1989-2004 

Das ehilenisehe Parteiensystem ähnelt seiner Struktur nach und seinem hohen Grad an 
Impersonalism (Valenzuela 1972: 180) eher europäischen als lateinamerikanischen Mustern 
(Dix 1989: 26). Traditionell prägten v.a. die drei cleavages Religion vs. Laizismus sowie 
städtische und ländliche Klassenkonflikte das Parteiensystem. Seit Mitte des 19. Jahrhun- 
derts bildete sich in drei Phasen entlang dieser Konfliktlinien ein tripolares Parteiensystem 
heraus, das aus ähnlich starken Rechts-, Links- und Mitteblöcken bestand. Im lateinameri- 
kanischen Vergleich bedeutsam ist die frühe Herausbildung der stärksten Kommunistischen 
Partei (1912) des Kontinents (außerhalb Kubas) und einer starken Sozialistischen Partei 
(1933). Bei den Parlamentswahlen der Jahre 1937-73 erreichten rechte Parteien im Durch- 
schnitt 30,1%, linke Parteien 21,5% und die Parteien der Mitte 39,7% der Stimmen (Valen- 
zuelaA^alenzuela 1979: 248). Da aufgrund der Mehrheitsverhältnisse keiner der Blöcke 
dauerhaft alleine regieren konnte, hat die Bildung von Partei- Allianzen in Chile eine lange 
Tradition (Scully 1995). 

Während der Diktatur waren alle Parteiaktivitäten verboten und wurden erst mit der 
Öffnung des Regimes in der zweiten Hälfte der 80er Jahre wieder erlaubt. Das postautoritä- 
re Parteiensystem zeigt Kontinuitäten und Änderungen. Auch nach dem Ende der Diktatur 
ließen sich drei Blöcke identifizieren: Die politische Mitte wurde durch die Christdemokra- 
ten (PDC) und die Radikalen gefüllt, wobei die Letztgenannten bei den späteren Wahlen 
starke Einbußen hinnehmen mussten. Die zentrale Kraft der Mitte ist der PDC mit seiner 
von der katholischen Soziallehre geprägten „welfare state -human rights-mixed economy 
political philosophy“ (Sigmund 2000: 188). Durch die gemeinsamen Aktivitäten im Rah- 
men der Transition etablierten sich stabile Kooperationsmuster zwischen den Parteien des 
Mi tte-Links- Spektrums (Montes/Mainwaring/Ortega 2000: 808f). 

Im linken Spektrum dominierten der Partido Socialista und der Partido por la Demo- 
cracia (PPD) der moderaten Sozialisten. Die Kommunistische Partei nimmt nicht mehr die 
wichtige Rolle ein, die sie vor dem Putsch hatte: Sie hatte im Zusammenhang mit dem 
Verfassungsplebiszit von 1980 zum bewaffneten Widerstand aufgerufen und sich nicht an 
der Kampagne für den verfassungsmäßig vorgesehenen Volksentscheid von 1988 beteiligt, 
um so nicht indirekt die Legitimität der Pinochet auf den Leib geschneiderten Verfassung 
anzuerkermen. Ebenso beteiligte sie sich nicht an der Concertaciön, so dass sie ins politi- 



Interview Nr. 69 mit Guillermo Garin. 

Interview Nr. 73 mit Luis Cortes Villa. 

Vorwort von Hemän Briones, Präsident der Stiftung, in: Fundaciön Presidente Augusto Pinochet Ugarte 2004: 
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sehe Abseits geriet, über keine parlamentarisehe Repräsentanz verfügt und nur noeh in 
bestimmten Politikfeldem und Teilen der Zivilgesellsehaft eine Rolle spielt (Sigmund 
2000: 189f.). 

Das reehte Parteienspektmm füllten traditionell die Liberale und Konservative und 
später die Nationale Partei, die sieh naeh dem Putseh aufgelöst hatte. In den 80er Jahren 
entstanden mit der Renovaeiön Nacional (RN) und der Union Demöcrata Independiente 
(UDI) zwei neue Reehtsparteien, die sieh stark mit dem Regime und v.a. mit seiner Wirt- 
sehaftspolitik identifizierten. Während die RN eher reehts-liberale Positionen vertritt, sieht 
sieh die UDI als „direet politieal deseendant of the military regime“ (Seully 1995: 129) den 
Interessen des alten Regimes verpfliehtet und bezieht traditionell-konservative Positionen. 
Spätestens aber mit den Skandalen um die Sehwarzgeldaffäre Pinoehets wurden die politi- 
sehen Kosten der eifrigen Verteidigung der Militärdiktatur aueh für diese Parteien immer 
höher. 

Mag die Rede vom bipolaren Parteiensystem des postautoritären Chiles noeh zutref- 
fend gewesen sein, so entwiekelte sieh das Panorama im Lauf der Jahre eher zu einem bipo- 
laren System mit dem seit 1989 regierenden Mitte-Links-Bündnis der Concertaeiön und der 
reehten Opposition aus UDI und RN. Für die ersten Jahre naeh dem Ende der Diktatur 
sehien die Stellung zu dieser die neue zentrale Konfliktlinie gewesen zu sein (Mon- 
tes/Mainwaring/Ortega 2000: 808f; Sigmund 2000: 190). 

Seott Mainwaring und Timothy Seully (1995: 31) stellten für das ehilenisehe Parteien- 
sysfem einen gemäßigt hohen Grad an ideologiseher Polarisierung fest. Mit einer dureh- 
sehnittliehen Anzahl von 5,32 effektiven Parteien ist das ehilenisehe System deutlieh diver- 
ser als das der beiden anderen Länder. Bei den Wahlen der Jahre 1989-2001 zum Abge- 
ordnetenhaus erhielten Parteien des linken und mitte-linken Spektrums durehsehnittlieh 
29,35% der Stimmen und 24,15% der Sitze.^^ Die ehilenisehe Linke ist somit wesentlieh 
stärker als die argentinisehe, bleibt aber in ihrer parlamentarisehen Bedeutung hinter der 
Uruguays zurüek. Ein bedeutender Untersehied besteht allerdings darin, dass die Linkspar- 
teien in Chile als Teil der Concertaeiön in die Regierung eingebunden waren, während der 
uruguayisehen Linken bis zum Wahlsieg des Frente Amplio im Jahr 2004 stets die Rolle 
der parlamentarisehen Opposition zukam. 



1.3.4 Gesellsehaftliehes Vertrauen 

Aueh wenn das interpersonale Vertrauen in Chile sehwaeh ausgeprägt ist, so liegt die Zahl 
derer, die bei drei Erhebungen des World Values Survey (WVS) seit dem Ende der Diktatur 
angaben, den meisten ihrer Mitmensehen zu vertrauen, mit durehsehnittlieh 22,4% höher 
als im Rest Lateinamerikas (16,7%). Mit diesem Ergebnis liegt Chile aueh vor Argentinien 
(durehsehnittlieh 18,9% bei sinkender Tendenz). Widersprüehliehe Ergebnisse erbraehte 
eine Erhebung des Latinobarömetro (1996): Lediglieh 18% der Befragten gaben an, den 
meisten ihrer Mitmensehen zu trauen. Chile lag mit diesem Ergebnis unterhalb des regiona- 
len Durehsehnitts und hinter Argentinien (23%) und Uruguay (33%). 

Eindeutiger hingegen sind die Befunde hinsiehtlieh des Institutionenvertrauens: Die 
Chilenen trauen ihren Institutionen mehr als der regionale Durehsehnitt und in jedem Fall 
deutlieh mehr als ihre argentinisehen Naehbam. So spraehen bei den drei Erhebungen des 



Eigene Berechnungen auf der Datengrundlage von Noblen 2005. Eine komparative Darstellung findet sich im 
Anhang. 
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WVS durchschnittlich 45,6% (mit abnehmender Tendenz) dem Parlament ihr Vertrauen aus 
(regionaler Durchschnitt: 30,2%). Mit durchschnittlich 56,5% vertrauten die Chilenen ihrer 
Regierung deutlich mehr als die Uruguayer (40,6%) und die Argentinier (22,4%). Das Ver- 
trauen in Parteien liegt bei den Erhebungen des WVS mit 34,4% (bei deutlich abnehmender 
Tendenz) über dem regionalen Durchschnitt (22%) und deutlich vor Argentinien (7,8%). 
Bei einer Studie im Auftrag des UNDP aus dem Jahr 2002 war das Vertrauen der Chilenen 
in ihre Parteien allerdings hinter den lateinamerikanischen Durchschnitt zurückgefallen. 

Hinsichtlich des Vertrauens in die Implementierungsinstitutionen Justiz, Verwaltung 
und Polizei liegt Chile in den Erhebungen des WVS über dem lateinamerikanischen Durch- 
schnitt und stets weit vor Argentinien. Das Vertrauen in Verwaltung (45,1%) und Polizei 
(54,8%) ist geringfügig höher als in Uruguay. Mit einem Anteil von 44,8% der Befragten, 
die der Justiz ihr Vertrauen aussprachen, rangiert Chile hinter Uruguay (60,5%) und nur 
knapp vor dem regionalen Durchschnitt (43,5%). Die Befunde des Latinobarömero (1995- 
98) legen nahe, dass das chilenische Vertrauen in die Implementierungsinstitutionen über 
dem regionalen Durchschnitt und zwischen Argentinien und Uruguay anzusiedeln ist. Die 
Erhebung des UNDP bestätigt diesen Befund weitgehend, wobei das Vertrauen in die Justiz 
hinter den lateinamerikanischen Durchschnitt zurückgefallen ist.^"^ 

Hinsichtlich des gesellschaftlichen Vertrauens erscheint Chile als intermediärer Fall: 
Die Befunde zum interpersonalen Vertrauen sind ambivalent. Das Institutionenvertrauen ist 
ausgeprägter als in Argentinien und als im regionalen Kontext. Abgesehen von dem großen 
Vertrauen, das die Chilenen ihrer Regierung entgegenbringen, und dem Vertrauen in Ver- 
waltung und Polizei rangiert Chile hinsichtlich des Institutionenvertrauens zwar knapp 
hinter Uruguay, aber noch in deutlicher Entfernung zu Argentinien. Man kann im Fall Chi- 
les also durchaus von einer Nation sprechen, die ihren politischen Institutionen weit mehr 
vertraut, als es im regionalen Kontext üblich ist.^^ 



Sämtliche empirischen Befunde finden sich in komparativer Darstellung mit den jeweiligen Nachweisen und 
Frageformulierungen im Anhang. 

In einem interessanten Spannungsverhältnis zu diesem Befund steht die Tatsache, dass die Chilenen bei reprä- 
sentativen Umfragen stets eine eher niedrige Unterstützung für die Demokratie zum Ausdruck bringen: „Un rasgo 
sobresaliente de la cultura civica de los chilenos es el modesto apoyo hacia ella [la democracia, VS].“ (Huneeus 
2003: 93). 
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2 . 



Die Regierung Aylwin 



„Yo siempre dije: ,Verdad y justicia en la medida de lo posible.’ El Informe moströ la verdad. Todo el pais la 
conoce; incluso, aunque no lo sabe todo Chile, en muchos ambientes se sabe quienes hieron tos principales 
responsables. Dönde estän los desaparecidos, es una parte de la verdad que no se ha descubierto. [...] En 
cuanto a la justicia, diria que, por parte, la reparaciön es un aspecto de la justicia, y ha funcionado. [...] El 
esclarecimiento de algunos casos, y las sanciones en algunos casos muy limitados, son tambien aspectos 
importantisimos de la justicia. [...] La justicia humana es siempre limitada y es necesario poner el anhelo de 
justicia como sanciön al culpable, en la balanza a y vinculado a otros valores sociales que son igualmente 
importantes, como el anhelo de una convivencia pacifica y de terminar con el conflicto.“ Patricio Aylwin 
(Bengoa/Tironi/Aylwin 1994: 14) 



2. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Patricio Aylwins ( 1 990-94) 

2.1.1 Das Regierungsprogramm Aylwins 

Im Präsidentsehaftswahlkampf des Jahres 1989 spielte der Umgang mit den Mensehen- 
reehtsverletzungen der Militärdiktatur eine wiehtige Rolle. Bereits im September 1988 
hatten die wiehtigsten Oppositionsparteien (mit Ausnahme des PDC) ein von der AFDD 
erarbeitetes Dokument unterzeiehnet, in dem die Annullierung des Amnestiegesetzes ge- 
fordert wurde und in dem sieh die Parteien verpfliehteten, keine Gesetze zu verabsehieden, 
die zur Straffreiheit derer führen, die für Mensehenreehtsverletzungen verantwortlieh 
sind.^*^ 

Das Regierungsprogramm der Concertaciön sah u.a. die Angleiehung der ehilenisehen 
Gesetzgebung an internationale Reehtsnormen, Wahrheit und Gereehtigkeit hinsiehtlieh der 
Mensehenreehtsverletzungen der Diktatur und die Revision der Verfahren gegen die politi- 
sehen Häftlinge vor.^^ Aueh Patrieio Aylwin selbst maeht in seinem Wahlprogramm 
deutliehe Aussagen: „El gobiemo demoerätieo promoverä la derogaeiön o nulidad del 
Deereto Ley sobre Amnistia.“^* 

Naeh den Wahlen äußerte sieh Aylwin zurüekhaltender. Bei der Antrittsrede im Esta- 
dio Nacional, dem größten und emblematisehsten Konzentrationslager naeh dem Putseh, 
wies er darauf hin, „daß wir diese delikate Angelegenheit so behandeln müssen, daß die 
Tugend der Gereehtigkeit mit der Tugend der Besonnenheit einhergeht, und daß naeh Er- 
mittlung der persönliehen Verantwortliehkeiten die Stunde des Verzeihens kommen 
wird.“^^ Zu dieser emotionsreiehen Auftaktveranstaltung der neuen Regierung waren die 
Angehörigen der Opfer eingeladen, das Conjunto Folklörico der AFDD trat auf und die 
Namen der Versehwundenen ersehienen während der Zeremonie auf einer Anzeigetafel 
(AFDD 1990: 24f). Pinoehet selbst nahm nieht teil, sondern besuehte Truppen im Norden 
des Landes (Roniger/Sznajder 1999: 95). 

Während der offiziellen Amtsübergabe am 11. März 1990 trugen zahlreiehe Abgeord- 
nete der Concertaciön Fotos der Versehwundenen am Revers (AFDD 1997: 110). Als im 



Vgl. Pluma y Pincel, N° 38, 2 al 8 de Setiembre de 1988, S. 5. 

Vgl. Regierungsprogramm der Concertaciön, in deutscher Übersetzung in KAS-Äuslandsinformationen 8/1990: 
34-79, hier 34ff. 

Wahlprogramm Aylwins, zit. nach Loveman/Lira 2000; 492. Ebenso sagte er bei einem Besuch bei der Comisi- 
ön Chilena por los Derechos Humanos im August 1989: „Sin duda que no basta con la verdad. El imperio de la 
verdad exige establecer las reponsabilidades y hacerlas efectivas.“ {Pluma y Pincel, N° 89, 24 de agosto de 1989, 
S. 29). 

Eröffnungsrede Aylwins, in deutscher Fassung auszugsweise in KAS-Äuslandsinformationen 8/1990: 32. 
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Mai 1990 der neu gewählte Kongress seine Sitzungsperiode eröffnete, bat Aylwin die Par- 
lamentarier um Unterstützung für seine Vergangenheitspolitik. Er nannte drei Themen, 
denen sieh die Politik stellen muss: Die Presos PoUticos, die Exilierten und schließlieh die 
übrigen Menschenrechtsverletzungen und politischen Verbrechen."^** Diese drei Themen 
sollten für die folgenden Jahre Anlass zu polifischen, parlamenfarischen und gesellschaftli- 
chen Debatten sein. 



2.1.2 Die Handlungsrestriktionen der Regierung 

Der Handlungsspielraum der ersten Concertaciön-Regiemng war begrenzt: Die Militärs 
kontrollierten die paktierte Transition, das Amnestiegesetz von 1978 behielt seine Gültig- 
keit und die Verfassung von 1980 bot etliche autoritäre Enklaven: Nach wie vor wird ein 
Fünftel der Senatoren nicht durch Wahlen legitimiert. Gemeinsam mit den Senatoren der 
Opposition verhinderten diese Senadores Vitalicos bzw. Designados häufig die für Verfas- 
sungsänderungen efc. erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit. Das binomminelle Wahlsysfem 
begünstigte die Opposition, im Verfassungsgericht hatten die Anhänger der Militärregie- 
rung die Mehrheit, die Oberkommandierenden der Streitkräfte konnten nicht vom Präsiden- 
ten abberufen werden (CODEPU 2001: 17-20). Pinochet blieb als Oberkommandierender 
im Amt und spielte im politischen Leben des postautoritären Chiles weiterhin eine zentrale 
Rolle. Es gelang ihm, seine Person untrennbar mit den Streitkräften zu verbinden, so dass 
er in gewisser Weise , unantastbar’ wurde und sich der vollen Rückendeckung der Armee 
gewiss sein konnte (Weeks 2000). Die Diktatur hatte auch die Justiz nachhaltig geprägt, da 
die vom Regime ernannten Richter die Kontinuität in der Rechtsprechung sicherstellten. 
Um eine konfliktarme Convivencia zu erreichen, bemühte sich die Regierung in einer Art 
von Autozensur, heikle Themen mit großer Vorsicht anzugehen. Dennoch kam es häufig zu 
Spannungen, da die Frage der Bewertung der Jahre 1973-1990 implizit allzu oft mitver- 
handelt wurde: 

„Durante cuatro anos, casi todos los debates [...] estaban enmarcados por las tensiones gobiemo-militares y 
,el tema’ de los derechos humanos. El subtexto de muchos debates en el congreso, sobre temas variados, 
muchas veces ni siquiera camuflado, era cömo superar y descalificar (Concertaciön) o consolidar y glorificar 
(Oposiciön) la obra del gobiemo militar.“ (Loveman/Lira 2002: 36) 



2.1.3 Die Entlassung der Presos PoUticos 

Die Regierung suchte nach einer schnellen Lösung der Situation der 397 politischen Häft- 
linge, die sich meist aufgrund fragwürdiger Urteile aus der Zeit der Diktatur in Haft befan- 
den. Direkt nach seinem Amtsantritt sprach Aylwin 47 Begnadigungen aus. Bei der Entlas- 
sung der verbleibenden Gefangenen stellten sich jedoch größere Probleme, da es sich 
mehrheitlich um Personen handelte, deren Prozesse seit Jahren offen waren, ohne dass ein 
Urteil gefällt worden war (CODEPU 1994: lOf ). Um eine Freilassung dieser Presos PoUti- 
cos zu erreichen, waren gesetzliche Regelungen notwendig: Ein bereits am Tag der Amts- 
übernahme von der Regierung vorgelegtes und nach dem damaligen Innenminister Francis- 
co Cumplido Leyes Cumplido genanntes Gesetzespaket wurde von der rechten parlamenta- 



™ Vgl. Discurso en el inicio de la legislatura ordinaria del Congreso Nacional, Valparaiso, 21.05.1990, in: Aylwin 
1992: 25-78, hier: 32f. 
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rischen Opposition blockiert und konnte erst nach starken Modifikationen im März 1991 
verabschiedet werden. Hinsichtlich der Presos Politicos regelten die Cumplido-Gesetze die 
Zuständigkeit der zivilen Gerichte für zahlreiche Delikte, die zuvor vor der Militärgerichts- 
barkeit verhandelt worden waren, die Modifikation des Anti-Terrorismus- und des Waffen- 
kontroll-Gesetzes sowie die Streichung einiger Delikte, die durch von der Diktatur erlasse- 
ne Gesetze unter Strafe standen. Außerdem räumte eine Verfassungsänderung vom März 
1991 dem Präsidenten weitere Begnadigungsmöglichkeiten ein (Loveman/Lira 2000: 497- 
516). 

Auch nach der Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für die Begnadigungen der po- 
litischen Gefangenen verzögerten sich die Haftentlassungen: Im Jahr 1991 wurden 160 
Häftlinge entlassen, im Folgejahr weitere 133. Anfang 1993 befanden sich noch 27, Anfang 
1994 noch 14 politische Gefangene in Haft. Die Gründe hierfür lagen in der Blockadehalt- 
ung der politischen Rechten und in den langwierigen gerichtlichen Prozeduren, um die 
offenen Fälle zu einem für die spätere Begnadigung notwendigen Urteil zu führen. Zu öf- 
fentlichen und politischen Debatten kam es, als im Dezember 1992 Begnadigungsgesuche 
für die an dem Attentat auf Pinochet (1986) beteiligten Häftlinge gestellt wurden. Aufgrund 
des politischen Drucks schob Aylwin diese Begnadigungen bis wenige Stunden vor dem 
Ende seiner Regierungszeit auf Die Haftstrafen wurden in Landesverweise umgewandelt. 
Die ehemaligen Aktivisten des Frente Patridtico Manuel Rodriguez (FPMR), des bewaff- 
neten Arms der Kommunistischen Partei, reisten nach Belgien aus (CODEPU 1994: lOff). 
Während der gesamten Regierungszeit Aylwins wurde die Freilassung der Presos Politicos 
stets durch massive Demonstrationen und andere öffentliche Kundgebungen gefordert. Die 
Protagonisten waren die Angehörigen-Organisationen, unterschiedliche linke Gruppier- 
ungen und bedeutende Teile der Menschenrechtsbewegung. 



2.1.4 Die Erleichterung der Rückkehr der Exilierten 

Das zweite Themenfeld, dem sich die Regierung Aylwin widmete, war die Rückkehr der 
rund 200.000-250.000 Exilierten (Lagos 1988: 10). Seit den 80er Jahren setzten sich zahl- 
reiche NGOs im In- und Ausland für deren Rückkehr und Reintegration ein, so dass ein 
breites Bewusstsein für die Exil-Problemafik besfand und die Regierung auf die Erfahrung 
dieser Gruppen zurückgreifen konnfe (FASIC 1986; Norambuena 2000: 181-187). Auch 
den aufnehmenden Sfaafen war an der Rückführung der Chilenen und ihrer Wiedereinglie- 
derung gelegen. 

Im Augusf 1990 wurde die Ley N“ 18.994 verabschiedet, mit der die beim Justizmini- 
sterium angesiedelte Oficina Nacional de Retorno (ONR) geschaffen wurde. Sie hatte die 
Aufgabe, die Rückkehrer in unterschiedlichen Bereichen zu unterstützen, die Regierung in 
Fragen der Exilrückkehr zu beraten, Gesetzesinitiativen vorzubereiten und die Aktivitäten 
der verschiedenen Organisationen und Initiativen in diesem Bereich zu koordinieren. Die 
Arbeit der ONR wurde hauptsächlich mit Geldern europäischer Länder finanziert (Llambi- 
as-Wolff 1993: 589ff). Bis einschließlich der ersten Jahreshälfte 1993 hatten rund 40.000 
Personen die Leistungen der ONR in Anspruch genommen, von denen aber nur 64% wäh- 
rend der Regierung Aylwin nach Chile zurückgekehrt waren. Besonders Rückkehrer aus 
anderen lateinamerikanischen oder den ehemaligen Ostblock-Staaten kamen ohne Erspar- 
nisse etc. nach Chile. Vielen wurde kostenloser Zugang zum Gesundheitswesen gewährt. 
An rund 3.000 Familien wurden Startkredite vergeben, 2.800 Familien profitierten von 
Arbeitswiedereingliedemngsprogrammen. Mehrere im Bereich der psychologischen Be- 
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treuung von Repressionsopfem spezialisierte NGOs unterstützten die Rüekkehrer (Esponda 
1993). Im Oktober 1990 unterzeiehneten Chile und die Bundesrepublik Deutsehland ein 
Abkommen, in dem festgelegt wurde, dass die Bundesrepublik einen Kredit von 10 Mio. 
DM für die Integration der Heimkehrer und eine Spende von 9 Mio. DM für die Implemen- 
tierung der Programme zur Verfügung stellt. Wie später zwei parlamentarisehe Untersu- 
ehungskommissionen bestätigen sollten, kam es bei der Abwieklung der Programme zu 
zahlreiehen Unregelmäßigkeiten und Missbräuehen."** 

Ebenfalls im August 1990 wurde mit der Ley N“ 19.074 ein Gesetz zur Regelung der 
Anerkennung der im Ausland erworbenen Absehlüsse und Berufsbezeiehnungen verab- 
sehiedet. Im Januar 1992 wurde dureh die Ley N° 19.128 die zollfreie Einfuhr von Haus- 
haltsgegenständen, Arbeitsmateriahen und Fahrzeugen geregelt. Bis 1993 maehten rand 
10.000 Personen von diesem Gesetz Gebraueh, wobei es zu etliehen missbräuehliehen 
Nutzungen der Zollbefreiungen kam (Esponda 1993: 1 If). 



2.1.5 Die Aufklärung des Sehieksals der Versehwundenen und Hingeriehteten 

Die weitaus komplexesten und konfliktreiehsten Aspekte der Vergangenheitspolitik stellten 
die Aufklärung des Sehieksals der Detenidos Desaparecidos (DD) und der Ejecutados 
PoUticos (EP) dar sowie die Versuehe, diese strafreehtlieh aufzuarbeiten. Naeh Auffassung 
der Militärs, ihrer parlamentarisehen Alliierten und der Justiz unterband das Amnestiege- 
setz von 1978 nieht nur die Strafverfolgung, sondern aueh jegliehe geriehtliehe Untersu- 
ehung. Noeh zu Beginn des Jahres 1990 sehloss die Militärjustiz zahlreiehe Fälle ver- 
sehwundener Personen unter Berufung auf dieses Gesetz (AFDD 1990: 9-21; Barahona de 
Brito 1997: 176; Correa 1997: 133). Seitens der Justiz war in diesen Jahren kein großer 
Beitrag zur Aufklärung der Mensehenreehtsverletzungen zu erwarten. 

Als fundamentalen Sehritt für die Aufklärung dieser Mensehenreehtsverletzungen 
sehuf Aylwin mit dem Decreto Supremo N° 355 im April 1990 die Comisiön Nacional de 
Verdad y Reconciliacion (CNVR) und entspraeh so den Bitten der AFDD, die bereits in 
Gespräehen mit Aylwin vor dessen Amtsantritt die Einriehtung einer solehen Kommission 
gefordert hatte. 

Die Kommission hatte den Auftrag, ein mögliehst vollständiges Bild der sehwersten 
Mensehenreehtsverletzungen, ihrer Vorbedingungen und Begleitumstände zu erarbeiten, da 
die Aufklärung die Grundvoraussetzung für Gereehtigkeit, nationale Versöhnung und die 
gesellsehaftliehe Rehabilitation der Opfer sei. Zu den sehwersten Mensehenreehtsverlet- 
zungen zählten die Fälle der DD und der EP; andere Delikte wie beispielsweise Folter wur- 
den ausgeklammert. Die Kommission sollte Vorsehläge zur Entsehädigung und zur Vor- 
beugung weiterer Mensehenreehtsverletzungen erarbeiten. Explizit sehloss das Dekret aus, 
dass sieh die Kommission über Fragen der individuellen Verantwortliehkeit äußere, da dies 
in den Kompetenzbereieh der Justiz falle. Die aeht von Aylwin ausgewählten Mitglieder 
repräsentierten ein breites politisehes und gesellsehaftliehes Spektrum. Unter ihnen war 
aueh ein ehemaliger Minister Pinoehets; den Vorsitz hatte der respektierte Jurist Raul Ret- 
tig. Pinoehet und die Streitkräfte versuehten die Gründung der Kommission zu verhindern 
(Jimenez 1990: lOf). 



Vgl. El Mercurio 27. 1 1 .03, La Tercera 20.01 .99, 27. 1 1 .03 und 01 . 12.03. 
“ Interview Nr. 63 mit Viviana Diaz. 
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Während der neunmonatigen Arbeitszeit der Kommission kam es zu zahlreichen zivil- 
militärischen Spannungen, die durch weitere Ereignisse verstärkt wurden: So interpretierten 
die Streitkräfte einige (versuchte) Attentate auf Funktionäre des Militärregimes als Rache- 
kampagne. Die ausführliche Berichterstattung der Medien über die Entdeckung der CNVR 
nahmen sie als Fletzkampagne und Stimmungsmache wahr (Loveman/Lira 2002: 45-52). 
Die Regierung war ihrerseits bemüht, den Forderungen unterschiedlicher Sektoren nach tief 
greifenden Militärreformen und dem Rücktritt oder der Verurteilung Pinochets entgegenzu- 
treten, um so das Konfliktniveau niedrig zu halten. Andererseits wollte sie die zivile Su- 
prematie über die Streitkräfte sicherstellen. Bei mehreren Gelegenheiten zitierte Aylwin 
Pinochet, um ihn auf seine neue Rolle im demokratischen Chile hinzuweisen (Barahona de 
Brito 1997: 163f). Im Zusammenhang mit diesen Machtspiele kam es im August 1990 zur 
ersten ernsthaften Krise, als bekannt wurde, dass Pinochets Sohn in Unregelmäßigkeiten 
bei der Übernahme eines Waffenherstellers durch die Streitkräfte verwickelt war und er für 
die Veruntreuung von über einer Million US$ verantwortlich sein soll. Die Medien berich- 
teten ausführlich über den Fall der sog. Pinocheques, bestimmte Sektoren der Concertaciön 
wollten aus dem Skandal politischen Profit schlagen und forderten den Rücktritt Pinochets. 
Eine lange Reihe von Konflikten, Drohungen und Missverständnissen zwischen Regierung 
und Militär folgte. Ab November untersuchte eine parlamentarische Untersuchungskom- 
mission den Fall und lud Pinochets Sohn vor. Pinochet selbst sah in diesem Fall einen wei- 
teren Versuch, seine Person zu diskreditieren. Die Krise gipfelte in einer Mobilmachung 
des Fleeres, die Pinochet als Übung (ejercicio de enlace) deklarierte. Dieses Säbelrasseln 
erhielt vor dem Flintergrund der nur zwei Wochen zuvor in Argentinien niedergeschlagenen 
Cara/jintoda-Aufstände eine besondere Bedeutung, zeigte es doch, dass die zivile Suprema- 
tie nicht erreicht war und dass die administrativen Kanäle der Regierung und des Verteidi- 
gungsministeriums nicht ausreichten, um den Flandlungsspielraum Pinochets zu begrenzen. 
Die Untersuchungen wurden schließlich ergebnislos eingestellt (Weeks 2003: 66-71). 

Im Februar 1991 erhielt Aylwin den rund 1.800 Seiten umfassenden Bericht der 
CNVR, den er am 4. März der Öffentlichkeit vorstellte. Noch im Februar veröffentlichten 
El Siglo, die Zeitung der Kommunistischen Partei, und das Magazin APSI Listen mit den 
Namen von Mitarbeitern des Geheimdienstes CNI und anderen Personen, die für Men- 
schenrechfsverletzungen veranfworflich gewesen sein sollten."'^ 

Der sichtlich bewegte Aylwin wandte sich am 4. März 1991 in einer Femsehansprache 
an die Nation und bat mit gebrochener Stimme und Tränen in den Augen die Opfer und 
deren Angehörige um Vergebung. Ebenso fordert er die Militärs auf, das von ihnen ausge- 
gangene Unrecht anzuerkennen und dazu beizutragen, die daraus resultierenden Schmerzen 
zu lindem."'"' Der Bericht legt die politischen, gesellschaftlichen, institutionellen und juristi- 
schen Rahmenbedingungen dar, in denen die Menschenrechtsverletzungen begangen wur- 
den, und kritisiert die Untätigkeit der Justiz. Die CNVR führt insgesamt 2.298 Opfer auf, 
bei weiteren 634 Fällen waren die Untersuchungen noch nicht abgeschlossen (CNVR 1996: 
1364). Von den 2.298 Todesopfern wurden 1.319 als muertos, 979 als desaparecidos klas- 
sifiziert (CNRR 1996: 43). Der Bericht schließt mit umfassenden Empfehlungen für eine 
moralische und materielle Entschädigung der Opfer sowie für präventive Maßnahmen. 
Diese Empfehlungen waren in enger Zusammenarbeit mit der AFDD und der AFEP erar- 
beitet worden. 



Vgl. Roniger/Sznajder 1999: 219; Lateinamerika Nachrichten 193/1990: 63. 

Der Text der Ansprache findet sich in El Mercurio, 06.03.1991, reproduziert in Nolte 1991a: 12-15. 
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Pinochet und die Streitkräfte äußerten sich empört über den ihrer Meinung nach ten- 
denziösen Bericht, der die sich in der Wahrnehmung der Militärs abzeichnende Bürger- 
kriegssituation im Jahr 1973 nicht berücksichtigt. Sie fühlten sich missverstanden und zu 
Unrecht beschuldigt und veröffentlichten einen Monat später eine vierbändige Gegendar- 
stellung (Fuerzas Armadas 1991; Fischer 2002: 33). 

Da die Wahrheitskommission in den wenigsten Fällen das Schicksal der DD klären 
konnte, machte sich Aylwin im März 1991 in einem Schreiben an den Obersten Gerichtshof 
für eine Neu-Interpretation des Amnestiegesetzes stark. Nach dieser sog. Doctrina Aylwin 
unterbindet die Amnestie-Regelung zwar die Bestrafung der Verantwortlichen, nicht aber 
die Untersuchungen. Die Amnestie sollte erst dann zur Anwendung kommen, wenn die 
Fälle vollkommen aufgeklärt und die Verantwortlichkeiten individualisiert wurden (Love- 
man/Lira 2002: 94-97). Eine ähnliche Regelung wurde in Argentinien erst mit den Juicios 
por la Verdad im Jahr 1998 erstritten. Diese Interpretation des Amnestiegesetzes erlaubte, 
zahlreiche von der Militärjustiz geschlossene Fälle wieder zu eröffnen. Die Streitkräfte 
sahen darin einen Rechtsbmch. Das viel beschworene Defilieren der Soldaten vor den Ge- 
richten führte zu großen inquietudes innerhalb der Streitkräfte und weiteren zivil- 
militärischen Spannungen (Roniger/Sznajder 1999: 106). 



2.1.6 Anfänge der sfaatlichen Erinnemngspolitik 

Ende 1990 wurde aus Vertretern der Regierung, der AFEP und der AFDD eine Kommissi- 
on für die Errichtung einer Gedenkstätte gegründet. Die AFDD hatte bei ihrem ersten Ge- 
spräch mit Aylwin auf die Notwendigkeit hingewiesen, ein Mausoleum für die bereifs ge- 
fundenen sferblichen Überresfe der Verschwundenen einzurichten, da es während der Dik- 
tatur oft nicht möglich war, diese würdig beizusetzen. Auch würde durch die dezentrale 
Bestattung auf unterschiedlichen Friedhöfen kein gesellschaftliches Bewusstsein für das 
Ausmaß der Praxis des Verschwindenlassens erreicht. Aylwin nahm die Idee auf, die in der 
weiteren Planung zu der einer Gedenkstätte mit Mausoleum für die Verschwundenen und 
auch für die Hingerichtefen erweiferf wurde."^^ Der Errichtung gingen emotionale und pola- 
risierte Debatten im Parlament voraus. Der zentrale Streitpunkt war die Frage, ob die DD 
und EP als Opfer staatlicher Gewalt zu sehen seien, oder vielmehr als Terroristen, die die 
staatliche Ordnung Umstürzen wollten (Loveman/Lira 2002: 116ff). Dieses Memorial mit 
rund 400 Krypten auf dem Zentralfriedhof Santiagos, in dem bereits zahlreiche DD und EP 
beigesetzt worden sind, wurde schließlich im Februar 1994 eingeweiht. An dem Memorial 
finden seither regelmäßig Gedenkveranstaltungen statt. 



2.1.7 Justicia en la medida de lo posible - Entschädigungspolitik und Strafverfolgung 

Im Januar 1992 wurde mit der Unterstützung der Opposition ohne Gegenstimmen die Ley 
N" 19.123 verabschiedet, in der die Entschädigungsleistungen für die Angehörigen der 
DD/EP sowie deren Implementierung geregelt wurden (Lira/Loveman 2005: 132-139). Die 
mit diesem Gesetz geschaffene Corporaciön Nacional de Reparaciön y Reconciliaciön 
(CNRR) sollte einerseits die Untersuchungen zur Aufklärung des Schicksals der DD fort- 



Interview Nr. 63 mit Viviana Diaz. 
“ Vgl. ElMercurio, 27.02.1994. 
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setzen und die Prüfung der noeh offenen Fälle vornehmen. Andererseits war sie für die 
Implementierang und Koordination der Reparationsleistungen verantwortlieh. Die von der 
Ley N“ 19.123 vorgesehenen Leistungen umfassen fünf Bereiehe: (1) Eine lebenslange 
monatliehe Pension für die Angehörigen der DD/EP von 140.000,- Ch$"^^, die sieh naeh 
einem vorgegebenen Sehlüssel auf die direkten Angehörigen verteilt. (2) Eine einmalige 
Zahlung von 1.680.000,- Ch$. (3) Kostenlose Gesundheitsfürsorge für die direkten Ange- 
hörigen. (4) Studien- und AusbildungsfÖrdemng für die Kinder der DD/EP. (5) Befreiung 
von der Wehrpflieht für die Kinder der DD/EP. 

Naeh ihrer Gründung hatte die CNRR primär die Aufgabe, die Anspraehsbereehtigen 
zu kontaktieren und über ihre Reehte und die mögliehen Leistungen zu informieren. Ein 
Team von Sozialarbeitern unterstützte die Angehörigen bei den bürokratisehen Sehritten. 
Besonders dringlieh waren in dieser ersten Phase die Befreiung vom Wehrdienst und die 
Einsehreibung in die Pensions- und Gesundheitsprogramme."'* Die CNRR riehtete seehs 
Programme für die Implementiemng der Reparation und die Betreuung der Opfer ein: (1) 
Untersuehung der noeh offenen Fälle der CNVR, (2) Untersuehungen über den Verbleib 
der Leiehen der DD/EP, (3) Sozial- und Reehtsberatung, (4) Mensehenreehtserziehung, (5) 
juristisehe Studien zur Förderang institutioneller Reformen, (6) Einriehtung eines Arehivs 
und Dokumentationszentrams (Lira/Loveman 2005: 141-148). 

Besondere Erwähnung verdient das PRAIS {Programa de Reparaciön y Atenciön In- 
tegral de Salud a los Afectados por Violaciones a los Derechos Humanos), das den Opfern 
der Mensehenreehtsverletzungen kostenlos spezialisierte medizinisehe und psyehologisehe 
Hilfe leistet (Lira/Gömez 1996; Lira 2002). Im Dezember 1992 wurde PRAIS als Gesund- 
heitsprogramm in den Servicio de Salud integriert und somit zu einem festen Bestandteil 
der staatliehen Gesundheitsfürsorge, wie es die CNVR vorgesehlagen hatte. Begünstigte 
dieses Programms können jene Personen und Familien sein, die dureh die Mensehenreehts- 
verletzungen der Diktatur in sehwerer Form betroffen waren. In diese Kategorie fallen die 
Angehörigen der DD/EP, Opfer von politiseher Haft und Folter sowie deren Familien, Per- 
sonen oder Familien, die aus dem Exil zurüekkehren ete.^" Bis zur zweiten Jahreshälfte 
2003 waren fasf 133.000 Personen als Nufzer des PRAIS eingefragen.^* 

Während die Entsehädigungspolitik der Regierang auf keine größeren Widerstände 
stieß, führten die Debatten um die strafreehtliehe Aufarbeitung zu großen Konflikten. Im 
April 1992 legten einige Senatoren des PS erfolglos einen Entwurf für ein Interprefafions- 
gesefz zum DL 2.191 vor, das sehwere Mensehenreehfsverlefzungen von der Amnesfie 
aussehließen sollte (Brinkmann 1999: 110-114). Am 19. Jahrestag des Putsehes begarm ein 
von dem Aktionsbündnis Comite Pro Anulaciön de la Ley de Amnistia organisierter Stem- 
marseh unter dem Motto Chile recorre Chile por la Verdad, la Justicia y la Libertad. Die- 
ser Marseh begann zeitgleieh in der südliehsten bzw. nördliehsten Stadt des Landes, in 
Punta Arenas und Ariea, und kumulierte in einem Festakt am 4. Oktober 1992 im Parque 
O’Higgins in Santiago (AFDD 1992: 136f). Mit dieser und anderen Initiativen versuehte 
die ,Mensehenreehtsbewegung’ mit breiter gesellsehaftlieher Unterstützung die Forderang 



1992 entsprach diese Summe rund 590,- DM. Die Höhe der Pension wurde an die allgemeine Preissteigerung 
angeglichen. 

Interview Nr. 53 mit Victoria Baeza. 

Vgl. Ministerio de Salud, Boletin Informativo 14, Septiembre 2003. 

Vgl. Ministerio de Salud 1999: 69, Ministerio de Salud 1994: 25 und 122. Unter jenen, die 1992/93 neu in das 
PRAIS aufgenommen wurden, waren u.a. 29,1% Opfer von Haft, 7,3% Angehörige von DD, 9,6% Angehörige 
von EP, 1 1,4% Folteropfer und 20,8% Exil-Rückkehrer (vgl. Ministerio de Salud 1994: 47, Cuadro V). 

Vgl. Ministerio de Salud, Boletin Informativo N'’ 14, Septiembre 2003, S. 6. 
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nach der Aufhebung des Amnestiegesetzes und der strafrechtlichen Aufarbeitung zum Aus- 
druck zu bringen. 

Zu weiteren politischen Spannungen kam es, als Abgeordnete der Concertaciön die 
Anregung der AFDD aufnahmen (AFDD 1990: 93ff ) und im Dezember 1992 eine Verfas- 
sungsklage gegen einige Mitglieder der Corte Suprema initiierten. Sie griffen die Einschät- 
zung der CNVR zur Rolle der Justiz während der Diktatur auf und beschuldigten die Rich- 
ter, ihre Pflichten verletzt zu haben. Die Corte Suprema reagierte sofort und unterstrich, 
dass diese Beschuldigung die Ehre der Richter verletze und die Institution als solche ge- 
fährde. Überraschend schlossen sich drei Senatoren der RN der Klage an, so dass Hemän 
Cereceda, einer der Richter, des Amtes enthoben wurde. Dies war einer der wenigen Fälle, 
in denen die politische Kontrolle ohne die Einflussnahme von Machteliten funktionierte 
(CODEPU 2001: 45f.; Loveman/Lira 2002: 97-105). 

Die zahlreichen schwelenden Konflikte zwischen Regierung und Militärs und die Be- 
unmhigung in den Reihen der Streitkräfte über die Doctrina Aylwin und die sich häufenden 
gerichtlichen Vorladungen gipfelten im Mai 1993 in einer Rebellion, dem sog. Boinazo 
(span. boina^Barett). Der konkrete Auslöser waren Zeitungsmeldungen, wonach die Unter- 
suchungen über die Pinocheques wieder aufgenommen werden sollten. Während einer 
Skandinavien-Reise Aylwins versammelten sich die Heeresgeneräle im Kampfanzug in 
dem dem Regiemngspalast gegenüber liegenden Gebäude der Streitkräfte, das von schwer 
bewaffneten Elitetruppen bewacht wurde. Bei dieser Machtdemonstration handelte es sich 
nicht um einen Putschversuch o.ä., sondern um eine Erinnerung an die Zugeständnisse der 
paktierten Transition. Der Vize -Präsident Enrique Krauss verhandelte mit den Generälen, 
die ein definitives Ende der Pinocheque-lJntersuchung, ein neues Amnestiegesetz zur 
Schließung der offenen Untersuchungen sowie das Absehen von einer Militärreform forder- 
ten (Brinkmann 1999: 115ff.; Weeks 2003: 83-90). In der Folge des Boinazos kam es zu 
zahlreichen informellen Konsultationen, um Spannungen abzubauen und Wege zu finden, 
um die offenen Verfahren zu einem schnellen Abschluss zu führen. Im Juli 1993 fand ein 
Treffen zwischen Pinochet und Aylwin statt, in dem erstmals das besprochen wurde, was 
später in der Ley Aylwin konkretisiert werden sollte (Loveman/Lira 2002: 107f ). 

Angesichts der zivil-militärischen Spannungen und der bevorstehenden Präsident- 
schaftswahl suchte Aylwin nach einer Möglichkeit, die Zahl der Prozesse zu limitieren und 
die Verfahren zu einem schnellen Abschluss zu bringen. Anfang August 1993 legte er mit 
der sog. Ley Aylwin einen Gesetzesentwurf vor, der die Einsetzung von Richtern vorsah, die 
sich exklusiv mit den Menschenrechtsprozessen beschäftigen sollten. Strittige Punkte wa- 
ren die Zusicherung der Anonymität für die Zeugen (secreto testimonial) und eine Zwei- 
Jahres-Frist, innerhalb derer Verfahren (wieder-) eröffnet werden konnten. Die Amnestie 
sollte erst nach erschöpfenden Untersuchungen zur Anwendung kommen. 

Menschenrechtsbewegung und Opfergruppen liefen gegen diesen Vorschlag Sturm: 
Die AFDD initiierte einen publikumswirksamen Hungerstreik gegen die demokratische 
Regierung. In dem Gesetz wurde der Versuch eines Schlusspunkts für die strafrechtliche 
Aufarbeitung der Diktatur gesehen, zumal das secreto testimonial die Gefahr barg, die 
Straffreiheit der Verantwortlichen zu sichern. Das Gesetz scheiterte schließlich nach einem 
Monat im Parlament, weil keine Einigung über das secreto testimonial zu erreichen war 
(CODEPU 2001: 39f; Brinkmann 1999: 117-120). 

In der aufgeheizten politischen Stimmung kam es am 20. Jahrestag des Putsches zu 
gewalttätigen Auseinandersetzungen: Obwohl die Regierung Vorkehrungen getroffen hatte, 
um Ausschreitungen zu verhindern, wurde bei der Abschlusskundgebung der AFDD auf 
dem Cementerio General ein 19-jähriger von der Polizei erschossen und zahlreiche Perso- 
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nen verletzt oder festgenommen. Nach den Ausschreitungen wurden Forderangen nach dem 
Rücktritt des Innenministers und des Bürgermeisters von Santiago laut.^^ 

Die Regierangszeit Aylwins war ebenfalls von häufigen Spannungen zwischen der 
Exekutive und der Judikative geprägt. Aylwin hatte schnell von der versprochenen Aufhe- 
bung des Amnestiegesetzes Abstand genommen und forderte stattdessen die Richter mit 
mäßigem Erfolg auf, die Amnestie erst nach der erschöpfenden Untersuchung der Fälle 
anzuwenden. 

Im Bereich der Justizpolitik gelang es der Regierung, die Zuständigkeit der Militärge- 
richte über Zivilisten, die wegen politischer Vergehen etc. angeklagt wurden, zu beschrän- 
ken. Weniger erfolgreich waren hingegen die Versuche, die Fälle, in die Mitglieder der 
Streitkräfte verwickelt waren, vor zivilen Gerichten zu verhandeln. Sobald ein solches 
Gericht die Beteiligung von Soldaten feststellte, musste der Fall an die Militärjustiz über- 
geben werden, was in der Regel dazu führte, dass das Verfahren unter Berufung auf das 
Amnestiegesetz geschlossen wurde. Durch wiederholte öffentliche Statements versuchte 
Aylwin allerdings, den Druck auf die Justiz zu erhöhen, die Untersuchungen nicht direkt 
einzustellen und die Amnestie nur auf diejenigen Fälle anzuwenden, die innerhalb des im 
DL 2.191 festgelegten Zeitraums lagen (Correa 1997: 137ff). Während der Regierangszeit 
Aylwins wurde kein Angehöriger der Streitkräfte wegen Menschenrechtsverletzungen ver- 
urteilt. 



2.1.8 Das erste Gesetz zur Regulierung der Pensionsansprüche der Exonerados 

Das Ende 1988 gegründete Comando de Exonerados de Chile versuchte frühzeitig, die 
Regierung auf den Handlungsbedarf in der Frage der Exonerados aufmerksam zu machen, 
wurde aber mit seinem Anliegen lange ignoriert, da die Regierung mit anderen vergangen- 
heitspolitischen Themen beschäftigt war und die finanziellen Belastungen des Fiskus fürch- 
tete. Durch zahlreiche Demonstrationen und insgesamt drei Hungerstreiks erreichte das 
Comando schließlich, von Aylwin empfangen zu werden. Im Anschluss an dieses Gespräch 
begannen Verhandlungen u.a. mit dem Arbeitsministerium, die schließlich in die Unter- 
zeichnung eines protocolo de acuerdo mündeten. Die Regierung legte dem Parlament eine 
Gesetzesinitiative mit den im Protokoll festgehaltenen Punkten vor. Die Mehrheit der Con- 
certaciön im Abgeordnetenhaus stimmte dem Gesetz zu und auch im Senat wurde der Ent- 
wurf nach intensiver Lobbyarbeit des Comando schließlich bestätigt, so dass die Ley N° 
19.234 im August 1993 weitgehend so verabschiedet wurde, wie sie das Comando mit der 
Regierung verhandelt hatte. 

Rund 38.000 Exonerados profitierten von diesem ersten Gesetz, dessen Implementie- 
rung dem Innenministerium und dem Nationalen Renteninstitut (INP) obliegt.^"* Die Rege- 
lung sieht vor, dass Exonerados, so sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen, Anspruch auf 
eine Pension haben, oder dass ihre reguläre Rente, wenn sie einen Mindestbetrag unter- 
schreitet, angehoben wird. Die Kriterien, welche die Antragsteller erfüllen mussfen, waren 
allerdings so hoch, dass die Mehrheit der Exonerados von vomeherein von den Leistungen 
ausgeschlossen war.^^ 



Vgl. Lateinamerika Nachrichten 231/232/1993: 10-17. 

Interview Nr. 59 mit Zaida Araya. Zu den parlamentarischen Debatten siehe Lira/Loveman 2005: 302-315. 

Vgl. Repüblica de Chile, Ministerio del Interior, Programa de Reconocimiento al Exonerado Politico: Estastisti- 
ca Programa Exonerados. Consolidado Nacional, Informacion al 3 1.12.2004. 

Interview Nr. 58 mit Hemdn Reveco. 
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2.1.9 Zusammenfassung: Die V ergangenheitspolitik der Regierung Aylwin 

Als der erste postautoritäre Präsident sah sich Aylwin mit einer komplexen politischen 
Situation konfrontiert: Durch das Transitions-Setting und die unterschiedlichen Veto- 
Akteure waren dem Regierungshandeln enge Grenzen gesetzt. Die Erwartungen der Bevöl- 
kerung und der , Menschenrechtsbewegung’ waren sehr hoch. In diesem Spannungsfeld 
mussten richtungsweisende politische Grundsatzentscheidungen getroffen werden. 

Die Vergangenheitspolitik Aylwins zeichnet sich durch die dominierende und aktiv 
gestaltete Rolle der Exekutive aus, die große Bereitschaft zeigte, im Rahmen des Mögli- 
chen auf die Fordemngen unterschiedlicher Sektoren und Gruppierungen zu reagieren. Die 
Regierung traf politische Regelungen für zahlreiche Opferkategorien: Angehörige der 
DD/EP, politische Häftlinge, Exilrückkehrer, Exonemdos. Die vergangenheitspolitischen 
Maßnahmen erstreckten sich auf nahezu alle Subpolicies des Politikfelds: Hinsichtlich der 
Wahrheitssuche stellt die Einrichtung der CNVR das Fundament für alle weiteren Maß- 
nahmen dar. Es gelang der CNVR, eine globale Wahrheit über die Menschenrechtsverlet- 
zungen mit direkter Todesfolge zu etablieren und die Systematik des Staatsterrorismus 
aufzuzeigen. Sie verifizierte somit die von den Menschenrechtsorganisationen, Kirchen etc. 
seit 1973 angeklagte und von der Militärregierung stets bestrittenen Vorwürfe. Es gelang 
der CNVR allerdings kaum, die konkrete Wahrheit über das Schicksal der einzelnen DD 
und EP zu klären; die CNRR sollte diese Aufgaben fortführen. Durch die von der Regie- 
rung vertretene Doctrina Aylwin leisteten auch die Gerichte ihrerseits einen bescheidenen 
Beitrag zur Suche nach Wahrheit. 

Im Bereich der strafrechtlichen Aufarbeitung hingegen konnten während der Regie- 
rung Aylwin keine wesentlichen Erfolge erzielt werden. Auf Initiative der Regierung konn- 
te lediglich das Verfahren vor einem zivilen Gericht gegen die Generäle Contreras und 
Espinoza wegen Dokumentenfälschung und des Mordes an Orlando Letelier eröffnet wer- 
den. Dieser Mord an dem ehemaligen Außenminister Allendes in Washington war explizit 
von dem DL 2.191 ausgeschlossen; im September 1991 wurde ein erstinstanzliches Urteil 
gefällt (Roniger/Sznajder 1999: 118f). 

In Bezug auf Entschädigungsmaßnahmen folgte die Regierung mit der Ley N° 19.123 
den Empfehlungen der CNVR, die ihrerseits die Anregungen der AFDD und AFEP aufge- 
nommen hatte. Die Entschädigungsmaßnahmen waren nicht rein monetärer Art, sondern 
reagierten auf die schwerwiegendsten Probleme der Opfer: Sicherung des Auskommens, 
Ermöglichung der Ausbildung der Kinder und deren Befreiung vom Militärdienst, medizi- 
nische und psychologische Betreuung. Auffällig ist auch, dass sich unter der Regierung 
Aylwin bereits eine Sensibilität dafür zeigt, dass der Kreis der entschädigungsbedürftigen 
Opfer weiter ist als der der direkten Angehörigen der DD/EP: Das PRAIS steht auch ande- 
ren Opferkategorien wie ehemaligen politischen Häftlingen, Exilheimkehrem und den je- 
weiligen Familien offen. 

Mit der Errichtung des Memorials für die DD/EP legte die Regierung Aylwin einen 
wichtigen Grundstein für die Erinnerungs- und Gedenkpolitik. Im Bereich der Direktmaß- 
nahmen reagierte die Regierung auf die Situation der noch inhaftierten politischen Häftlin- 
ge, wobei hier die Blockadehaltung der Opposition besonders effektiv war. In den meisten 
Fällen gelang es nicht, die Urteile aufzuheben. Die Häftlinge wurden begnadigt, so dass sie 
als vorbestraft galten und ihre bürgerlichen und politischen Rechte teilweise beschnitten 
blieben. In einigen Fällen wurden die Haftstrafen in Landesverweise umgewandelt (CO- 
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DEPU 1994: 9ff.). Die Regierang reagierte ebenfalls auf die Notwendigkeit, die Rückkehr 
der Exilierten zu erleichtern. Allerdings profitierte nur ein geringer Teil der Exilierten von 
den Leistungen der ONR (Norambuena 2000: 186f). Nach anfänglicher Zurückhaltung 
zeigte sich die Regierung Aylwin schließlich auch bereit, den Regulierangsbedarf hinsicht- 
lich der Situation der Exonerados anzuerkennen und die Forderungen des Comando de 
Exonemdos de Chde aufzunehmen. 

Institutionelle Reformen scheiterten weitgehend an der Blockadehaltung der konserva- 
tiven Senatoren. Es war noch vor der Regierangsübemahme gelungen, internationale Men- 
schenrechtsnormen in die Verfassung zu integrieren. Ebenso konnten durch die Leyes Cum- 
plido einige Verfassungsmodifikationen erreicht werden, die für die Begnadigung derPre- 
sos Politicos notwendig waren. Ebenso gelang es weifgehend, den Milifärgerichten die 
Jurisdiktion über Zivilisten zu entziehen. 

Die Vergangenheitspolitik Aylwins ist weiterhin durch Maßnahmen und Gesten ge- 
kennzeichnet, die einen hohen symbolischen Gehalt hatten: Mit der Wahl des Estadio Na- 
cional als dem Ort, an dem die Feierlichkeiten der Amtsübernahme stattfanden, der Einbin- 
dung der AFDD in die Zeremonie und die mehrfache Bezugnahme auf die Opfer der Dikta- 
tur setzte Aylwin klare Akzente. Ebenso wohnte Aylwin im September 1990 dem 
feierlichen Staatsbegräbnis für Salvador Allende auf dem Cementerio General bei (Sznaj- 
der 2001: 187). Aylwin versfand es auch, verschiedene Gruppierungen an der Aufarbeitung 
der Vergangenheit teilhaben zu lassen: So waren beispielsweise Vertreter der Opferorgani- 
sationen zur feierlichen Promulgation des Entschädigungsgesetzes geladen. Im Juni 1992 
wurde im Rahmen einer Feierstunde eine englische und eine französische Fassung an die 
diplomatischen Vertreter anderer Länder in Chile übergeben (AFDD 1992: 24ff ). 

Aylwin selbst schätzte die vergangenheitspolitischen Leistungen seiner Regierung sehr 
positiv ein. Bereits anderthalb Jahre nach seiner Amtsübernahme hielt er die Transition für 
beendef (Barahona de Brito 1997: 152). ln einem Interview nach dem Ende seiner Amtszeit 
sagte er: „Pero en verdad el logro mäs importante de mi gobiemo es haber restituido la uni- 
dad nacional. Chile es una naciön reconciliada, en que todos nos sentimos compartiotas, y 
no enemigos.“ (Bengoa/Tironi/Aylwin 1994: 12). 
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Abb. 20: Vergangenheitspolitik der Regierung Aylwin 
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2.2 



Die Vergangenheitspolitik Aylwins aus der Sicht der Opferorganisationen 



„En el programa de este Gobiemo que termina, se establecia que ,se anularia o derogaria la Ley 2191 de 
Amnistia’, uno de los principales obstäculos para llegar a la Verdad y la Justicia. Esto no se cumpliö, y por 
contrario, el pais tuvo que enfrentarse a una lucha en contra de una nueva Ley de Punto Final que se quiso 
imponer y en la cual se legitimaba la Ley de Amnistia. (AFDD) 

Aus der Auswertung der Dokumente und Interviews ergibt sieh für die Vergangenheitspoli- 
tik der Regierung Aylwin ein eher positiver Befund: Aus Sicht der organisierten Opfer 
nahm Aylwin das Thema Vergangenheitspolitik ernst und zeigte Sensibilität und Offenheit 
für die Anliegen der Opfer. Allgemein würdigten die Opferorganisationen (vor allem aus 
der ex /?o^t-Perspektive), dass Aylwin trotz der schwierigen Rahmenbedingungen versuch- 
te, auf die Forderungen der Opfergruppiemngen einzugehen. 

Die generelle Kritik bezieht sich darauf, dass er das Wahlversprechen nicht einlöste, 
das Amnestie-Dekret aufzuheben, und somit bei der strafrechtlichen Aufarbeitung keine 
Fortschritte erzielt wurden. Ebenso beklagten AFDD und AFEP, dass sich die Regierung 
mit den globalen Ergebnissen der CNVR zufrieden gab und die Aufklämng der individuel- 
len Schicksale nicht mit Nachdruck verfolgte. 

Zu ersten Spannungen zwischen Regierung und den Opferorganisationen kam es, als 
sich abzeichnete, dass die CNVR die Namen der Verantwortlichen unter Verschluss halten 
würde. Zum Bruch zwischen den Opferorganisationen und der Regierung Aylwin führte 
schließlich die gescheiterte Ley Aylwin. Die Opferorganisationen zeigten sich am Ende der 
Amtszeit Aylwins enttäuscht: „al cumplirse cuatro anos del termino de la dictadura militar 
del General Pinochet, no hemos logrado ningün avance sustantivo respecto a la verdad y a 
la justicia para las victimas de la represiön“.^’ 



2.2.1 Die Befreiung der politischen Häftlinge 

Stellvertretend für die Opferorganisationen sei hier die Einschätzung CODEPUs^^ aus dem 
Jahr 1994 referiert: Die im Programm der Concertaciön vorgeschlagenen Schritte seien 
zwar der Situation angemessen gewesen, ihre Umsetzung aber nicht. Nach der Entlassung 
war bei vielen Häftlingen die Prozess-Situation noch ungeklärt, so dass sie eine erneute 
Vollstreckung offener Haftbefehle etc. fürchten mussten. Die Vorstrafen wurden nicht 
gestrichen und in vielen Fällen blieben die bürgerlichen und politischen Rechte beschnitten. 
Weiterhin mahnt CODEPU schon 1994 eine Entschädigung für die ExPP an (CODEPU 
1994: 10). Eine ähnliche ex /?o^t-Bewertung nimmt auch sieben Jahre später die mittlerwei- 
le gegründete AExPP vor (Aguilera 2001 : 102). 



2.2.2 Die Unterstützung der Exilrückkehrer 

Ähnlich wie bei den politischen Gefangenen muss hier auf Expertenmeinungen und ex 
/Jo^t-Bewertungen zurückgegriffen werden. In einem Brief der Asamblea Nacional por los 



AFDD: Dedaracion Publica, 09.12.1993, Archiv AFDD, 2 S., hier S. 1. 

AFDD: Informativo, Ano 1, N° 1, marzo 1994, S. 2. 

CODEPU ist eine der chilenischen Menschenrechtsorganisationen, die dem Thema der Presos PolUicos stets 
sehr verbunden war und deren Anwälte und Psychologen eng mit den Fläftlingen und ihren Familien arbeiteten. 
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Derechos Humanos an den Vorstand des Partido Radical Social Demöcrata ist von den 
drei Gesetzen für die Exilrüekkehrer die Rede: 

„como ftieron las que creo [sic] la mal recordada Oficina Nacional de Retomados [sic], que solo atendiö a 
52.577 personas, la ley de exenciones arancelarias que solo favoreciö a los empresarios automotrices, la ley de 
reconocimiento de titulos que jamäs se implementö a plenitud y la ley 19.740 de creditos a retomados que a la 
fecha no a reparado [sic] el dano causado a cientos de companeros y amenaza con embargos y remates.“^^ 

Neben der Tatsaehe, dass der Kreis der dureh die Gesetze Begünstigten reeht klein war, 
geriet die Exilrüekkehrer-Politik Aylwins im Naehhinein in ein sehleehtes Lieht, da Un- 
regelmäßigkeiten und Veruntreuung von Geldern bei der Implementierung der Maßnahmen 
naehgewiesen wurden. 



2.2.3 Die Aufklärung des Sehieksals der Versehwundenen und Hingeriehteten 

Als ersten und fundamentalen Sehritt zur Wiedergutmaehung werteten die Opferorganisa- 
tionen die Feier der Amtsübernahme im Estadio Nacional, an der sie aktiv teilnahmen. 
Vom Präsidenten als Gruppe zu einem solehen Ereignis geladen zu werden maehte deut- 
lieh, dass sieh die neue Regierung substanziell von der Militärregierung untersehied. Eben- 
so lobten sie die Tatsaehe, dass die Namen aller DD auf der Anzeigetafel ersehienen. Die 
AFDD (1990: 24f.) bezeiehnete die Feier als „el aeto püblieo de mayor traseendeneia en 
que hemos partieipado“ oder als „el primer aeto de reivindieaeiön pübliea del nombre de 
nuestros familiäres.“ 



2.2.4 Die Comisiön Nacional de Verdady Reconciliaciön 

Die Einriehtung der von der AFDD geforderten Wahrheitskommission sowie deren Arbeit 
wurde von den Opferorganisationen allgemein sehr gesehätzt und gewürdigt:®** „Valoramos 
y reeonoeemos eomo un aeto de eonseeueneia y honestidad moral esta deeisiön del 
Presidente de la Repübliea [...] que permitirä el reeneuentro de Chile eon su tradieiön de 
honor e integridad moral.“®* Die AFDD wies aber aueh darauf hin, dass die Kommission 
nieht die Justiz von der Aufgabe entbinde, die Verbreehen aufzuklären und zu verfolgen. Es 
ging den Opferorganisationen nieht nur um eine globale Wahrheit über das Ausmaß der 
Mensehenreehtsverletzungen, sondern besonders um die Aufklärung des konkreten Sehiek- 
sals jedes einzelnen DD/EP. ®^ 

Die in Argentinien vehement vertretene Forderung naeh einer parlamentarisehen 
Kommission fand sieh in Chile nieht. Vielmehr begrüßten die Opferorganisationen die 



Brief dev Äsamblea Nacional por los Derechos Humanos an den Vorstand des PRSD, 01.04.2004, Archiv CRC, 
1 S. Dieses Schreiben wurde durch die Corporaciön de Retomados de Chile erarbeitet und im Namen der Asam- 
blea versandt. Trotz des kämpferischen Grundtons dieses Briefes decken sich Aussagen mit denen der Rechtsan- 
wältin Verönica Reyna (FASIC), die in der Beratung der Rückkehrer tätig war: „Las politicas implementadas de 
apoyo social, reconocimiento de titulos, franquicias tributarias no fueron para la gran mayoria de los retomados la 
herramienta eficaz que les hubiera permitido una real reinserciön en la patria. Un nümero considerable de ellos 
tuvo que volver nuevamente a su pais de exilio con la amargura de no haber encontrado el espacio en su pais de 
origen.“ (in: FASIC 1998: 58). 

Der Auswertungsbetund kann Espinoza/Ortiz/Rojas’ (2003: 143f.) Ergebnisse, dass hinsichtlich der allgemeinen 
Einschätzung der CNVR die kritischen und negativen Meinungen dominieren, nicht bestätigen. 

AFDD: Declaraciön Publica, 25.04.1990, in AFDD 1990: 39. 

Vgl. AFDD: Declaraciön Publica, 07.02.1991, in AFDD 1991: 20f. 
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Zusammensetzung der Kommission, da sie dem Bericht weitere Glaubwürdigkeit verlieh. 
Alle Opfer- und Menschenrechtsorganisationen kooperierten mit der CNVR und stellten 
ihre Archive zur Verfügung (Espinoza/Ortiz/Rojas 2003: 63). Als positiv bewerteten 
AFDD und AFEP auch die Art und Weise, wie Aylwin der Nation den Bericht präsentierte: 

„Reconocemos y valoramos en toda su profündidad el gesto del Presidente de la Repüblica de pedir perdön en 
nombre de toda la naciön por la tragedia provocada por la acciön represiva de la dictadxira. Y un profundo 
sentimiento de paz interior, nos produjo la reivindicaciön piiblica y solemne de la dignidad de todas las 
vlctimas, que durante tantos anos fueron violentadas en su integridad y dignidad personal.“’’'* 

Die Opferorganisationen lobten den Bericht als wichtigen Schritt, weil er öffentlich macht, 
was über Jahre geleugnet wurde. Sie unterstrichen aber auch, dass die Wahrheitssuche erst 
dann beendet sei, wenn das Schicksal aller DD/EP geklärt und die Schuldigen benannt sind. 
Sie unterstützten die Kritik der Kommission an der Rolle der Justiz während der Diktatur 
und schlossen sich der Forderung an, die gerichtlichen Untersuchungen über den Verbleib 
der Verschwundenen zu forcieren.^^ 

Die fundamentale Kritik von AFEP und AFDD bezog sich darauf, dass die Leichen 
der DD/EP nicht lokalisiert werden konnten. Die Angehörigen können die convicciön mo- 
ral der Kommission, dass die Verschwundenen tot sind, so lange nicht teilen, bis die sterb- 
lichen Überreste gefunden sind. Sie kritisierten weiterhin, dass die anderen Menschen- 
rechtsverletzungen außerhalb des Mandats der Kommission lagen und v.a. dass die Namen 
der Verantwortlichen unter Verschluss gehalten werden.^^ Vier Jahre nach der Vorstellung 
des Berichts würdigte die AFEP den Bericht nach wie vor als historisch, kritisierte aber, 
dass für die weitere Aufklärung und v.a. die strafrechtliche Aufarbeitung der Wille bei 
Justiz und Parteien fehle. 



2.2.5 Das Entschädigungsgesetz 



„La Pension que recibimos del Estado, como las becas para asegurar la educaciön de nuestros hijos, jamäs 
constituyö una demanda para nuestra organizaciön. Fue propuesta por el Gobiemo de Aylwin y solo la 
aceptamos - despues de una larga y dificil discusiön - cuando asumimos que era un derecho, no era una 
indemnizaciön y no estaba condicionada a nada.“^^ 

AFEP und AFDD waren sowohl in die Erarbeitung der Vorschläge der CNVR als auch in 
die konkrete Politikformulierung eingebunden, so dass das Entschädigungsgesetz den Be- 
dürfnissen der Opfer entsprach. 

Beide Gruppierungen unterstrichen, dass der Schaden und das Leid nicht wieder gut 
gemacht werden könnten und dass die wichtigste Reparation die Aufklärung, das Finden 
der sterblichen Überreste und die Bestrafung der Verantwortlichen sei. AFDD und AFEP 



Interview Nr. 60 mit Hilda Rosas. 

AFDD: Declaraciön Publica, 06.03.1991, in AFDD 1991: 31f., hier S. 31. Ähnlich: Interview Nr. 60 mit Hilda 
Rosas. 

Vgl. AFEP: Comunicado de Prensa, 07.03.1991, Archiv AFEP, 2 S.; AFDD: Conclusiones de la Jomada de 
Anälisis sobre el significado y repercusiones del Informe de la Comisiön Nacional de Verdad y Reconciliaciön, in 
AFDD 1991: 48f. 

Vgl. AFDD: Conclusiones de la Jomada de Anälisis sobre el significado y repercusiones del Informe de la 
Comisiön Nacional de Verdad y Reconciliaciön, in AFDD 1991 : 48f.; Espinoza/Ortiz/Rojas 2003: 143f. 

Vgl. AFEP: 4 de marzo de 1995. Cuatro anos de verdad sin justicia, Marzo 1995, Archiv AFEP, 4 S. 

AFDD: [Offener] Brief an Hebe de Bonafmi, 03.08.1998, Archiv AFDD, 3 S., hier S. 3. 

Interview Nr. 53 mit Victoria Baeza. Vgl. AFDD: Respuesta de la Agrupaciön de Familiäres de Detenidos- 
Desaparecidos a la Comisiön Nacional de Verdad y Reconciliaciön, 09.10.1990, in AFDD 1990: 121-131. 
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gaben an, dass die Frage nach Entschädigungsmaßen für die Angehörigen ein sehr 
schmerzvolles und heikles Thema sei. In keinem Fall würden sie eine einmalige Entschädi- 
gungszahlung (indemnizaciön) akzeptieren, da bei den Angehörigen der Eindruck entstehen 
würde, Blut gegen Geld zu tauschen und den Tod des Opfers vorschnell zu akzeptieren, 
ohne die genauen Umstände zu kennen. Akzeptabel hingegen sei eine lebenslange Rente, 
durch die der Staat die Verantwortung für das geschehene Unrecht anerkennt, das Opfer mit 
seinen vielfältigen Verpflichtungen würdigt und durch die Unterstützung der Angehörigen 
zumindest einen kleinen Teil der Aufgaben des Opfers übernimmt. AFDD und AFEP 
schlugen u.a. verschiedene Maßnahmen zur Erleichterung administrativer Formalitäten vor, 
Stipendien für die Kinder der DD/EP sowie deren Befreiung vom Militärdienst, Woh- 
nungsbeihilfen, die Einrichtung von Gedenkstätten und unterschiedliche vorbeugende 
Maßnahmen. 

Bei der feierlichen Promulgation des Gesetzes, bei der Vertreter verschiedener Natio- 
nen, der Menschenrechts- und Opferorganisationen und der Kirchen anwesend waren, be- 
zeichnete Sola Sierra, Vorsitzende der AFDD, das Gesetz als „un paso importante en el 
camino de la verdad plena, y reconocemos tambien que el Gobiemo que Ud. [Aylwin, VS] 
preside tratö de despachar la iniciativa con premura, comprensiön y eficacia“.^* Sie mahnte 
bei dieser Gelegenheit erneut die umfassende Würdigung der DD sowie die Notwendigkeit 
an, ihre sterblichen Überreste zu finden. In einem Schreiben dankte die AFDD dem Leiter 
der für die Auszahlung der Pensionen zuständigen Einrichtung für die gute und einfühlsame 
Behandlung, die die Angehörigen bei den Antragsformalitäten erfahren haben. Dank dieser 
Sensibilität sei die Flemmschwelle, diese Leistungen zu beantragen, deutlich gesenkt wor- 
den. 

Besonders positiv bewerten AFEP und AFDD die Ausbildungsförderungen und die 
Befreiung vom Militärdienst. Die Pension habe vielen Familien in schwierigen finanziellen 
Situationen geholfen. Vereinzelt wurde allerdings die geringe Flöhe der Pension kritisiert, 
die nur schwerlich ein vida digna ermöglicht. Als Vergleich wurden hier die Renten der 
Soldaten- und Polizistenwitwen angeführt. Die AFDD versuchte über die CNRR und ihre 
Nachfolgeeinrichtungen Nachbesserungen im Bereich der Entschädigungen zu erreichen.^^ 

In die durch die Ley N“ 19.123 geschaffene Corporaciön Nacional de Reparaciön y 
Reconciliaciön setzten AFDD und AFEP die Floffnung, dass sie das Schicksal der DD/EP 
aufklären könne. Sie forderten deshalb eine adäquate Ausstattung mit Kompetenzen und 
Ressourcen und forderten, dass die CNRR solange existieren müsse, bis die Ziele Verdad y 
Justicia erreicht seien. Um auch die straffechtliche Aufarbeitung zu fördern, solle die 
CNRR in allen Menschenrechtsprozessen als Nebenklägerin auflreten und die Arbeit der 
Gerichte unterstützen.^"* 



™ Vgl. AFDD: Respuesta de la Agrupaciön de Familiäres de Detenidos-Desaparecidos a la Comisiön Nacional de 
Verdad y Reconciliaciön, 09.10.1990, in AFDD 1990: 121-131; AFEP: Precisiones de la Agrupaciön de Familiä- 
res de Ejecutados Politicos respecto al proyecto de ley sobre reparaciones enviado al Parlamento por el Poder 
Ejecutivo, 15.04.1991, Archiv AFEP, 7 S. 

Rede Sola Sierras, bei der feierlichen Promulation der Ley 19.123, 31.01.1992, in AFDD 1992: 24ff , hier S. 24. 

Vgl. Brief der AFDD an Marcos Lima, Nationaldirektor des INP, 12.02.1992, in AFDD 1992: 32. 

Vgl. AFEP: 4 de marzo de 1995. Cuatro anos de verdad sin justicia, Marzo 1995, Archiv AFEP, 4 S.; AFEP: 
Intervenciön sobre Derechos Humanos, ohne Datum, Archiv AFEP, 9 S.; AFDD: [Offener] Brief an Hebe de 
Bonafmi, 03.08.1998, Archiv AFDD, 3 S.; Interviews Nr. 53 mit Victoria Baeza, Nr. 60 mit Hilda Rosas, Nr. 63 
mit Viviana Diaz und Nr. 65 mit Magdalena Navarette. 

Vgl. AFDD 1992: 15; AFEP: Corporaciön Nacional de Reparaciön y Reconciliaciön: Opiniön de la Agrupaci- 
ön de Familiäres de Ejecutados Politicos, ohne Datum [Februar/März 1992], Archiv AFEP, 5 S. 
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2.2.6 Das Gesundheitsprogramm PRAIS 



Die Opferorganisationen begrüßten die Entsehädigungsmaßnahmen im Bereieh der (psy- 
ehisehen) Gesundheit. Bei einer Evaluierung im Jahr 1992 bewerteten 74,8% der Befragten 
die Behandlung dureh das PRAIS als sehr gut; 23,9% bezeiehneten sie als gut. In derselben 
Umfrage gaben 40% der Befragten an, dass hinsiehtlieh der Reparation die gute Betreuung, 
die Sorge um ihre Person und das Emstnehmen und Verständnis für ihre Probleme am 
wiehtigsten waren (Ministerio de Salud 1994: 174; Lira/Gömez 1996: 136f). Es ist zu 
bedenken, dass es sieh bei den Leistungen des PRAIS in den Worten Miguel Rojas, des 
Vorsitzenden der 2000 gegründeten Corporacion Nacional de Beneficiarios PRAIS, um den 
„ünieo aeto reparatorio eonereto que eomo vietimas hemos reeibido desde el Estado“ han- 
delt.” 

Im Allgemeinen äußern sieh die Opferorganisationen positiv über die Leistungen des 
PRAIS, aueh wenn sieh in ihm die grandsätzliehen Mängel des öffentliehen Gesundheits- 
wesens widerspiegeln. Die Opferorganisationen heben aueh die Bedeutung der Angebote 
im psyehotherapeutisehen Bereieh hervor, die vom öffentliehen Gesundheitssystem norma- 
lerweise nieht übernommen werden und die sieh viele Repressionsopfer wegen der hohen 
Kosten privat nieht leisten könnten.^^ Die Corporacion Nacional de Beneficiarios PRAIS 
lobte insgesamt die gute Kooperation mit den sehr engagiert arbeitenden PRAIS-Teams, 
kritisierte aber die dureh Zeitverträge bedingte hohe Fluktuation innerhalb dieser Teams 
und deren teilweise mangelhafte personelle und materielle Ausstattung (Saldivar 2001). 
Seit der Regierang Aylwin forderten die Opferorganisationen ständig die gesetzliehe Absi- 
eherung des Programms, um so seinen dauerhaften Bestand zu siehem. Erst die Regierung 
Lagos kam dieser Forderung Ende 2004 mit der Ley N° 19.980 naeh. 



2.2.7 Die Erriehtung des Memorials 

Die Initiative für die Erriehtung des Memorials ging von der AFDD aus, die gemeinsam 
mit der AFEP in die Planung und Ausführung eingebunden war. Beide Organisationen 
sehätzen die Bedeutung dieser Gedenkstätte sehr hoeh ein. Die AFEP würdigte es bei seiner 
Einweihung als „la expresiön mäs evidente de reeonoeimiento“ naeh der Vorstellung des 
CNVR-Beriehts. Gleiehzeitig mahnte sie aber aueh an, dass das Wiehtigste und Sehwier- 
igste noeh fehle: Die Verurteilung der Verantwortliehen. Fünf Jahre naeh der Einweihung 
verteidigte die AFDD das Memorial gegen öffentliehe Kritik, die Hebe de Bonafini (Aso- 
ciaciön Madres de Plaza de Mayo) an der ehilenisehen Gedenkpraxis geübte hatte, als 
einen wiehtigen Beitrag zur Ehrung der DD/EP, zur Erziehung der späteren Generationen 
und zur Vorbeugung.^* 



Miguel Rojas, zit. in Ministerio de Salud, Boletin Informativo N° 14, Septiembre 2003, S. 4. Rojas bezieht sich 
hier nicht auf die Reparation an den Angehörigen der DD/EP, sondern der anderen Opfergruppen, die sonst keiner- 
lei Entschädigung erhalten. 

Interview Nr. 53 mit Victoria Baeza, Nr. 60 mit Hilda Rosas, Nr. 62 mit Jorge Saez, Nr. 63 mit Viviana Diaz, 
Nr. 65 mit Magdalena Navarette, Nr. 68 mit Luis Campillay und Miguel Rojas. 

Rede der AFEP anlässlich der Einweihung des Memorials, Agosto 1993, Archiv AFEP, 5 S., hier S. 1. 

Vgl. AFDD: [Offener] Brief an Hebe de Bonafini, 03.08.1998, Archiv AFDD, 3 S., hier S. 2. 
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2.2.8 Die Ley Aylwin 

Der Gesetzesentwurf Aylwins führte zum Brueh der Opferorganisationen mit der Regie- 
rung. Ihre Kritik riehtete sieh gegen den militärisehen Dmek und das Naehgeben der Regie- 
rung. Sie sahen in dem Gesetzesvorsehlag den Versueh, dureh einen Pwnto Final die Impu- 
nidad in Chile zu konsolidieren und das Amnestiegesetz dureh die implizite Anerkennung 
zu legitimieren. Sie forderten die Regierung auf, Maßnahmen zu treffen, um die zivile Su- 
prematie über die Streitkräfle herzustellen und die Initiative der sozialistisehen Senatoren 
zur Aufhebung des Amnestiegesetzes zu unterstützen.^^ 

Die AFDD betrieb intensive Lobbyarbeit und führte zahlreiehe Protestaktionen dureh. 
Ein Hungerstreik, an dem sieh 67 Angehörige abweehselnd beteiligten, dauerte 600 Stun- 
den und wurde erst abgebroehen, als das Gesetzesvorhaben sehließlieh zurüekgezogen 
wurde. Die AFDD hatte nieht damit gereehnet, unter einer demokratisehen Regierung auf 
Methoden wie einen Hungerstreik zurüekgreifen zu müssen. Vor der Verhandlung des Ent- 
wurfes im Senat hatte die AFDD einen Befangenheitsantrag gegen etliehe Senatoren ge- 
stellt. Als das Gesetz im September sehließlieh seheiterte, zeigten sieh die Opferorganisa- 
tionen sehr erleiehtert.*** 



2.2.9 Die Aktivitäten der Geriehte 

Generell zeigten sieh die Opferorganisationen von der Performanz der Justiz unter der Re- 
gierung Aylwin enttäuseht. Die Ursaehen lagen ihrer Meinung naeh in der personellen 
Kontinuität innerhalb der Judikative und v.a. darin, dass die Regierung ihr Wahlverspre- 
ehen, das Amnestiegesetz zu annullieren, nieht erfüllte. In einer Erklärung zum 10. Jah- 
restag der Vorstellung des CNVR-Beriehts sehrieb die AFDD der Doctrina Aylwin den 
positiven Effekt zu, die bislang untätigen Geriehte zumindest zu Untersuehungen zu bewe- 
gen. Dieser positive Effekt sei aber dureh Aylwins Konzept der justicia en la medida de lo 
posible wieder neutralisiert worden.*' 



2.2.10 Das erste TixoneraJo-Gesetz 

Die Zufriedenheit des Comando de Exonerados de Chile, überhaupt ein Gesetz erreieht zu 
haben, täuseht nieht über die Tatsaehe hinweg, dass es sieh bei diesem Gesetz um eine 
defizitäre Kompromiss-Lösung handelte: „Ahora esta ley - nosotros siempre la llamamos 
que fue el primer esealön de la eseala que estamos subiendo. Y evidentemente fue muy 
pobre con las aspiraeiones nuestros pero si diö algunos resultados. Poeos, pero diö ...“.*^ 
Von Anfang an war klar gewesen, dass dieses Gesetz nur einen ersten Sehritt darstellte und 
dazu diente, eine Basis zu sehaffen, auf der weitere Forderungen aufbauen konnten. Naeh 
der Implementierung des Gesetzes kam es zu großen Enttäusehungen, bei den Exonerados 



™ Vgl. AFEP: Declaraciön Publica, 02.09.1993, Archiv AFEP, 1 S. 

Vgl. AFDD: Declaraciön Publica al cumplirse trescientos horas de ayuno, 23.08.1993, 2 S.; AFDD: Declaraci- 
ön Publica, 03.09.1993, beide Archiv AFDD, 2 S. 

*' Vgl. AFDD: Informe Rettig: Una decada despues, 04.03.2001, in: www.afdd.cl [17.02.2005]. 
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selbst und auf der Ebene des Comandos, weil viele Diktaturopfer aufgrund der für die An- 
erkennung angelegten Kriterien nieht in den Genuss der Leistungen kamen. 



3. Die Regierung Frei 

3. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Eduardo Frei ( 1 994-2000) 

Während unter Aylwin die Vergangenheitspolitik stets einen hohen Stellenwert eingenom- 
men und die Exekutive eine aktiv-gestaltende und dominierende Rolle innehatte, wollte 
sieh der Christdemokrat Frei weitgehend darauf besehränken, die von seinem Vorgänger 
eingeleiteten Maßnahmen fortzuführen, die Transition als beendet anzusehen und sieh auf 
Themen wie Entwieklung, Infrastruktur, Modernisierung und die Bekämpfung der Armut 
zu konzentrieren. 

Es gelang allerdings nieht, die Vergangenheit von der politisehen Agenda fern zu hal- 
ten, da erste Urteile gegen Mitglieder der Streitkräfte zu ernsthaften politisehen Spannun- 
gen führten, auf die die Regierung reagieren musste. Mit der unerwarteten Inhaftierung 
Pinoehets in London im Oktober 1998 wurde die Vergangenheitspolitik plötzlieh zum zen- 
tralen Thema der politisehen Agenda. War die Regierung in diesen Fragen zuvor eher reak- 
tiv gewesen und hatte die Aufarbeitung der Vergangenheit den Geriehten überantwortet, so 
nahm sie seit der Inhaftierung Pinoehets eine aktive Rolle ein. 

Die Regierung Frei sah sieh während der ersten Jahre ähnliehen Handlungsrestriktio- 
nen ausgesetzt wie die Aylwin-Administration: Die konservative Senatsmehrheit konnte 
weiterhin wiehtige Reformprojekte bloekieren, Pinoehet bildete als Oberkommandierender 
des Heeres bis 1998 einen wiehtigen Pol des postautoritären Mäehtespiels. Die Justiz wurde 
mit der Zeit autonomer, da die Zahl der während der Diktatur eingesetzten Riehter abnahm 
und die vergangenheitspolitisehe Konjunktur der Justiz ein selbstbewussteres Auftreten 
ermögliehte. 



3.1.1 Die V ergangenheitspolitik bis zur V erhaftung Pinoehets 

Preis Strategie der politica de prescindencia (Enthaltung) sah vor, die Aufarbeitung der 
Mensehenreehtsverletzungen der Justiz zu überlassen und so einerseits deren Unabhängig- 
keit und die wieder gewonnene Reehtsstaatliehkeit zu unterstreiehen und andererseits diese 
brisanten Themen von der politisehen Agenda fern zu halten. Die Interpretation und An- 
wendung des Amnestiegesetzes überließ er der Judikative. 

Ironiseherweise waren es gerade Geriehtsentseheidungen, die das Thema wieder auf 
die politisehe Agenda braehten. Kurze Zeit naeh der Regierungsübemahme wurden in er- 
ster Instanz z.T. mehrjährige Haftstrafen gegen 16 Mitglieder der Carabineros und der 
Streitkräfte im sog. degollados-Fall verhängt: Im März 1985 waren drei Mitglieder des PC 
von einem Kommando der Carabineros entführt und mit aufgesehnittenen Kehlen demon- 
strativ nahe des Flughafens abgelegt worden (CODEPU 2001: 78). Da diese Morde naeh 
1978 begangen worden waren, kam eine Anwendung des Amnestiegesetzes nieht in Frage. 
Dennoeh war es trotz klarer Beweislage über neun Jahre nieht möglieh, in diesem emble- 
matisehen Fall zu einem Urteil zu kommen. Als der Polizeiehef Rodolfo Stange besehuldigt 
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wurde, die Untersuchungen behindert zu haben, forderte ihn die Regierung zum Rücktritt 
auf. Er widersetzte sich und blieb bis Oktober 1995 im Amt. In der Folge geriet die Regie- 
rung unter Druck, weil sie Stange auf der Grundlage unbestätigter Beschuldigungen zur 
Niederlegung des Amtes aufgeforderte hatte. Schließlich trat der Innenminister zurück, die 
Militärjustiz stellte die Untersuchungen gegen Stange ein (Correa 1997: 146f ). 

Im Mai 1995 wurden im Fall Letelier letztinstanzlich die Urteile gegen die beiden Ex- 
Generäle Pedro Espinoza und Manuel Contreras, den ehemaligen Leiter der DINA, gespro- 
chen. Es handelte sich um den ersten Fall, in dem hochrangige Vertreter des Militärregimes 
zur Verantwortung gezogen und zu sieben bzw. sechs Jahren Flaft verurteilt wurden. Die 
DINA hatte den ehemaligen Botschafter und Außenminister Allendes Orlando Letelier 
1976 zusammen mit seiner Sekretärin Ronnie Moffitt durch eine Autobombe in Washing- 
ton ermordet (CNVR 1996: 864f). Da es sich bei der Sekretärin um eine US-Bürgerin 
handelte und der Anschlag in den USA verübt wurde, hatten die Vereinigten Staaten ein 
gesteigertes Interesse an der Aufklärung des Falles, der explizit von der Amnestie- 
Regelung ausgenommen war (Decreto Ley N“ 2. 191, Art. 4). 

Dieses erste historische Urteil, das von den verschiedenen politischen und gesell- 
schaftlichen Sektoren sehr unterschiedlich aufgenommen wurde, zeigte deutlich die Brisanz 
dieses Themas (Huneeus 2003: 184-191). Während Espinoza die Flaft antrat und zahlreiche 
Solidaritätsbesuche hoher Militärs erhielt, entzog sich Contreras mit der Rückendeckung 
der Streitkräfte über fünf Monate der Verhaftung. Als er nach langen Verhandlungen und 
Zugeständnissen der Regierang die Flaft antrat, demonstrierten die Militärs erneut ihre 
Macht und transportierten Contreras in einem bewaffneten Kampfhubschrauber (Wecks 
2000: 731). Die Debatten um den Fall Contreras stellten nicht nur die erste ernste zivil- 
militärische Krise der Regierung Frei dar, sondern auch eine innere Zerreißprobe für die 
Concertaciön, da im Rahmen der Contreras-Krise unterschiedliche politische Lösungen, die 
Möglichkeit der Begnadigung oder der Anwendung des Amnestiegesetzes diskutiert wur- 
den (Lira/Loveman 2002: 143ff). Contreras verbüßte seine Flaft in Punta Peuco, einem 
Spezialgefängnis für Mifglieder der Sfreitkräfte, die wegen Menschenrechtsverlefzungen 
inhaftierf sind. Dieses Gefängnis war 1995 auf Druck der Milifärs eingerichfef worden, um 
die körperliche Unversehrtheif ihrer inhaftierten Kameraden zu gewährleisten (Facultad de 
Derecho 2003: 156f). Im Juli 1995 versammelten sich beim sog. Picnic de Punta Peuco 
hunderte Uniformierter in der Nähe des Gefängnisses, um so ihre Unferstützung für die 
Inhaftierfen zum Ausdruck zu bringen - eine Drohgebärde, die von der Regierung sehr 
emsf genommen wurde. 

Die durch die Confreras-Krise unter Druck geratene Regierung suchte nach Möglich- 
keiten, die Zahl der drohenden Prozesse zu beschränken. Über nahezu zwei Jahre wurden 
unterschiedliche Vorschläge einer politischen Lösung diskutiert. Im August 1995 legte Frei 
dem Parlament ein Gesetzespaket vor, mit dem der Prozess der Reconciliaciön Nacional 
abgeschlossen werden sollte. Diese Propuesta Frei beruhte auf drei Säulen: Verfassungsre- 
formen, Modifikationen der Militärgesetzgebung und Maßnahmen zur Aufklärung des 
Schicksals der DD. Beabsichtigt war u.a. die Änderung der Zusammensetzung des Verfas- 
sungsgerichts, Abschaffung der senadores designados und die Kompetenz des Präsidenten, 
führende Offiziere abzuberafen. Hinsichtlich der Verschwundenen ähnelte der Vorschlag in 
etlichen Punkten der gescheiterten Initiative Aylwins: Die Prozesse zur Klärung des 
Schicksals der Verschwundenen sollten vor zivilen, mit besonderen Untersuchungskompe- 
tenzen ausgestatteten Gerichten geführt werden. Die eingestellten Verfahren, bei denen die 
Leichen noch nicht gefunden worden waren, sollten wieder eröffnet werden. Die Verant- 
wortlichen sollten weder strafrechtlich belangt werden, noch sollten ihre Namen genannt 
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werden. Dieses Gesetzespaket scheiterte frühzeitig an den Widerständen der konservativen 
Senatsmehrheit gegen die Verfassungsänderungen und die Modifikationen des Militärge- 
setzes. 

Ein von der Opposition präsentierter Entwurf erwies sich ebenfalls als nicht mehrheits- 
fähig und scheiterte schließlich. Aus den Verhandlungen des Innenministers Figueroa mit 
dem Führer der RN entstand mit dem Proyecto Figueroa-Otero der dritte bedeutende Ver- 
such einer salida politica. Der im November 1995 präsentierte Entwurf sah zwar die Ver- 
nehmung der Beschuldigten in DD-Fällen vor, schloss aber ebenfalls jegliche strafrechtli- 
che Verfolgung aus. Den Militärs wurde Anonymität zugesichert und die Möglichkeit ein- 
geräumt, ihre Aussagen außerhalb der Gerichte zu machen. Die Ergebnisse der 
Untersuchungen sollten den Angehörigen der DD mitgeteilt und die nötigen Schritte zur 
Exhumierung und Bestattung der Leichen eingeleitet werden. Auf Wunsch der direkten 
Angehörigen sollten eingestellte Verfahren wieder eröffnet werden. Der Entwurf sah eben- 
so vor, dass die vor Militärgerichten untersuchten Fälle auch weiterhin der militärischen 
Jurisdiktion unterlagen. Auch dieser Vorschlag fand anfangs die Unterstützung der Rechts- 
parteien und der Concertaciön. Lediglich der PS wandte sich gegen diese Initiative, was 
fast zu einem Bruch der Regierungskoalition führte. Während die außerparlamentarische 
Linke und die Menschenrechtsbewegung gegen diesen Versuch eines punto final Sturm 
liefen, mehrte sich im Laufe der Zeit sowohl bei der Regierungsmehrheit als auch bei der 
Opposition die Kritik an dem Vorschlag, so dass er schließlich im April 1997 zurückgezo- 
gen wurde. 

In die Zeit vor der Verhaftung Pinochets fiel auch die von der Öffentlichkeit wenig 
beachtete Veröffentlichung des Abschlussberichts der 1992 geschaffenen CNRR. Das ur- 
sprünglich auf zwei Jahre angelegte Mandat wurde sukzessive bis Ende 1996 verlängert 
(Leyes N° 19.358 und 19.441). In den Jahren 1992-95 hatte die CNRR Reparationsleistun- 
gen an die Angehörigen der DD/EP im Umfang von insgesamt mnd 7,5 Mio. US$ erbracht 
(Lira/Loveman 2005: 162). Im Bereich der Wahrheitssuche war die CNRR insgesamt 2.188 
Anzeigen nachgegangen und hatte 899 neue Fälle anerkannt (123 DD, 776 Opfer politi- 
scher Gewalt). Daraus ergibt sich, dass die beiden staatlichen Einrichtungen (CNVR und 
CNRR) zusammen 4.750 Fälle untersucht haben, von denen 3.197 als Todesopfer des 
Staatsterrorismus anerkannt wurden (2.298 durch die CNVR und 899 durch die CNRR).*® 
Bei der Aufklärung des Schicksals der DD/EP unterscheidet der Bericht der CNRR zwi- 
schen den Umständen der Verhaftung/des Verschwindens und dem Auffinden der sterbli- 
chen Überreste. Während in vielen Fällen die Umstände geklärt werden konnten, scheiterte 
die Suche nach den Leichen an der fehlenden Kooperation der Militärs. Lediglich in 117 
Fällen trugen die Nachforschungen der CNRR dazu bei, die sterblichen Reste zu finden (79 
DD, 38 EP). Mit dem Ende des Mandats der CNRR waren immer noch 1.134 Fälle unge- 
klärt (975 DD, 159 EP) (CNRR 1996: 57ff und 84). Die AFDD forderte vom Innenmini- 
sterium die Fortsetzung der Suche nach den Überresten der DD, wie dies die Ley N° 19.123 
nahe legt.*^ Die Regierung nahm diese Forderung auf und richtete das Programa de Conti- 
nuidad de la Ley 19.123 ein, dessen 15-köpfiges Team die Aufgabe hatte, die Angehörigen 
der Opfer in sozialen und rechtlichen Fragen zu beraten, die Nachforschungen über das 
Schicksal der DD fortzusetzen, das Archiv und die Dokumentation der CNVR und der 



Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos, segundo semestre 1995: 4ff; Loveman/Lira 2002: 148-173. 

** Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos, segundo semestre 1995: 6-9. 

Von diesen Todesopfern wurden 2.095 als muertos klassifiziert, 1.102 als DD (vgl. CNRR 1996: 42f). 

Vgl. Ley N° 19.123, Art. 6: „Se declara que la ubicaciön de las personas detenidas desaparecidas [...] constituye 
un derecho inalienable de los familiäres de las vlctimas y de la sociedad chilena.“ 
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CNRR zu betreuen und zu pflegen und die symbolische Entschädigung zu fördern (Decreto 
Supremo 1.005; Lira/Loveman 2005: 154-157). 

Noch vor seiner Verhaftung war Pinochet aus dem aktiven militärischen Dienst ausge- 
schieden. Seit er sich seit Ende 1996 darauf vorbereitete, das Amt des Oberkommandieren- 
den niederzulegen und als Senador Vitalicio in die Legislative zu wechseln, versuchten 
unterschiedliche Initiativen erfolglos dies zu verhindern. Pinochet zögerte den für Anfang 
Januar 1998 geplanten Schritt hinaus, um eine Interims-Zeit, in der er nicht durch Immuni- 
tät geschützt war, zu vermeiden. Er trat am 10. März 1998 von seinem Amt zurück, um am 
darauf folgenden Tag als Senator vereidigt zu werden. 

Die Concertaciön prüfte die Möglichkeit einer Verfassungsklage gegen Pinochet. We- 
gen Straftaten während seiner Präsidentschaft konnte er nicht mehr belangt werden, da die 
Verfassung für derartige Verfahren eine Frist von sechs Monaten nach dem Ende der Amts- 
zeit vorsieht. Eine Anklage wegen Vergehen aus Pinochets Zeit als Oberbefehlshaber {boi- 
nazo und ejercicio de enlace) war problematisch, da er zu dieser Zeit de jure unter ziviler 
Suprematie agierte und die Regierung stets betont hatte, dass zu keiner Zeit Gefahr für die 
Nation bestanden habe. Man fürchtete, durch eine Verfassungsklage den gesamten Transi- 
tionsprozess in Frage zu stellen. Die rechte Opposition drohte im Falle einer Klage gegen 
Pinochet mit Verfassungsklagen gegen Aylwin und Frei. Die Debatten um die Verfas- 
sungsklage gegen Pinochet stellte eine erneute Zerreißprobe für die Concertaciön dar. Ob- 
wohl die Concertaciön über die nötigen Mehrheiten verfügte, scheiterte die Klage an den 
Gegenstimmen von 12 PDC-Abgeordneten, die so ein politisches Verfahren gegen Pinochet 
im eigenen Land verhinderten (Biomeier 1999: 6ff). 

Eine der ersten Initiativen des Senators Pinochet war die Abschaffung des 11. Septem- 
bers als Nationalfeiertag, der durch einen Dia de la Unidad Nacional in den ersten Septem- 
ber-Tagen ersetzt wurde. Von ihm selbst als eine Geste der Versöhnung bezeichnet, sahen 
andere darin den Versuch, weitere Spannungen innerhalb der Concertaciön zu provozie- 
ren.®* Das Parlament verabschiedete das entsprechende Gesetz (Ley N° 19.588) im Oktober 
1998. Da die Bevölkerung diesen neuen Feiertag nicht annahm, wurde er im Jahr 2002 per 
Parlamentsbeschluss wieder abgeschafft (Ley N“ 19.793). 



3.1.2 Das zweite Exonerado-Gesetz 

In Anbetracht der offensichtlichen Schwächen des ersten Exonerado-Gesetzes traten das 
Comando Nacional de Exonerados de Chile und andere isvoneraJo-Gruppierungen in Ver- 
handlungen mit der Regierung und anderen staatlichen Stellen und forderten Modifikatio- 
nen des bestehenden Gesetzes. Diese Gespräche gestalteten sich als schwierig und kamen 
zeitweise zum Erliegen. Trotz aller Probleme konnte das Comando schließlich ein protoco- 
lo de acuerdo mit der Regierung unterzeichnen.*^ Im Januar 1997 legte Frei dem Parlament 
einen Gesetzesentwurf vor, mit dem die gemeinsam mit dem Comando erarbeiteten Modi- 
fikationen umgesetzt werden sollten. Dieser Entwurf wurde ohne größere Änderungen mit 
lagerübergreifenden Mehrheiten verabschiedet. Die im August 1998 promulgierte Ley N° 
19.582 sah u.a. eine neue Berechnungsgrundlage für die Zugangsvoraussetzungen zur Ex- 
o«era<7o-Rente vor, schloss auch die Exonerados des Kongresses, der Justiz, der Streit- und 



** Vgl. Candina 2002: 36ff.; zu den parlamentarischen Debatten Lira/Loveman 2002: 210-221. 
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Sicherheitskräfte sowie diejenigen ein, die in privaten Pensionssystemen versichert waren. 
Ebenso sah das Gesetz eine neue Antragsfrist vor (Lira/Loveman 2005: 315-323). 

Die mit diesem Gesetz eingeführten Modifikationen führten zu einem starken Anstieg 
der Anträge und auch der Bewilligungen. Es gingen insgesamt 60.147 Neuanträge ein, von 
denen 48.779, d.h. 81,1% anerkannt wurden.^“ Während der Regierung Frei wurden seitens 
des im Innenministerium angesiedelten Programa de Reconocimiento al Exonerado PoUti- 
co Bemühungen unternommen, die Liste jener Unternehmen zu erweitern, in dennen militä- 
rische Interventionen stattgefunden hatten und deren Exonemdos somit prinzipiell einen 
Antrag auf Anerkennung stellen konnten.^* 



3.1.3 Die Tätigkeit der Gerichte während der Regierung Frei 

Zum Zeitpunkt der Regierungsübemahme Freis waren in Chile noch keine definitiven Ur- 
teile wegen der Menschenrechtsverletzungen der Diktatur gesprochen worden. In den be- 
reits unter Aylwin begonnenen Prozessen im degoUados-FaW und im Fall Letelier wurden 
im ersten Jahr der Regierungszeit Freis die Urteile gefällt. In der zweiten Jahreshälfte 2000 
- wenige Monate also nach dem Ende der Regierungszeit Freis - wurde in Chile gegen 84 
Mitglieder der Streit- und Sicherheitskräfte wegen Menschenrechtsverletzungen ermittelt, 
in 28 Fällen waren Haftstrafen verhängt worden (CODEPU 2001: 62-69 und 74-77). Die- 
ser langsame Wandel in der Rechsprechung zeichnete sich erst Mitte der 90er Jahre ab. 
Obwohl zivile Gerichte die Mehrheit der Menschenrechtsprozesse der Diktatur untersuch- 
ten, war die Tendenz ungebrochen, die Verfahren ohne weiterfuhrende Untersuchungen 
unter Verweis auf das Amnestiegesetz, dessen Interpretation und Anwendung die Regie- 
rung Frei der Judikative überließ, abzuschließen (Brinkmann 1999: 137ff; CODEPU 2001: 
56ff). 

Der CODEPU-Menschenrechtsbericht (2001: 55f.) nennt fünf Ursachen für diese 
langsame Kursänderung: (1) Durch die Verfassungsänderung von 1989 hatte der Men- 
schenrechtsschulz Verfassungsrang erhalten. Internationale Menschenrechtsnormen hatten 
Vorrang vor der nationalen Gesetzgebung. (2) Die Doctrina Aylwin hatte die Richter zu 
intensiveren Nachforschungen ermutigt. (3) Durch eine Verfassungsmodifikation im Jahr 
1997 wurde ein neuer Emennungsmodus für die Milglieder der Corte Suprema und ein 
Höchslaller fesigelegl, was dazu führte, dass acht Richter ausgetauscht wurden. (4) Die 
Prozesse gegen Pinochet im Ausland, seine Verhaftung und Rückkehr nach Chile setzten 
die Gerichte unter Druck, im eigenen Land für Gerechtigkeit zu sorgen. (5) Große Bedeu- 
tung hatten schließlich die Menschenrechtsbewegung und -anwälte, die immer wieder die 
strafrechtliche Aufarbeitung einforderten. 

So setzte sich ab 1998 in einzelnen Fällen eine neue Interpretation durch, die das Am- 
nestiegesetz erst nach Abschluss der Untersuchungen zur Anwendung kommen ließ. Eben- 
so wurde in einigen Fällen der 1951 von Chile ratifizierten Genfer Konvention Vorrang vor 
dem Amnestiegesetz eingeräumt. Auch im Bereich des Zivilrechts wurden kleinere Erfolge 
erzielt: Im August 1995 wurde der chilenische Staat erstmals zu einer Schadensersatzzah- 
lung von rund US$ 263.000,- an die Familie eines 1984 zu Tode gefolterten PC-Mitglieds 



™ Vgl. Repüblica de Chile, Ministerio del Interior, Programa de Reconocimiento al Exonerado PoHtico: Estastisti- 
ca Programa Exonerados. Consolidado Nacional, Informaciön al 3 1.12.2004. 
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verurteilt. Auch in den Jahren 1997 und 1998 strengten Angehörige von Diktaturopfem 
weitere Schadensersatzklagen an (CODEPU 2001: 57ff.). 

Im Januar 1998 akzeptierte der Richter Juan Guzmän die erste Klage gegen Pinochet 
in Chile. Mit dieser Klage Gladys Marins, der Präsidentin des Partido Comunista, wurde 
der , Herbst des Patriarchen’ eingeleitet. In diesem Jahr wurden in Chile insgesamt fünfzehn 
Klagen gegen Pinochet wegen Mord, Entführung, Bildung einer terroristischen Vereini- 
gung, illegalen Beisetzungen etc. erhoben, von denen sieben Klagen akzeptiert wurden.^^ 
Die Zahl der Klagen stieg bis 1999 auf 55 an (Weeks 2003: 147). Die Blockadehaltung der 
Pinochet-treuen Richter wurde nach und nach aufgeweicht; es zeichnete sich die Bereit- 
schaft ab, die Amnestie-Regelung erst dann zur Anwendung kommen zu lassen, wenn die 
offenen Fragen geklärt waren (Wehr 2003: 122). 

Ebenso setzte sich ansatzweise eine alternative Interpretation der Desapariciön Forza- 
da durch: In einigen Fällen wurde das Verschwindenlassen als andauernde Entführung 
(secuestro permanente) interpretiert, solange die Leiche nicht gefunden wurde. Somit han- 
delt es sich um ein Verbrechen, das noch heute begangen wird, so dass eine Anwendung 
des Amnestiegesetzes, das nur den Zeitraum bis 1978 abdeckt, nicht zulässig ist. Ebenso 
wenig kann dieses Delikt wegen seines permanenten Charakters verjähren. Aufgrund dieser 
Neu-Interpretation wurden bereits beigelegte Verfahren wieder eröffnet, unter ihnen die 
sog. Caravana de la Muerte, während der im Oktober 1973 in mehreren Städten Chiles 
insgesamt 75 Menschen ermordet worden waren, deren Leichen teilweise nie gefunden 
wurden.^"^ Die Anwälte der wegen der Caravana beschuldigten Militärs legten Widerspruch 
gegen die Festnahmen ein und begründeten diesen mit der Amnestie, mit Veqähmng und 
dem ne bis in iJem-Grundsatz. Die Ablehnung des Widerspruchs wurde im Juli 1999 von 
der Corte Suprema mit der Begründung bestätigt, dass die Amnestie erst nach der vollstän- 
digen Klärung zur Anwendung kommen kann und dass es sich in einigen Fällen der Ver- 
schwundenen um andauernde Entführungen handelt. Die besondere Bedeutung dieser Ent- 
scheidung hegt darin, dass erstmals der oberste Gerichtshof die alternativen Interpretatio- 
nen des DL 2.191 stützte. Die Streitkräfte zeigten sich sehr beunruhigt und verärgert über 
diese neuen Interpretationen.^'’ Ebenfalls im Jahr 1999 wurden weitere emblematische Fälle 
wie die Operaciön Albania und der Mord an Tucapel Jimenez wieder aufgenommen. 



3.1.4 V ergangenheitspolitik nach der V erhaftung Pinochets 

Die Verhaftung hatte eine lange Vorgeschichte: Durch das massive lateinamerikanische 
Exil in Europa waren im Laufe der Jahre internationale Menschenrechts- und Exilierten- 
Netzwerke entstanden, die auch nach dem Ende der Militärdiktaturen weiter bestanden. Der 
andauernden politischen Lobbyarbeit dieser Gruppen ist es zu verdanken, dass im Rahmen 
der juristischen Bemühungen in Spanien im Umfeld des 20. Jahrestages des Militärputsches 
in Argentinien die spanische Union Progresista de Fiscales vor der Audiencia Nacional de 



Vgl. Barahona de Brito 2001a: 160. 

Vgl. FunViSol: Situaciön de los Derechos Humanos en el afios 1997: 14f.; FunViSol: Informe de Derechos 
Humanos, primer semestre 1998: 5ff.; FunViSol: Informe de Derechos Humanos del segundo semestre 1998: 27f. 

Vgl. Barahona de Brito 2001a: 167; zur Neuinterpretation des Amnestiegesetzes Amnesty International 2001: 
14f. 

Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos del primer semestre 1999: 8ff.; FunViSol: Informe de Derechos 
Humanos del segundo semestre 1999: 12f. 

* Vgl. ElMercurio, 13.06.1999. 
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Espaiia am 4. Juli 1996 eine Klage gegen die ersten vier /wnto-Mitglieder einreiehte. Am 
folgenden Tag legte die spanische Fundaciön Presidente Salvador Allende eine ähnliche 
Klage wegen Völkermords und Terrorismus vor. Die Klagen wurden im Februar 1997 - 
von der chilenischen Regierung, den Streitkräften und konservativen Presse weitgehend 
ignoriert - zugelassen. Dass die Regierung das Verfahren dennoch ernst nahm, zeigt sich 
u.a. daran, dass Aylwin auf einer Spanienreise nachträglich der diplomatische Status eines 
Botschafters in besonderer Mission erteilt wurde, um zu verhindern, dass er als Zeuge ver- 
nommen wird. Ebenso brachte die Justizministerin Soledad Alvear bei einem Besuch in 
Spanien die molestia der Regierung über die Verfahren zum Ausdruck. Bei anderer Gele- 
genheit erklärte die Regierung, dass sie die Zuständigkeit der spanischen Justiz in Fällen, 
die auf chilenischem Territorium begangen wurden, nicht anerkenne. 

Im Mai 1998 wurde vor der spanischen Justiz eine weitere Klage gegen Pinochet we- 
gen des Todes von 200 Menschen im Zusammenhang mit der Operaciön Condor einge- 
reicht. Während eines Europa-Aufenthalts verweigerte Frankreich Pinochet im Oktober 
1998 wegen der offenen Prozesse die Einreise. Wenige Tage später wurde er in London 
verhaftet, nachdem der spanische Richter Garzön einen internationalen Haftbefehl wegen 
Völkermord, Terrorismus und Folter an chilenischen und spanischen Staatsbürger ausge- 
stellt hatte. Andere Nationen (Frankreich, Schweiz, Norwegen, Italien, Luxemburg, Belgi- 
en) stellten ebenfalls Auslieferungsanträge (Barahona de Brito 2001: 149f; Lira/Loveman 
2002: 226-229). 

Mit der unerwarteten Inhaftierang Pinochets in London verkehrten sich die politischen 
Präferenzen der Regierung, die zuvor stets bemüht war, Pinochets Macht zu beschneiden. 
Nun übernahm das Außenministerium seine Verteidigung und versuchte mit allen Mitteln, 
seine Rückkehr nach Chile zu erreichen. Ein Schreiben der chilenischen Botschaft in Groß- 
britannien an den britischen Außenminister vom 26. November 1998 zeigt die Argumenta- 
tionsstränge der chilenischen Regierung: Sie hob einerseits den Diplomatenstatus Pinochets 
hervor und pochte andererseits auf das Territorialprinzip der Jurisdiktion, wonach die Zu- 
ständigkeit für in Chile begangene Straftaten bei der chilenischen Justiz liege. Eine Verlet- 
zung dieses Prinzips komme einer Verletzung der staatlichen Souveränität Chiles gleich. 
Die Regierung versuchte aufzuzeigen, dass der spanischen Justiz in keinem Fall die Kom- 
petenz für die Vergehen, derer Pinochet angeklagt wird, zufalle, zumal nach spanischem 
Recht extraterritoriale Prozesse nur subsidiären Charakter haben können. Die Regierung 
wies auf die 13 Prozesse gegen Pinochet im eigenen Land hin und unterstrich die Rechts- 
staatlichkeit Chiles und die absolute Unabhängigkeit der Justiz. Weiterhin wird in dem 
Schreiben darauf hingewiesen, dass eine Auslieferung Pinochets schwerwiegende Folgen 
für den friedlichen Transitionsprozess Chiles haben könne. Der Brief schließt mit dem 
Appell, aus humanitären Gründen und wegen des schlechten Gesundheitszustands des Se- 
nators auf eine Auslieferung zu verzichten.^’ 

Während der gesamten Zeit, die Pinochet in London festgehalten wurde, gab es per- 
manente politische und diplomatische Versuche, den Senator nach Chile zurückzuholen, 
wobei die Regierung stets deutlich zu machen versuchte, dass sie nicht die Person Pino- 
chets, sondern das Amt, das er begleitete, und die nationale Souveränität verteidige. Für die 
Concertaciön bedeutete die Pinochet-Krise eine erneute Zerreißprobe, da sie einerseits die 
Regierung unterstützen, andererseits aber auch ihren Wählern gerecht werden musste 
(Biomeier 1999: 13-16). 



’’ Vgl. Representaciones del Gobiemo de Chile con Relacion a las „Autorizaciones para Proceder" a la Extradi- 
ciön, abgedrackt in Lagos 1999: 237-263. 
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Im November 1998 befanden die für diese Fragen zuständigen britischen Lord- 
Richter, dass Pinochet für sich keine diplomatische Immunität beanspruchen könne, wo- 
raufhin dessen Anwälte einen Befangenheitsantrag gegen einen der Richter stellten, der 
Amnesty International nahe stand. Ein neu gebildetes Gremium bestätigte nach neuer Über- 
prüfung die Ablehnung. Die chilenische Regierung und die politische Rechte protestierten 
vehement gegen diese Entscheidung. Die Abgeordneten der RN und der UDI blieben bis 
Mitte November den Parlaments- und Senatssitzungen fern und blockierten somit die Ar- 
beit dieser Institutionen, was in der Bevölkerung zu Besorgnis führte (Loveman/Lira 2002: 
241-249). 

Am 4. Juni 1999 wurde das Verfahren über die Auslieferung Pinochets an Spanien er- 
öffnet. Als im Oktober der zuständige britische Richter die 35 von Richter Garzön vorge- 
brachten Anklagepunkte akzeptierte und die Auslieferung bewilligte, intervenierte die chi- 
lenische Regierung erneut mit den Argumenten der Verteidigung der chilenischen Jurisdik- 
tion und des Gesundheitszustands Pinochets. Außenminister Jack Straw nahm diesen Ein- 
wand der chilenischen Regierung auf und ordnete ein ärztliches Gutachten an. Am 2. März 
2000 schließlich teilte Straw mit, dass Pinochet aus humanitären Gründen nicht an Spanien 
ausgeliefert werde und dass auch die Auslieferungsgesuche der anderen Nationen nicht 
berücksichtigt würden. Noch am selben Tag kehrte Pinochet in einer in London bereitste- 
henden Maschine der chilenischen Streitkräfte nach Santiago zurück (Facultad de Derecho 
2003: 161ff). 



3.1.5 Die Mesa de Diälogo 

Die Mesa de Diälogo stellte einen weiteren Versuch dar, eine Lösung für das Problem der 
Verschwundenen zu finden und zu einer Verständigung über die jüngste Vergangenheit 
Chiles zu kommen. Auch die Rechtsparteien und die Streitkräfte hatten erkannt, dass dieses 
ungeklärte Thema in Zukunft für weitere politische Spannungen sorgen würde. Sie waren 
außerdem besorgt über die neueren Entwicklungen in der Rechtssprechung. Da sie wie auch 
die Regierung unter allen Umständen die Rückkehr Pinochets erreichen wollten, sollte die 
Mesa auch der internationalen Gemeinschaft zeigen, dass das Thema Vergangenheitspolitik 
in Chile ernst genommen wird (Zalaquett 2000: 12f). 

Die Mesa de Diälogo, deren Initiative von Verteidigungsminister Edmundo Perez 
Yoma ausging, tagte ab August 1999 und wollte versuchen, Vertreter der Streitkräfte, der 
, Menschenrechtsbewegung’ und anderer gesellschaftlich relevanter Gruppen an einem 
Tisch zu versammeln, um gemeinsam nach einer Lösung des Themas Detenidos Desapare- 
cidos zu suchen. Die Menschenrechts- und Opferorganisationen verweigerten die Teilnah- 
me an dieser Initiative, weil sie darin einen erneuten Versuch sahen, zu einer außergericht- 
lichen und somit straffreien Lösung des Problems zu kommen. Drei bekannte Menschen- 
rechtsanwälte erklärten sich zur Teilnahme an der Mesa bereit, traten aber als 
Privatpersonen und nicht in Vertretung von Menschenrechtsgruppen auf (Lira 2004). 

Die Mesa tagte in neun Monaten insgesamt 22 Mal und versuchte in mühsamen Annä- 
herungen das Schicksal der DD zu klären und sich über den historischen Kontext der Men- 
schenrechtsverletzungen zu verständigen. Die Vertreter der Streitkräfle betonten immer 
wieder die Notwendigkeit, die Menschenrechtsverletzungen vor dem Hintergrund des sich 
anbahnenden Bürgerkriegs in Chile zu sehen (Lira/Loveman 2002: 280-283). Die Rück- 
kehr Pinochets führte zu einer Krise der Mesa. Wegen des ehrenvollen Empfangs Pinochets 
durch die Militärs waren die Menschenrechtsanwälte nicht bereit, das Abschlussdokument 
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der Mesa zu unterzeichnen, da dieses durch das widersprüchliche Verhalten der Militärs 
unglaubwürdig werde.^* Erst während der Regierung Lagos und unter dem Vorsitz des 
christdemokratischen Verteidigungsminister Mario Femändez konnte sich die bereits für 
gescheitert erklärte Mesa auf einen neuen Text einigen. 



3.1.6 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Frei 

Frei betrachtete die Transition als beendet und versuchte, die chilenische Demokratie zu 
konsolidieren. Verbleibende Tranistionsprobleme wie die Aufarbeitung der Menschen- 
rechtsverletzungen sollten als low /?rq/i/e-Themen innerhalb der bereits bestehenden institu- 
tioneilen Arrangements behandelt werden. 

Aufgrund der Spannungen um die ersten Urteile wegen Menschenrechtsverletzungen 
der Diktatur konnte die Regierung den faktisch gegebenen Regelungsbedarf nicht ignorie- 
ren und versuchte, mit den Vorschlägen Freis und dem Figueroa-Otero-Kompromiss eine 
politische Lösung zu finden. Mit der Inhaftiemng Pinochets wurden die Agenda-Prioritäten 
schließlich so verschoben, dass die Vergangenheitspolitik zu einem der zentralen Themen 
wurde. 

Im Allgemeinen führte Frei die von Aylwin eingeleiteten Maßnahmen fort. Bedeuten- 
de originäre Initiativen der zweiten demokratischen Regierung waren die beiden Vorschlä- 
ge zur Begrenzung der Verfahren und die Mesa de Diälogo. Die Opfergruppen der Exil- 
Fleimkehrer und der ehemaligen politischen Gefangenen und Folteropfer wurden in der 
Vergangenheitspolitik Freis nicht beachtet. 

Im Bereich der Wahrheitssuche versuchte die CNRR die von der CNVR begonnenen 
Aufgaben fortzuführen. Flinsichthch der globalen Wahrheit über das Ausmaß der Men- 
schenrechtsverletzungen wurden durch sie weitere 899 Todesopfer dokumentiert. Mit dem 
Ende des Mandats der CNRR konnte somit die offizielle Gesamtzahl der Todesopfer der 
Diktatur auf 3.197 festgelegt werden. Im Bereich der konkreten Wahrheit konnte sie aber 
keine umfassenden Erkenntnisse erzielen, da die sterblichen Reste der großen Mehrheit der 
Verschwundenen nicht lokalisiert werden konnten. Die CNRR unterstützte die Justiz, die 
durch ihre Untersuchungen in Einzelfällen ebenfalls einen Beitrag zur Suche nach der kon- 
kreten Wahrheit über das Schicksal der Verschwundenen leisten konnte. Ein weiterer wich- 
tiger Schritt war die Einrichtung einer DNA-Datenbank zur Identifizierung der Überreste 
Verschwundener im Jahr 1998. Die Regierung war auf diese Forderung der AFDD einge- 
gangen (Barahona de Brito 2001: 147). Ein weiterer Versuch, das Schicksal der Ver- 
schwundenen aufzuklären ist in der Mesa de Diälogo zu sehen, in der sich die Streitkräfle 
verpflichteten, hilfreiche Informationen bereitzustellen. 

Hinsichtlich der strafrechtlichen Aufarbeitung zeichnete sich während der Regierung 
Frei ein Wandel innerhalb der Rechtsprechung ab. In einigen Fällen wurde das Amnestie- 
gesetz neu interpretiert, den internationalen Menschenrechtsnormen Vorrang vor nationalen 
Gesetzen eingeräumt und das Verschwindenlassen als permanentes Delikt aufgefasst. Auch 
während der Regierung Frei gab es Versuche, durch Gesetzesinitiativen die Zahl der Pro- 
zesse zu verringern und die Bestrafung der Veranfworflichen zu verhindern. Die Regierung 
Frei setzte die von Aylwin entworfene Entschädigungspolitik für die Angehörigen der 
DD/EP forf. Durch das zweite Exonerado-Geseiz wurde der Kreis der entschädigungsbe- 
rechtigten Exonerados ausgeweitet. 



Vgl. FunViSol, Informe de Derechos Humanos, primer semestre 2000: 4f. 
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Im Bereich der Erinnerungs- und Gedenkpolitik ergriff die Regierung Frei keine be- 
deutenden Initiativen. In diese Regierungszeit fallt die Eröffnung des Parque por la Paz 
, .Villa Grimaldi“, einer Gedenkstätte auf dem Gelände eines ehemaligen Folterzentrums 
der DINA in einem Vorort Santiagos. Die Einrichtung dieses Parks ging allerdings auf 
private Initiativen zurück (Meade 2001; Lazzara 2003). Ebenso wurden keine vergangen- 
heitspolitischen Direktmaßnahmen ergriffen. 

Hinsichtlich institutioneller Reformen gelang es der Regierung Frei trotz der bestehen- 
den constraints, einige Modifikationen vorzunehmen. Der weit reichendste Versuch institu- 
tioneller Reformen ist in den Verfassungsmodifikationen und der Änderung des Militärge- 
setzes zu sehen, die Frei in die schließlich gescheiterte Propuesta Frei integrierte. Bedeut- 
sam sind allerdings die Fortschritte im Bereich der Justizreform: Die Verfassungsänderung 
des Jahres 1997, die eine neue Zusammensetzung der Corte Suprema erlaubte (CODEPU 
2001: 55), und eine Justizreform im Jahr 1998 (Thiery 2000: 277f). Ein Jahr zuvor war ein 
Versuch gescheitert, die Zusammensetzung des Senates zu ändern und diesen so demokra- 
tiekompatibler zu machen (Loveman/Lira 2002: 184—191). Trotz dieser Teilerfolge gelang 
es der Regierung nicht, die diktatoriale Verfassung als solche grundlegend zu ändern. 

Während in der Vergangenheitspolitik Aylwins symbolische Maßnahmen eine bedeu- 
tende Rolle spielten und die persönliche Haltung Aylwins diesen besondere Glaubwürdig- 
keit verlieh, so war die Vergangenheitspolitik Preis eher von Nüchternheit und persönlicher 
Kühle geprägt. 
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Abb. 21: Vergangenheitspolitik der Regierung Frei 



3.2 Die Vergangenheitspolitik Preis aus der Sicht der Opferorganisationen 



„Frei no se comprometiö a nada, solo a defender a Pinochet argumentando soberania y territorialidad. En 
resumen, la lecciön aprendida flie que la justicia en Chile no serä compromiso del Gobiemo ni mucho menos 
del Presidente Eduardo Frei.“^^ (AFDD) 

Allgemein fallt das Urteil der Opferorganisationen über die vergangenheitspolitische Per- 
formanz der Regierung sehr negativ aus:^^*^ Sahen sie bei seinem Vorgänger noch ein ernst- 
haftes Engagement, so vermissten sie bei Präsident Frei jegliche Sensibilität für ihre Pro- 



AFDD: Informativo, Aho 6, N° 60, enero 1999, S. 3. 

Die einzige Gruppierung, die von dieser Einschätzung für ihren Bereich abweicht, ist das Comando Nacional 
de Exonerados Politicos. 
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bleme und Anliegen.**** Die Opferorganisationen mussten erkennen, dass Preis Ankündi- 
gung vor seinem Amtsantritt, dass ihnen die Türen der Moneda stets offen stünden, reine 
politische Rhetorik war. So hatte die AFDD mehrmals erfolglos um ein Gespräch mit Frei 
gebeten. Erst im Januar 1999 wurden sie nach zahlreichen Protestaktionen, einer Sitzblok- 
kade vor der Moneda und der persönlichen Vermittlung eines Staatssekretärs empfangen.***^ 
Mit den Bemühungen der Regierung um die Freilassung Pinochets kam es zum definitiven 
Bruch zwischen der Frei-Administration und den Opferorganisationen, was sich sehr deut- 
lich an dem an Schärfe zunehmenden Ton der öffentlichen Erklärungen und Briefe zeigt. 



3.2.1 Die Contreras-Krise 

Die Opferorganisationen zeigten sich zufrieden, dass nach 19 Jahren der Straflosigkeit 
endlich das Urteil im Fall Letelier gesprochen wurde, auch wenn sie sich ein höheres 
Strafmaß erhofft hatten: „sentimos por primer vez que la justicia es posible cuando los 
jueces cumplen con su mandato de administrarla“ (AFDD 1997: 136). Heftig kritisierten sie 
hingegen aber die Einrichtung des Sondergefängnisses in Punta Peuco, da sie darin einer- 
seits einen weiteren Verstoß gegen den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor dem Ge- 
setz und der Privilegierung derer sahen, die massive Menschenrechtsverletzungen begangen 
hatten. Andererseits führte es ihnen erneut die Schwäche der Regierung vor Augen, die sich 
dem Druck der Streitkräfte und ihrer politischen Alliierten nicht erwehren konnte. Beson- 
ders besorgt äußerten sich die Opferorganisationen über das Unvermögen der Regierung, 
den Haftantritt zu erzwingen, und die Unterstützung der Militärs für den verurteilten Con- 
treras. Sie sahen darin deutliche Zeichen für die fehlende zivile Unterordnung der Streit- 
kräfte und den fehlenden Willen und die fehlende Macht der Regierung, diese einzufor- 
dem.“*^ 



3 .2.2 Die Propuesta Frei und die Propuesta Figueroa-Otero 

Die unterschiedlichen Versuche, eine politische Lösung für die offenen Menschenrechts- 
fragen zu finden, trafen auf den erbitterten Widerstand der Opferorganisationen, die in den 
Vorschlägen Versuche sahen, den gerichtlichen Untersuchungen einen punto final zu set- 
zen, der die Wahrheit über das Schicksal der Verschwundenen gegen die Straffreiheit ein- 
tauscht: „el Gobiemo pretende construir un pais sin memoria, sin historia y con los autores 
de masivos crimenes de lesa humanidad paseändose libremente por la calles [sic!]. “***"* Sie 
mobilisierten gegen diese Initiativen, suchten vergeblich das Gespräch mit Frei und hielten 
eine 48-stündige Mahnwache vor der Moneda ab (AFDD 1997: 138-141). 



AFDD: Informe Rettig: Una decada despues, 04.03.2001, in www.afdd.cl [17.02.2005]: „a diferencia de su 
antecesor, el Presidente Frei se caracterizö por su absoluta indiferencia respecto del tema de DDHH en general, y 
del drama de los detenidos desaparecidos en particular.“ 

Vgl. AFDD: Informativo, Ano 6, 60, enero 1999, S. 3; Interviews Nr. 63 mit Viviana Diaz und Nr. 65 mit 

Magdalena Navarette. 

Vgl. AFDD: Informativo, Ano 2, N'’ 11, enero 1995, S. 3; AFDD; Brief an Edurado Frei Ruiz-Tagle, 
23.01.1995, Archiv AFDD, 3 S.; AFEP: Brief an Verteidigungsminister Edmundo Perez Yoma, 15.06.1995, 
Archiv AFEP, 1 S. sowie Interviews Nr. 60 mit Hilda Rosas, Nr. 63 mit Viviana Diaz und Nr. 65 mit Magdalena 
Navarette. 

AFDD: Informativo, Ano 2, N*' 18, agosto 1995, S. 2. 
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Die AFDD kritisierte, dass mit diesen Initiativen nicht nur versucht werde, eine Nation 
ohne Erinnerung zu schaffen, sondern dass mit ihnen auch der Schritt von der justicia en la 
medida de lo posible hin zur renuncia de la justicia vollzogen werde. Die Gerechtigkeit sei 
aber - besonders bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit - eine unabdingbare Basis für das 
gesellschaftliche Zusammenleben. Die AFEP wies deutlich daraufhin, dass Frei in seinem 
Wahlprogramm noch die Aufhebung des Amnestiegesetzes versprochen hatte, nun aber Schrit- 
te einleite, um die Impunidad zu konsolidieren. Sie kritisierten weiterhin scharf, dass diese 
Vorschläge die offenen Fragen der Menschenrechtsverletzungen auf das Schicksal der Ver- 
schwundenen reduzieren und so die Hinrichtungen, Morde und Folter ausblenden würde. 
Und auch bei den Verschwundenen würden die Probleme auf das Auffinden der Leichen ver- 
engt: 

„la ünica pretensiön de este proyecto de ley es encontrar los restos de los detenidos desaparecidos, reduciendo 
asl el tema de derechos humanos pendiente a una mera investigaciön arqueolögica, olvidando que la ejecuciön 
politica y la tortura son crimenes contra la humanidad que deben ser investigados y sus autores sancio- 
nados.“'“’ 

Für den Fall, dass der Gesetzesentwurf nicht zurückgezogen werde, drohte die AFEP mit 
einer Klage vor der CIDH. Es ist v.a. auf den massiven Widerstand der , Menschenrechts- 
bewegung’ zurückzuführen, dass die beiden Vorschläge schließlich scheiterten. 



3.2.3 Der Gesetzesentwurf der AFDD 

Im Kontext der Suche nach politischen Lösungen präsentierte die AFDD anlässlich des 20. 
Jahrestags ihres Bestehens einen eigenen Gesetzesvorschlag, den zwei christdemokratische 
Senatoren dem Parlament vorlegten. In diesem Entwurf mit dem Titel Nuestra Propuesta 
para la Pazy la Reconciliaciön en Chile schlug die AFDD eine Interpretation des DL 2.191 
vor, die die Amnestierung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit ausschließt. Die ein- 
gestellten Verfahren sollten vor zivilen Gerichten neu untersucht werden, wobei die AFDD 
vorschlug, diejenigen, die über Informationen zu den Verschwundenen verfügen, durch die 
Aussicht auf Strafmilderung zu einer Aussage zu motivieren, wobei das Ausmaß der Straf- 
milderung von dem Grad der Verantwortlichkeit des Informanten abhängen solle. Dieser 
Vorschlag gliederte sich in die Reihe der erfolglosen Versuche einer politischen Lösung des 
Problems der Verschwundenen oder der Interpretation des Amnestiegesetzes ein. Zwei 
Aspekte erscheinen jedoch wichtig: Zum einen zeigte die AFDD die prinzipielle Bereit- 
schaft, Informationen mit Strafmilderung zu honorieren, und zum anderen griff die AFDD 
- traditionellen chilenischen Politikmustem folgend - hier in besonders deutlicher Weise 
auf parteipolitische und parlamentarische Kanäle der Interessenartikulation zurück. 



Vgl. AFDD: Briefe an Edurado Frei Ruiz-Tagle, 24.08.1995 und 09.11.1995, Archiv AFDD, 5 S. bzw. 2 S.; 
AFDD: Informativo, Ano 2, 18, agosto 1995, S. 2. 

Vgl. AFEP: Intervenciön sobre Derechos Humanos, ohne Datum, Archiv AFEP, 9 S., hier S. 8, AFEP: Decla- 
raciön Publica, 09.1 1.1995, Archiv AFEP, 1 S. 

AFEP: Nuestra opiniön sobre el proyecto enviado al parlamento por el Presidente de la Repüblica Don Eduar- 
do Frei Ruiz-Tagle, Octubre 1995, Archiv AFEP, 4 S., hier S. 3. 

AFDD: Nuestra Propuesta para la Pazy la Reconciliaciön en Chile, 01.10.1995, Archiv Vicaria de la Solidari- 
dad, 9 S. 
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3.2.4 Die Arbeit und Ergebnisse der CNRR 



Der Absehlussberieht der CNRR hatte für die Opferorganisationen bei weitem nieht die 
Bedeutung, die der Berieht der CNVR gehabt hatte. Aueh wenn die CNRR dureh die Un- 
tersuehung der offenen oder neuen Anzeigen die globale Wahrheit vervollständigen konnte, 
zeigten sieh die Opfergruppen enttäuseht, weil hinsiehtlieh der konkreten Wahrheit über das 
Sehieksal der DD/EP keine wesentliehen Fortsehritte erzielt wurden. Sie äußerten sieh 
anerkennend über die persönliehe Betreuung, die sie dureh die CNRR - v.a. im Bezug auf 
die untersehiedliehen Entsehädigungsleistungen - erhalten hatten. Da sie es sehr gesehätzt 
hatten, in der CNRR einen direkt von der Regierung abhängigen, institutioneilen An- 
spreehpartner zu haben, forderten sie von Frei die Fortsetzung dieser Bemühungen, was 
dieser mit der Einriehtung des Progmma de Continuidad de la Ley 19.123 gewährte.'**^ 



3.2.5 Die parlamentarisehe Initiative Pinoehets zum Jahrestag des Putsehes 

Der Rückzug Pinochets in die parlamentarische Politik und das Scheitern der Verfassungs- 
klage stellten für die Opfergruppierungen eine schmerzhafte Erfahmng dar, da ihnen nicht 
nur die faktische Macht der Rechte und der Militärs, sondern auch der fehlende politische 
Wille der Concertaciön vor Augen geführt wurde.'*** Über die Aufhebung des 11. Septem- 
ber als Nationalfeiertag äußerte sich AFDD sehr enttäuscht, da sie eine solche Maßnahme 
seit dem Ende der Diktatur vergebens von der Regierung erwartet hatte. Stattdessen wurde 
er nun durch eine von Pinochet initiierte Übereinkunft zwischen der Rechten und der Con- 
certacion durch einen fragwürdigen Tag der Nationalen Einheit ersetzt."* 



3.2.6 Die Verhaftung Pinochets in London 

Die AFDD und die AFDD-LF hatten sich schon früh als Nebenkläger den Prozessen gegen 
Pinochet in Spanien angeschlossen und unterstützten die Untersuchungen der spanischen 
Justiz. Mit der plötzlichen Verhaftung Pinochets in London begann für die Menschen- 
rechtsaktivisten in Chile eine sehr intensive Zeit: Über internationale Netzwerke, in denen 
die Menschenrechts- und Opferorganisationen Schlüsselpositionen innehatten, wurden 
Informationen und Materialien an die Aktivisten in Spanien und Großbritannien sowie die 
untersuchenden Richter weitergeleitet. Vertreter der Opferorganisationen reisten nach Lon- 
don und Madrid, um dort direkte Lobbyarbeit zu leisten."^ 

Die Opferorganisationen verurteilten die politischen Manöver der chilenischen Regie- 
rung scharf**^ In den Verlautbarungen und Briefen zeigt sich ein deutlich schärferer Ton 
gegen die Regierung, der man den Schulterschluss mit der Rechten und den Militärs vor- 



Vgl. AFDD: Informativo, Ano 3, N° 34, diciembre 1996, S. 2 und Ano 4, N° 38, abril 1997, S. 4; AFEP: Brief 
an Eduardo Frei Ruiz-Tagle vom 16.12.1996, Archiv AFEP, 1 S.; Interview Nr. 63 mit Viviana Diaz und Nr. 64 
mit Magdalena Navarette. 

Vgl. AFDD: Informativo, Ano 4, N”42, agosto 1997, S. 2; Interview Nr. 64 mit Magdalena Navarette. 

Vgl. AFDD: Informativo, Ano 5, N°55, agosto 1998, S. 2. 

Interview 56 mit Elias Padilla. 

Vgl. AFEP: Brief an Baltasar Garzön, 07.08.1999, Archiv AFEP, 3 S., hier S. 2. 
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warf. Die AFDD klagte die Regierung immer wieder öffentlieh an, die sich in einen „ver- 
gonzoso cömplice de la impunidad“""' verwandelt habe. 

In mehreren Briefen warf die AFDD Frei vor, die Bevölkerung zu belügen, indem er 
davon spreche, dass der Senator Pinochet entfuhrt worden sei, oder dass er Immunität ge- 
gen Strafverfolgung genieße. „Pese a su esfuerzo Presidente, Pinochet ya ha sido juzgado 
por el mundo y la historia lo consignarä a usted como un Mandatario que obstaculizö la 
justicia y protegiö al principal responsable de las violaciones de los derechos humanos en 
nuestro pais.“*'^ Sie kritisierten die humanitären Gründe, die die Regierung vorschob, um 
die Rückkehr Pinochets zu erreichen. Diese Argumentation zeige, dass es der Regierung 
nicht - wie sie vorgebe - um Fragen der Territorialität oder der nationalen Souveränität 
gehe, sondern - wie sie immer bestreite - doch um die Person Pinochets."® Auch das 
Argument der Regierung, dass gegen Pinochet bereits die chilenischen Gerichte ermitteln, 
lehnt die AFDD strikt ab: „Pensamos que el gobiemo que Ud. representa, esgrimiendo 
razones de Estado, se hace cömplice de la impunidad al no reconocer püblicamente que los 
tribunales chilenos no estän en condiciones de hacer justicia”.*" 



3.2.7 Die Mesa de Dialoge 

Die AFDD und die AFEP lehnten die Mesa de Diälogo als einen Diälogo por la Impunidad 
kategorisch ab. Sie sahen darin eine Inszenierung, um der internationalen Gemeinschaft 
vorzugaukeln, dass in Chile Täter und Opfer an einem runden Tisch in Dialog treten: „esta 
Mesa surgia como una maniobra mäs para traer a Pinochet de regreso a Chile, intentando 
mostrar al mundo una imagen de pais ,reconciliado’.“*** Beide Gruppierungen protestierten 
mehrmals vor dem Tagungsort der Mesa und unterstrichen immer wieder, dass die Men- 
schenrechtsanwälte nicht durch die Opfergruppen legitimiert seien. Die einzige eines 
Rechtsstaates würdige Form, die Probleme der Menschenrechtsverletzungen zu klären, war 
ihrer Meinung nach ein ungehindertes Arbeiten der Gerichte. 

„Ante la operaciön en marcha por instalar una mesa de diälogo [sic!] que consagre la impunidad en nuestra 
patria, la campana comunicacional que pretende mostrar la supuesta existencia de una voluntad nacional por 
llegar a un acuerdo en esta materia y las maniobras que pretenden mostrar una division en el movimiento de 
DDHH, la Agrupaciön de Familiäres de Ejecutados Pollticos de Chile declara: 1. Rechazamos cate- 
goricamente la constituciön de esta mesa de diälogo [siel] y su presunta funcion pacificadora, propiciada por 
el poder militar.“”’ 

Die AFDD zeigt sich prinzipiell zu einem Dialog mit den Streitkräften bereit, wenn diese 
Reue zeigen und aufhören, fundamenfale Tafsachen zu leugnen. Diese Bereifschaff fehle 
bei den Milifärs, die den Opfern gegenüber Drohungen, Arroganz und Rechtferfigungen 
äußern. Die AFDD warf Frei vor, mit der Mesa die Justiz durch außergerichtliche Einigun- 
gen zu schwächen.*^** 



AFDD: Informativo, Ano 6, N°60, enero 1999, S. 3. 

AFDD: Brief an Eduardo Frei Ruiz-Tagle, 10.12.1998, Archiv AFDD, 2 S., hier S. 2. 

Vgl. AFDD: Brief an Eduardo Frei Ruiz-Tagle, 15.10.1999, Archiv AFDD, 2 S. 

AFDD: Brief an Eduardo Frei Ruiz-Tagle, 1 1.1 1.1999, Archiv AFDD, 2 S., hier S. 1. 

Patricia Silva [AFEP]: Reflexiones respecto al caso Pinochet, 2001, Archiv AFEP, 2 S., hier S. 2. Vgl. AFDD: 
Informativo, Ano 6, N°67, agosto 1999; AFEP: Declaraciön Publica, 14.08.1999, Archiv AFEP, 2 S. 

AFEP: Declaraciön Publica, 14.08.1999, Archiv AFEP, 2 S., hier S. 1. 

™ Vgl. AFDD: Carta Abierta al Presidente de la Repüblica Eduardo Frei Ruiz-Tagle, 20.08.1999, Archiv AFDD, 
2S. 
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Lediglich die AFDD-LF äußerte sich von Anfang an positiv zur Mesa und unterstrich 
die Notwendigkeit, gemeinsam nach Antworten auf die offenen Fragen zu suchen.’^’ Der 
Grund für diese Flaltung hegt darin, dass die an der Planung und Durchführung der Mesa 
maßgeblich beteiligte Menschenrechtsanwältin Pamela Perreira selbst Mitglied der AFDD- 
LF ist und die Gruppe stets über den Fortgang der Mesa informierte. Diese Flaltung der 
AFDD-LF führte in diesem Zusammenhang zu weiteren Spannungen innerhalb der ,Men- 
schenrechtsbewegung’ . 



3.2.8 Die Leistungen der Justiz 

Die Opferorganisationen äußerten sich in der Regel nicht schriftlich zu bestimmten Urtei- 
len. Sie waren jedoch stets bei Urteilsverkündungen oder Meilensteinen in wichtigen Pro- 
zessen in oder vor den Gerichten präsent und unterstützten ihre Anwälte. In Interviews und 
Gesprächen zeigte sich, dass die Opferorganisationen den Wandel in der Rechtsprechung 
durchaus wertschätzen, was aber nicht darüber hinweg täuschen kann, dass die Urteile für 
die Opferorganisationen in der Regel zu spät kamen und die Strafen oft zu niedrig ausfie- 
len. 



3.2.9 Das zweite Exonemdo-Gesetz 

Die einzige Opferorganisation, die sich für ihren Bereich positiv zur Leistung der Regie- 
rung Frei äußerte, war das Comando Nacional de Exonemdos de Chile, das unter Frei ein 
zweites, inklusiveres Gesetz erkämpfen konnte. Das Comando wertete die Verabschiedung 
des Gesetzes als großen Erfolg, der aber maßgeblich auf das eigene Insistieren, die Lobby- 
arbeit und die Mobilisierungen sowie auf die Unterstützung der Abgeordneten der Concer- 
taciön zurückzuführen sei. Während der Regierung Frei habe es weiferhin wichtige Verbes- 
serungen bei der Implementierung der Maßnahmen für die Exonemdos gegeben, da durch 
die Schaffung des Proyecto de Exonemdos Politicos im Innenminisferium bessere Abläufe 
bei der Anerkennung und Beratung der Exonemdos ermöglicht worden seien. 



4. Die Regierung Lagos 

4. 1 Die Vergangenheitspolitik der Regierung Ricardo Lagos (2000-2005/^^ 

Als mit dem in den USA promovierten Ökonomen Ricardo Lagos ein Sozialist als Staats- 
präsident der Concertaciön das höchste politische Amt übernahm, setzte die , Menschen- 
rechtsbewegung’ große Floffnungen auf ihn. Er galt als vergangenheitspolitisch profdiert, 
da er während der Diktatur für kurze Zeit inhaftiert worden war und nach der Rückkehr zur 
Demokratie bei mehreren Anlässen die öffentliche Konfrontation mit Pinochet gesucht 
hatte. 



Interview Nr. 65 mit Magdalena Navarette. 

Interview Nr. 59 mit Zaida Araya. 

Der Untersuchungszeitraum endet im März 2005. Die vergangenheitspolitischen Entwicklungen der letzten 
Monate der Regierung Lagos konnten nicht mehr berücksichtigt werden. 
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Zum Zeitpunkt der Regierungsübemahme hatte das Thema Vergangenheitspolitik v.a. 
wegen der Rüekkehr Pinoehets naeh Chile und der Mesa de Diälogo Hoehkonjunktur. La- 
gos führte die im Rahmen der Repatriierungsbemühungen seines Vorgängers initiierten 
Maßnahmen zwar fort, versuehte aber gleiehzeitig, den Protagonismus weitgehend von der 
politisehen Sphäre in die der Judikative zu verlagern, was im Laufe seiner Regierungszeit 
immer nur zeit- und teilweise gelang. 

Die vergangenheitspolitisehen Rahmenbedingungen und Restriktionen hatten sieh ver- 
ändert: Zwar blieb die Verfassung von 1980 unangetastet, aber die Widerstandsressoureen 
der Streitkräfte waren deutlieh verringert. Die Rüekkehr Pinoehets hatte den Streitkräflen, 
die naeh dem Absehlussdokument der Mesa die Politik des Versehwindenlassens nieht 
länger bestreiten konnten, einige Zugeständnisse abverlangt. Pinoehet selbst war naeh sei- 
nem Rüektritt als Oberkommandierender und Senator kein aktiver politiseher Akteur mehr. 
Gleiehzeitig hatte die gesellsehaflliehe Sensibilität für die Fragen der Mensehenreehtsver- 
letzungen der Diktatur - besonders im Umfeld der Debatten um den 30. Jahrestag des Put- 
sehes - zugenommen. 

Mit der Regierungszeit Lagos änderte sieh aueh das Panorama der Opferorganisatio- 
nen, da sieh die ehemaligen politisehen Gefangenen (Ex-Presos Politicos, im folgenden 
ExPP) organisierten und auf die über Jahre ausgeblendeten Themen politisehe Haft und 
Folter während der Diktatur aufmerksam maehten und politisehe wie juristisehe Maßnah- 
men zu deren Aufarbeitung forderten. 



4.1.1 Die Mesa de Diälogo und ihre Folgen 

Mit der Rüekkehr Pinoehets naeh Chile, den Spannungen unter den versehiedenen Gruppie- 
rungen und Teilnehmern der Mesa und den Präsidentsehaftswahlen waren die Verhandlun- 
gen über Woehen ins Stoeken geraten. Erst im Juni 2000 konnte dem neu eingeführten 
Präsidenten Lagos das Absehlussdokument der Mesa überreieht werden. Das Dokument 
maeht deutlieh, dass die in den 60er Jahren beginnenden gesellsehaftliehen und politisehen 
Spannungen in der Krise des 11. Septembers 1973 gipfelten, über dessen Bewertung - so 
das Dokument - untersehiedliehe legitime Auffassungen koexistieren. 

„Sin embargo hay otros hechos sobre las cuales no cabe otra actitud legitima que el rechazo y la condena, asi 
como la firme decisiön de no permitir que se repitan. Nos referimos a las graves violaciones a los derechos 
humanos, en que incurrieron agentes de organizaciones del Estado durante el gobiemo militar. Nos referimos 
tambien a la violencia politica cometida por algunos opositores al regimen militar. En especial nos preocupa 
hondamente la tragedia, aün no resuelta, de los detenidos-desaparecidos.“ (Mesa de Diälogo 2000: 483) 

Die Erwähnung der Gewalttaten oppositioneller Gruppen kann als das Ergebnis langer 
interner Verhandlungen äcx Mesa gesehen werden. Es war den Streitkräften ein offensieht- 
liehes Anliegen, den Staatsterrorismus auf diese Weise zu relativieren oder zumindest in 
ihrem Sinne zu kontextualisieren. 

Die dialogführenden Parteien erkannten in dem Dokument die Notwendigkeit an, eine 
Lösung für die Tragödie der Versehwundenen zu finden: „La solueiön del problema de los 
defenidos-desapareeidos requiere la ubieaeiön de sus resfos morfales, euando ella sea 
posible, o que se esfablezea en fodo easo, su destino“ (Mesa de Diälogo 2000: 483). Die 
Sfreifkräfte erklärfen sieh deshalb bereif, innerhalb einer Frist von seehs Monaten alle ver- 
fügbaren Informationen zu übergeben, die der Aufklärung des Sehieksals der Versehwun- 
denen dienen. Das Dokument sehließt mit den Worten: „La Mesa de Diälogo estima que, 
sobre estas premisas, se pueden erear las eondieiones que efeetivamente eontribuyan a la 
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unidad nacional y a profundizar las bases de convivencia entre todos los chilenos“ (Mesa de 
Dialoge 2000: 486). Auffällig ist, dass der im vergangenheitspolitischen Diskurs Chiles 
allzu häufig gebrauchte Terminus der reconciliaeiön {nacional) in diesem Dokument keine 
Verwendung findet. 

Die besondere Bedeutung des Abschlussdokuments der Mesa de Diälogo liegt darin, 
dass sich hier Vertreter antagonischer Sichtweisen erstmals auf einen Minimalkonsens 
verständigen konnten. Weitaus bedeutender aber ist, dass die Streitkräfte, die zuvor stets 
von supuestos detenidos desaparecidos gesprochen hatten, nun die Faktizität dieser Men- 
schenrechtsverletzungen anerkannten. 

Der Oberkommandierende des Fteeres musste sich innerhalb der aktiven Streitkräfte 
heftiger Kritik für seine nachgiebige und kompromissbereite Ftaltung bei der Mesa stellen. 
Unter den ehemaligen Generälen entstand der Eindruck, dass die Streitkräfte in die , guten’, 
jungen Streitkräfte, die dialogbereit und geständig sind, und die , bösen’ alten und unein- 
sichtigen Streitkräfte gespalten werden und sie selbst dadurch marginalisiert werden.*^"* 

Noch im selben Monat verabschiedete das Parlament ein Gesetz, das die Anonymität 
derjenigen sichern sollte, die im Rahmen der Übereinkunft der Mesa Aussagen zum 
Schicksal der Verschwundenen machten (Lira/Loveman 2002: 302f ). 

Im Januar 2001 überreichte der Militärbischof Pablo Lizama als Ergebnis der Nachfor- 
schungen der letzten sechs Monate einen Bericht, der Informationen über das Schicksal von 
rund 180 Verschwundenen enthielt. Nach Aussagen dieses Dokuments waren 130 Leichen 
über dem Meer oder anderen unzugänglichen Gebieten abgeworfen worden, so dass die 
sterblichen Überreste nicht mehr aufzufinden seien. Der Bericht bestätigte so Gerüchte, die 
bereits in der zweiten Jahreshälfte 2000 kursierten und für öffentliches Entsetzen gesorgt 
hatten. Die Überreste von weiteren rand 20 Verschwundenen sollten sich in Massengräbern 
nahe Santiago befinden. 

Die Öffentlichkeit war über diese Informationen schockiert, einige Menschenrechts- 
und Opferorganisationen wiesen darauf hin, dass es sich bei vielen der angeblich ins Meer 
geworfenen Personen um solche handle, deren Fälle derzeit gerichtlich untersucht und 
verhandelt wurden. Sie äußerten den Verdacht, dass die Informationen der Militärs den Tod 
des Verschwundenen nahe legen sollten, um so die Interpretation des Verschwindenlassens 
als permanentes Delikt zu vermeiden und das DL 2.191 zur Anwendung kommen zu lassen 
(Facultad de Derecho 2003: 170). 

Aufgrund der Informationen der Mesa wurden an zwei Stellen Exhumierungen vorge- 
nommen und die Reste von insgesamt 16 Verschwundenen identifiziert. Es fanden sich 
weniger Leichen (-reste) als die Informationen der Streitkräfte erwarten ließen. Aufgrund 
des Zustands der gefundenen Knochen musste davon ausgegangen werden, dass die Lei- 
chen teilweise verbrannt, mit Dynamit gesprengt oder nachträglich ausgegraben und ent- 
fernt worden waren. 

Im April und Mai 2001 wurde in zwei Fällen die Falschheit der Informationen der Mi- 
litärs nachgewiesen: Die Überreste des PC-Mitglieds Juan Luis Rivera Malus, die den An- 
gaben der Streitkräfte zufolge ins Meer geworfen worden waren, konnten bei der Exhumie- 
rung eines Massengrabes identifiziert werden. Ähnlich verhielt es sich mit einem anderen 
Verschwundenen, der angeblich ebenfalls im Meer versenkt worden war und dessen sterb- 
liche Überreste aber bereits zehn Jahre unidentifiziert beim Servicio Medico Legal lager- 



Interviews Nr. 69 mit Guillermo Garin und Nr. 72 mit Luis Cortes Villa. 
Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos del primer semestre 2001 : 2. 
Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos, primer semestre 2002: 32f. 
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ten.’^^ Durch diese beiden Funde, die in der Gesellschaft wie auch innerhalb der Regierung 
für große Entrüstung sorgten, wurden alle jene Familien, die nun zu wissen glaubten, was 
mit ihren Angehörigen passiert ist, erneut verunsichert; die vermeintlichen Fortschritte im 
Bereich der Wahrheitsfindung wurden so deutlich relativiert. 

Die Regierung setzte - durch die Ereignisse seit der Veröffentlichung des Streitkräfte- 
Berichts unter weiteren Druck geraten - insgesamt 60 Jueces Especiales ein, die sich aus- 
schließlich oder bevorzugt mit den Untersuchungen über das Schicksal der Verschwunde- 
nen befassen sollten.*^* Die Arbeit der Sonderrichter, die von den Menschenrechts- und 
Opferorganisationen, dem Programa de Continuidad de la Ley 19.123 und der Sonderer- 
mittlungsgruppe für Menschenrechtsverletzungen der Policia de Investigaciones unterstützt 
wurde, konnte während der Regierung Lagos sowohl die Wahrheitssuche als auch die straf- 
rechtliche Aufarbeitung stark vorantreiben. 



4. 1 .2 Die Debatten um das Verfahren gegen Pinochet in Chile 

Mit der Rückkehr Pinochets aus London hatte sich die Situation in doppelter Weise gewan- 
delt: Er war als Oberkommandierender des Fleeres a.D. und Senator auf Lebenszeit nach 
London gereist und kehrte nun als jemand zurück, der durch politische Winkelzüge und 
aufgrund seiner körperlichen und geistigen Gebrechen vor einer Auslieferung nach Spanien 
und einem Prozess wegen Völkermords verschont geblieben war. Auch im Land selbst 
hatte sich das Szenario geändert: In Chile lagen mittlerweile über fünfzig Klagen gegen 
Pinochet vor. Die Regierung hatte vor der Weltöffentlichkeit damit argumentiert, dass Pi- 
nochet vor ein chilenisches Gericht gestellt werden würde. Die gesellschaftliche Toleranz 
der Impunidad war gesunken - kurz: Pinochet war nicht mehr unantastbar. Auch die Streit- 
kräfte hatten der Regierung Tribut für deren Bemühungen um die Rückkehr zahlen und 
wohl im Verborgenen etliche Zugeständnisse machen müssen. Über diese geänderten Rah- 
menbedingungen konnte auch der triumphalistische Empfang, den die Streitkräfte, Regime- 
anhänger und -funktionäre sowie Parlamentarier der rechten Opposition dem „Retter des 
Vaterlandes“ bei seiner Ankunft am Flughafen bereiteten, nicht hinwegtäuschen. Der kran- 
ke Pinochet selbst erhob sich direkt nach der Ankunft aus seinem Rollstuhl und defilierte an 
den zu seiner Begrüßung anwesenden militärischen Würdenträgern vorbei. 

An dem Tag, an dem Pinochet nach Chile aufbrach, hatte eine Gruppe von Menschen- 
rechtsanwälten die Aufhebung der parlamentarischen Immunität Pinochets wegen seiner 
Beteiligung und Verantwortung an der Camvana de la Muerte beantragt. Der untersuchen- 
de Richter Guzmän gab dem Antrag statt und verwies wenige Tage später die Entscheidung 
über die Aufhebung der Immunität an das zuständige Appellationsgericht in Santiago, wo 
Mitte April die Verhandlungen begannen. Die Anwälte der Anklage wie auch der Consejo 
de Defensa del Estado (CDE), der unter bestimmten Voraussetzungen die Vertretung der 
Interessen des Staates oder - bei Zivilklagen - des Fiskus übernimmt, sahen eine Mitbetei- 
ligung Pinochets an der Camvana als bewiesen an. Die Anwälte Pinochets hingegen strit- 
ten dies Vorwürfe ab und führten dessen bereits von der chilenischen wie auch der briti- 
schen Regierung anerkannten schlechten Gesundheitszustand und - zynischerweise - inter- 
nationale Menschenrechtsnormen gegen eine Aufhebung der Immunität ins Feld. 



Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos del primer semestre 2001 : 7ff. 
Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos del primer semestre 2001 : 6. 
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Die Streitkräfte brachten immer wieder ihre Unterstützung für Pinochet zum Ausdruck 
und versuchten Druck auf die Regierung und die Justiz auszuüben. In einem Fall versuchte 
auch ein Senator des PS den Richtern mit einer Verfassungsklage wegen Pflichtvemachläs- 
sigung zu drohen, falls die Immunität nicht aufgehoben würde. Er wurde dafür aus seinen 
eigenen Reihen stark kritisiert. Die Regierung unterstrich in ihren Äußerungen stets, dass 
die Justiz frei und ohne äußere Einflussnahmen handeln und entscheiden solle. 

Am 23. Mai wurde schließlich mit 13 zu 9 Stimmen die Immunität Pinochets für den 
Fall der Camvana de la Muerte aufgehoben, um so die Untersuchung seiner Verantwort- 
lichkeiten in diesem Fall zu ermöglichen. Die Entscheidung rief Proteste auf der einen, 
Zustimmung auf der anderen Seite und Zufriedenheit der Regierung über die freie Ent- 
scheidung der Justiz hervor. Die Corte Suprema als die zuständige Berufungsinstanz bestä- 
tigte die Entscheidung im August 2000.*^^ 

Im Dezember 2000 wurden die Untersuchungen gegen Pinochet wegen Entführung in 
18 Fällen und Mord in 57 Fällen aufgenommen. Die erste Vernehmung, bei der Pinochet 
jede Beteiligung, Verantwortung oder Kenntnis von dem Fall abstritt, konnte allerdings erst 
Ende Januar 2001 vorgenommen werden. Die Verteidigung Pinochets legte unterschiedli- 
che Rechtsmittel ein, ließ medizinische Gutachten erstellen und beantragte aus gesundheit- 
lichen Gründen die Schließung des Prozesses. Im Juli 2001 wurde das Verfahren schließ- 
lich wegen einer zerebral bedingten, fortschreitenden Demenz vorübergehend eingestellt. 
Im Juli 2002 erfolgte die definitive Einstellung der Untersuchungen gegen Pinochet im Fall 
der Caravana de la Muerte, da er aufgrund seiner Demenz nicht verhandlungsfähig sei. 
Pinochet erklärt seinen Rücktritt als Senator und begründete diesen mit seinem Alter und 
seinem Gesundheitszustand (Loveman/Lira 2002: 427^30; Weeks 2003: 150f). Er kam 
somit den Bemühungen einiger Abgeordneter der Concertaciön zuvor, eine Verfassungsge- 
richtsentscheidung herbeizuführen, mit welcher der demente Senator seines Amtes entho- 
ben werden sollte. 

In der Presse wurden Stimmen laut, dass die Einstellung des Verfahrens das Ergebnis 
interner Verhandlungen zwischen der Regierung und den Streitkräften seien. Die Regierung 
habe die Einstellung des Verfahrens durch eine intensive Lobbyarbeit bei den Richtern er- 
möglicht, wofür die Streitkräfte zusicherten, dass Pinochet als Senator zurücktreten und 
sich aus dem politischen Leben zurückziehen werde. In Folge der definitiven Einstellung 
des V erfahrens wurden weitere Anträge auf Aufhebung der Immunität Pinochets in anderen 
Fällen abgelehnt, so dass es bei den über 300 Klagen, die 2002 gegen den Ex-Diktator 
Vorlagen, zu einem juristischen Stillstand kam (Facultad de Derecho 2003: 192-195). 



4.1.3 Die Aufarbeitung von politischer Haft und Folter 

Mit der Ausreise der letzten politischen Gefangenen der Diktatur nach Belgien am Ende der 
Regierung Aylwin war das Thema der ExPP weitgehend aus dem politischen und gesell- 
schaftlichen Bewusstsein und von der politischen Agenda verschwunden. Außer den Repa- 
rationsmaßnahmen im Bereich der Gesundheitsfürsorge durch das PRAIS waren keine 
weiteren Leistungen vorgesehen. 



Vgl. FunViSol; Informe de Derechos Humanos del primer semestre 2000: 20-31; Facultad de Derecho 2003: 
184ff. 

Vgl. FunViSol: Informe de Derechos Humanos del primer semestre de 2001: 30-42 und segundo semestre 
2001:2911 
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Es gab in Chile über Jahre keine organisierten Gruppen ehemaliger politischer Gefan- 
gener. Erst im Zusammenhang mit der Inhaftierung Pinochets in London begannen die 
ExPP sich ihrer eigenen Opferrolle bewusst zu werden, sich zu organisieren und ihre Forde- 
rungen zu artikulieren. So entstand 1999 mit der Agrupaciön de Ex-Presos PoUticos de 
Chile (AExPP) die erste ExPP-Organisation. Sie forderte die historisch-politische Aufarbei- 
tung der systematischen Politik der Folter und der politischen Haft während der chileni- 
schen Diktatur, die strafrechtliche Verfolgung der Verantwortlichen und die umfassende 
Entschädigung der Opfer (Aguilera 2001: 102f ). Neben Demonstrationen, Lobbyarbeit und 
der Kooperation mit anderen Menschenrechtsorganisationen setzte die AExPP auf Straf- 
und Zivilklagen als Druckmittel, um bei der Regierung einen Handlungsbedarf zu provozie- 
ren (Frödden 2001: 57f). So wurden bis zum Mai 2002 mehrere Strafanzeigen wegen Fol- 
ter in insgesamt über 1.900 Fällen erstattet und Zivilklagen gegen den chilenischen Fiskus 
in Höhe von über 70 Mio. Euro erhoben (Straßner 2005: 44f ). 

Im Jahr 2001 wurde die Comisiön Etica contra la Tortura (CECT) gegründet, die u.a. 
die Einsetzung einer Wahrheitskommission zu den Themen Folter und politische Haft for- 
derte. Mit zahlreichen Aktionen wie Seminaren, direkt an den Präsidenten adressierten 
Berichten über die Folterpraxis und ihre Folgen versuchte die CECT den Handlungsbedarf 
in diesem Bereich aufzuzeigen. 

Trotz der zunehmenden Präsenz des Themas im öffentlichen Diskurs äußerste sich die 
Regierung nicht zu den Forderungen der ExPP. Erst mit der Vorstellung der neuen Vergan- 
genheitspolitik der Regierung Lagos im August 2003 sollte das Thema auf die politische 
Agenda gelangen. 



4.1.4 Das Jahr des 30. Jahrestags des Putsches 

Das Jahr 2003 war geprägt von den Debatten um das angemessene Gedenken des 30. Jah- 
restages des Militärputsches. Unterschiedliche Facetten der Entwicklungen der 60er Jahre, 
der UP-Zeit und der Diktatur wurden im gesellschaftlichen und politischen Diskurs, in 
Femseh-Dokumentationen, Kulturveranstaltungen, der Presse etc. behandelt. Durch die 
intensive Auseinandersetzung mit der jüngsten Geschichte des Landes wurde - wie der 
chilenische Soziologe Manuel A. Garretön (2004: 96) festhält - das Selbstverständnis der 
Nation neu bestimmt: 

„Es decir, Chile reviviö de distinta manera todos los hitos fundantes de su nacionalidad contemporänea y los 
que defmiran lo que somos como chilenos en las pröximas generaciones hasta que aparezcan nuevos hitos 
fundantes lo que ocurre solo muy de tiempo en tiempo.“ 

Im Sinne einer grundlegenden Verständigung über die jüngste Vergangenheit gelang es, die 
unterschiedlichen Positionen einander anzunähem, wobei die unterschiedlichen Gruppie- 
rungen nach wie vor ihre je eigene Sichtweise und Interpretation beibehielten. 

So zeigten sich bei den Steitkräflen im Laufe des Jahres 2003 Tendenzen, die Rolle 
der Jahre 1973-90 kritisch zu hinterfragen. Der seit einem Jahr amtierende Ober- 
kommandierende des Heeres, General Juan Emilio Cheyre, distanzierte sich Anfang 2003 
in einem offenen Brief von Pinochet und dem Militärregime, da das Heer sich nicht als 
politischer Akteur oder dem Erbe eines Regimes verpflichtet sehe: „no soy - ni es la insti- 
tuciön a mi mando - heredero de un determinado regimen de gobiemo“.*^* Mitte Juni 2003 
sprach Cheyre ein deutliches Nunca Mas aus, das innerhalb der Streitkräfte Spannungen 



Juan Emilio Cheyre, zit. in La Tercera, 06.01 .2003. 
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auslöste: Nie mehr solle es in Chile zu einer Krise kommen, die man mit Gewalt und Ter- 
rorismus bewältigen möchte. 

Die Luftwaffe führte während des Jahres eine Gewissensprüfung durch und ehrte bei- 
spielsweise General Alberto Bachelet, Vater der Verteidigungsministerin Michelle Bache- 
let, der 1973 an den Folgen der Folter gestorben war. Ebenso rehabilitierte die Luftwaffe 17 
Offiziere und rund 30 Unteroffiziere, die sich gegen den Putsch gestellt hatten und wegen 
Vaterlandsverrats verurteilt und entlassen worden waren. Die anderen Teilstreitkräfte kün- 
digten ebenfalls an, ihre Exonemdos zu rehabilitieren.*^^ Der FASIC-Monatsbericht 
würdigte diese Maßnahmen als „anhelo de las Fuerzas Armadas por reconciliarse con su 
historia y con la sociedad civil.“*^"* Im Juli 2003 äußerte sich eine Gruppe ehemaliger Gene- 
räle, die während der Militärdiktatur und auch danach Führungsaufgaben wahrgenommen 
hatten, selbstkritisch zu den Menschenrechtsverletzungen. Aus unterschiedlichen politi- 
schen Lagern wurde diese Erklärung als großer Fortschritt gelobt. *^^ Gleichzeitig aber 
brachten Vertreter der Streitkräfte während des gesamten Jahres immer wieder ihre Beun- 
ruhigung über den offenen Zeithorizont der Prozesse zum Ausdruck und forderten die Fest- 
setzung einer Frist, innerhalb derer noch Klagen angenommen werden. 

Während die Regierung Lagos weiter die vergangenheitspolitische Strategie verfolgte, 
die Aufarbeitung der Vergangenheit der Justiz zu überlassen und sich in diesem Politikfeld 
nicht weiter aktiv-gestaltend zu engagieren, wusste die rechte, dem Pinochetismus naheste- 
hende UDI die allgemeine politische Konjunktur besser zu nutzen und überraschte im Juni 
2003 Regierung und Nation mit einem Vorschlag zur Vergangenheitspolitik. Der Entwurf 
der UDI sah u.a. die Verbesserung der Reparationsleistungen der Ley N° 19.123, die Be- 
schleunigung der Prozesse, die Festsetzung einer Anklagefrist für Menschenrechtsklagen 
und die Klärung des rechtlichen Status der Verschwundenen vor. 

Die von dieser unerwarteten Initiative überraschte Regierung kündigte an, weitere 
Vorschläge zu sammeln und einen Regierungsentwurf zur Vergangenheitspolitik zu erar- 
beiten.’^^ Die UDI hatte einen Wandel vom Veto-Akteur in Menschenrechtsfragen zu ei- 
nem Protagonisten vollzogen und mit ihrem Vorschlag die Debatte über die Aufarbeitung 
der Vergangenheit erneut eröffnet. Die Publizistin und Menschenrechtsaktivistin Patricia 
Verdugo (2004: 1 1) fasst die Folgen des UDI-Vorschlags so zusammen: 

„Se armö un escandalo de proporciones: la ultraderecha pinochetista aparecia arrebatando la bandera a la 
alianza gobemate. [...] Para decirlo simple y claro, la derecha pinochetista ,autoriz6’ el debate sobre las 
violaciones de derechos humanos en La Moneda, en el Parlamente y en la prensa. Antes hubo un largo silen- 
cio.“ 

Die Regierung musste auf diese neue Entwicklung reagieren: Im August 2003 stellte Lagos 
schließlich seinen Regierungsentwurf mit dem Titel No Hay Manana Sin Ayer vor. Er un- 
terstrich darin die Zuständigkeit der Justiz für die Interpretation und Anwendung des Am- 



Juan Emilio Cheyre: „Me refiero al nunca mäs una clase politica que fue incapaz de controlar la crisis que 
culminö en septiembre de 1973. Nunca mäs a los sectores que nos incitaron y avalaron oficialmente nuestro actuar 
en la crisis que provocaron. Nunca mäs excesos, crimenes, violencia y terrorismo. Nunca mäs un sector ausente y 
espectador pasivo. En fin, nunca mäs una sociedad chilena dividida. Me corresponde como Comandante en Jefe 
responder de un Ejercito profesional, obediente, disciplinado, no deliberante y eficiente; un Ejercito de todos los 
chilenos. Chile lo tiene y yo respondo.“ Zit. in El Mercurio, 14.06.2003. 
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nestiegesetzes und die möglichst umfassende Aufklärung des Schicksals der DD/EP. Die 
zivilen Gerichte sollten bei ihrer Arbeit unterstützt und zusätzliche Richter für die DD/EP- 
Fälle freigestellt werden, ebenso sollten der Servicio MMico Legal und die Policia de Inve- 
stigaciones besser ausgestattet werden, um die Untersuchungen der Richter effektiver un- 
terstützen zu können. Die Regierung lehnte eine Klagefrist, die zu einer Punto Final- 
Lösung führen könnte, strikt ab. Weiter stellte Lagos ein Gesetz in Aussicht, das - abhän- 
gig vom Grad der Verantwortlichkeit - durch StrafmilderungZ-freiheit mögliche Informan- 
ten dazu bewegen sollte, Hinweise über das Schicksal der Verschwundenen zu geben. 

Hinsichtlich der Reparationsleistungen sah der Entwurf die Erhöhung der Renten, 
Ausweitung des Empfängerkreises und die Verbesserung der weiteren Leistungen vor. 
Ebenso ging der Entwurf auf die Forderungen der ExPP ein und stellt die Einrichtung einer 
Untersuchungskommission zur Erfassung der Opfer politischer Haft und Folter sowie eine 
bescheidene und symbolische Entschädigung für diese Opfer in Aussicht. Weiterhin schloss 
der Entwurf einige Maßnahmen zur Verbesserung des Menschenrechtsschutzes in Chile ein 
(Lagos 2003; Zalaquett 2003). 

Der Vorschlag wurden von den Parteien, Kirchen und Streitkräften begrüßt. Die Men- 
schenrechts- und Opferorganisationen kritisierten die Möglichkeit auf Straffreiheit und die 
Differenzierung der Verantwortlichkeiten, die zu einer Berufung auf den Befehlsnotstand 
führen könnte, sowie die Zuständigkeit der Gerichte für die Interpretation des Amnestiege- 
setzes. 

Den vergangenheitspolitischen Höhepunkt des Jahres 2003 stellte schließlich der tradi- 
tionell konfliktreiche Putschmonat September dar: Im Umfeld des Jahrestages des Putsches 
gab es zahlreiche Akte und Kundgebungen im ganzen Land. Im Parlament und in der Mo- 
neda fanden Gedenkveranstaltungen statt. Am 10. September wurde im Beisein der Witwe 
Allendes im Regierungspalast eine Gedenktafel enthüllt. Am selben Tag wurde in einem 
Festakt die Tür der Moneda zur Straße Morande hin geöffnet, durch die bis 1973 die Präsi- 
denten das Gebäude betraten und durch die der tote Allende aus der Moneda getragen wor- 
den warn. Diese symbolische Handlung war ein wichtiger Schritt zu Rehabilitierung der 
UP-Regierung (Wehr 2003: 135f). 

Ebenfalls im September beschloss das Parlament rund 150 geheime Gesetze und De- 
krete der Diktatur in einer Sondernummer des Diario Oficial zu veröffentlichen.*^^ Das 
Estadio de Chüe, das nach dem Putsch - ähnlich wie das Estadio Nacional - als Konzentra- 
tionszentrum genutzt worden war, erhielt im September offiziell den Namen Estadio Victor 
Jara, um an den dort ermordeten Sänger gleichen Namens zu erinnern. *"*** 



4.1.5 Die Umsetzung von No Play Manana Sin Ayer 

Die Vorschläge, die Lagos in No Play Manana Sin Ayer präsentiert hatte, konkretisierten 
sich in drei Gesetzesinitiativen und in der Einrichtung der Comisiön Nacional sobre Prisiön 
Politica y Tortura, die jene Menschenrechtsverletzungen untersuchen und Vorschläge zur 
Entschädigung der Opfer erarbeiten sollte. Im Oktober 2003 wurden dem Parlament drei 
Gesetzesinitiativen vorgelegt, mit denen die Vorschläge Lagos’ umgesetzt werden sollten: 



Vgl. CECT 2003: 57ff. und FunViSol, Informe de Derechos Humanos, segundo semestre 2003: 73f. 
Vgl. FASIC - Resumen Mensual: Derechos Humanos en Chile, 09/2003. 

Vgl. Lateinamerika Nachrichten 353/2003: 23ff. 



281 




(1) Der kontroverseste Entwurf, der auch bis Ende 2004 noch nicht verabschiedet 
wurde, sieht vor, dass Personen, die Hinweise zum Schicksal der Verschwundenen geben 
können, je nach Grad der Verantwortlichkeit mit StrafmilderungenZ-freiheit zu Aussagen 
motiviert werden sollen. Von der , Menschenrechtsbewegung’ als weiterer Versuch, die 
Impunidad zu etablieren, abgelehnt, wurde der Vorschlag auch in den parlamentarischen 
Debatten aus selbem Grund stark kritisiert.*"'* 

(2) Ein zweiter Gesetzesentwurf sah die Verbesserung und Ausweitung der Reparati- 
onsleistungen für die Angehörigen der DD/EP vor. Er stützte sich maßgeblich auf eine 
Systematisierung der Schwächen des bisherigen Reparationsgesetzes (Ley N° 19.123), die 
von der CNRR bzw. ihren Nachfolgeeinrichtungen in Zusammenarbeit mit den Angehöri- 
gen und ihren Organisationen erarbeitet worden war.'"*^ Dieses Gesetz, das ohne größere 
inhaltliche Modifikationen Ende Oktober 2004 verabschiedet wurde, sieht u.a. Veränderun- 
gen der Stipendienprogramme für Kinder der DD/EP, eine Erhöhung der Pensionen um 
50% sowie 200 pensiones de gracia vor, die der Präsident an Familien/Personen vergeben 
kann, die aus formalen Gründen Entschädigungspensionen erhalten hatten. Weiterhin stellt 
das Gesetz sicher, dass jene Kinder der DD/EP, die keine Pension bezogen hatten, eine 
Einmalzahlung von 10 Mio. Ch$ (ca. € 13.500,-) erhalten. Ebenso wurde die dauerhafte ge- 
setzliche Absicherung des Gesundheitsprogramms für Repressionsopfer PRAIS festge- 
schrieben. *"*^ 

(3) Das dritte Gesetz bezieht sich auf die Situation der ehemaligen politischen Gefan- 
genen und sieht unter bestimmten Voraussetzungen die Streichung der Vorstrafen vor.*"*"* 

Die Comisiön Nacional sobre Prisiön PoUtica y Tortura 

Im September 2003 wurde schließlich die Comisiön Nacional sobre Prisiön PoUtica y Tor- 
tura (CNPT) eingerichtet, die zur Aufgabe hatte, innerhalb von maximal neun Monaten 
festzulegen, welche Personen während der Diktatur politische Haft und Folter erlitten hat- 
ten, und dem Präsidenenten „condiciones, caracteristicas, formas y modos de las medidas 
de reparaciön austeras y simbölicas“ (Decreto Supremo N° 1.040) vorzuschlagen (Straßner 
2005: 50-54). Den Vorsitz der aus acht vom Präsidenten ernannten Mitgliedern bestehen- 
den Kommission hatte der emeritierte Weihbischof Santiagos und letzte Vikar der Vicaria 
de la Solidaridad Sergio Valech. Vicepresidenta Ejecutiva war Maria Luisa Sepülveda, 
ehemalige Leiterin der Vicaria und Beraterin Lagos’ in Menschenrechtsfragen. 

Die CNPT arbeitete von Mitte November 2003 bis Ende Juni 2004 und nahm in ihrem 
Hauptsitz in Santiago, in den Regionen und in chilenischen Botschaften und Konsulaten im 
Ausland die Aussagen von 35.865 Personen entgegen. 

Am 28. November 2004 stellte Lagos der Nation den insgesamt rund 1.300-seitigen 
Abschlussbericht vor (CNPT 2004 und 2004a). In seiner Rede erkannte er die 
Verantwortung des Staates für die sysfematische Folterpraxis an: „El informe nos hace 
mirar de freute una realidad insoslayable: la prisiön politica y las torturas constituyeron una 
practica institucional de Estado, absolutamente inaceptable, y ajena a la tradiciön histörica 
de Chile.“*"*^ 

Der Bericht nennt die Namen der 27.153 Personen, die als Opfer anerkannt wurden, 
sowie die von 102 Personen, die in Haft geboren worden waren oder als Minderjährige mit 
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ihren Eltern Haft und Folter erlitten hatten. Nach der Erläuterung des politischen und ge- 
sellschaftlichen Kontexts der Repression und der Praxis der Folter stellt der Bericht in ei- 
nem umfangreichen und durch zahlreiche Zitate aus den Aussagen der Opfer in bedrücken- 
der Weise illustrierten Kapitel die angewandten Foltermethoden in den rund 1.300 Haftzen- 
tren dar. Die Analyse des Profils der Opfer zeigt u.a., dass die große Mehrheit der Häftlinge 
zum Zeitpunkt der Festnahme zwischen 21 und 30 Jahre alt war, d.h. dass heute 83% der 
ExPP älter als 50 Jahre sind. Die Mehrheit der politischen Gefangenen waren Anhänger der 
UP-Parteien und/oder Aktivisten in Basisorganisationen und Gewerkschaften. Nach einer 
Analyse der Folgen der politischen Haft und Folter in ihrer Vielschichtigkeit schließt der 
Bericht mit Empfehlungen für eine Entschädigungspolitik. 

Die Veröffentlichung des Berichts sorgte für eine intensive gesellschaftliche und poli- 
tische Debatte um diese lange verdrängten Menschenrechtsverletzungen. Der Oberkom- 
mandierende des Heeres erkannte in einer öffentlichen Erklärung die institutioneile Ver- 
antwortung an: 

„El Ejercito de Chile tomö la dura, pero irreversible decisiön de asumir las responsabilidades que como 
instituciön le cabe en todos los hechos punibles y moralmente inaceptables del pasado. [...] Asimismo, se ha 
condolido por los sufrimientos de las victimas de estas violaciones, reconociendo que recibieron un trata- 
miento que no se condice con la doctrina permanente e histörica de la instituciön. Unas violaciones que no 
justifica y respecto de las cuales ha hecho y seguirä haciendo esfuerzos concretos para que nunca mäs vuelvan 
a repetirse.“’* 

Zurückhaltender aber dennoch selbstkritisch, äußerten sich Vertreter der anderen Teilstreit- 
kräfte. Sehr deutlich war der Unterschied zu den ablehnend-leugnenden Reaktionen der 
Streitkräfte auf die Veröffentlichung des CNVR-Berichts (1991). Auch Parlamentarier 
unterschiedlicher Parteien reflektierten über die Rolle ihrer Partei während der Jahre der 
Diktatur. 

Bereits bei der Vorstellung des Berichts sprach Lagos über die Entschädigung für die 
Opfer und hob hervor, dass durch die Arbeit der CNPT schon die wichtigste Entschädigung 
geleistet sei, da endlich das Schweigen gebrochen und der gute Ruf der Opfer wieder her- 
gestellt sei. Weiterhin stellte er eine reparaciön austem y simbölica in Aussicht. 

Innerhalb kürzester Zeit wurde Mitte Dezember mit der Ley N° 19.992 ein Entschädi- 
gungsgesetz für die im CNPT-Bericht anerkannten ExPP verabschiedet, das eine lebenslan- 
ge Pension von monatlich rund € 150,- ab der Antragsstellung vorsieht, die allerdings mit 
der Rente der Exonerados inkompatibel ist. Die minderjährigen Opfer erhalten keine Pensi- 
on, sondern eine Einmalzahlung von rund € 5.300,-. Anerkannte ExPP haben Anrecht auf 
medizinische Rehabilitationsmaßnahmen zur Linderung von durch die Haft und Folter 
verursachten körperlichen Leiden, so diese sie dauerhaft behindern. Den Leistungsberech- 
tigten wird ebenfalls zugesichert, dass sie ihre (Hoch-) Schulausbildung, die sie wegen der 
Inhaftierung nicht beenden konnten, abschließen können. In diesem Fall übernimmt der 
Staat die anfallenden Schul- und Studiengebühren. Das Gesetz legt weiterhin fest, dass die 
Akten der Kommission für 50 Jahre unter absolutem Verschluss gehalten werden. 



Gen. Juan E. Cheyre: Ejercito de Chile: El fm de una visiön, in: La Tercera, 05.1 1.2004. 
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4. 1 .6 Weitere Untersuehungen gegen Pinoehet 

Naeh der definitiven Einstellung des Verfahrens gegen Pinoehet im Zusammenhang mit der 
Caravana de la Muerte waren aueh die anderen Klagen gegen den Diktator zum Stillstand 
gekommen. Die Mensehenreehtsorganisationen und -anwälte versuehten aber weiterhin, ge- 
riehtliehe Untersuehungen gegen Pinoehet einzuleiten. So wurde Ende Mai 2004 überra- 
sehend die Immunität Pinoehets im Rahmen der Untersuehungen zur sog. Operaciön 
Cöndor aufgehoben, was die Suprema Corte im August 2004 bestätigte.'"^* Die Hintergrün- 
de für diese Entseheidung sind wohl darin zu sehen, dass der begründete Verdaeht bestand, 
dass Pinoehet in diesem Fall naehweisbare Verantwortliehkeiten zukommen und dass sieh 
die Riehter dureh die vermeintliehe Geistessehwäehe Pinoehets getäuseht fühlten.*"'^ Ende 
des Jahres 2003 nämlieh hatte Pinoehet in einem Femsehinterview, dass er einem amerika- 
nisehen Sender gewährt hatte, gezeigt, dass er durehaus Fragen verstehen und adäquate 
Antworten geben kann. Aueh im Zusammenhang mit seinen sehwarzen Konten hatte er 
Geistesgegenwart bewiesen.*^" Im Dezember 2004 erklärte ihn der untersuehende Riehter 
Guzmän für verhandlungsfähig. In der Begründung hieß es u.a. : 

„A SU vez, de la entrevista que voluntariamente accedio el general Pinochet Ugarte a dar a la periodista dona 
Elvira Salazar, [...] se aprecia comprensiön ante temas econömicos, politicos, sociales y familiäres como 
tambien la capacidad de desarrollar algunos de estos a un nivel muy sobre el cual la mayoria de los 
justiciables de nuestro pais pudieran referirse a ellos, en terminos razonables y concordantes y, si se observa 
lentitud, dificultad en construir algunas frases o la falta de dicciön, a veces, ello es lo normal en personas de 
avanzada edad.“'^' 

Konnfe Pinoehet im Zusammenhang mit der Operaciön Cöndor noeh auf die Unterstützung 
einiger Getreuen zählen, so braeh diese mit den Bekanntwerden der Sehwarzgeldkonten bei 
der Riggs Bank und anderen Banken und den Ermittlungen wegen Steuerhinterziehung 
weg. Die Öffentliehkeit wollte nicht glauben, dass es sich bei den 16 Mio. US$ um - wie 
Pinochet sagte - die Ersparnisse eines Arbeitslebens handle. Innerhalb der politischen 
Rechten hatte sich ein terremoto silencioso vollzogen: Pinochet zu unterstützen war mit 
immer höher werdenden politischen Kosten verbunden. Hatte sie zuvor immer das Werk 
Pinochets - v.a. in wirtschaftlicher Hinsicht - gelobt, wurde dieses durch die Aufdeckung 
der Machenschaften in Frage gestellt. 



4.1.7 Zusammenfassung: Die Vergangenheitspolitik der Regierung Lagos 

Als Ricardo Lagos die Regiemngsverantwortung übernahm, war die Vergangenheitspolitik 
eines der wichtigsten Themen der politischen Agenda. Er versuchte - unter Fortführung des 
Kurses seiner Vorgänger - die Aufarbeitung der Vergangenheit an die Justiz zu verweisen, 
um so die Politik zu entlasten. Nach den Ergebnissen der Mesa de Diälogo und dem damit 
verbundenen teilweisen Einlenken der Militärs wurde durch die Einsetzung von zusätzli- 
chen Richtern die Arbeit der Justiz unterstützt. Durch die mit den Fortschritten in der ge- 



Bei der Operaciön Cöndor handelt es sich um Abkommen unter den Militärdiktaturen, durch die der freie 
Austausch von Agenten und gefangenen Regimegegnern ermöglicht wurde. 
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richtlichen Aufarbeitung verbundenen politischen Spannungen und die Diskussionen um 
das Verfahren gegen Pinochet und die Debatten um den 30. Jahrestag des Futsches drängte 
die Vergangenheit immer wieder auf die politische Agenda, wobei die Regierung stets 
versuchte, die Vergangenheitspolitik als low profile-Thcma zu behandeln. 

Durch den Vorstoß der UDI zum Handeln gezwungen, entwarf die Regierung ein ver- 
gangenheitspolitisches Programm, das einerseits die bereits implementierten Maßnahmen 
zu verbessern suchte, andererseits das große, bislang ignorierte Problem der politischen 
Haft und Folter anging. Die richtungsweisenden Entscheidungen der Regierung Lagos 
waren zweifellos die Einsetzung der Jueces Especiales und die Einrichtung der Comisiön 
Nacional sobre Prisiön Politca y Tortum. 

Hinsichtlich der Wahrheitssuche wurden während der Regierung Lagos unterschiedli- 
che Fortschritte erzielt: Die Mesa de Diälogo leistete mit den Eingeständnissen der Militärs 
einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Verständigung über die Geschehnisse der 
Jahre 1973-90. Die konkreten Informationen, die die Streitkräfte im Rahmen der Mesa 
Preisgaben, blieben aber weit hinter den Erwartungen zurück, erwiesen sich teilweise als 
falsch und diskreditierten die Militärs. Dennoch trugen die Hinweise in einigen Fällen zum 
Auffinden der sterblichen Überreste von Verschwundenen bei. Die Arbeit der von Lagos 
eingesetzten Sonderrichter half in vielen Fällen, die Verantwortlichkeiten und die Umstän- 
de des Todes/Verschwindens zu erhellen und teilweise die Leichen zu finden. Erwähnens- 
wert ist hierbei, dass während der Regierung Lagos sowohl der Servicio Medico Legal als 
auch die Sonderermittlungsgruppe der Policia de Investigaciones personell und materiell 
gestärkt wurden. 

Einen wichtigen Beitrag zur politisch-historischen Aufarbeitung der Menschenrechts- 
verletzungen der Diktatur leistete die Comisiön Nacional sobre Prisiön Politica y Tortura. 
Sie konnte zwar etablieren, dass politische Haft und Folter eine systematische Strategie 
darstellten, es gelang ihr allerdings nicht, das Ausmaß dieser Menschenrechtsverletzungen 
zu quantifizieren. Der Bericht selbst gesteht diese Beschränkung ein: „el total de casos de 
prisiön politica y de tortura de que da cuenta este informe solo representa una muestra 
parcial del universo total de personas afectadas por dichas violaciones a los derechos 
humanos durante el regimen militar“ (CNPT 2004b: 1 1). 

Sehr große Fortschritte wurden bei der strafrechtlichen Aufarbeitung erreicht. Ende 
des Jahres 2004 gab es 428 offene Prozesse, die sich auf 1.258 Verschwundene oder Hinge- 
richtete bezogen. Gegen 342 Personen wurde wegen dieser Fälle ermittelt; 46 Verantwortli- 
che waren bereits zu Haftstrafen verurteilt.*^"' Die Einsetzung der Jueces Especiales schuf 
die Voraussetzung, dass die jahrelangen Bemühungen der Menschenrechts- und Opferorga- 
nisationen sowie der Anwälte dieser Organisationen auf fruchtbaren Boden fielen. Die sich 
bereits während der Regierungszeit Frei abzeichnenden Interpretationen des Amnestiege- 
setzes und des Verschwindenlassens als andauernde Entfühmng setzten sich weiter durch 
und kamen in vielen Fällen zur Anwendung. Seit Ende des Jahres 2004 wurde auch ver- 
stärkt die Verantwortung der zivilen Mitglieder der Militärregierungen diskutiert und Pro- 
zesse gegen zivile Minister begonnen. *^^ Es gab während der Regierung Lagos keine ernst- 
haften Versuche, die Zahl der Prozesse durch Gesetzesinitiativen zu reduzieren. 



Interviews Nr. 50 mit Abel Lizama und Nr. 54 mit Isabel Reveco. 

Vgl. Programa de Derechos Humanos del Ministerio del Interior, Minuta: Situacion Derechos Humanos, Sant- 
iago, Marzo 2005: 6f. Bis Anfang 2005 waren nach internen Angaben der Rechtsabteilung von FASIC 65 Perso- 
nen wegen Menschenrechtsverletzungen der Diktatur verurteilt worden. Vgl. E-Mail der Area Juridica von FASIC 
an den Verfasser (20.07.2005). 

Vgl. ElMercurio 27.02.2005, Siete, 20.02.2005. 
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Die Entschädigungspolitik für die Angehörigen der DD/EP, die Aylwin maßgeblich 
geprägt hatte, wurde durch die Regierung Lagos fortgesetzt und schließlich verbessert und 
ausgeweitet. Auch die Maßnahmen zur Regelung der Rentenansprüche der Exonemdos 
wurden von Lagos fortgeführt. Neu ist hingegen die Entschädigung für die von der CNPT 
anerkannfen ExPP. 

Hinsichtlich der Erinnerungs- und Gedenkpolitik stechen die Veranstaltungen und Ak- 
te anlässlich des 30. Jahrestages des Putsches hervor. Durch das Programa Derechos Edu- 
manos, die Nachfolgeeinrichtung der CNRR, wurde weiterhin die Errichtung von Gedenk- 
stätten im ganzen Land gefordert. Derzeit existieren in Chile über 60 Denk- und Mahnmale, 
die mit der finanziellen Unterstützung der Regierung errichtet wurden. Der Regierung 
Lagos gelang es ebenso wenig wie den Vorgängerregierungen, institutioneile Reformen 
einzuleiten. Die autoritäre Verfassung von 1980 ist nach wie vor gültig und beschneidet den 
Handlungsspielraum der demokratischen Regierungen. 
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Abb. 22: Vergangenheitspolitik der Regierung Lagos 



4.2 Die Vergangenheitspolitik Lagos aus der Sicht der Opferorganisationen 

Die allgemeine Einschätzung der Vergangenheitspolitik der Regierung Lagos durch die 
Opferorganisationen ist eher ambivalent. Lagos erfüllte die großen Erwartungen nicht, die 
die , Menschenrechtsbewegung’ in ihn gesetzt hatte. Das bei seiner Amtsübernahme von 
den Massen skandierte jJuicio a Pinochet! blieb ebenso aus wie die erhoffte Aufhebung des 
Amnestiegesetzes. Das Vertrauen der Opferorganisationen zur Regierung Lagos wurde mit 
dessen Gesetzesvorschlag zur Strafminderung bei Preisgabe von Informationen über das 
Schicksal der DD/EP und mit der 50-Jahres-Sperrfrist auf die Akten der CNPT nachhaltig 
geschädigt. Für die Opferorganisationen war dies ein neuer Versuch, die Impunidad in 
Chile zu zementieren und auf die Fortschritte bei der juristischen Aufarbeitung zu reagie- 
ren. 



Vgl. www.ddhh.gov.cl [13.07.05]. 

Diese Einschränkung des allgemeinen Befunds bezieht sich v.a. auf den Fall Augusto Pinochet. 
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4.2.1 Entwicklungen im Spektrum der Opferorganisationen 

Während der Regiemngszeit Ricardo Lagos weitete sich das Spektrum der Opferorganisa- 
tionen weiter aus. Die bedeutendsten Gruppen blieben die AFDD und die AFEP, im Zu- 
sammenhang mit der Aufarbeitung von politischer Flaft und Folter aber kam den Organisa- 
tionen der ehemaligen politischen Gefangenen eine wichtige Rolle zu. Während dieser 
Jahre differenzierte sich das Panorama der ExPP-Organsationen, die in den letzten Monaten 
der Regierung Frei begonnen hatten sich zu organisieren, entlang parteipolitischer Konflikt- 
linien aus. Von der 1999 gegründeten Agrupaciön de Ex-Presos PoUticos (AExPP) 
spalteten sich im Jahr 2001 die ExPP des Partido Socialista ab und gründeten die Brigadas 
de Ex-Presos PoUticos del Partido Socialista (BEPPS). Im Jahr 2003 trennten sich die 
ExPP des MIR von der AExPP und organisierten sich in der Coordinadora Nacional de Ex 
Presas PoUticos y Ex Presos PoUticos (CNExPP). In der AExPP, die sich fortan 
Agruapciön Nacional de Ex-Presos PoUticos (ANExPP) nannte, blieben v.a. die ExPP des 
Partido Comunista}^^ Dieser Wandel des Spektrums der ExPP-Organisationen zeigt be- 
sonders deutlich jene Entwicklung innerhalb der Opferorganisationen, die sich bereits in 
der Zeit der ersten beiden Regierangen abzeichnete, aber erst unter der Regierung des So- 
zialisten Lagos voll zum Tragen kam: Das Thema der Menschenrechtsverletzungen der 
Diktatur wird in Chile traditionell von der Kommunistischen Partei dominiert. Ein Großteil 
der dirigentes der verschiedenen Opferorganisationen war von jeher Mitglieder des stark 
vertikal strukturierten PC. Diese Tatsache hatte bereits 1992 zur Abspaltung der AFDD-LF 
von der AFDD geführt. 

Mit einem Präsidenten, der aus der Sozialistischen Partei stammt, brachen diese par- 
teipolitischen Loyalitätskonflikte innerhalb der Opferorganisationen neu zu Tage. Unter 
den Christdemokraten Aylwin und Frei konnten sich auch die Anhänger des PS innerhalb 
der Opferorganisationen der kommunistischen Kritik und Oppositionshaltung anschließen. 
Mit der Regierung Lagos war dies nicht mehr ohne Spannungen möglich. 

Die Einschätzung und Reaktionen der Opferorganisationen auf die Vergangenheitspo- 
litik sind in den Jahren 2000-04 nicht mehr so einheitlich wie in der vorausgegangenen 
Dekade. Als erklärende Variable kann für alle Abweichungen die parteipolitische Orientie- 
rung der jeweiligen Opferorganisation oder des Interview-Partners herangezogen werden: 
Dem PS nahestehende Gruppierungen (z.B. AFDD-LF, BEPPS) neigen dazu, die Regie- 
rangspolitik eher positiv zu bewerten, während dem PC verpflichtete Organisationen (z.B. 
AFDD, AFEP, ANExPP) diese Politik stärker kritisieren. Da in den unterschiedlichen Op- 
fergrappierangen oft Anhänger des PC und des PS organisiert sind, kam es auch innerhalb 
der Gruppierungen zu starken Spannungen. 



4.2.2 Die Mesa de Diälogo 

So wie die Opferorganisationen die Einrichtung der Mesa mehrheitlich abgelehnt hatten, 
lehnten sie auch deren weiteren Verlauf und Ergebnisse rundweg ab.*^^ Die Hoffnung, dass 
die Mesa mit dem Regierungswechsel nicht weitergeführt werden würde, wurde enttäuscht. 



Interviews Nr. 56 mit Elias Padilla, Nr. 62 mit Jorge Saez, Nr. 71 mit Oscar Carasco und Gastön Perez. 

Wir konzentrieren uns hier v.a. auf die AFDD und die AFDD-LF, da das Anliegen der Mesa in erster Linie das 
Thema der Verschwundenen betraf. Die AFEP als andere große Gruppierung wich in ihrer Einschätzung und in 
ihren Reaktionen nicht von der AFDD ab. 
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Stattdessen bekam die Mesa unter Lagos neuen Schwung, so dass die Opferorganisationen, 
die gegen die Mesa protestiert hatten, sich ins Abseits gedrängt fühlten.*^® 

Das Abschlussdokument der Mesa wurde von der AFDD und der AFEP kategorisch 
abgelehnt. Sie kritisierten, dass die historischen Fakten im Sinne der Rechten verzerrt 
würden, um so den Putsch zu rechtfertigen. Das Dokument erkenne die Menschenrechtsver- 
letzungen nicht als Verbrechen gegen die Menschlichkeit an, sondern präsentiere sie als 
Entgleisungen Einzelner. Fleflig kritisieren sie, dass die Aufgabe der Justiz auf die Aufklä- 
rung und das Auffinden der Überreste der DD/EP reduziert werde: 

„Se dice que la propuesta de la Mesa de Diälogo no constituye un mecanismo de punto final, sin embargo 
instan al Poder Judicial a reducir su acciön a la ,localizaciön, exhumaciön, identificaciön, establecimiento de 
la data y causas de la muerte, asi como la entrega de los restos a sus familiäres’ inhibiendo con ello su funciön 
de investigar, determinar responsabilidades y aplicar las sanciones penales correspondientes. Eso se llama IM- 
PUNIDAD.“'“ 

Interessant erscheint an dieser Stelle, dass die Kritik von Gladys Marin, der Präsidentin des 
Partido Comunista, exakt dieselben Aspekte des Dokuments der Mesa aufgreift. 

Die AFDD-LF hingegen würdigte das Abschlussdokument der Mesa als historisch, 
weil die chilenischen Streitkräfte vor der Weltöffentlichkeit eingestehen mussten, dass sie 
Menschen gefoltert hatten und verschwinden ließen. Diese nicht mehr leugbaren Einge- 
ständnisse haben sehr zum Prestigeverlust der Militärs beigetragen. 

Als die Streitkräfle nach sechs Monaten die versprochenen Informationen über die 
Verschwundenen einreichten, zeigte sich die AFDD abwartend und überließ die Überprü- 
fung der Informationen der Justiz, machte aber deutlich, dass sie keine , globalen Wahrhei- 
ten’ akzeptieren werde, sondern detaillierte Angaben zu jedem DD erwarte.*®^ Als bekannt 
wurde, dass die Mehrzahl der Leichen über dem Pazifik abgeworfen worden sein sollten, 
brachte die AFDD den großen Schmerz zum Ausdruck, den solche Aussagen bei den An- 
gehörigen verursachen. Sie wies darauf hin, dass das Verschwindenlassen nicht nur ein 
Verbrechen am direkten Opfer, sondern auch seelische Folter für die Angehörigen sei. 
Weiter zeigte sie sich mit den pauschalen und ungenauen Angaben unzufrieden, die u.a. die 
Todesumstände und die Verantwortlichkeiten verschweigen.'^^ Die AFDD bezeichnete den 
Bericht als: „parcial, impreciso, encubridor y profundamente doloroso para cada familiär, 
pero sobre todo sujeto a verificaciönjuridica“.''’’ 

Als sich schließlich zeigte, dass die Angaben nicht nur unvollständig, sondern in min- 
destens zwei Fällen auch falsch waren, kannte die Kritik der Opferorganisationen keine 
Grenzen mehr. Sie wiesen die Äußerungen der Regierung zurück, dass es sich um ein Ver- 
sehen handle und unterstrichen, dass die Militärs erneut gelogen haben. Sie machten deut- 



Interview Nr. 63 mit Viviana Diaz. 

Ebenso wiesen 30 Rechtsanwälte, die die Interessen der Opfer in den Menschenrechtsprozessen vertraten, in 
einer öffentlichen Erklärung das Abschlussdokument zurück. Vgl. Declaracion publica, abgedruckt u.a. in Pasto- 
rat Populär, N“270, Julio/Septiembre 2000, S. 8f. 

AFDD: Declaracion Publica, 15.06.2000, in AFDD: Informativo, Ano 7, N°77, junio 2000, S. 2f. 

Vgl. Gladys Marin, |Ea denegacion de la justicia no pasarä!, 15.06.2000, abgedruckt u.a. in El Siglo, Especial 
N° 2, 08.03.2005, lOf, hier S. 11: „Denunciamos al pais y la comunidad intemacional democrätica esta siniestra 
operacion de negociaeiön entre la derecha, el gobiemo y el militarismo, que persigue presionar a la Corte Suprema 
para evitar el desafuero y debido proceso contra Augusto Pinochet en las pröximas semanas, y para cerrar todos 
los procesos judiciales actualmente en curso.“ 

Interview Nr. 65 mit Magdalena Navarette. 

Vgl. AFDD: Declaracion Publica, 05.01.2001, Archiv AFDD, 2 S. 

Vgl. AFDD: Declaracion Publica, 12.01.2001, teilweise abgedruckt in AFDD: Informativo, N° 84, enero 2001, 
S.2. 

AFDD: Informativo, N° 86, marzo 2001, S. 2. 
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lieh, dass durch diese Lügen den Angehörigen erneut enormes Leid zugefugt wurde und 
dass alle, die nun zu wissen glaubten, was mit ihrem verschwundenen Angehörigen passiert 
ist, nun erneut verunsichert wurden: 

„^Puede alguien imaginär lo que significa para una familia hacer el esflierzo por asumir que su ser querido fue 
Janzado al mar’ y tres meses despues encontrar sus restos en un recinto militar? Tal vez es dificil para quien 
no ha vivido el drama de la desaparieiön, pero bastaria un minimo de humanidad para llegar a comprenderlo. 
La misma pregunta es välida para las 113 familias que recibieron del Informe oficial de las Fuerzas Armadas, 
la respuesta de ,lanzado al mar’ como destino final de su ser querido y para las familias de aquellos sobre los 
que nada se dijo en dicho Informe. 

Ein Jahr nach der Übergabe des Berichts fühlte sich die AFDD in ihrer von Anfang an 
ablehnenden Haltung bestätigt: 

„Cuando ha transcurrido un afio, se confirma que teniamos razön, el Informe solo acrecentö nuestra 
impotencia y se transformö en la gran mentira institucionalizada, en la que participaron los propios 
victimarios, las iglesias, el gobiemo, abogados y quienes se arrogaron el derecho de representar la sociedad 
civil. A cada uno de ellos les preguntamos ^dönde quedaron las logros que exhibieron ante el pais y el mundo 
con sendos apretones de mano? Respondan hoy a las 1.197 familias que no olvidamos y no renunciamos a 
nuestro legitimo derecho a la justicia.“'^^ 

Durch die Mesa de Diälogo, die die Opferorganisationen als lügnerische Inszenierung und 
gran mentira instituticonalizada wahmahmen, wurde das Verhältnis zur Regierung, zur 
katholischen Kirche und anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren nachhaltig geschädigt. 



4.2.3 Die Freistellung von Richtern 

Die Entscheidung, rund 60 Richter ausschließlich oder überwiegend mit den Menschen- 
rechtsprozessen zu betrauen, wurde von den Opferorganisationen als wichtiger Schritt an- 
erkannt. Es müssten allerdings mehr personelle und materielle Ressourcen zur effektiven 
Aufarbeitung bereitgestellt werden.*^** Insgesamt aber zeigten sich die Opferorganisationen 
nach den Fortschritten zurückhaltend optimistisch. Interessant scheint hier, dass lediglich 
diejenigen Gruppierungen und Personen, die der Mesa positiv gegenüberstanden, einen 
direkten Zusammenhang zwischen der Einsetzung der Richter und der Mesa de Diälogo 
sahen.’’’ 

Die Opferorganisationen lobten in öffentlichen Erklärungen und Kundgebungen die 
Fortschritte in den Verfahren und kritisierten Gerichtsentscheidungen, die ihrer Meinung 
nach zu mild aus fielen. Die Anwälte von FASIC, die einen großen Teil der Prozesse vertre- 
ten und die juristische Entwicklung stets beobachten, lobten die Fortschritte, die auf diesem 
Gebiet erzielt werden konnten: 

„El Equipo Juridico del FASIC [...] desea manifestar su reconocimiento a esos Jueces, por el profesionalismo, 
entrega y coraje que han demostrado en el cumplimiento de su actividad. Esos Jueces le han devuelto prestigio 
al Poder Judicial y lo que es mas importante, a traves de sus resoluciones han permitido que la gente comün, 
el chileno medio, vuelva a creer en la Justicia. Conjuntamente a ese reconocimiento a los Jueces con 
Dedicaeiön Exclusiva, es necesario destacar el trabajo desempenado por la Policia de Investigaciones, 
apoyando esa actividad judicial. [...] Volvemos a reiterar conceptos ya vertidos en los balances de los Ultimos 
tres anos, el 2004, tambien nos dejö mäs verdad, mäs confesiones, mäs procesamientos, que los que se 



AFDD: Declaraciön Publica, 25.04.2001, Archiv AFDD, 2 S., hier S. If. 

AFDD; Declaraciön Publica, 05.01.2002, teilweise abgedmekt in AFDD; Informativo, N°96, enero 2002, S. 2. 
Vgl. auch AFEP; No a la Impunidad que se pretende imponer, März 2004, Archiv AFEP, 4 S. 

Vgl. AFDD: Informativo, N“97, febrero 2001, S. 2 undN°98, marzo 2002, S. 2f., Interview Nr. 63 mit Viviana 
Diaz. 

Interview Nr. 65 mit Magdalena Navarette. 
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lograron en los mäs de 26 anos anteriores, desde el golpe militar hasta la instauraciön del mecanismo de los 
jueces especiales. Ese es un logro que pocos paises pueden exhibir, demostrando que en Chile se dan las 
condiciones para resolver civilizadamente la grave problemätica de las violaciones de DDHH.“'^^ 



4.2.4 Einstellung des Prozesses gegen Pinochet 

Bereits als sich die Untersuchungen gegen Pinochet im Fall der Caravana de la Muerte 
verzögerten, vermutete die AFDD, dass hinter den Kulissen eine politische Lösung gesucht 
werde, und forderte deshalb Lagos in einem Brief auf, die Gerichte frei agieren zu lassen. 
Folgerichtig sahen sie in der vorübergehenden Einstellung des Verfahrens ein Zeichen der 
Unfähigkeit der Justiz, dem vielfachen politischen Druck zu widerstehen.’’"* Die endgültige 
Einstellung des Verfahrens bestätigte für die Opferorganisationen, dass die Justiz in Chile 
nicht in der Lage ist, einen Prozess gegen den Ex-Diktator zu führen. 



4.2.5 Der UDI-Vorschlag zur Vergangenheitspolitik 

In einer gemeinsamen Erklärung wiesen AFEP und AFDD den Vorschlag der UDI zurück. 
Sie kritisierten, dass gerade die UDI, die politisch und wirtschaftlich von der Diktatur profi- 
tiert hatte, nun auch noch versucht, aus dem Schmerz der Opfer politischen Gewinn zu 
ziehen. Sie forderten die Regierung auf, den Vorschlag der UDI zu verwerfen und die freie 
Arbeit der Justiz zu unterstützen und das Amnestiegesetz aufzuheben. 



4.2.6 Der Regierungsvorschlag No Hay Manana Sin Ayer 

Während die AFDD-LF den Vorschlag Lagos begrüßte, überwog in den Reaktionen der 
AFDD und AFEP die Kritik. Diese kritisierten, dass der Regierungsvorschlag nicht die 
Aufhebung des Amnestiegesetzes vorsah, sondern dessen Interpretation und Anwendung 
den Gerichten überlasse und gleichzeitig ambivalente Signale an die Justiz schicke. Diese 
Regelung legitimiere ein Gesetz, das weder dem Inhalt noch seiner Genese nach legitim 
sei.’™ 

Weiterhin lehnten beide Gruppierungen die Möglichkeit der Strafminderung für In- 
formanten ab, da so , Straflosigkeit gegen Wahrheit auf Raten’ gewährt würde. Es handle 
sich hierbei um einen weiteren Versuch, die Impunidad abzusichem.’” Die Abstufung der 
Verantwortlichkeiten, die der Entwurf vorsah, wurde ebenfalls abgelehnt, da so die Voraus- 
setzungen geschaffen würden, sich auf den Befehlsnotstand zu berufen. 



FASIC - Derechos Humanos en Chile. Balance 2004, in: www.fasic.org/doc/bal2004.htm [02.03.2005], 

Vgl. Brief der AFDD an Ricardo Lagos, 20.10.2000, in AFDD: Informativo, N“88, octubre 2000, S. 2. 

AFDD: Declaraciön Publica, 09.07.2001, Archiv AFDD, 2 S., hier S. 1; AFEP: A la opiniön publica nacional 
e internacional, 10.07.2001, Archiv AFEP, 2 S., hier S. 1. 

Vgl. Declaraciön Publica de las Agrupaciones de Familiäres de Detenidos Desparecios y Ejecutados Politicos, 
24.05.2003, in www.afdd.cl [17.02.2005]. 

Vgl. AFEP: Respuesta a la Propuesta del Gobierno en materia de DD.HH., Octubre 2003, Archiv AFEP, 3 S., 
hier S. If; Declaraciön de las Agrupaciones de Detenidos Desaparecidos de Chile, 14.08.2003, in: www.afdd.cl 
[17.02.2005], 

Vgl. AFDD: No a la Impunidad, Campana contra la Impunidad, Marzo 2004, in www.afdd.cl [17.02.2005]; 
ANExPP: La prisiön politicay la tortura, no fue austera ni simbölica, 13.1 1.2004, Archiv ANexPP, 4 S., hier S. 1. 
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„Rechazamos categoricamente, [...] la iniciativa de legislar a favor de quienes son los responsables de 
crimenes de lesa humanidad, al otorgarles impunidad ofreciendoles eximentes de responsabilidad, secreto de 
sus identidades y rebajas de penas.“”* 

Die Gesetze zur Streiehung der Vorstrafen der ExPP und zur Verbesserung der Entschädi- 
gungsleistungen wurden von den Opferorganisationen im Allgemeinen begrüßt, das sich 
abzeichnende Scheitern des Gesetzes zur Strafmindemng für Informanten mit Befriedigung 
aufgenommen. 



4.2.7 Die Einrichtung der Comisiön Nacional sobre Prisiön PoUtica y Tortum 

Die Opferorganisationen - v.a. die unterschiedlichen ExPP-Gmppen - begrüßten die Ein- 
richtung der CNPT. Sie hatten ursprünglich gefordert, einen Teil der Kommissionsmitglie- 
der aus den eigenen Reihen bestimmen zu können, und kritisierten deshalb die Zusammen- 
setzung der Kommission. Mit der Arbeit der CNPT selbst und der Kooperation mit den 
Mitgliedern und Mitarbeitern zeigten sich die ExPP-Gruppierungen weitgehend zufrieden: 
„Valoramos el trabajo realizado por la Comisiön de Prisiön Politica y Tortura y el aporte, 
aunque parcial, en el establecimiento de la verdad, lo anterior en virtud de las limitaciones 
que le impuso el decreto presidencial.“'*“ Sie kritisierten allerdings, dass aufgrund unzurei- 
chender Information, unklarer Kriterien und des kurzen Mandats viele ExPP keine Aussa- 
gen machen konnten.’*’ 

Die ExPP-Gmppen hatten zwar bereits nach der Ankündigung der reparaciön austera 
y simbölica gegen diese protestiert, waren aber von der Eile, mit der das entsprechende 
Gesetz schließlich verabschiedet wurde, gänzlich überrascht. Die Koordinierangseinheit der 
ExPP-Gmppen beklagte, dass ihnen im Parlamentsausschuss lediglich 10 Minuten Zeit 
eingeräumt wurde, um ihren Standpunkt dazulegen. Sie sah darin einen weiteren Beleg 
dafür, dass die Regiemng versuche, das Thema schnell abzuhandeln und es mit der 50- 
Jahres-Sperrfrist dauerhaft von der Justiz und der politischen Agenda femzuhalten. Ebenso 
kritisieren sie die blamable Höhe der Pensionszahlungen.’*^ Die vom Gesetz eingeräumte 
Möglichkeit, unterbrochene universitäre Studien zu beenden, sei ein Hohn angesichts des 
Alters, der finanziellen Situation und der psychischen Verfassung vieler ExPP. 

Insgesamt blieb das Entschädigungsgesetz weit hinter den Empfehlungen der CNPT 
und noch weiter hinter den Erwartungen der ExPP zurück. Besonders kritisiert wurde, dass 
die Entschädigungsrente nicht mit der Exonerado-Kenic kompatibel ist, da viele ExPP auch 
Opfer politisch motivierter Entlassungen geworden waren.’** 

Aufs Heftigste kritisierten die ExPP-Gmppen wie auch andere Menschenrechts- und 
Opferorganisationen aber die 50-Jahres-Sperrfrist für die Akten der CNPT. Zählt man diese 
zu den bereits vergangenen 32 Jahren seit dem Putsch, so werde deutlich, dass die Regie- 



AFDD: Declaraciön Publica, 02.04.2004, in www.afdd.cl [17.02.2005], 

™ Interview Nr. 62 mit Jorge Saez. ANExPP: La prisiön politica y la tortura, no fue austera ni simbölica, 

13.1 1.2004, Archiv ANExPP, 4 S., hier S. 1. 

CNExPP: Por un manana con verdad, justicia y reparaciön integral, diciembre 2004, Archiv CNExPP, 47 S., 
S. 6, Interviews Nr. 62 mit Jorge Saez, Nr. 67 mit Maria Luisa Sepülveda. Vgl. Coordinaciön de Organizaciones 
de ex-presas y ex-presos politicos de Chile: Comunicado de Prensa, 03.12.2004, Archiv CNExPP, 3 S. 

Vgl. Coordinaciön de Organizaciones de ex-presas y ex-presos politicos de Chile: Comunicado de Prensa, 

03.12.2004, Archiv CNExPP, 3 S.; Interview Nr. 62 mit Jorge Saez. 

Vgl. Coordinadora de Ex-Presos Politicos de Santiago: Declaraciön Publica: Peor que en los Consejos de 
Guerra: de pieypor 10 minutos ..., 14.12.2004, Archiv CNExPP, 2 S. 

Interview Nr. 7 1 mit Oscar Carasco und Gastön Perez; vgl. Straßner 2005: 56f. 



291 




rang die Menschenrechtsverletzungen mit einem über 80-jährigen Schweigen belegen wol- 
le, um so jede Möglichkeit auf Gerechtigkeit und strafrechtliche Aufarbeitung zu verhin- 
dern.'*"* 

In diesen Debatten verschärfte sich auch der Tonfall deutlich. Die ExPP organisierten 
zahlreiche Demonstrationen und Kundgebungen, die häufig in gewalttätigen Auseinander- 
setzungen mit der Polizei gipfelten. Anfänglich hielten sich v.a. die sozialistischen BEPPS 
aus Loyalität zu ihrem Präsidenten mit öffentlichen Stellungnahmen und Demonstrationen 
zurück. Als die Regierung allerdings nicht einlenkte, nahmen sie keine weitere Rücksicht 
und schlossen sich der fundamentalen Kritik der anderen ExPP -Organisationen an.’*^ 



4.2.8 Die „neue Rolle“ der Streitkräfte 

Der selbstkritische Ton und die Bemühungen der Streitkräfte, sich der zivilen Suprematie 
und den rechtsstaatlichen Prozeduren zu unterstellen, werden von den Opferorganisationen 
mit vorsichtiger Zurückhaltung wahrgenommen. Sie begrüßten diese Gesten, vermuteten 
dahinter aber erneute Versuche, durch vordergründige symbolische Handlungen den Ein- 
druck der Versöhntheit zu erwecken und somit die Notwendigkeit von verdad und justicia 
herabzuspielen. Sie fordern vielmehr, dass die Streitkräfte ihren Gesten und Erklärungen 
konkrete Taten folgen lassen, alle Informationen zur Verfügung stellen und aufhören, die 
für die Menschenrechtsverletzungen Verantwortlichen zu verteidigen.’*^ 



4.2.9 Die Prozesse gegen Pinochet 

Mit Freude nahmen die Opferorganisationen die Eröffnung des Verfahrens gegen Pinochet 
im Fall der Operaciön Cöndor auf Die Aufdeckung der geheimen Konten Pinochets, die 
Vorwürfe wegen Korruption, Bereicherung und Steuerhinterziehung und das damit verbun- 
denen Medieninteresse erfüllte die Opferorganisationen mit großer Genugtuung, da diese 
Entdeckungen das Militärregime und seine Funktionäre weiter diskreditieren. Mit Zufrie- 
denheit nehmen sie auch wahr, wie sich die Rechte immer mehr von Pinochet und seinem 
Regime distanziert. Dies führt den Opferorganisationen aber auch erneut die das Wertesy- 
stem dieser Sektoren vor Augen: „Sie finden einen Dieb schlimmer als einen Mörder.“’*’ 
Schwerer als die massiven Menschenrechtsverletzungen wiegen anscheinend die Steuerhin- 
terziehung und Veruntreuung.’** 



Interviews Nr. 62 mit Jorge Saez und Nr. 7 1 mit Oscar Carasco und Gastön Perez. 

Interview Nr. 71 mit Oscar Carasco und Gastön Perez. 

Vgl. AFDD: Declaraciön Publica, 05.11.2004, in www.afdd.cl [17.02.2005], ANExPP: Ä propösio de las 
palabras del Gral. Cheyrey el Informe de Prisiön Politicay Tortura, Noviembre 2004, Archiv ANExPP, 2 S., hier 
S. 2; Agrupaciön Nacional de ex-Presos Politicos/Coordinadora Nacional de ex-presas y ex-presos Politicos: 
Declaraciön Publica: Sobre el Documenta ,,Ejercito de Chile: El Ein de una Vision", 09.11.2004, Archiv 
CNExPP, 2 S.; Interviews Nr. 60 mit Hilda Rosas; Nr. 62 mit Jorge Saez; Nr. 63 mit Viviana Diaz, Nr. 65 mit 
Madalena Navarette. 

Viviana Diaz [AFDD], zit. in Süddeutsche Zeitung, 07.03.2005. 

Interview Nr. 65 mit Magdalena Navarette, 79. 
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5 . 



Zusammenfassung und Diskussion der Hypothesen 



5.1 Vergangenheitspolitik und Opferorganisationen in Chile (1990-2005) 

Die Ausgangsvoraussetzungen für eine umfassende Aufarbeitung der Menschenrechtsver- 
letzungen waren in Chile ungünstiger als in Uruguay und v.a. in Argentinien. Zahlreiche 
Faktoren beschränkten das Handeln der demokratischen Regierung: der paktierte Übergang; 
die autoritäre Verfassung von 1980, die die Privilegien und die Position der Militärs absi- 
cherte; Pinochet selbst, der als Oberkommandierender weiter politisch aktiv blieb; die kon- 
servativen Parteien RN und UDI, die sich dem alten Regime verbunden fühlten, und die 
gesellschaftliche Unterstützung, auf die die alten Eliten zählen konnten. Die gesellschaftli- 
che und politische Diskussion über die Bewertung der Diktatur wurde auf beiden Seiten mit 
großem Engagement geführt. Anders als in den anderen Ländern erhielt das alte Regime 
auch Jahre nach dem Ende der Diktatur noch hohe Zustimmungswerte (Huneeus 2003: 53- 
57). 

Andererseits förderten verschiedene Faktoren die Aufarbeitung der Vergangenheit: So 
sah Patricio Aylwin als Transitionspräsident die moralische und politische Notwendigkeit, 
die autoritäre Vergangenheit im Rahmen des Möglichen aufzuarbeiten. Aus dem Transiti- 
onsprozess war eine starke und differenzierte , Menschenrechtsbewegung’ hervorgegangen, 
die in der katholischen Kirche einen mächtigen Verbündeten hatte. Sie konnte auf eine 
breite zivilgesellschaftliche Unterstützung zählen und hatte v.a. durch die Parteien der Con- 
certaciön Zugang zu Parlament und Regiemng. 



5.1.1 Vergangenheitspolitische Strategien 

Die Vergangenheit war während der Amtszeiten Aylwins, Preis und Lagos’ stets auf der 
politischen Agenda präsent. Trotz der widrigen Rahmenbedingungen folgte die chilenische 
Vergangenheitspolitik mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen weitgehend dem Ideal- 
typus II der umfassenden Aufarbeitung. Besondere Bedeutung kam stets der Aufklärung 
der Menschenrechtsverletzungen zu, mit der mehrere Einrichtungen betraut wurden: Die 
CNVR, die Justiz, die CNRR und ihre Nachfolgeeinrichtungen, die Mesa de Diälogo sowie 
die CNPT. Eine wichtige Rolle spielt in diesem Zusammenhang die im Cono Sur einzigar- 
tige Sonderermittlungsgruppe für Menschenrechtsverletzungen der Policia de Investigacio- 
nes, die sich das Vertrauen der Opferorganisationen verdiente und eng mit diesen zusam- 
menarbeitet. 

Patricio Aylwin legte den Grundstein für den chilenischen Umgang mit der Vergan- 
genheit. Seine am Leitmotiv der Reconciliaciön Nacional orientierte Vergangenheitspolitik 
kam dem Idealtypus der Politik der umfassenden Aufarbeitung am nächsten: Mit der 
CNVR und der Justiz versuchte er eine möglichst umfassende Aufklärung der Menschen- 
rechtsverletzungen zu erreichen. Durch symbolische Maßnahmen und erste erinnerungspo- 
litische Initiativen sollten die Opfer geehrt und gesellschaftlich rehabilitiert werden. Die 
Entschädigungsmaßnahmen mussten nicht wie in Argentinien erstritten werden, sondern 
stellten in Aylwins vergangenheitspolitischer Konzeption einen wichtigen Beitrag zur Ge- 
rechtigkeit dar. Im Gegensalz zur argentinischen Entschädigungspolitik sah das chilenische 
Konzept keinen einmaligen monetären Schadensersatz vor, sondern orientierte sich an den 
vielfältigen Bedürfnissen der Opfer. Lediglich in der Subpolicy Strafverfolgung wich die 
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Vergangenheitspolitik Aylwins vom Idealtypus der umfassenden Aufarbeitung ab: Entge- 
gen seiner Wahlversprechen annullierte er das Amnestie-Dekret nicht, sondern überließ 
dessen Interpretation den Richtern, die er aber mit der Doctrina Aylwin aufforderte, die 
Amnestie erst in der letzten Prozess-Etappe anzuwenden. Die Strategie der justicia en la 
medida de lo posible sah vor, die Amnestie zwar nicht zu berühren, die Spielräume aber, 
die diese offen ließ, zu nutzen. 

Sein Nachfolger Frei setzte die Politik der umfassenden Aufarbeitung fort und überließ 
diese weitgehend der Justiz und der CNRR. Anders als sein Vorgänger, der das Politikfeld 
aktiv gestaltete, war Preis Vergangenheitspolitik bis zur Inhaftierung Pinochets in London 
eher reaktiv. Auch er stellte die Gültigkeit der Amnestie nicht in Frage und überließ deren 
Interpretation den Gerichten, die sich immer mehr aus der von der Diktatur herrührenden 
Konditionierung befreiten. Ähnlich wie sein Vorgänger gab auch Frei der Aufklärung den 
Vorrang vor der Strafverfolgung, wie die schließlich gescheiterten Gesetzespakete zeigten, 
die Zugeständnisse bei der Strafverfolgung vorsahen, wenn dadurch Fortschritte bei der 
Wahrheitssuche erzielt werden könnten oder institutionelle Reformen ermöglicht würden. 

Kann man bis zur Inhaftierung Pinochets in London noch klar konstatieren, dass sich 
die Vergangenheitspolitik Preis - mit Ausnahme der Subpolicy Strafverfolgung - weitge- 
hend am Idealtypus II der umfassenden Aufarbeitung orientierte, so wird die Typenzuord- 
nung des Verhaltens der Regierung im Rahmen der Repatriierungsbemühungen für den Ex- 
Diktator schwieriger: Für eine Orientierung am Idealtypus der Politik des Verdrängens 
spricht, dass die Regierung verhinderte, dass Pinochet im Ausland wegen der Menschen- 
rechtsverletzungen verurteilt würde. Es gibt aber durchaus auch Argumente, die eine Zu- 
ordnung zum Typus II, zur Politik der umfassenden Aufarbeitung, unterstützen: So ver- 
sprach die Regierung die Aufarbeitung im eigenen Land und argumentierte damit, dass vor 
der unabhängigen chilenischen Justiz zahlreiche Verfahren gegen den Ex-Diktator anhängig 
seien. 

Die Regierung Lagos setzte ebenfalls die politische Strategie der umfassenden Aufar- 
beitung fort, auch wenn sie v.a. in den ersten Jahren ebenfalls versuchte, diese als low pro- 
yi/e-Thema zu behandeln. Wie die Entwicklung nach der Rückkehr Pinochets aber zeigte, 
hatten die politischen und diplomatischen Manöver doch das Ziel, eine Verurteilung zu 
verhindern, was allerdings zum Rückzug Pinochets aus der Politik führte. Was als Politik 
des Verdrängens erschien, ermöglichte zugleich eine neue Etappe der gesellschaftlichen 
und politischen Auseinandersetzung mit der autoritären Vergangenheit, die nicht denkbar 
war, solange die Person Pinochets im Zentrum der Debatte stand. Ähnlich wie Frei ver- 
suchte auch Lagos zunächst die Aufarbeitung der Vergangenheit der Justiz und den Imple- 
mentierungsinstitutionen zu überlassen. Mit der Einsetzung von Sonderrichtem nach dem 
Abschluss der Mesa de Diälogo unterstützte die Regiemng sowohl die Aufklärung als auch 
die Strafverfolgung. Dass die Regierung keinen Anlass sah, weitergehende vergangenheits- 
politische Initiativen zu starten, zeigte sich zum Beispiel daran, dass Lagos die Forderungen 
der ExPP über Jahre ignorierte. Erst die überraschende Initiative der UDI veranlasste ihn 
dazu, einen vergangenheitspolitischen Regierungsentwurf vorzulegen, in dem sowohl die 
Forderungen der ExPP nach einer Untersuchungskommission und nach Entschädigungen 
als auch die Ausweitung und Verbesserung der bereits bestehenden Entschädigungspro- 
gramme aufgenommen wurden. 

Die vergangenheitspolitische Bilanz der ersten drei postautoritären Regierungen ist 
beachtlich. Chile kann in einem kürzeren Zeitraum und unter schwierigeren Bedingungen 
mehr Aufarbeitungserfolge vorweisen als die anderen beiden Länder: So gab es in Chile 
keine Perioden, in denen das Thema nicht auf der gesellschaftlichen und politischen Agen- 
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da präsent war. Nach dem Abschluss der Arbeit der CNVR wurde die Aufklärung der Men- 
schenrechtsverletzungen von der Justiz, der CNRR und ihren Nachfolgeeinrichtungen, der 
Mesa de Diälogo und schließlich der CNPT fortgesetzt. In zahlreichen Fällen konnten die 
Todesumstände geklärt werden; z.T. wurden auch die Leichen lokalisiert.**^ Die unter- 
schiedlichen Aufklärungseinrichtungen halfen nicht nur, die Funktionsweise des Staatster- 
rorismus und die Systematik der Repression zu verstehen, sondern trugen auch zur gesell- 
schaftlichen Verurteilung der Diktatur bei.’^** 

Die chilenische Entschädigungspolitik ist die extensivste der drei Länder: Durch das 
FRAIS, das allen Repressionsopfem offen steht, erhielten über 130.000 Personen medizini- 
sche und psychologische Betreuung. Neben den eigentlichen Reparationsleistungen kommt 
diesem Programm große Bedeutung zu, weil es alle Menschen, die unter der Militärdiktatur 
in besonderer Weise gelitten hatten, als Opfer des Regimes anerkennt. Die chilenische 
Entschädigungspolitik ging somit von Anfang an von einem sehr inklusiven Opferver- 
ständnis aus. Durch die CNRR und ihre Nachfolgeeinrichtungen, die mit der Implementie- 
rung der Entschädigungsprogramme betraut wurden, hatten die Opfer stets eine Anlaufstel- 
le für Fragen unterschiedlichster Art.'^* Neben den Entschädigungen im Gesundheitsbe- 
reich erhielten die verschiedenen Opferkategorien weitere Leistungen, die auf ihre 
konkreten Bedürfnisse abgestimmt waren: Die Angehörigen der Todesopfer erhielten eine 
lebenslange Pension; etwa 1.000 Kinder von Verschwundenen oder Hingerichteten nahmen 
Stipendien zur Ausbildungsforderung in Anspruch. *^^ Nach und nach wurde auch der Kreis 
der leistungsberechtigten Exonerados ausgeweitet. Im Anschluss an die Arbeit der CNPT 
wurde auch ein Entschädigungsprogramm für die ehemaligen politischen Gefangenen und 
Folteropfer initiiert. In enger Verbindung mit der Entschädigungspolitik sind auch die un- 
terschiedlichen Maßnahmen zur gesellschaftlichen Rehabilitierung der Opfer und zu deren 
Gedenken zu sehen. Einen ersten Schritt machte Aylwin bereits mit der Wahl des Estadio 
Nacional als Ort für die Feier der Regierungsübemahme und der direkten Einbindung der 
Opferorganisationen in diese Zeremonie. Die Einrichtung des Memorials als Gedächtnis- 
und Bestattungsstätte diente ebenfalls diesem Zweck. Mittlerweile wurden in Chile rund 60 
Mahnmale und Denkmäler mit staatlicher Unterstützung errichtet. 

Das Amnestie-Dekret wurde zwar entgegen der Wahlversprechen Aylwins nicht auf- 
gehoben, die chilenische Justiz schloss sich aber immer mehr den internationalen Tenden- 
zen der Rechtsprechung in Menschenrechtsfragen an: Bis Ende 2004 wurde gegen mehr als 
340 Personen ermittelt, 65 Personen waren bereits zu Haftstrafen verurteilt worden. Die 
Zahl der Menschenrechtsprozesse hegt in Chile somit weit höher als in Argentinien (ca. 
150 im Juni 2005) oder Uruguay, wo sich bis Ende 2004 noch kein Soldat vor Gericht ver- 
antworten musste. Die Entwicklung in der chilenischen Strafverfolgung wurde v.a. durch 
die Einsetzung der Jueces Especiales unter Lagos vorangetrieben. Auch wenn sich Pinochet 



Als die CNRR ihre Arbeit einstellte, waren in insgesamt 1.437 Fällen die Leichen nicht gefunden worden. Bis 
März 2003 konnten in 268 Fällen die sterblichen Überreste an die Angehörigen übergeben werden. 1.169 Fälle 
wurden weiterhin untersucht (Interview Nr. 52 mit Isabel Rojas). 

So ergab beispielsweise eine Umfrage aus dem Jahr 2004, dass 86% der Bevölkerung die Ergebnisse der Comi- 
siön Nacional sobre Prisiön Politicay Tortura für wahr halten, 76% gaben an, von dem Bericht schwer bewegt zu 
sein. Als im Jahr 1991 der Bericht der CNVR vorgestellt Avurde, glaubten lediglich 54% den Aussagen des Be- 
richts (vgl. Fundaciön Futuro 2004: 7, 12 und 22). 

Es wandten sich beispielsweise im Jahr 2004 rund 3.200 Opfer an das dem Innenministerium ungegliederte 
Programa de Derechos Humanos. In rund 340 Fällen ging es um psychologische Interventionen, in 30 Fällen 
begleiteten Mitarbeiter des Area Social die Übergabe oder Beisetzung sterblicher Überreste (vgl. Programa de 
Derechos Humanos del Ministerio del Interior, Minuta: Situaciön Derechos Humanos, Santiago, Marzo 2005: 9). 

Interview Nr. 53 mit Victoria Baeza. 
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durch juristische Manöver über Jahre einer Prozesseröffnung entziehen konnte, so gelang es 
2004 schließlich doch, seine Verantwortung im Rahmen der Operaciön Cöndor gerichtlich 
zu untersuchen. 

Die Bemühungen um eine Aufarbeitung der Vergangenheit trugen auch dazu bei, dass 
auf gesellschaftlicher Ebene die Unterstützung für die Diktatur und die Person Pinochets 
nachließ. Trotz aller Einschränkungen leistete beispielsweise die kontrovers diskutierte 
Mesa de Diälogo einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Verständigung über die 
Militärdiktatur, da die Streitkräfte hier erstmals die Praxis des Verschwindenlassens einge- 
standen. Während der gesellschaftlichen und politischen Debatten um die Ergebnisse der 
CNPT hinterfragten nicht nur die Streitkräfte ihre Rolle während der Diktatur und baten 
teilweise die Opfer um Vergebung; auch die Parteien reflektierten ihre Verantwortlichkei- 
ten und ihr Verhalten. Besonders deutlich zeigt sich der Wandel auch daran, dass sich die 
traditionell dem Pinochetismus nahe stehende UDI und die RN immer mehr von der Dikta- 
tur und der Person Pinochets distanzierten. 

In einigen Bereichen aber bleiben die Ergebnisse hinter denen der anderen Länder zu- 
rück: So führte beispielsweise die Lösung des Problems der politischen Gefangenen wäh- 
rend der Regierung Aylwin nur zu suboptimalen Ergebnissen, da die Prozesssituation vieler 
ExPP unklar blieb oder sie weiterhin als vorbestraft galten. Auch bei der Implementierung 
der Reintegrationsprogramme für Exilrückkehrer gab es ernsthafte Probleme sowie Verun- 
treuung von Geldern. 

Dass bisweilen aber auch der politische Wille zur Aufarbeitung fehlte, zeigte sich bei- 
spielsweise daran, dass das schwach legitimierte Amnestie-Dekret selbst dann nicht aufge- 
hoben wurde, als die parlamentarischen Mehrheiten dies erlaubt hätten, oder daran, dass 
Pinochet und andere hohe Repräsentanten des Regimes nicht rechtlich und politisch zur 
Verantwortung gezogen wurden, als die politischen Machtverhältnisse dies zugelassen hät- 
ten. 



5.1.2 Die Einschätzung der Opferorganisationen 

Die Vergangenheitspolitik der ersten drei Regierungen in Chile orientierte sich über weite 
Strecken am Idealtypus II der Politik der umfassenden Aufarbeitung; in Chile konnten mehr 
Aufarbeitungserfolge erzielt werden, als in den anderen beiden Ländern innerhalb längerer 
Zeiträume. Die beiden eingangs formulierten Hypothesen legen nahe, dass sich dies auch in 
der Beurteilung der Vergangenheitspolitik durch die Opferorganisationen und in deren 
Verhältnis zur Regierung widerspiegelt: 

Hypothese 7: Je mehr sich die konkrete vergangenheitspolitische Strategie dem Idealtypus II annähert, desto 
größer die Zufriedenheit der Opferorganisationen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Ver- 
hältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je mehr sich die Vergangenheitspolitik am Idealtypus I orientiert, desto 
unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Verhältnis zur Regierung. 

Hypothese 2\ Je mehr Aufarbeitungserfolge erzielt wurden, desto größer die Zufriedenheit der Opferorganisa- 
tionen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Verhältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je ge- 
ringer die Aufarbeitungserfolge, desto unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Ver- 
hältnis zur Regierung. 

Diese Hypothesen bestätigen sich für Chile nur teilweise: Trotz der gewählten vergangen- 
heitspolitischen Strategien und trotz der beträchtlichen Aufarbeitungserfolge herrschen bei 
den Opferorganisationen Chiles eine kritische Grundhaltung und Unzufriedenheit mit dem 
Erreichten vor. Obwohl sich effektive Kooperationsmuster zwischen staatlichen Stellen und 
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den Opferorganisationen etablierten, ist deren Verhältnis zur Regierung häufig konfliktiv 
und von Misstrauen geprägt. Vergangenheitspolitisehe Maßnahmen der Regierung stoßen 
regelmäßig auf erbitterte Kritik der Opferorganisationen. Kundgebungen und Demonstra- 
tionen enden häufig in gewalttätigen Auseinandersetzungen, die von der Polizei mit Was- 
serwerfern und Tränengas aufgelöst werden. Festnahmen und Verletzte auf beiden Seiten 
sind keine Seltenheit. 

Als Teil der Volksbewegung hatten die Opferorganisationen zum Ende der Diktatur 
beigetragen und setzten große Floffnungen in die demokratisehe Regierung. Ihre Grundfor- 
derungen waren Verdad und Justicia sowie die gesellsehaftliehe Rehabilitierung der Opfer. 
Durehweg positiv bewerteten die Opferorganisationen die Bemühungen der Regierung 
Aylwin, den guten Namen der Versehwundenen und Flingeriehteten wieder herzustellen 
und sie als Opfer des Staatsterrorismus anzuerkennen. Besonders bedeutsam waren hierbei 
symbolträehtige Maßnahmen wie beispielsweise die Zeremonie im Estadio Nacional oder 
die Bitte Alwins um Vergebung. Aueh andere Opferkategorien würdigten, dass die von 
Aylwin eingeleitete Entsehädigungspolitik deutlieh maehe, dass aueh sie zu den Opfern des 
Systemunreehts zählen. Alle Opferorganisationen werteten diese Entsehädigungsleistungen 
als einen wiehtigen Beitrag zur Gereehtigkeit. 

Die Floffnung auf die eigentliehe Gereehtigkeit aber, die die Opfer von Anfang an for- 
derten, blieb weitgehend unerfüllt: Die Flauptkritik der Opferorganisationen bezieht sieh 
deshalb aueh darauf, dass das Amnestie-Dekret entgegen der Wahlverspreehen nieht aufge- 
hoben wurde. Es wurde nieht nur nicht annulliert; versehiedene Gesetzesinitiativen ver- 
suehten sogar, es dureh Interpretationen oder Ergänzungen im naehhinein zu legitimieren 
und so die Straflosigkeit der Militärs abzusiehem. Spätestens seit der geseheiterten Ley 
Aylwin wurde die Impunidad zur zentralen Perzeptionskategorie oder Wahmehmungser- 
wartungen der Opferorganisationen, die fortan hinter allen vergangenheitspolitisehen Initia- 
tiven der Regierung erneute Versuehe vermuteten, diese Impunidad zu konsolidieren.'^"^ Sie 
kritisierten alle vergangenheitspolitisehen Maßnahmen, die direkt oder indirekt dazu führen 
könnten, dass die Täter nieht bestraft würden. Besonders deutlieh zeigte sieh dies bei- 
spielsweise an den Reaktionen der Opferorganisationen auf den vergangenheitspolitisehen 
Regierungsentwurf Lagos’ No hay Manana sin Ayer. Die Kritik an der Mögliehkeit, dass 
Strafmilderung oder -freiheit mögliehe Informanten zur Aussage bewegen sollte, hatte in 
den Erklärungen der Opferorganisationen ungleieh mehr Gewieht als die Würdigung der 
Verbesserung der Entsehädigungsleistungen, die Ankündigung einer Untersuehungskom- 
mission zur Aufarbeitung der Folter oder die Einsetzung neuer Sonderriehter. Die Kritik am 
Fortbestand der Amnestie und die /m/JuniJad-Rhetorik überdeekten aueh oft die Wertsehät- 
zung für die Fortsehritte bei der Strafverfolgung. 

Die zentrale Forderung naeh Verdad war der naeh Justicia naehgeordnet. Aueh wenn 
die AFDD im Jahr 1995 vorsehlug, mögliehe Informanten mit Strafminderung zu Aussagen 



Während der Aufenthalte in Chile wurde der Verfasser mehrmals Zeuge solcher Straßenschlachten und Eskala- 
tionen. 

Vgl. bspw. AFDD, No a la Impunidad, Campana contra la Impunidad, Marzo 2004, in www.afdd.cl 
[17.02.2005]. Deutlich wird diese Perzeptionsweise der chilenischen Vergangenheitspolitik auch in der Studie der 
CINTRAS-Mitarbeiterin Beatriz Brinkmann Itinerario de la Impunidad, die den politischen Umgang mit der 
Vergangenheit anhand der Kategorie der Straflosigkeit untersucht. „El complejo proceso a traves del cual se fue 
imponiendo y luego se ha procurado consolidar la impunidad para los crimenes de lesa humanidad cometidos por 
la dictadura militar en Chile responde no solo a factores juridicos sino, esencialmente, a motivaciones politicas y 
sociales. [...] la lucha contra la impunidad es un proceso que, lejos de desarrollarse en forma lineal, ha estado 
marcado por avances y retrocesos, y cuyo final aün estä abierto.“ (Brinkmann 1999: 15). Die vergangenheitspoliti- 
sche Rolle der , Menschenrechtsbewegung’ ist somit der Kampf gegen diese Impunidad. 
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zu bewegen, lehnten die Opferorganisationen in der Regel alle Initiativen ab, die „Justieia 
por euotas de Verdad“’^^ eintausehen wollten. Aueh wenn die Opferorganisationen die 
Fortsehritte bei der Aufklärung der Mensehenreehtsverletzungen durehaus würdigten, so 
kritisierten sie doeh, dass die Ergebnisse zu allgemein blieben und das individuelle Sehiek- 
sal der Versehwundenen und Hingeriehteten mehrheitlieh nieht detailliert geklärt werden 
konnte. 

Aufarbeitungserfolge und Fortsehritte in den anderen vergangenheitspolitisehen Sub- 
policies konnten die Defizite bei der Strafverfolgung und Aufklärung nieht kompensieren. 
Viele Leistungen und vergangenheitspolitisehe Errungensehaften, von denen die Opferor- 
ganisationen in den anderen beiden Ländern nur träumen können, werden von den ehileni- 
sehen Organisationen nahezu als selbstverständlieh angenommen: Die Existenz der Sonder- 
ermittlungsgruppe für Mensehenreehtsverletzungen, mit der die Opferorganisationen eng 
Zusammenarbeiten; die gute und zuvorkommende Behandlung in den staatliehen Stellen, 
die oftmals unbürokratiseh auf die Bedürfnisse der Opfer reagieren’^^; das FRAIS; die 
Existenz zahlreieher Riehter, die sieh exklusiv oder bevorzugt mit der Untersuehung der 
Mensehenreehtsverletzungen der Diktatur besehäftigen ete. 

Die definitive Bestätigung ihrer ,Jmpunidad-Hypothese“ sahen die Opferorganisatio- 
nen im Verhalten der ehilenisehen Regierung naeh der Inhaftierung Pinoehets in London. 
Als mit seiner Verhaftung die Verurteilung der zentralen Persönliehkeit des Staatsterroris- 
mus möglieh wurde, mussten die Opferorganisationen sehen, dass die demokratisehe Re- 
gierung sieh nun für dessen Rüekkehr und - wie sie von Anfang an mutmaßten - Impuni- 
dad einsetzte. Der Sehultersehluss der Regierung mit den Streitkräften und der Reehten 
wurde so offensiehtlieh. Fortan versehärfte sieh aueh der Tonfall der Opferorganisationen; 
der Grad an Konfliktivität nahm weiter zu. Aueh als Lagos mit No hay Manana sin Ayer 
ein Regierungsprogramm vorlegte, dass sieh - trotz Einsehränkungen bei der Strafverfol- 
gung - klar am Idealtypus der umfassenden Aufarbeitung orientierte, behielten die Opfer- 
organisationen die kategorisehe Kritik an der Vergangenheitspolitik der Regierung bei. Die 
Impunidad blieb die dominante Interpretationskategorie: Sowohl No hay Manana sin Ayer, 
als aueh die Arbeit der Comisiön Nacional sobre Prisiön Politica y Tortura wurden als 
Versuehe gedeutet, die Straflosigkeit der Täter zu siehem und im Gegenzug kleine Beiträge 
zur Aufklärung der Mensehenreehtsverletzungen zu leisten. Im Fall der CNPT rüekte die 
Debatte, die sieh an deren Arbeit ansehloss, ihre Leistung in ein sehleehtes Lieht, da die 
Opferorganisationen sie als einen Versueh wahmahmen, die Straffreiheit der Täter sieher 
zu stellen und eine mögliehst kostengünstige Form der Entsehädigung zu finden. 

Die Hypothesen 1 und 2 bestätigen sieh also nur teilweise, da sowohl die Art der Ver- 
gangenheitspolitik als aueh das Ausmaß der Aufarbeitungserfolge eigentlieh ein höheres 
Maß an Zufriedenheit und ein besseres Verhältnis der Opferorganisationen zu den Regie- 
rungen erwarten lassen. Die Hypothesen bestätigen sieh für die Phasen oder Maßnahmen, 
die sieh am Idealtypus I der Politik des Verdrängens orientieren. Erklärungslüeken bestehen 
aber bei den unerwartet negativen Einsehätzungen zu den Phasen, in denen eine am Ideal- 
typus der Politik der umfassenden Aufarbeitung orientierte Vergangenheitspolitik betrieben 
wurde. Aueh wenn die Opferorganisationen die einzelnen Maßnahmen durehaus wertsehät- 
zen, so seheint es doeh, dass sie solange nieht bereit sind, sieh mit Politikergebnissen zu- 



AFEP; No a la Impunidad que se pretende imponer, März 2004, Archiv AFEP, 4 S., hier S. 1 . 

So übernehmen beispielsweise die CNRR und ihre Nachfolgeeinrichtungen die Kosten für die Bestattung 
identifizierter Verschwundener oder unterstützen die Opferorganisationen gelegentlich mit finanziellen Mitteln für 
Büromaterialien oder laufende Kosten. 
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frieden zu geben, solange die grundsätzlichen Forderungen nach restloser Aufklärung des 
Schicksals der Todesopfer und Bestrafung aller Verantwortlichen unerfüllt bleiben. 



5.2 Politikfeld Vergangenheitspolitik und die Impacts auf die Opferorganisationen 

Kann die Rolle der Opferorganisationen im Politikfeld Vergangenheitspolitik einen Beitrag 
zur Erklärung dieses unerwarteten Befunds leisten? Die Flypothesen 3 und 4 nehmen auf 
deren Rolle und die Auswirkungen dieser Rolle auf die Impacts Bezug: 

Hypothese S: Eine Aufarbeitung bestimmter Aspekte der autoritären Vergangenheit (i.S. des Idealtypus II) 
findet nur statt, wenn es Opferorganisationen gibt, die die Interessen und Forderungen der jeweiligen Opferka- 
tegorie bündeln und artikulieren sowie deren Umsetzung einfordem. Die Existenz solcher organisierter Inter- 
essen stellt die Bedingung der Möglichkeit dar. 

Diese Flypothese scheint sich im Fall Chiles voll zu bestätigen: Von den drei untersuchten 
Fällen verfügt Chile über das ausdifferenzierteste Panorama an Opferorganisationen. 
Gleichzeitig ist die chilenische Vergangenheitspolitik die vielschichtigste und umfassendste 
der drei Länder. So machte es beispielsweise erst die Organisierung der ehemaligen politi- 
schen Gefangenen am Ende der 90er Jahre möglich, dass unter der Regierung Lagos mit der 
Aufarbeitung des lange unbeachteten Themas der politischen Haft und Folter begonnen 
wurde. Hypothese 4 ging von der Annahme aus, dass die Opferorganisationen dazu neigen, 
die Vergangenheitspolitik negativ zu bewerten und in einer konfliktiven Beziehung zur 
Regierung stehen, wenn sie häufig gegen die Widerstände der Regierung ankämpfen müs- 
sen, um die Aufarbeitung der Vergangenheit voranzutreiben: 

Hypothese 4\ Wenn die Opferorganisationen häufig die Initiativ-Funktion für vergangenheitspolitische Maß- 
nahmen übernehmen und/oder wenn sie häufig andere Initiativen zu verhindern suchen müssen, die eine Ver- 
drängung der Vergangenheit (i.S. des Idealtypus I) zum Ziel haben, verstärkt sich die konfliktiv-kritische Hal- 
tung gegenüber der Regierung und somit die Tendenz, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes negativ 
zu bewerten. 

Legt man die Kap. 1.4.3 vorgestellten HgenJa 5etft'ng- Mechanismen zu Grunde, so fällt in 
Chile eine ausgewogene Verteilung aus Inside- und Outside Initiative-ModAX auf: Zahlrei- 
che vergangenheitspolitische Initiativen wurden dem Inside /wfiative-Modell folgend von 
der Regierung angestoßen, wie beispielsweise die symbolischen Maßnahmen, die Entschä- 
digungsprogramme, die Doctrina Aylwin oder die Einsetzung der Sonderrichter. Die Opfer- 
organisationen waren aber in der Regel an der Ausarbeitung dieser Maßnahmen beteiligt. In 
einigen Fälle widersprachen von der Regierung initiierte vergangenheitspolitische Maß- 
nahmen aber auch dezidiert den Interessen der Opferorganisationen (z.B. die Bemühungen 
um die Repatriierung Pinochets oder die Mesa de Diälogo). 

Während das Mobilization Model in Chile keine Rolle spielte, war das Outside Initia- 
tive-Modell der zweite bedeutende vergangenheitspolitische Agenda 5e«ing-Mechanismus. 
Häufig ging der Impuls von den Opferorganisationen aus. Anders als in Argentinien aber 
waren in Chile konfliktive oder konfrontative Muster zur Erzeugung politischen Hand- 
lungsbedarfs seltener. Eine solche konfliktive Außeninitiierung fand beispielsweise im 
Zusammenhang mit dem ersten und dritten Exonerado-Gesetz oder bei der Einsetzung der 
CNPT statt. Bei der großen Mehrheit der von den Opferorganisationen initiierten Maßnah- 
men aber herrschte eine eher kooperative Beziehung zur Exekutive vor, die sich den Anre- 
gungen, Bedürfnissen und Forderungen der Opfer gegenüber meist offen zeigte. Beispiele 
hierfür sind die Einsetzung der CNVR, die Errichtung des Memorials, die Verlängerung des 
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Mandats der CNRR und ihrer Naehfolgeeinriehtungen, die Sehaffling der DNA-Datenbank 
ete. 

Aueh die ^Jvocacj-Koalition , Streitkräfte’ betrieb v.a. im ersten Jahrzehnt immer 
wieder ein dem Outside /nihahVe-Modell folgendes Agenda Setting, um so die Strafverfol- 
gung zu unterbinden. Als Ergebnisse dieser Bemühungen sind beispielsweise die Ley Ayl- 
win und die Propuestas Frei bzw. Figueroa-Otero zu sehen, gegen die die ,Mensehen- 
reehtsbewegung’ gemeinsam mit ihren parteipolitisehen Alliierten ankämpfte. 

Hypothese 4 seheint im Fall Chiles nur wenig zur Erklärung der Tendenz zur Negativ- 
bewertung der Vergangenheitspolitik und zur kritisehen Grundhaltung gegenüber der Exe- 
kutive beizutragen: Aueh wenn es häufig die Opferorganisationen waren, von denen die 
Initiativen für vergangenheitspolitisehe Maßnahmen ausgingen, waren diese in den wenig- 
sten Fällen gezwungen, konfliktive Strategien anzuwenden, um ihre Anliegen auf der poli- 
tisehen Agenda zu platzieren. Die Regierungen zeigten sieh meist offen für die Anregungen 
der Opferorganisationen und versuehten deren Forderungen - teilweise in modifizierter 
Form - umzusetzen. Die Außeninitiierungsmeehanismen der ehilenisehen Opferorganisa- 
tionen unterseheiden sieh somit deutlieh von denen Argentiniens, wo Mobilisierungen und 
Klagen die gängigen Strategien der ,Mensehenreehtsbewegung’ waren. 

Andererseits gelang es den Opferorganisationen nieht, die zentrale Forderung naeh 
Aufhebung des Amnestie-Dekrets durehzusetzen. Sie mussten wiederholt gegen Initiativen 
ankämpfen, die auf ein Verdrängen der Vergangenheit (i.S. des Idealtypus I) abzielten. In 
der Regel konnten sie dabei aber auf die Unterstützung ihnen nahe stehender Parlamentarier 
zählen. 



5.3. Handlungskontext und Impaets auf die Opferorganisationen 

5.3.1 Kulturelle Faktoren und auf die Opferorganisationen 

Bei den Überlegungen zu mögliehen Kontextvariablen, die sieh auf die Wahmehmungs- 
und Bewertungsdimension sowie der Handlungsdimension der Impacts auswirken, wurde 
vermutet, dass eine mögliehe Erklärung in den traditionellen Konsens- oder Konfliktmu- 
stem einer Nation liegt: 

Hypothese 5: Je stärker der nationale kulturelle Kontext, in dem Opferorganisationen agieren, durch Traditio- 
nen der konfliktiven Lösung gesellschaftlicher und politischer Probleme geprägt ist, desto größer die Tendenz 
der Opferorganisationen, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, und desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass sie ihrerseits konfliktive Strategien wählen, um den politischen Prozess in ihrem 
Sinne zu beeinflussen. 

Diese historisch-kulturellen Muster scheinen in Chile weniger eindeutig ausgeprägt als in 
Uruguay oder Argentinien. Seit der Unabhängigkeit gab es immer wieder gesellschaftliche 
Spannungen und Konflikte, kürzere autoritäre Episoden und politische Gewalt, die ihre 
Ursache meist in unterschiedlichen Auffassungen von Gemeinwohl, legitimer politischer 
Herrschaft oder gesellschaftlichen Utopien hatten. In dieser Hinsicht verfügt Chile eher 
über eine Tradition gesellschaftlicher und politischer Konflikte (Loveman/Lira 2000 und 
2001; Lira/Loveman 1999a). Diese Tradition trägt zur Erklärung der konfliktiven Haltung 
der chilenischen Opferorganisationen bei. Hypothese 5 bestätigt sich also in dieser Hin- 
sicht. 
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Charakteristisch ist für Chile aber auch das, was Brian Loveman und Elizabeth Lira 
(2000: 541f.) die via chilena de reconciliciön politica nennen - die Tendenz zur pragmati- 
schen Beilegung gesellschaftlicher und politischer Spannungen: 

„La reconciliaciön politica en diferentes momentos implicö una armonia ilusoria y una tolerancia pragmätica 
de las diferencias, la supresiön de las pasiones que aumentaban la violencia del conflicto, y la reacomodacion 
al ,imperio de la ley’ en fiinciön de la gobemabilidad. [...] Las elites politicas inventaron y adaptaron metodos 
de reconciliaciön politica, principalmente amnistias e indultos y diversas modalidades de reintegraciön de los 
vencidos [...]. Raramente se hacian exigencias de confesiön, renegaciön o penitencia para atacar las reglas del 
juego impuestas o negociadas con los vencedores.“ 

Auch dieses kulturelle Muster kann zum besseren Verständnis der Haltung und des Verhal- 
tens der chilenischen Opferorganisationen beitragen: Die historische Erfahrung zeigte, dass 
man in Chile nicht bereit war, die Verbrechen der Vergangenheit aufzuarbeiten, sondern 
eher dazu neigte, durch Amnestie und den Diskurs von der Nationalen Versöhnung und 
vom gesellschaftlichen Frieden diese Vergangenheit zu überwinden, ohne die Verantwortli- 
chen zur Rechenschaft zu ziehen. Da die Opferorganisationen fürchten mussten, dass sich 
dieses Konfliktlösungsmuster auch nach 1990 wiederholen würde, reagierten sie besonders 
sensibel auf alle Initiativen, die eine solche politische Versöhnung a la chilena zum Ziel 
haben könnten. 

Ein weiteres kulturelles Muster scheint in diesem Zusammenhang von Bedeutung: 
Wie deutlich wurde, dienen in Chile die politischen Parteien traditionell der Kanalisierung 
politischer Interessen und Forderungen. Gesellschaftliche Konflikte und Debatten werden 
somit in den institutionalisierten parteipolitischen bzw. parlamentarischen Raum verlagert. 
Bei der Diskussion der Hypothesen 8 und 9 wird sich zeigen, dass dieses kulturelle Muster 
im Zusammenhang mit der chilenischen Vergangenheitspolitik von großer Bedeutung ist. 

Als weitere Kontext-Variable, die die vergangenheitspolitischen Impacts auf die Op- 
ferorganisationen beeinflussen könnte, wurde der Grad des gesellschaftlichen Vertrauens 
angeführt: 

Hypothese 6\ Je stärker ausgeprägt das gesellschaftliche Misstrauen im nationalen kulturellen Kontext, in dem 
Opferorganisationen agieren, desto größer ist deren Neigung, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes 
negativ zu bewerten. 

Diese Hypothese scheint sich für den Fall Chile nicht zu bestätigen. Wie sich in Kap. 
ITC. 1.3 zeigte, haben die Chilenen bei eher ambivalenten Befunden zum interpersonalen 
Vertrauen ein weit überdurchschnittliches Vertrauen in ihre politischen Institutionen. Wür- 
de sich die Hypothese bewahrheiten, dann müssten die chilenischen Opferorganisationen 
eher geneigt sein, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes positiv zu bewerten. Wie 
die empirischen Befunde aber zeigte, ist dies nicht der Fall. Die Bewertung der vergangen- 
heitspolitischen Leistungen der postautoritären Regierungen fällt unverhältnismäßig nega- 
tiv aus. 



5.3.2 Institutioneile Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

Die Opferorganisationen agieren nicht nur in einem kulturell-institutionell geprägten Kon- 
text, sondern auch in einem durch formale und informelle Institutionen bestimmten Hand- 
lungskorridor. Hypothese 7 nimmt auf die von der Regierung ungenutzten Handlungsmög- 
lichkeiten und deren Rückwirkungen auf die Impacts Bezug: 
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Hypothese 7: Institutioneile Settings informeller und formaler Art beschränken und ermöglichen vergangen- 
heitspolitisches Handeln der Regierung. Je größer die Spielräume, die die Regierung nicht im Sinne der Op- 
ferorganisationen nutzt, desto größer deren Tendenz, Outputs und outcomes negativ zu beurteilen. 



Bedingt durch den Transitionsmodus war der Handlungskorridor, der sich den demokrati- 
schen Regierungen in Chile bot, sicherlich der engste der hier untersuchten Länder. Die 
Militärs hatten durch die Verfassung von 1980 ein formales Institutionengefüge geschaffen, 
das die Handlungsmöglichkeiten der Nachfolgeregierungen deutlich einschränkte: Erinnert 
sei an dieser Stelle an das binominelle Wahlsystem, das die konservative Opposition bevor- 
zugte; die ex officio, d.h. nicht durch Wahlen bestimmten Senatoren; die fehlende Abberuf- 
barkeit der Oberkommandierenden der Teilstreitkräfte etc. Die Strafverfolgung war durch 
das 1978 erlassene Amnestie-Dekret unterbunden. An dieser Stelle gilt zu bedenken, dass 
die chilenische Amnestie im Vergleich zu der der anderen beiden Länder über die geringste 
Legitimation verfügte (in Argentinien waren die Amnestiegesetze von einer demokratisch 
legitimierten Legislative verabschiedet worden, in Uraguay gar durch einen Volksentscheid 
ratifiziert worden). Die mangelnde Legitimation dieser formalen Institution sicherten die 
chilenischen Militärs nach dem Ende der Diktatur aber durch informelle Institutionen - 
allen voran die Androhung von Gewalt - ab. 

Neben dieser informellen Institution der Putschandrohung existierten zahlreiche weite- 
re aus der paktierten Transition herrührende informelle Institutionen, die die Handlungs- 
möglichkeiten der demokratischen Regierungen beschränkten, wie v.a. die faktisch fehlen- 
de Unterordnung der Streitkräfte unter die zivile Herrschaft. Darüber hinaus waren dem 
Regierungshandeln durch bedeutende formale und informelle Veto-Akteure Grenzen ge- 
setzt: Als formale Veto-Akteure können die Parlamentsfraktionen der UDI und der RN 
gelten, die über Jahre dem Regime, der Person Pinochets und der HJvocacy-Koalition 
, Streitkräfte’ verpflichtet waren. Informelle Velo-Akteure waren all jene, die jenseits des 
formalisierten politischen Bereichs in Verwaltung, Justiz und der Medien die Aufarbeitung 
der Vergangenheit zu erschwerten (Ruderer 2004). 

Aylwin hatte während des Wahlkampfes angekündigt, das Amnestie-Dekret aufzuhe- 
ben und so diese formal-institutionelle Beschränkung der Strafverfolgung auszuräumen. 
Aufgrund der informellen Absicherung der Amnestie musste er aber - wie auch sein Nach- 
folger Frei - von diesen Plänen absehen. Sie waren nicht in der Lage (oder auch nicht ge- 
willt), den institutionellen Handlungskorridor zu weiten und so die strafrechtliche Aufarbei- 
tung zu fördern. Die Opferorganisationen kritisierten dies aufs Heftigste. 

Mit der sog. Doctrina Aylwin versuchte er die formale Institution des Amnestie- 
Dekrets durch eine semi-formale Interpretation so auszuweiten, dass sie zumindest die 
Aufklärung der Verbrechen nicht behinderte. In der Folge gab es eine Vielzahl weiterer 
Versuche, die formal-institutionellen Grenzen des Handlungskorridors in die eine oder 
andere Richtung zu verschieben: Dazu zählen die unterschiedlichen erfolglosen Versuche, 
durch Gesetze eine verbindliche Interpretation des Amnestie-Dekrets festzulegen und so die 
Bestralung der schlimmsten Vergehen zu ermöglichen, oder auch die ebenso erfolglosen 
Initiativen der Ley Aylwin, der Propuesta Frei oder der Propuesta Figueroa-Otero, die von 
den Opferorganisationen deshalb stark kritisiert und bekämpft wurden, weil diese darin in 
erster Linie Versuche sahen, das Amnestie-Dekret nachträglich mit Legitimität auszustatten 
und so die formalen Grenzen der Aufarbeitung weiter zu konsolidieren. Bei weniger heik- 
len und kontroversen Themen wie der Entschädigungs- und Erinnerungspolitik oder bei den 
symbolischen Maßnahmen nutzte Aylwin den ihm zur Verfügung stehenden vergangen- 
heitspolitischen Handlungsspielraum voll aus. 
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Während der Amtszeit seines Nachfolgers Frei blieben bis zur Verhaftung Pinochets in 
London die formalen und v.a. die informellen institutionellen Arrangements weitgehend 
bestehen. Ähnlich wie unter seinem Vorgänger gelang es nicht, die autoritäre Verfassung 
grundlegend zu modifizieren. Als im Jahr 1998 die Verfassungsklage gegen Pinochet dis- 
kutiert wurde, ließ die Concertaciön aus politisch-strategischen Gründen diese Chance 
ungenutzt. Es handelte sich hierbei um einen eindeutigen Fall, wo die Regierungsmehrheit 
aus politischen Erwägungen einen sich bietenden Flandlungsspielraum nicht im Sinne der 
Opferorganisationen nutzte und deshalb von diesen Grappierungen stark kritisiert wurde. 

Im Zusammenhang mit der Inhaftierung Pinochets in Großbritannien wurde den Op- 
ferorganisationen besonders deutlich, dass die Regierung die sich neu öffnenden Fland- 
lungsmöglichkeiten für die Aufarbeitung der Vergangenheit nicht zu nutzen gedachte: Mit 
den erfolgreichen politischen und diplomatischen Bemühungen um die Repatriierung des 
Ex-Diktators ließ die chilenische Regierung nicht nur einen sich eröffnenden Spielraum 
ungenutzt, sondern trag sogar aktiv dazu bei, diesen erneut zu schließen. Das Verhältnis der 
Opferorganisationen zu den Regierungen Frei und Lagos wurde dadurch dauerhaft geschä- 
digt. 

Diese offensichtlichen Zugeständnisse der Regierungen an die ^Jvocacj-Koalition 
, Streitkräfte’ hatten ihren Preis: Mit den Eingeständnissen der Militärs im Rahmen der 
Mesa de Diälogo und den sich anschließenden Skandalen um die falschen Informationen 
über den Verbleib der Verschwundenen wurde ihre Position nachhaltig geschwächt, womit 
auch ein gewisser Verlust der Wirksamkeit ihrer informellen Institutionen einherging. Mit 
dem vergangenheitspolitischen Vorstoß der UDI und der damit verbundenen teilweisen 
Aufgabe der Rolle als Veto-Akteur verlor die ^Jvocacj-Koalition , Streitkräfte’ weiterhin 
bedeutenden parteipolitischen Rückhalt. Mit dem Rückzug Pinochets aus dem politischen 
Leben begann auch eine schrittweise Entkoppelung vergangenheitspolitischer Fragen mit 
dem bis zu seiner Verhaftung 1998 unantastbaren Ex-Diktator. 

Die Regierung Lagos nutzte die sich neu öffnenden Spielräume nicht im Sinne der Op- 
ferorganisationen und leitete zunächst keine weiteren Schritte zur Aufarbeitung des Syste- 
munrechts ein. Der Umgang mit der Vergangenheit blieb bis 2003 weitgehend in den Flän- 
den der Justiz. Erst mit der Umsetzung des vergangenheitspolitischen Regierangsentwurfs 
No hay Manana sin Ayer begann die Regierung die neuen Handlungsmöglichkeiten zu 
nutzen. Aus der Sicht der Opferorganisationen blieb sie aber - v.a. bei der Aufarbeitung 
von politischer Haft und Folter - weit hinter den Möglichkeiten zurück: Besonders in der 
Sperrfrist von 50 Jahren, mit der die Akten der CNPT belegt wurden, sahen die Opferorga- 
nisationen einen erneuten Versuch, die neuen Handlungsspielräume durch formal- 
institutionelle Arrangements zu schließen, und protestierten aufs Heftigste gegen diese 
Entscheidungen. 

Hypothese 7 scheint sich also für den Fall Chile weitgehend zu bestätigen: Obwohl der 
formale und informelle institutioneile Handlungskorridor während der Regierangszeit Ayl- 
wins sehr eng war, versuchte dieser im Rahmen der Möglichkeiten auf die Forderungen und 
Bedürfnisse der Opferorganisationen einzugehen, die dieses vergangenheitspolitische En- 
gagement durchaus wertschätzten. Ihre Kritik an der vergangenheitspolitischen Performanz 
der Regierung Aylwin bezog sich v.a. darauf, dass er im Widersprach zu seinen Wahlver- 
sprechen das Amnestie-Dekret nicht aufhob. 

Die Kritik an der Vergangenheitspolitik seines Nachfolgers hingegen war von Anfang 
an ausgeprägter, da dieser - bei gleichbleibenden Spielräumen - keine weiteren Anstren- 
gungen unternahm, um die Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen zu fördern und 
diese Aufgabe der zu Beginn noch immer stark konditionierten Justiz zuschrieb. Als die 
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mögliche Verfassungsklage gegen Pinochet nicht zustande kam, nahm die Kritik der Op- 
ferorganisationen an Heftigkeit deutlich zu. Ebenso zeigten die Opferorganisationen abso- 
lutes Unverständnis für das Verhalten der chilenischen Regierung angesichts der Inhaftie- 
rung Pinochets in London. Die Kritik der Opferorganisationen kannte keine Grenzen mehr. 

Ähnlich deutlich war die Kritik der Opferorganisationen an der Vergangenheitspolitik 
des Sozialisten Ricardo Lagos, der in ihrer Wahrnehmung die Spielräume, die sich nach der 
Rückkehr des Ex-Diktators nach Chile boten, nicht nutzte. Die Unzufriedenheit mit dem 
Entschädigungsgesetz für die ExPP und v.a. die Sperrfrist für die Akten der CNPT dürften 
v.a. damit Zusammenhängen, dass die Regierung ohne ersichtlichen Anlass hinter den Mög- 
lichkeiten zurückblieb. 



5.3.3 Akteurstheoretische Faktoren und Impacts auf die Opferorganisationen 

Charakteristisch für die politische Tradition Chiles ist die zentrale Rolle der Parteien bei der 
Kanalisierung politischer Fordemngen. Mit dem Erstarken sozialistischer und kommunisti- 
scher Parteien bildete sich in Chile in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ein differen- 
ziertes Parteiensystem mit bedeutenden Rechts-, Links- und Zentrumsparteien heraus. Trotz 
der massiven Verfolgung konnte die Linke die Jahre der Diktatur überdauern und spielt 
auch im postautoritären Chile eine bedeutende Rolle: Bei den Wahlen (1989-2001) erhiel- 
ten linke Parteien durchschnittlich 29% bzw. 24% der Stimmen bzw. der Parlamentssitze. 
Die beiden bedeutenden Linksparteien PS und PPD waren seit der Rückkehr zur Demokra- 
tie stets in die Regiemngskoalition eingebunden; seit 2000 stellt die Sozialistische Partei 
sogar den Präsidenten. Die Kommunistische Partei, die sich bereits Ende der 80er Jahre von 
den Oppositionsparteien, die später die Concertaciön bilden sollten, distanziert hatte, er- 
hielt bei Wahlen durchschnittlich 5,7% und spielt in vergangenheitspolitischen Fragen als 
außerparlamentarische Oppositionspartei eine wichtige Rolle. Sowohl die Linksparteien, als 
auch Sektoren der Christdemokraten zeigen sich offen für die Anliegen der Opferorganisa- 
tionen. Hypothese 8 nahm auf die Beschaffenheit des Parteiensystems und das Verhältnis 
der Parteien zu den Opferorganisationen Bezug: 

Hypothese 8: Gibt es keine den Opferorganisationen affine parlamentarische Parteien, greifen diese verstärkt 
auf andere politische Druckmittel zurück. Das Verhältnis zum Staat ist von hohem Grad an Konfliktivität ge- 
prägt, die Tendenz, vergangenheitspolitische Maßnahmen scharf zu kritisieren, ist groß. 

Es gibt in Chile mehrere den Opferorganisationen affine Parteien, über die die Opferorgani- 
sationen ihre Anliegen und Forderungen in den politischen Prozess einbringen und auf der 
politischen Agenda platzieren können. Es besteht deshalb für die chilenischen Opferorgani- 
sationen wenig Notwendigkeit, auf andere strategische Mittel des gesellschaftlichen und 
politischen Drucks zurückzugreifen. So fällt auf, dass im Gegensatz zu den argentinischen 
die chilenischen Opferorganisationen kaum von der Möglichkeit Gebrauch machten oder 
machen mussten, vor der CIDH oder anderen internationalen Menschenrechtsregimen ge- 
gen den chilenischen Staat zu klagen. Ebenso spielte die Praxis, vor der Justiz anderer Län- 
der Verfahren gegen Angehörige der chilenischen Streitkräfte zu initiieren, eine wesentlich 
geringere Rolle als beispielsweise in Argentinien - auch wenn es gerade der Fall Pinochet 
war, der die Möglichkeit exfraterritorialer Prozesse in den Mittelpunkt des öffentlichen 
Interesses rückte. 

Hypothese 8 bestätigt sich also in der Hinsicht, dass den Opferorganisationen andere 
Wege der politischen Einflussnahme offen stehen und sie deshalb weniger auf konfrontati- 
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ve Strategien zurüekgreifen müssen. Hinweise auf eine allgemeine Tendenz, von seharfer 
Kritik vergangenheitspolitiseher Maßnahmen abzusehen, finden sieh allerdings nieht. Aueh 
wenn das Verhältnis der ehilenisehen Opferorganisationen im Vergleieh zu Argentinien 
weniger konfliktiv erseheint, so kann dennoeh nieht von einer kooperativen Beziehung 
gesproehen werden. Zwar bildeten sieh durehaus effektive Kooperationsmuster zwisehen 
den Opferorganisationen und den vergangenheitspolitisehen Implementierungsinstitutionen 
(bspw. CNRR und Naehfolgeeinriehtungen, Sonderermittlungsgruppe der Policia de Inve- 
stigaciones) heraus, die Beziehung zur Regierung, v.a. naeh deren Engagement um die 
Rüekkehr Pinoehets, trugen aber durehaus konfliktive Züge - wenn aueh nieht so ausge- 
prägt und polemiseh wie in Argentinien. 

Von Bedeutung für die Impacts und das Verhältnis der Opferorganisationen zur Regie- 
rung ersehien allerdings nieht nur die (Nieht-) Existenz affiner Parteien, sondern aueh deren 
Stellung innerhalb des politisehen Systems und die Art des Verhältnisses der Opferorgani- 
sationen zu diesen Parteien. 

Hypothese 9: Bestehen enge Verbindungen zwischen Opferorganisationen und Parteien, dann stellen die dar- 
aus resultierenden Loyalitäten eine wichtige Erklärung zur Perzeption der Vergangenheitspolitik durch die 
Opferorganisationen dar: (a) Bei einer engen Bindung an eine außerparlamentarische Oppositionspartei nimmt 
die Tendenz zu, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, (b) Bei enger Anbindung an 
Parteien mit Regierungsverantwortung nimmt die Tendenz, vergangenheitspolitische Entscheidungen öffent- 
lich zu kritisieren, ab. 

Wie in Kap. ITC. 1.3 deutlich wurde, ist das Panorama der chilenischen Opferorganisatio- 
nen stark von parteipolitischen Aspekten geprägt. Traditionellen chilenischen Politikmu- 
stem folgend bestehen sehr enge Beziehungen zwischen einzelnen Opferorganisationen und 
politischen Parteien - hier besonders dem Partido Comunista und dem Partido Socialista. 
Gerade die Kommunistische Partei, die in vergangenheitspolitisehen Fragen eine dominie- 
rende Rolle einnimmt, sorgte mit ihrer kompromisslosen und bisweilen ideologisch- 
dogmatischen Haltung häufig für Spannungen innerhalb der Opferorganisationen. So spal- 
tete sich 1992 von der AFDD aus parteipolitischen Gründen die AFDD - Linea Fundadora 
ab. Auch innerhalb der Organisation der ehemaligen politischen Gefangenen gab es Span- 
nungen, die schließlich zur Bildung parteilich definierter Opferorganisationen führten. Die 
Verbindungen der einzelnen Opferorganisationen zu den politischen Parteien stellen sich 
folgendermaßen dar: Die Kommunistische Partei dominiert die AFDD, die AFEP und die 
ANExPP.’^^ Die BEPPS sind als Organisation der ehemaligen politischen Häftlinge des 
Partido Socialista direkt in die Strukturen der Sozialistischen Partei eingebunden. Die 
AFDD-LF, in der überwiegend Angehörige der Verschwundenen des MIR organisiert sind, 
stehen der Sozialistischen Partei sehr nahe. In den anderen Opferorganisationen sind Mit- 
glieder und Anhänger unterschiedlicher Parteien und Gruppierungen organisiert. Auch 
wenn eine Zuordnung dieser Organisationen zu einer Partei nicht möglich ist, so spielt doch 
in all diesen Organisationen die Kommunistische Partei eine zentrale Rolle. 

Die erstaunlich scharfe Kritik der chilenischen Opferorganisationen an der Vergan- 
genheitspolitik der postautoritären Regierungen scheint mit der Dominanz des Partido 
Comunista zusammenzuhängen: Als außerparlamentarische Oppositionspartei hat sie keine 
Regierungsverantwortung und ist keine strategischen Allianzen mit anderen Parteien einge- 
gangen. Der PC befindet sich außerhalb der Konsensgruppe jener Parteien, die sich in der 
Concertaciön zusammengeschlossen haben. Er distanziert sich von diesen Parteien und 



™ In diesen Opferorganisationen sind auch Anhänger anderer Parteien organisiert, was häufig zu internen Span- 
nungen führt, die maßgebliche Rolle der Kommunisten aber nicht schwächt. (Interviews Nr. 65 mit Magdalena 
Navarette, Nr. 62 mit Jorge Saez, Nr. 60 mit Hilda Rosas). 
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versucht sich vom Partido Socialista, der sich mit den Christdemokraten und anderen Par- 
teien zusammengeschlossen hat, abzuheben. Gerade die Vergangenheitspolitik bietet gute 
Möglichkeiten, die fundamentale Kritik an den politischen und gesellschaftlichen Verhält- 
nissen, an der Regierungsführung und der Wirtschaftspolitik, die vom PC als Fortführung 
der Politik des Militärregimes gesehen werden, zu exemplifizieren. Diese Flaltung bringen 
auch die vom PC dominierten Opferorganisationen in ihrer Kritik an der vergangenheitspo- 
litischen Performanz der Regierungen zum Ausdruck. Flypothese 9a bestätigt sich also im 
Falle Chiles. 

Flypothese 9b hebt auf enge Beziehungen der Opferorganisationen zu regierungsbil- 
denden Parteien ab. Auch wenn die Sozialistische Partei in Chile seit dem Ende der Dikta- 
tur über die Concertaciön in die Regierung eingebunden war, ergaben sich vergangenheits- 
politische Loyalitätskonfiikte für die dem PS nahestehenden Opferorganisationen v.a. wäh- 
rend der Präsidentschaft des Sozialisten Ricardo Lagos (2000-2005). Kritisierten die 
Opferorganisationen während der Regierungszeiten der beiden Christdemokraten Aylwin 
und Frei noch weitgehend mit einer Stimme, so kamen wären der Amtszeit Lagos’ die 
parteipolitischen Aspekte bei der Bewertung der Vergangenheitspolitik durch die Opfer 
immer mehr zum Tragen: Innerhalb der , Menschenrechtsbewegung’ und der Opferorgani- 
sationen warben Anhänger der Sozialistischen Partei um Verständnis für den vergangen- 
heitspolitischen Kurs der Regierung und versuchten, mit öffentlicher Kritik zurückhaltend 
zu sein. Dies zeigte sich zum Beispiel bei der kontrovers diskutierten Mesa de Diälogo, bei 
der die dem PS nahestehende AFDD-LF eine vom Rest der , Menschenrechtsbewegung’ 
abweichende positive Flaltung einnahm. Ähnlich verhielt es sich bei dem vergangenheits- 
politischen Regierungsentwurf No hay Manana sin Ayer, der von der , Menschenrechtsbe- 
wegung’ eher kritisch betrachtet wurde und den die AFDD-LF begrüßte. Dies brachte 
Magdalena Navarette (AFDD-LF) deutlich zum Ausdruck, als sie im Interview zur Ein- 
schätzung von No hay Manana sin Ayer sagte: „jPero si - nosotros apoyamos a Lagos! 
Todo lo que el haga es bueno.“*^* Zu Spannungen kam es auch unter den ehemaligen politi- 
schen Gefangenen im Rahmen der Debatte um die Arbeit der CNPT, die Entschädigungs- 
gesetze und um die 50-Jahres-Sperrfrist der CNPT -Akten: Vor allem die ExPP des Partido 
Socialista warben anfangs dafür, keine öffentliche Kritik zu üben und von Demonstrationen 
und anderen publikumswirksamen Aktionen abzusehen. Diese Flaltung führte zwischen den 
ExPP -Organisationen zu starken Spannungen. Als allerdings das Entschädigungsgesetz für 
die ExPP verabschiedet wurde, konnten sich selbst die sozialistischen BEPPS nicht mehr 
loyal zu ihrem Präsidenten verhalten und kritisierten dessen Vergangenheitspolitik öffent- 
lich.'” 

Die Parteiendifferenz-These hat für den Fall Chile große Erklärungskraft: Der außer- 
parlamentarische Partido Comunista spielt eine wichtige Rolle bei der allgemeinen Ten- 
denz, die vergangenheitspolitischen Leistungen negativ zu bewerten, öffentlich zu kritisie- 
ren und eine konfiiktive Grundhaltung gegenüber der Regierang einzunehmen. Abwei- 
chende Einschätzungen oder weniger konfrontative Strategien einzelner Opferorgan- 
isationen scheinen ebenfalls von parteipolitischen Loyalitäten zur regierangsbildenden 
Sozialistischen Partei herzurühren. 



Interview Nr. 65 mit Magdalena Navarette. 

Interviews Nr. 71 mit Oscar Carasco und Gaston Perez; Nr. 62 mit Jorge Saez. 
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5.4 



Fazit 



Sowohl die chilenische Vergangenheitspolitik als auch die erzielten Aufarbeitungserfolge 
lassen mehr Zufriedenheit der Opferorganisationen und einen niedrigeren Grad an Konflik- 
tivität in deren Verhältnis zur Regierung erwarten. Auch die vergleichsweise wenig kon- 
frontative Rolle der Opferorganisationen beim Agenda Setting sowie der Grad des gesell- 
schaftlichen Vertrauens in die Institutionen können diesen Befund nicht erklären. Der 
Schlüssel zum Verständnis scheint in der Beschaffenheit des Parteiensystems und der Par- 
teienbindung der chilenischen Opferorganisationen zu liegen, ln diesem Zusammenhang ist 
besonders die Rolle des Partido Comunista für die Negativbewertung durch die Opferorga- 
nisationen hervorzuheben. Andererseits zeigte sich im Fall des Partido Socialista auch die 
Bedeutung parteilicher Loyalitäten mit regierungsbildenden Parteien, die eine Absenkung 
des Konfliktniveaus und eine Abnahme der Bereitschaft zur Folge hatte, die Vergangen- 
heitspolitik der Regierung offen und kämpferisch zu kritisieren. 



307 




Teil III: Komparative Analyse 



1. Typologisierung und Vergleich 



„Jede empirische Arbeit bedarf der klassifikatorischen Vorarbeit. [...] Aber die vergleichende Methode muß 
diese Vorarbeit noch gewissenhafter leisten als Fall- oder Länderstudien. [...] Taxonomien dagegen beziehen 
sich überwiegend auf bestimmte formale Kriterien der Fülle politischer Erscheinungen, die geordnet werden 
müssen, ehe sich brauchbare Hypothesen über den Ausschnitt politischer Wirklichkeit formulieren lassen, den 
der Politikwissenschaftler erforschen will.“ (Klaus von Beyme) 

Um diesem von Klaus von Beyme (2000: 159) formulierte Postulat Rechnung zu tragen 
und den untersuchten Ausschnitt politischer Wirklichkeit besser fassen zu können, sollen 
nun die empirischen Befunde stärker geordnet und durch Typologisierungen dem Vergleich 
zugänglich gemacht werden. In den Blick genommen werden (1) die vergangenheitspoliti- 
schen Strategien, (2) die Impacts dieser Politik auf die Opferorganisationen und (3) das 
Panorama der Opferorganisationen in den drei Ländern. 



1.1 Vergangenheitspolitik 

Als in Argentinien, Uruguay und Chile demokratisch gewählte Präsidenten die Regierung 
übernahmen, mussten sie sich u.a. der Frage nach dem Umgang mit dem Erbe der Militär- 
regime stellen. In den drei Ländern hatten die Diktaturen ein von Angst geprägtes gesell- 
schaftliches Klima, geschwächte oder zerschlagene zivilgesellschaflliche Strukturen, Miss- 
trauen, gesellschaftliche Traumatisierung etc. hinterlassen.* Von besonderer Bedeutung 
aber war die Frage nach dem Umgang mit den Menschenrechtsverletzungen der Diktatur 
und mit jenen, die für diese verantwortlich waren. Politische Flaft, Folter, Exil, politisch 
motivierte Arbeitsverbote, Morde und Flinrichtungen sowie die Desapariciön Forzada 
zählten in allen drei Ländern zu den gängigen Repressionsmethoden. Trotz der länderspezi- 
fischen Unterschiede war die Bilanz der Menschenrechtsverletzungen der Militärdiktaturen 
durchaus vergleichbar.^ Die zentrale vergangenheitspolitische Flerausforderung aber war 
stets das Drama der Verschwundenen. 

Zur Ordnung der empirischen Ergebnisse dient die in Kap. 1.2.3 vorgeschlagene Typo- 
logie. Die vergangenheitspolitischen Rea/typen werden mit Flilfe der dort entworfenen 
Idealtypen und der Differenzierung in verschiedene Subpolicies typologisiert. 



’ Vgl. bspw. die Beiträge in Kroonings/Kruijt 1999; Corradi/Weiss/Garretön 1992; Riquelme 1990b; Kers- 
ner/Madariaga 2002 sowie Polizer 1985. 

^ Während die Repression in Argentinien und Chile intensiver war, d.h. es mehr schwerste Menschenrechtsverlet- 
zungen (Morde/Hinrichtungen und Desapariciön Forzada) gab, war die uruguayische Repression extensiver, d.h. 
ein erheblicher Anteil der Bevölkerung war direkt von Menschenrechtsverletzungen betroffen. 
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1.1.1 Argentinien: Phasenweise Dominanz des Verdrängens 



Nach dem Kollaps des Militärregimes konzentrierte sich Alfonsins Vergangenheitspolitik 
v.a. auf die Subpolicies Aufklärung und Strafverfolgung, in denen er sich am Idealtypus der 
umfassenden Aufarbeitung orientierte. Trotz aller Vorsicht scheiterte seine Strategie der 
Strafverfolgung am Widerstand der erneut erstarkenden Streitkräfte, was ihn schließlich zu 
einem vergangenheitspolitischen Kurswechsel zwang. Mit den Begnadigungen Menems, 
der sich in seiner gesamten Vergangenheitspolitik sehr stark am Idealtypus der Politik des 
Verdrängens orientierte, kam die Strafverfolgung über Jahre zum Stillstand. Einzig die 
Entschädigungsleistungen, welche die , Menschenrechtsbewegung’ der Regierung abtrotze, 
weichen vom Idealtypus I ab. Ähnlich wie Menem versuchten auch De la Rüa und Duhalde 
alle vergangenheitspolitischen Initiativen zu unterbinden, so dass nahezu alle Aufarbei- 
tungsmaßnahmen dieser Jahre - v.a. die langsamen Fortschritte bei der Strafverfolgung - 
auf die erfolgreiche Einflussnahme der Menschenrechts- und Opferorganisationen zurück- 
zuführen sind. Erst mit Kirchner änderte sich der vergangenheitspolitische Kurs: Er forderte 
die strafrechtliche Aufarbeitung, weitete die Entschädigungspolitik aus und betonte beson- 
ders die bislang vernachlässigte Subpolicy Erinnemngspolitik. Mit Ausnahme der ersten 
Jahre der Regierung Alfonsin und der Regierung Kirchner herrschte in Argentinien eine am 
Idealtypus der Politik des Verdrängens orientierte Vergangenheitspolitik vor, auch wenn 
die Entschädigungspolitik eine gewisse Typusinkonsistenz darstellt. Schematisch darge- 
stellt, ergibt sich folgende Typologie für die vergangenheitspolitischen Strategien, die in 
Argentinien von 1983 bis 2004 zur Anwendung kamen.^ 



^ Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurden hier und in den anderen Visualisierungen die Subpolicies Direktmaß- 
nahmen und institutionelle Reformen nicht dargestellt. 
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Abb. 23: Vergangenheitspolitik in Argentinien 



1.1.2 Uruguay: Konsens des Verdrängens? 

Während der ersten Regiemngszeit Sanguinettis wurden die Weichen für den uruguayi- 
schen Pfad des Umgangs mit der Vergangenheit gestellt: Das ursprüngliche pragmatisch- 
minimalistische vergangenheitspolitische Konzept erschöpfte sich mit den Maßnahmen zur 
Entlassung der politischen Gefangenen, zur Erleichterung der Exilrückkehr zur Reintegrati- 
on der Destituidos. Die , Menschenrechtsbewegung’ und die parlamentarische Opposition 
gaben sich damit nicht zufrieden und forderten eine umfassendere Aufarbeitung: Die Oppo- 
sitionsparteien setzten zwei Untersuchungskommissionen durch; die , Menschenrechtsbe- 
wegung’ und die Opfer begannen, Anzeigen wegen der Gräueltaten der Militärs zu erstat- 
ten. Die von der , Menschenrechtsbewegung’ geforderte umfassende Aufarbeitung wurde 
mit der Ley de Caducidad vereitelt. Mit dem Volksentscheid wurde der vergangenheitspoli- 
tische Kurs des Verdrängens schließlich plebiszitär besiegelt, da das Amnestiegesetz nun- 
mehr mit der größtmöglichen Legitimität ausgestattet war: Während das Volk sich gegen 
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Bestrafung ausgesprochen hatte, werteten Sanguinetti und Lacalle dieses Votum nicht nur 
als eine Absage an die Strafverfolgung, sondern auch an die Aufklärung und gesellschaftli- 
che Auseinandersetzung mit dem Erbe der Diktatur und blockierten über Jahre alle Initiati- 
ven und Aufarbeitungsversuche. Erst Batlle erlaubte, dass vergangenheitspolitische The- 
men wieder auf die politische Agenda gelangten, wobei er v.a. die Subpolicy Aufklärung 
betonte und mit der Einrichtung einer Wahrheitskommission die Aufarbeitung der Vergan- 
genheit abschließen wollte. 
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Abb. 24: Vergangenheitspolitik inUmguay 

Wie sich deutlich zeigt, fanden die Subpolicies Entschädigung und Erinnerung in den ersten 
anderthalb Jahrzehnten keine Beachtung. Die vergangenheitspolitischen Realtypen entspra- 
chen über weite Strecken dem Idealtypus I der Politik des Verdrängens. Erst mit Batlle 
wurden erste Versuche der Aufarbeitung der Vergangenheit begonnen, wobei die zentrale 
Subpolicy Strafrecht noch immer am Idealtypus I orientiert blieb. 
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1.1.3 Chile: Wahrheit und Gerechtigkeit im Rahmen des sich wandelnden Möglichen 

Aylwins umfassende Vergangenheitspolitik orientierte sich mit Ausnahme der Strafverfol- 
gung in allen Subpolicies am Idealtypus der umfassenden Aufarbeitung. Neben den An- 
strengungen um die Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen und Ermordeten be- 
mühte er sich um die gesellschaftliche Rehabilitierung der Opfer sowie um deren integrale 
Entschädigung. Die Grenzen der Aufarbeitung wurden schnell offensichtlich, als die Dro- 
hungen der Militärs immer massiver wurden. Die Ley Aylwin wie auch die unterschiedli- 
chen Initiativen unter Frei, die dieses Problem politisch lösen sollte, erwiesen sich aber 
nicht als mehrheitsfähig, so dass der Idealtypus II auch weiterhin handlungsleitend blieb. 
Die Interpretation des Amnestie-Dekrets oblag während der drei Präsidentschaften der 
Justiz, die sich immer mehr aus ihrer Konditioniemg befreite und die sich weitenden Hand- 
lungsspielräume zunehmend nutzte. Neuen vergangenheitspolitischen Protagonismus über- 
nahm die Regierung Frei nach der Festnahme Pinochets in London, als sie sich vehement 
für dessen Rückkehr nach Chile einsetzte und so eine Verurteilung des Ex-Diktators in 
Spanien verhindern konnte. Unter Lagos gelang es durch schwer durchschaubare politische 
Manöver und juristische Winkelzüge, eine Prozesseröffhung gegen Pinochet in Chile zu- 
nächst zu verhindern. Nach diesem am Idealtypus I orientierten vergangenheitspolitischen 
Intermezzo um die Repatriiemng Pinochets und eine Prozesseröffnung, zog dieser sich aus 
dem politischen Leben zurück und ermöglichte so eine neue Phase der Aufarbeitung, die 
sich klar - wenn auch mit Einschränkungen bei der Strafverfolgung - am Idealtypus II 
orientierte. In der Folge der Mesa de Diälogo wurden durch die Einsetzung von Sonderrich- 
tem beachtliche Fortschritte bei der Aufklärung der Verbrechen und der Strafverfolgung 
erzielt. Spätestens mit der Comisiön Nacional sobre Prisiön Politica y Tortura erreichte 
auch die gesellschaftliche Debatte um die Militärdiktatur in Chile eine neue Qualität, als 
nicht nur die Streitkräfte, sondern auch Parteien und andere gesellschaftliche und politische 
Akteure ihre Rolle während der Diktatur hinterfragten. 

Es zeigt sich, dass die chilenische Vergangenheitspolitik trotz schwieriger Ausgangs- 
bedingungen von Anfang an stark am Idealtypus der Politik der umfassenden Aufarbeitung 
orientierte und bereits sehr früh auch die Subpolicies Erinnerung und Entschädigung be- 
rücksichtigte; die bedeutendste Abweichung vom Idealtypus II stellt die Strafverfolgung 
dar. 
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Erläuterungen: 


Subpolicy Straffecht x x 

Subpolicy Aufklärung x- — — — — x 

Subpolicy Entschädigung x— ■ — ■ — x 

Subpolicy Erinnerung o o 



Abb. 25: Vergangenheitspolitik in Chile 



1.1.4 V ergangenheitspolitik in Argentinien, Uruguay und Chile 

Der makroskopische Befund macht deutlich, dass in Chile eine wesentlich umfangreichere 
und engagiertere Aufarbeitung der Vergangenheit betrieben wurde, als in Argentinien und 
vor allem in Uruguay. Grosso modo lässt sich festhalten, dass in den hier untersuchten 21 
Jahren argentinischer Vergangenheitspolitik, 16 Jahre eine an der Politik des Verdrängens 
orientierte Vergangenheitspolitik betrieben wurde; in Uruguay waren es 15 von 19 Jahren. 
In Chile hingegen dominierte mit Einschränkungen über die hier untersuchten 15 Jahre eine 
am Idealtypus II orientierte Strategie. Es lohnt sich aber, innerhalb dieses Gesamtbefundes 
einen vergleichenden Blick auf die zentralen Subpolicies zu werfen. 

Bei der chilenischen Vergangenheitspolitik weicht die Subpolicy Strafverfolgung am 
deutlichsten vom Idealtypus II ab: Sie begann ambivalent mit der Entscheidung, das Amne- 
stie-Dekret nicht aufzuheben. Die Justiz nutzte aber die bestehenden Spielräume, wie bei- 
spielsweise die Urteile gegen die Generäle Espinoza und Contreras zeigten. Mit den Jahren 
schlossen sich viele Richter der progressiven Rechtsprechung in Menschenrechtsfragen an, 
so dass trotz der Amnestie Strafprozesse möglich wurden. Die bedeutendste und symbol- 
trächtigste Ausnahme stellt allerdings der Fall Pinochet dar. In Argentinien begann die 
Strafverfolgung mit den /«nto-Prozessen vielversprechend, kam dann mit den Amnestiege- 
setzen und den Indultos aber nahezu zum Erliegen. Eine neue Dynamik entwickelte sich 
erst Ende der 90er Jahre, als Richter immer häufiger Strafverfahren zuließen. In Uruguay 
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hingegen wurden mit der Ley de Caducidad alle Möglichkeiten der Strafverfolgung dauer- 
haft geschlossen. 

Die Aufldämng als die zweite zentrale Subpolicy spielte in Chile durchgehend eine 
zentrale Rolle: Neben der Wahrheitskommission waren andere Einrichtungen sowie die 
Mesa de Diälogo und die CNPT mit dieser Aufgabe betraut. Auch in Argentinien wurden 
etliche Anstrengungen zur Aufklärung unternommen: Die CONADEP, die Juicios, die 
CONADI zur Klärung des Schicksals der verschwundenen Kinder und die Wahrheitspro- 
zesse. In Uruguay indes konnten die beiden parlamentarischen Untersuchungskommissio- 
nen keine nennenswerten Ergebnisse vorlegen; mit der weiten Interpretation der LdC konn- 
ten auch die Gerichte keinen Beitrag zur Wahrheits suche leisten. Erst die CoPaPa konnten 
anderthalb Jahrzehnte nach dem Ende der Diktatur erneut mit der Aufklärung der Fälle der 
Desaparecidos beginnen. 

Anders als in den beiden anderen Ländern wurde in Chile schon sehr früh Erinne- 
rungspolitik betrieben. Menem versuchte in Argentinien hingegen durch seine Vergangen- 
heitspolitik gerade das Vergessen aktiv zu fördern, während in Uruguay bis zur Anerken- 
nung der CoPaPa-Ergebnisse als versiön oficial über das Verschwindenlassen keine staatli- 
che Erinnemngspolitik für die Opfer der Diktatur stattfand. 

Auch bei der Entschädigungspolitik reagierten die chilenischen Regierungen schneller 
und angemessener als die der anderen Länder: Die umfassenden und differenzierten Ent- 
schädigungsprogramme, die unter Aylwin eingerichtet wurden, stellten einen Teil der justi- 
cia en la medida de lo posible dar. Im Laufe der Jahre wurden die Entschädigungsleistun- 
gen weiter angepasst und der Kreis der Empfänger ausgeweitet. In Argentinien dauerte es 
mehrere Jahre, bis die Opfer von der Regierung erfolgreich ihrer Rechte einfordem konn- 
ten. Die Entschädigung beschränkte sich allerdings auf finanzielle Aspekte. In Uruguay 
hingegen wurden erste Schritte zur Entschädigung der Opfer erst über anderthalb Jahrzehn- 
te nach dem Ende der Diktatur eingeleitet. Die Angehörigen der Verschwundenen wurden 
bislang nicht berücksichtigt. 



1.2 Impacts auf die Opferorganisationen 

Das besondere Interesse dieser Studie lag auf den Impacts der Vergangenheitspolitik auf 
die Opferorganisationen auf den Ebenen der Wahrnehmung und der des Verhaltens (Ver- 
hältnis der Opferorganisationen zur Regierung; Tonfall ihres korporativen Diskurses). Zur 
Charakterisierung der unterschiedlichen Aufprägungen waren in Kap. 1.2. 6. 3 folgende 
Begriffe eingführt worden: Auf der Ebene der Wahrnehmung zufrieden bzw. unzufrieden. 
Für das Verhältnis der Opferorganisationen zur Regierung die Begriffe konfliktiv bzw. 
kooperativ. Der Tonfall bzw. der Diskurs der Opferorganisationen soll mit den Adjektiven 
polemisch, kämpferisch, kritisch, sachlich, gemäßigt und wohlwollend charakterisiert wer- 
den. 
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1.2.1 Argentinien 



Die argentinischen Opferorganisationen zeigten bis zur Regierung Kirchner ein hohes Maß 
an Unzufriedenheit mit der staatlichen Vergangenheitspolitik. Ihr Verhältnis zu den Regie- 
rungen war von großer Konfliktivität geprägt. Sie misstrauten ihnen und vermuteten hinter 
vielen vergangenheitspolitischen Initiativen erneute Versuche, die Grundforderungen nach 
Verdad und Justicia zu relativieren oder nach Kompromissen zu suchen, die zu ihren eige- 
nen Lasten gingen. Diese Haltung war bereits unter Alfonsin ausgeprägt, als dessen Ver- 
gangenheitspolitik noch dem Idealtypus II folgte. Sie verstärkte sich mit den Amnestiege- 
setzen und den Indultos weiter. Mit der großen Unzufriedenheit und dem hohen Konfliktni- 
veau verstärkte sich auch der polemische und kämpferische Diskurs. Fortschritte bei der 
Aufarbeitung der Vergangenheit wurden nicht oder nur wenig gewürdigt. 

Mit Kirchner änderten sich die Impacts auf die Opferorganisationen: Sie zeigten sich 
zunehmend zufriedener mit den vergangenheitspolitischen Maßnahmen und verstärkten die 
Kooperation mit der Regiemng. Auch der Tonfall der Verlautbarungen und des korporati- 
ven Diskurses der Opferorganisationen wandelte sich deutlich, wie sich beispielsweise an 
den Beifallsbekundungen und im expliziten Lob für den Präsidenten zeigte. Die Impacts 
auf die argentinischen Opferorganisationen lassen sich schematisch folgendermaßen visua- 
lisieren: 
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kämpferisch 


wohlwollend 



Abb. 26: Impacts auf die Opferorganisationen: Argentinien 



1.2.2 Umguay 

Im Vergleich mit den anderen beiden Ländern fällt die sachliche Art und Weise auf, mit der 
die uruguayischen Opferorganisationen ihre Unzufriedenheit mit der Vergangenheitspolitik 
der bisherigen Regierungen zum Ausdruck bringen. Ihre Kritik ist ausgesprochen unpole- 
misch und konkret, und bezieht sich in der der Regel nur auf vergangenheitspolitische 
Themen. Es gab nur wenige Konflikte mit den Regierungen. Die Opferorganisationen kana- 
lisierten ihre Unzufriedenheit und Kritik am vergangenheitspolitischen Kurs der Regierung 
Sanguinetti I durch die Referendumskampagne und zeigten sich nach der Niederlage als 
faire Verlierer. Ihre Verlautbarungen waren fortan von bedauernder Akzeptanz geprägt. Sie 
kritisierten die Untätigkeit der Regiemngen, die ihnen selbst die wenigen Rechte vorent- 
hielten, die ihnen nach dem Volksentscheid geblieben waren. Es kam über Jahre kaum zu 
Interaktionen zwischen den Regiemngen und den Opferorganisationen, die vielmehr in der 
Zivilgesellschaft immer mehr Verständnis für ihre Anliegen fanden. 

Sie würdigten Batlles vergangenheitspolitisches Engagement und lobten die Bemü- 
hungen der CoPaPa. Selbst als sich herausstellte, dass Batlle beabsichtigte, mit der Arbeit 
der Kommission die Aufarbeitung der Vergangenheit erneut für beendet zu erklären, blie- 
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ben die Opferorganisationen in ihrer Kritik sachlich, brachen weder die Kooperation ab, 
noch setzten sie auf Konfrontation und Konflikte. Die empirischen Befunde lassen sich 
folgendermaßen ordnen: 
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Abb. 27: Impacts auf die Opferorganisationen: Uruguay 



1.2.3 Chile 

Die Opferorganisationen Chiles zeigten sich über die Jahre in hohem Maß unzufrieden mit 
der Vergangenheitspolitik. Trotz effektiver Kooperation mit den unterschiedlichen vergan- 
genheitspolitischen Implementierungsinstitutionen war das Verhältnis zu den Regierungen 
sehr konfliktiv. Häufig kam es bei Demonstrationen und Kundgebungen zu gewalttätigen 
Eskalationen. Prägend für die Wahrnehmung der Opferorganisationen ist deren Argwohn, 
dass die Exekutive die Impunidad weiter vertieft wolle. 

Unter den Leistungen der Regierung Aylwin wertschätzten sie besonders die symboli- 
schen Maßnahmen zur Rehabilitierung der Opfer sowie die Entschädigungspolitik, die auf 
ihre besondere Situation reagierte und das ihnen widerfahrene Unrecht anerkannte. Die 
Kritik an der ambivalenten Haltung in Fragen der Strafverfolgung verstärkte sich mit der 
gescheiterten Ley Aylwin. Unzufriedenheit und Konfliktivität im Verhältnis zur Regierung 
nahmen unter Frei weiter zu, der den Kurs Aylwins fortsetzte, insgesamt aber bis zur Ver- 
haftung Pinochets in London eine eher reaktive Vergangenheitspolitik verfolgte. Mit dieser 
Inhaftierung hatten die Opferorganisationen erstmals die Oberhand und sahen eines ihrer 
zentralen Anliegen in erreichbarer Nähe. Die Bemühungen der Regierungen Frei und Lagos 
um die Rückkehr Pinochets und die Einstellung des Verfahrens in Chile trieben das Kon- 
fliktniveau und die Unzufriedenheit weiter in die Höhe. Während unter Lagos der Grad an 
Unzufriedenheit konstant blieb, nahm die Konfliktivität in der Beziehung zu Exekutive 
leicht ab, blieb aber dennoch auf einem vergleichsweise hohen Niveau. 
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Abb. 28: Impacts auf die Opferorganisationen: Chile 
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1 .2.4 Fazit: Vergangenheitspolitische Impacts in Argentinien, Uruguay und Chile 

Die Typologisierung der empirischen Befunde machte sowohl Gemeinsamkeiten wie Un- 
terschiede zwischen den Impacts auf die Opferorganisationen in den drei Ländern deutlich. 
Als erstes wichtiges Ergebnis gilt festzuhalten, dass in allen drei Ländern die Opferorgani- 
sationen mit der Vergangenheitspolitik stets unzufrieden sind. Die einzige Abweichung 
stellt die Politik Kirchners in Argentinien dar. 

Zweitens fällt auf, dass die Opferorganisationen in allen Fällen dazu neigen, Maßnah- 
men, die sich am Idealtypus 1 orientieren, besonders aufmerksam wahrzunehmen und heftig 
zu kritisieren. Maßnahmen hingegen, die sich am Idealtypus 11 orientieren, werden aber 
nicht in dem Maß wahrgenommen und gewürdigt, wie die anderen Maßnahmen kritisiert 
werden. Man kann in diesem Zusammenhang von einer asymmetrischen Wahrnehmung der 
Opferorganisationen sprechen. 

Als drittes wichtiges Ergebnis ist, dass in allen drei Fällen das Verhältnis der Opferor- 
ganisationen zur Regierung überwiegend von Konflikten geprägt ist, wobei es zwischen 
den Ländern deutliche Unterschiede hinsichtlich des Ausmaßes der Konfliktivität gibt. 

Schließlich fallen die Unterschiede auf der Unterebene des Tonfalls/Diskurses auf: Die 
chilenischen und argentinischen Opferorganisationen bedienen sich eines kämpferischen 
Diskurses, der in Argentinien eine ausgeprägte polemische Komponente hat. Die argentini- 
schen Opferorganisationen äußern sich auch häufig zu weiteren gesellschaftlichen und 
politischen Fragen, die nicht genuin mit dem Politikfeld Vergangenheitspolitik in Verbin- 
dung stehen, ln Uruguay hingegen herrscht ein eher sachlicher und gemäßigter Diskurs vor. 
Unterschiedliche Ausprägungen finden sich auch auf der Unterebene des Verhältnisses zur 
Regierung, das in Chile und v.a. in Argentinien durch ein höheres Maß an Konfliktivität 
geprägt ist, als in Uruguay. 

Auch wenn sich auf der Wahmehmungsebene die Opferorganisationen aller drei Län- 
der im Bereich der Unzufriedenheit bewegen, gibt es dennoch unterschiedliche Ausprägun- 
gen. So scheinen die argentinischen Opferorganisationen unzufriedener als die chilenischen 
oder uruguayischen. Trägt man die beiden Dimensionen gegen einander auf, so lassen sich 
die empirischen Befunde folgendermaßen visualisieren: 




Abb. 29: Impacts auf die Opferorganisationen - Handlungs- vs. Wahmehmungsebene 
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1.3 Opferorganisationen in Argentinien, Uruguay und Chile 



Wie in den Einleitungen zu den Fallanalysen deutlieh wurde, stellte die , Menschenrechts- 
bewegung’ und mit ihr die Opferorganisationen einen bedeutenden Teil der Demokratiebe- 
wegungen dar. Auch in der postautoritären Vergangenheitspolitik spielten sie in allen drei 
Ländern eine wichtige Rolle. Im Folgenden sollen die wichtigsten Unterschiede und Ge- 
meinsamkeiten der Opferorganisationen in den drei Ländern kurz herausgestellt werden. 

Während sich in Argentinien und Chile bereits sehr früh unterschiedliche Opferorgani- 
sationen gebildet hatten, dauerte es in Uruguay wesentlich länger. In allen drei Ländern 
lösten sich die Zusammenschlüsse der Angehörigen der Inhaftierten und Exilierten zügig 
auf, nachdem die ursprünglichen Gruppenziele erreicht waren. Zurück blieben die Organi- 
sationen der Angehörigen der Verschwundenen. In Chile, das von Anfang an über ein diffe- 
renziertes Panorama an Menschenrechts- und Opferorganisationen verfügte, blieben noch 
weitere Opferorganisationen bestehen bzw. gründeten sich neu (Exonerados und Exilrück- 
kehrer). In allen drei Ländern organisierten sich ab Mitte der 90er Jahre weitere Opferkate- 
gorien (Kinder der Verschwundenen, ehemalige politische Häftlinge etc.). In Chile sind mit 
Anstand die meisten Opferkategorien organisiert, wie folgende Darstellung deutlich 
macht:"' 
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- 


- 
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1 


1 


1 
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1 


- 


- 


Ehemalige politische Gefangene 


- 


3 


>3 


Ehemals minderjährige Folteropfer 


- 


- 


1 


Destitutidos/Exonerados 


- 


- 


>12 


Exilrückkehrer 


- 


- 


1 


Entschädigungsempfänger 


- 


- 


1 


Summe (organisierte Opferkategorien/ 
Opferorganisationen) 


4/6 


4/6 


8/>23 



Abb. 30: Organisierte Opferkategorien 



Ein bedeutender Aspekt ist die Politisierung bzw. Ideologisierung der Opferorganisationen 
in Argentinien und Chile. In Argentinien zeigt sich diese Tendenz v.a. seit der Regierung 
Menems darin, dass Sektoren der Opferorganisationen - allen voran die Asociaciön Madres 
- sich häufig zu unterschiedlichen politischen Themen (Wirtschafts- und Arbeitsmarktpoli- 
tik, soziale Bewegungen, linke Politik in Lateinamerika, „revolutionäre“ Bewegungen etc.) 
äußern und sich dabei häufig eines politisch-ideologischen Potpourris disparater linker. 



“ Berücksichtigt wurden hier nur die auf nationaler Ebene relevanten Opferorganisationen. V.a. in Argentinien und 
Chile gibt es in den Regionen/Provinzen noch zahlreiche Zusammenschlüsse von Angehörigen der Verschwunde- 
nen oder von ExPP, die aber auf nationaler Ebene keine bedeutende Rolle spielen bzw. durch die in der Hauptstadt 
befindlichen Opferorganisationen vertreten werden. 
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antiimperialistischer und im weitesten Sinne „revolutionärer“ Ideen bedienen.^ In Chile 
hingegen äußert sich die Politisierang der Opferorganisationen in der engen Anbindung an 
politische Parteien, v.a. den Partido Comunista und den Partido Socialista. Bei den urugu- 
ayischen Opferorganisationen spielen (partei-) politische oder ideologische Aspekte keine 
Rolle. 

Neben den unterschiedlichen politischen bzw. ideologischen Ausrichtungen sorgten in 
Chile und Argentinien personenbezogene Differenzen für weitere Spannungen (und teilwei- 
se Spaltungen) innerhalb der Opferorganisationen. Diese Fragmentierung der Opferorgani- 
sationen in Chile und v.a. in Argentinien findet sich auch in der , Menschenrechtsbewe- 
gung’. 

Die Advocacy Coalition , Menschenrechtsbewegung’ ist in den drei Ländern unter- 
schiedlich ausgeprägt: Chile verfügt über die differenzierteste , Menschenrechtsbewegung’, 
die aus einer Vielzahl unterschiedlicher Menschenrechtsorganisationen besteht und von der 
Kirche und zahlreicher Politiker unterstützt wird. Die argentinische , Menschenrechtsbewe- 
gung’, in der ebenfalls zahlreiche Menschenrechtsorganisationen und soziale Bewegungen 
mitwirken, erlitt nach den Begnadigungen Menems und dem wirtschaftlichen Boom dieser 
Jahre eine deutliche Schwächung, konnte ihre Unterstützerbasis nach dem 20. Jahrestag des 
Putsches und dem neuen Interesse für vergangenheitspolitische Frage aber wieder verbrei- 
tern. Die , Menschenrechtsbewegung’ Uruguays war von Anfang schwächer als die der 
anderen beiden Länder und versank nach der Niederlage beim Referendum über Jahre na- 
hezu in der Bedeutungslosigkeit. Erst gegen Ende der 90er Jahre und v.a. unter der Regie- 
rung Batlle konnte sie sich wieder zu einem einflussreichen Akteur entwickeln. 
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Erläuterun- Stärke der Opferorganisationen: 4=sehr stark, 1= sehr schwach. 

gen: Ideologisierung: 4=sehr starke Ideologisierung, 0=keine Ideologisierung. 

Fragmentierung: 4=sehr stark fragementiert, l=sehr geringe Fragmentierung. 
Stärke der , Menschenrechtsbewegung’: 4=sehr stark, 1= sehr schwach. 

Abb. 3 1 : Opferorganisationen in Argentinien, Uruguay und Chile 



^ Dies äußert sich beispielsweise in der großen Sympathie für die Politik von Fidel Castro, Hugo Chävez oder in 
Besuchen von Delegationen der Asociaciön Madres in Nordkorea, Palästina, Chiapas, Baskenland, in Trainingsla- 
gern irakischer Milizen etc. Vgl. Asociaciön Madres de Plaza de Mayo 2003: 215-284. 
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2 . 



Diskussion der Hypothesen 



Nach dieser typologischen Ordnung der empirischen Befunde werden im Folgenden die 
neun Hypothesen diskutiert, die eingangs zur Erklärung der empirischen Phänomene for- 
muliert wurden. Die zentralen Ergebnisse der Untersuchung werden in komparativer Per- 
spektive zusammengefasst, um so Unterschiede und Gemeinsamkeiten der einzelnen Fälle 
zu akzentuieren. Es dient aber v.a. dazu, die fallübergreifende Erklärungskraft der Hypothe- 
sen zu prüfen. Angelehnt an die drei Analyse-Stufen (vgl. Kap. 1.6) wird folgende Gliede- 
rung vorgenommen: (1) Vergangenheitspolitik und Impacts auf die Opferorganisationen, 
(2) die Rolle der Opferorganisationen im Politikfeld Vergangenheitspolitik und (3) Hand- 
lungskontext. In diesen Abschnitten werden jeweils auch die entsprechenden Hypothesen in 
komparativer Perspektive diskutiert. Eine ausführliche länderbezogene Diskussion findet 
hier nicht mehr statt, da dies bereits im Rahmen der Fallstudien geschehen ist. 



2.1 Vergangenheitspolitik und Impacts auf die Opferorganisationen 

2.1.1 Der Zusammenhang von politischer Strategie und Impacts 

Die Ausgangshypothese ging von einem direkten Zusammenhang zwischen der vergangen- 
heitspolitischen Strategie und Impacts aus: 

Hypothese 7: Je mehr sich die konkrete vergangenheitspolitische Strategie dem Idealtypus II annähert, desto 
größer die Zufriedenheit der Opferorganisationen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Ver- 
hältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je mehr sich die Vergangenheitspolitik am Idealtypus I orientiert, desto 
unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Verhältnis zur Regierung. 

Wie die Diskussion im Kontext der Fallanalysen bereits zeigte, hat diese Hypothese nur 
begrenzte Erklärungskraft. Betrachtete man den gesamten Untersuchungszeitraum so wird 
deutlich, dass sich die chilenische Vergangenheitspolitik dem Ideal typus II und die urugu- 
ayische dem Idealtypus I am nächsten kam. Argentinien ist zwischen den beiden Fällen zu 
verorten, liegt besonders hinsichtlich der zentralen Subpolicy Strafverfolgung aber näher 
bei Uruguay. 

Die auf Grund dieser Prämissen erwarteten Konsequenzen treten nicht ein: In Chile 
äußerten die Opferorganisationen weitgehende Unzufriedenheit mit Vergangenheitspolitik 
und standen in einem konfliktiven Verhältnis zu den Regierungen. Obwohl auch die urugu- 
ayischen Opferorganisationen mit der Vergangenheitspolitik unzufrieden waren, war deren 
Beziehung zu den Regierungen insgesamt weniger konfliktiv. In Argentinien waren die 
Opferorganisationen bis zur Regierung Kirchner sehr unzufrieden und hatten eine ausge- 
sprochen konfliktreiche Beziehung zur Exekutive. Makroskopisch lässt sich also kein um- 
fassender direkter Zusammenhang zwischen Vergangenheitspolitik und Impacts belegen. 

Hypothese 1 bestätigt sich aber in allen drei Fällen für jene Zeiten, in denen sich die 
Vergangenheitspolitik am Idealtypus I orientierte. Die Opferorganisationen reagierten auf 
diesen Kurs mit massiver Kritik, einem hohen Maß an Unzufriedenheit und häufigen Kon- 
flikten mit den Regierungen. Für Uruguay gilt jedoch eine Einschränkung: Während der 
Regierung Sanguinetti I kam es zu keinen ausgeprägten Konfrontationen und polemischen 
Auseinandersetzungen mit der Regierung; vielmehr versuchte die , Menschenrechtsbewe- 
gung’ sich mit dem Plebiszit gegen die Politik des Verdrängens zu wehren. Nach der von 
den Opferorganisationen akzeptierten Niederlage blieb ihnen wenig Spielraum für Kritik 
am so bestätigten vergangenheitspolitischen Kurs. Hinzu kommt, dass das Nicht-Handeln 
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der Regierungen im Allgemeinen schwerer zu kritisieren ist, als konkrete Entscheidungen. 
Somit blieben trotz der Unzufriedenheit mit der Vergangenheitspolitik die öffentliche Kri- 
tik und Konfrontation mit der Regierung aus. 

Hypothese 1 bestätigt sich nicht oder nur teilweise für jene Zeiten, in denen die Ver- 
gangenheitspolitik dem Idealtypus II der umfassenden Aufarbeitung folgte: Auch wenn die 
Opferorganisationen Aufarbeitungsmaßnahmen im Einzelnen durchaus würdigten, überwo- 
gen dennoch Kritik, Misstrauen, Impunidad-^i\eXonk und konfliktiv-konfrontative Bezie- 
hungen zu den Regierungen. Einzig unter Kirchner in Argentinien scheint sich Hypothese 1 
auch für die Zeiten einer am Idealtypus II orientierten Vergangenheitspolitik zu bewahrhei- 
ten. Gemäß der asymmetrischen Wahrnehmung scheinen die Opferorganisationen also dazu 
zu neigen, aus ihrer Sicht „negative“ Aspekte der Vergangenheitspolitik wesentlich sensib- 
ler wahrzunehmen und mehr zu gewichten, als „positive“ Aspekte. 

Hypothese 1 ging implizit davon aus, dass sich die Vergangenheitspolitik in gleicher 
Weise auf die beiden /m/?act-Dimensionen Wahrnehmung und Verhalten auswirkt. Auch 
diese Annahme bestätigt sich nur teilweise: Wie das Beispiel Uruguay zeigt, spiegelt sich 
die Unzufriedenheit auf der Wahmehmungsebene nicht notwendig in einem hohen Maß an 
Konfliktivität oder einem kämpferischen Diskurs wider. Die zwei /m/?act-Dimensionen 
scheinen also nicht notwendigerweise mit einander verbunden zu sein. Man kann davon 
ausgehen, dass sich verschiedene Faktoren unterschiedlich auf die beiden Ebenen auswir- 
ken. 



2.1.2 Der Zusammenhang von Aufarbeitungserfolgen und Impacts 

Hypothese 1 blendete die resultativen Aspekte weitgehend aus; wie der Fall Argentinien 
aber zeigte, hat eine am Idealtypus I orientierte Politik nicht notwendigerweise eine 
schlechte Aufarbeitungsbilanz. Hypothese 2 nahm deshalb die konkreten Politikergebnisse 
in den Blick: 

Hypothese 2: Je mehr Aufarbeitungserfolge erzielt wurden, desto größer die Zufriedenheit der Opferorganisa- 
tionen mit der Regierungspolitik und desto kooperativer das Verhältnis dieser Gruppen zur Regierung. Je ge- 
ringer die Aufarbeitungserfolge, desto unzufriedener die Opferorganisationen und desto konfliktiver das Ver- 
hältnis zur Regierung. 

Wie sind die Aufarbeitungsergebnisse einzuordnen? Zunächst gilt festzuhalten, dass die 
zentralen Forderungen der Opferorganisationen in allen drei Ländern unerfüllt blieben: 
Weder konnten die Todesumstände aller Verschwundener geklärt oder ihre sterblichen 
Überreste gefunden werden, noch wurden alle Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen. 
Es gibt aber dennoch wichtige Unterschiede zwischen den Ländern: In Chile wurden durch 
verschiedene Einrichtungen bedeutende Fortschritte bei der Aufklärung gemacht. Die Er- 
kenntnisse über Ausmaß und Funktionsweise des Repressionssystems führten auch dazu, 
dass die anfängliche gesellschaftliche Unterstützung für das alte Regime nachließ, sich die 
regimeloyalen Parteien immer mehr distanzierten und selbst die Streitkräfle im Lauf der 
Jahre begannen, ihre Rolle selbstkritisch zu hinterfragen. Die chilenische Entschädigungs- 
politik ist die umfangreichste und differenzierteste der drei Länder. Obwohl das Amnestie- 
Dekret unangetastet blieb, gelang es in Chile, mehr als doppelt so viele Prozesse wegen 
Menschenrechtsverletzungen zu eröffnen, als in Argentinien, wo die Amnestiegesetze 
schließlich aufgehoben wurden. 

Die großen Aufarbeitungserfolge Argentiniens lagen in der Aufhebung des Auto-Am- 
nestiegesetzes, der Einrichtung der CONADEP und v.a. in den Jwnto-Prozessen. Die Ent- 
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Schädigungspolitik ging kaum auf die konkreten Bedürfnisse der Opfer ein und beschränkte 
sich auf finanzielle Abfindungen für die ehemaligen politischen Häftlinge sowie die Ange- 
hörigen der Ermordeten und Verschwundenen. Durch die Ende der 90er Jahre initiierten 
Wahrheitsprozesse wurde sowohl die Aufklärung als auch die gesellschaftliche Auseinan- 
dersetzung mit den Menschenrechtsverletzungen der Diktatur forciert. Auch in Argentinien 
distanzierten sich die Streitkräfte immer mehr von ihrer Rolle während der Militärdiktatur. 
Die Aufhebung der Amnestiegesetze eröffhete schließlich neue Perspektiven für die Straf- 
verfolgung. 

In Uruguay hingegen wurden weder essentielle Ergebnisse bei der Aufklärung, noch 
der Strafverfolgung oder der Entschädigung erzielt. Nach wie vor fordern die Opferorgani- 
sationen die Anerkennung als Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen. Die Streitkräf- 
te hatten sich bis zum Ende der Regierung Batlle noch keiner selbstkritischen Gewissens- 
prüfung unterzogen. 

Es zeigt sich deutlich, dass in Chile innerhalb eines kürzeren Zeitraums wesentlich 
mehr Aufarbeitungserfolge erzielt werden konnten als in Uruguay. Argentinien ist erneut 
zwischen den beiden vorgenannten Fällen anzusiedeln: Hinsichtlich der vergangenheitspo- 
litischen Strategien der Regierung liegt es näher bei Uruguay, hinsichtlich der Aufarbei- 
tungserfolge aber näher bei Chile. Hypothese 2 scheint in vergleichender Perspektive eine 
noch geringere Erklärungskraft zu haben als Hypothese 1: Die Aufarbeitungsergebnisse 
würden im Fall Chiles ein höheres Maß an Zufriedenheit, eine weniger konfliktive Bezie- 
hung zur Exekutive und einen wohlwollenderen Diskurs erwarten lassen; für Argentinien 
gilt Ähnliches. In Uruguay hingegen würde man einen wesentlich höheren Grad an Unzu- 
friedenheit und an Konfliktivität erwarten als in den beiden anderen Ländern. 



2.2 Die Rolle der Opferorganisationen im Politihfeld Vergangenheitspolitik 

Gemäß der Lowi’ sehen These „policies determine politics“ (1972: 299) wurde vermutet, 
dass die spezifischen Eigenschaften des Politikfelds auch die Prozesse und Abläufe beein- 
flussen. In der Forschungsliteratur besteht Einigkeit darüber, dass Vergangenheitspolitik - 
v.a. im Kontext politischer Transitionen - ein heikles und konfliktgeneigtes Politikfeld ist, 
das ein erhebliches Destabilisierungspotential birgt. ^ Da die möglichen Kosten hoch und 
die Gewinnaussichten gering sind, ist es wahrscheinlich, dass die Regierungen in diesem 
Politikfeld eher zurückhaltend agieren. Vor diesem Hintergrund wurde vermutet, dass die 
Opferorganisationen, deren genuines Interesse die Aufarbeitung der Vergangenheit ist, eine 
besondere Protagonistenrolle innerhalb der Policy einnehmen. Weiterhin wurde vermutet, 
dass diese Rolle wiederum Einfluss auf die Impacts hat. In der Forschungsperspektive muss 
hier ein vorübergehender Perspektivenwechsel vorgenommen werden: Fragt man nach der 
Rolle der Opferorganisationen im Politikfeld, dann wird die Vergangenheitspolitik zur 
abhängigen Variablen, die Opferorganisationen zur unabhängigen. Wenn die Rolle näher 
bestimmt ist, ist ein erneuter Perspektivwechsel notwendig. Die Rolle wird dann zum Ex- 
planans und die Impacts zum Explanandum. 

Hypothese 3: Eine Aufarbeitung bestimmter Aspekte der autoritären Vergangenheit (i.S. des Idealtypus II) 
findet nur statt, wenn es Opferorganisationen gibt, die die Interessen und Forderungen der jeweiligen Opferka- 
tegorie bündeln und artikulieren sowie deren Umsetzung einfordem. Die Existenz solcher organisierter Inter- 
essen stellt die Bedingung der Möglichkeit dar. 



^ Vgl. bspw. Huntigton 1991: 211-230; Barahona de Brito 1997: 213; Pion-Berlin 1994: 106. 



323 




Diese Hypothese bestätigte sich in allen drei Ländern: Die staatliche Vergangenheitspolitik 
berücksichtigte bestimmte Aspekte nur dann, wenn sich die jeweiligen Opfer organisierten 
und ihre Anliegen in der gesellschaftlichen und politischen Debatte lancierten. Der Über- 
blick über die Opferorganisationen zeigte, dass in Chile doppelt so viele Opferkategorien 
organisiert sind als in Argentinien und Uruguay. Dies erklärt zumindest teilweise, warum 
die chilenische Vergangenheitspolitik die umfassendste und differenzierte der drei Länder 
ist, und bei den Entschädigungen unterschiedlichste Opferkategorien berücksichtigte. Die 
Hypothese bestätigt sich auch in negativer Hinsicht: In Argentinien, wo keine Organisation 
der Folteropfer und ExPP existiert, wurden diese Aspekte des Staatsterrorismus bisher 
weder politisch noch gesellschaftlich aufgearbeitet. In einzelnen Fällen traten andere Orga- 
nisationen wie beispielsweise Gewerkschaften als funktionale Äquivalente auf 

Die Existenz von Organisationen scheint also die Bedingung der Möglichkeit der Auf- 
arbeitung zu sein. Ob es tatsächlich dazu kam, hing neben den allgemeinen politischen 
Rahmenbedingungen auch davon ab, wie erfolgreich die Opferorganisationen ihre Interes- 
sen bündeln, artikulieren und auf der gesellschaftlichen bzw. politischen Agenda platzieren 
konnten. Auf diesen Zusammenhang nahm Hypothese 4 Bezug: 

Hypothese 4\ Wenn die Opferorganisationen häufig die Initiativ-Funktion für vergangenheitspolitische Maß- 
nahmen übernehmen und/oder wenn sie häufig andere Initiativen zu verhindern suchen müssen, die eine Ver- 
drängung der Vergangenheit (i.S. des Idealtypus I) zum Ziel haben, verstärkt sich die konfliktiv-kritische Hal- 
tung gegenüber der Regierung und somit die Tendenz, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes negativ 
zu bewerten. 

Die Prämisse dieser Hypothese trifft für alle drei Länder weitgehend zu: Das Outside Initia- 
tive-Modell war in der Vergangenheitspolitik der untersuchten Fälle der wichtigste Agenda 
5eh;ng-Mechanismus (Cobb/Ross/Ross 1976) und in der Regel waren es die Opferorgani- 
sationen, die die vergangenheitspolitischen Initiativen anstießen. Länderspezifische Unter- 
schiede finden sich allerdings bei der Art des außeninitiierten Agenda Settings: In Argenti- 
nien mussten die Opferorganisationen sehr häufig auf konfiiktive Mittel zurückgreifen, um 
ihre Anliegen auf der politischen Agenda zu platzieren. In Chile, wo sich ein ausgewogene- 
res Verhältnis zwischen Inside- und Owteide- Initiierung fand, wandten die Opferorganisa- 
tionen wesentlich seltener konfiiktive Methoden an. In zahlreichen Fällen zeigte sich die 
Regierung bereit, auf die Forderungen der Opferorganisationen einzugehen. Auch in Um- 
guay hatten die Opferorganisationen eine bedeutende Rolle beim vergangenheitspolitischen 
Agenda Setting, befanden sich allerdings nach dem Plebiszit in einer schlechten Ausgangs- 
position. Sie versuchten deshalb, eine soziale Basis und gesellschaftliches Verständnis für 
ihre Anliegen zu erlangen und diese so auf der gesellschaftlichen und schließlich auf der 
politischen Agenda zu platzieren. In allen drei Ländern kämpften die Opferorganisationen 
gemeinsam mit der , Menschenrechtsbewegung’ gegen Initiativen an, die sich am Idealtypus 
I der Politik des Verdrängens orientierten und eine weitere Aufarbeitung erschweren wür- 
den. 

Die Prämisse der Hypothese 4 trifft also zu: Die Opferorganisationen sind zentrale A- 
genda Setting- Akleme, die teils gegen größere, teils gegen kleinere Widerstände versuch- 
ten, die Aufarbeitung der Vergangenheit voranzutreiben, und sich dabei oft konfiiktiver 
Mittel bedienten oder bedienen mussten. Die Konklusion aber, dass diese Rolle zu einer 
größeren Unzufriedenheit und zu einer konfiiktiveren Beziehung zur Regierung führe, 
bestätigt sich nur teilweise: Die Rolle der chilenischen Opferorganisationen beim Agenda 
Setting lässt ein weniger konfiiktives Verhältnis und eine bessere Bewertung der Vergan- 
genheitspolitik erwarten, als der empirische Befund nahe legt. Umgekehrt verhält es sich in 
Uruguay, wo sich die Opferorganisationen stets erfolglos für die ihnen zustehenden Rechte 
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einsetzten und das V erhältnis zu den Regierangen dennoch weit weniger konfliktiv war als 
in den anderen beiden Ländern. Einzig in Argentinien bestätigt sich Hypothese 4: Die Tat- 
sache, dass die Opferorganisationen permanent ihre Rechte gegen den Widerstand der Re- 
gierung erstreiten mussten, führte auf der Wahmehmungsebene zu der Überzeugung, dass 
alle Aufarbeitungsmaßnahmen und -erfolge ihr eigener Verdienst sind, so dass es nahe 
liegt, die Leistung der Regierung negativ zu bewerten. Auf der Handlungsebene führte der 
notwendige andauernde Rückgriff auf konfliktive Mittel der Einflussnahme und des Agen- 
da Settings zu einem sehr konfliktbehafteten Verhältnis zur Exekutive und einem kämpferi- 
schen Diskurs. 



2.3 Der Handlungskontext 

2.3.1 Kulturelle Faktoren: Konsens-ZKonflikttraditionen und Vertrauen 

Es scheint, dass in der nationalen Kultur verankerte Konsens- oder Konfliktmuster sowie 
Traditionen des gesellschaftlichen und politischen Umgangs mit divergierenden Interessen 
Einfluss darauf haben, wie Opferorganisationen (ebenso wie andere Akteure) politische 
Outputs und outcomes wahmehmen und bewerten und wie sie selbst agieren. Hypothese 5 
nahm auf diesen Zusammenhang Bezug: 

Hypothese 5: Je stärker der nationale kulturelle Kontext, in dem Opferorganisationen agieren, durch Traditio- 
nen der konfliktiven Lösung gesellschaftlicher und politischer Probleme geprägt ist, desto größer die Tendenz 
der Opferorganisationen, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, und desto größer 
die Wahrscheinlichkeit, dass sie ihrerseits konfliktive Strategien wählen, um den politischen Prozess in ihrem 
Sinne zu beeinflussen. 

In den Fällen Argentinien und Uruguay bestätigt sich diese Hypothese voll: In beiden Län- 
dern agierten und reagierten die Opferorganisationen so, wie es die jeweiligen Konflikttra- 
dition (Argentinien) bzw. die Tradition der Suche nach Kompromissen, Ausgleich und 
Konsens (Uruguay) nahe legt. Auch in Chile findet sich eine Konflikttradition, die zwar 
weniger ausgeprägt ist als in Argentinien, aber dennoch zur Erklärung der konfliktiven 
Haltung der dortigen Opferorganisationen zur Regierung beiträgt. 

Als zweite kulturelle Kontextvariable wurde vermutet, dass sich der Grad an gesell- 
schaftlichem Vertrauen und hier vor allem der des Vertrauens in die politischen Institutio- 
nen ebenfalls auf die Impacts auswirkt: 

Hypothese 6\ Je stärker ausgeprägt das gesellschaftliche Misstrauen im nationalen kulturellen Kontext, in dem 
Opferorganisationen agieren, desto größer ist deren Neigung, vergangenheitspolitische Outputs und outcomes 
negativ zu bewerten. 

Diese Hypothese bestätigt sich in zwei der drei Länder: In Argentinien, wo das Vertrauen in 
die politisch-entscheidenden und die Implementierangsinstitutionen am niedrigsten ist, fällt 
die Kritik an der Vergangenheitspolitik besonders heftig aus. Dieses Misstrauen zeigte sich 
beispielsweise in den von den Opferorganisationen häufig erhobenen Korraptionsvorwür- 
fen gegenüber dem Präsidenten, den Parteien und Parlamentariern oder der Justiz. In Uru- 
guay indessen, wo das gesellschaftliche Vertrauen besonders ausgeprägt ist, neigen die 
Opferorganisationen zu moderater und sachlicher Kritik. Im Falle Chiles bestätigt sich die 
Hypothese nicht, da die Opferorganisationen trotz guter Vertrauenswerte massive Kritik an 
der staatlichen Vergangenheitspolitik üben. 
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2.3.2 Formale und informelle Institutionen als Flandlungsbeschränkungen 

Vergangenheitspolitik ist ein Politikfeld, in dem die Flandlungsmöglichkeiten der Exekuti- 
ve durch bestehende rechtliche Regelungen, durch faktische Machtverhältnisse und durch 
Grenzen der politischen Steuerbarkeit häufig stark eingeschränkt sind. Flypothese 7 thema- 
tisierte diesen durch informelle und formale Institutionen bestimmten Flandlungskorridor 
und seine Relevanz für die Impacts auf die Opferorganisationen: 

Hypothese 7: Institutioneile Settings informeller und formaler Art beschränken und ermöglichen vergangen- 
heitspolitisches Handeln der Regierung. Je größer die Spielräume, die die Regierung nicht im Sinne der Op- 
ferorganisationen nutzt, desto größer deren Tendenz, Outputs und outcomes negativ zu beurteilen. 

In der länderbezogenen Diskussion bestätigte sich diese Hypothese in allen drei Fällen: Als 
strategisch handelnde Akteure nehmen die Opferorganisationen durchaus wahr, ob die 
Regierungen hinter den eigentlichen Möglichkeiten Zurückbleiben. In komparativer Hin- 
sicht aber scheint die Erklärungskraft der Hypothese wesentlich geringer: Im Vergleich mit 
den anderen beiden Ländern waren die ungenutzten Handlungsspielräume in Argentinien 
am größten: Nach dem Ende der Diktatur setzten weder formale noch informelle Institutio- 
nen der Vergangenheitspolitik enge Grenzen. Alfonsin versuchte diese Spielräume zu nut- 
zen, musste allerdings bald erkennen, dass die erstarkenden Militärs eine solche Politik 
nicht duldeten und durch informelle Institutionen (Putschdrohung) den Handlungskorridor 
verengten. Durch die Amnestiegesetze brachte Alfonsin die formalen und informellen 
Grenzen zunächst in Einklang. Menems Militärpolitik disziplinierte die Streitkräfte und 
entmachtete sie in gewisser Weise; die informelle Absicherung der formalen Institutionen 
ließ also nach. Menem wie auch seine Nachfolger De la Rüa und Duhalde waren jedoch 
nicht gewillt, die verbleibenden oder sich neu öffnenden Spielräume zu nutzen. Bezog sich 
das bislang Ausgeführte vor allem auf die Strafverfolgung, so waren die ungenutzten Spiel- 
räume in den weniger brisanten Subpolicies Entschädigung und Erinnerung noch größer. 
Kirchner indessen nutzte und erweiterte die bestehenden Spielräume im Sinne der Opferor- 
ganisationen. 

In Chile war der Handlungskorridor sowohl in formale als auch in informeller Hinsicht 
sehr eng: Amnestie-Dekret, autoritäre Verfassung, paktierte Transition, Absicherung der 
Stellung der Streitkräfte, Pinochet als Oberkommandierender etc. Formale und informelle 
Beschränkungen deckten sich in hohem Maße; durch die informelle Absicherung der for- 
malen Institutionen fiel es den demokratischen Regierungen schwer, die formal gewährlei- 
steten Handlungsresiduen zu nutzen. Die erfolglosen Versuche, die formalen Institutionen, 
v.a. das Amnestie-Dekret, in die eine oder andere Richtung zu modifizieren, belegen den 
informellen Schutz dieser Institutionen. Dennoch versuchte Aylwin die bestehenden Spiel- 
räume - v.a in den weniger restringierten Subpolicies - zu nutzen. Sein Nachfolger setzte 
diese Maßnahmen innerhalb der recht stabilen formalen und informellen Institutionen fort. 
Als nach der Rückkehr Pinochets aus London die informellen Institutionen der Streitkräfte 
an Wirksamkeit verloren, nutzte Lagos - die bestehenden formalen Institutionen respektie- 
rend - zurückhaltend die sich so bietenden Handlungsmöglichkeiten. Besondere Erwäh- 
nung verdient die Pinochet-Krise, bei der Regierung aufgrund politisch-taktischer Erwä- 
gungen nicht bereit war, eine Verurteilung Pinochets im Ausland zu tolerieren. Indem sie 
sich dafür einsetzte, dass Pinochet ins sichere Chile zurückkehren konnte, schloss sie eine 
sicherlich einmalige Handlungsmöglichkeit. 

In Uruguay gab es zunächst keine bedeutenden formalen Institutionen, die eine Aufar- 
beitung der Vergangenheit unterbunden hätten. Sehr stark waren indes die informellen 
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Settings der paktierten Transition. Als wegen der drohenden Strafverfolgung der militäri- 
sehe Dmek auf die Regierung wuehs, versuehte diese dureh ein Amnestiegesetz den infor- 
mellen Institutionen Reehnung zu tragen. Mit der LdC verengte sieh der Handlungskorridor 
so stark, dass lediglieh die Untersuehung des Sehieksals der Versehwund enen als Hand- 
lungsmarge blieb. Die Regierungen Sanguinetti und Laealle aber nutzten weder diesen 
verbleibenden Spielraum, noeh berüeksiehtigten sie die anderen Subpolicies. Die Opferor- 
ganisationen, die dureh die Plebiszitniederlage in ihrer Position naehhaltig gesehwäeht 
wurden, waren nieht in der Lage, die Nutzung der jener formalen Spielräume erfolgreieh 
einzufordem. Batlle nahm die mittlerweile immer stärker in der Gesellsehaft verankerten 
Forderungen auf und lies mit der CoPaPa Aufklärung im Rahmen der bestehenden forma- 
len Institutionen betreiben. 

Im Kontext der einzelnen Fallstudien trug Hypothese 7 zum Verständnis der Reaktio- 
nen der Opferorganisationen auf bestimmte vergangenheitspolitisehe Maßnahmen bei. In 
komparativer Hinsieht aber bleibt ihre Erklärungskraft begrenzt: Die größten ungenutzten 
Spielräume gab es in Argentinien, die kleinsten in Chile (wenn man den Fall Pinoehet aus- 
nimmt). Während diese Tatsaehe im Fall Argentinien dazu beitragen kann, die Impacts zu 
erklären, fehlt diese Erklärungskraft in Chile, wo man eigentlieh eine wohlwollendere Re- 
aktion der Opferorganisationen erwarten würde. Uruguay stellt in diesem Zusammenhang 
einen Sonderfall dar, weil das verlorene Referendum nieht nur den Handlungskorridor der 
Regierung einengte, sondern v.a. den der Opferorganisationen. 



2.3.3 Strategisehe Parteiallianzen 

Opferorganisationen können zum Erreiehen ihrer Ziele strategisehe Bündnisse mit anderen 
Akteuren eingehen. Den politisehen Parteien kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu. 
Hypothese 8 und 9 gehen von einem Zusammenhang zwisehen der Besehaffenheit des 
Parteiensystems bzw. dem Verhältnis der Opferorganisationen zu den Parteien und den ver- 
gangenheitspolitisehen Impacts aus: 

Hypothese 8: Gibt es keine den Opferorganisationen affine parlamentarische Parteien, greifen diese verstärkt 
auf andere politische Druckmittel zurück. Das Verhältnis zum Staat ist von hohem Grad an Konfliktivität ge- 
prägt, die Tendenz, vergangenheitspolitische Maßnahmen scharf zu kritisieren, ist groß. 

In den drei Ländern bestätigte sieh die allgemeine Vermutung, dass das Verhältnis zu den 
Parteien Einfluss auf die Wahrnehmung und Bewertung der Vergangenheitspolitik dureh 
die Opferorganisationen sowie auf deren Handeln hat. Wie sehen diese Effekte konkret 
aus? Hypothese 8 nimmt auf das Vorhandensein affiner parlamentariseher Parteien Bezug. 
Diese Hypothese bestätigt sieh für Uruguay und Argentinien in untersehiedlieher Weise: In 
Uruguay haben die Opferorganisationen über den Freute Amplio Zugang zum parlamentari- 
sehen Bereieh; andere politisehe Druekmittel wie Klagen, Demonstrationen, Konfrontatio- 
nen mit der Regierung ete. spielten in Uruguay kaum eine Rolle. Der Grad an Konfliktivität 
ist gering. 

Anders in Argentinien, wo den Opferorganisationen keine parteipolitisehen Einfluss- 
kanäle zur Verfügung stehen: Die Opferorganisationen maehten extensiven Gebraueh von 
konfrontativen Mitteln politiseher Einflussnahme und übten heftige Kritik an der staatli- 
ehen Vergangenheitspolitik. Bei den Opferorganisationen herrseht die Wahrnehmung vor, 
weitgehend alleine gegen das politisehe System und somit aueh gegen die Parteien anzu- 
kämpfen. 
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Chile stellt einen Sonderfall dar: Es gibt parlamentarisehe Parteien, die den Anliegen 
der Opferorganisationen gegenüber offen sind. Hypothese 8 bestätigt sieh in Chile in der 
Hinsieht, dass die Opferorganisationen seltener auf politisehe Dmekmittel wie Klagen vor 
der Justiz anderer Länder oder vor internationalen Organisationen zurüekgreifen. Dennoeh 
sind der Grad an Konfliktivität und die Unzufriedenheit mit der Vergangenheitspolitik und 
den Aufarbeitungsergebnissen in Chile sehr hoeh. Einen Beitrag zur Erklärung dieses Be- 
funds kann im Fall Chiles die Hypothese 9 leisten, die für Argentinien und Uruguay keine 
Relevanz hat: 

Hypothese 9 : Bestehen enge Verbindungen zwischen Opferorganisationen und Parteien, dann stellen die dar- 
aus resultierenden Loyalitäten eine wichtige Erklärung zur Perzeption der Vergangenheitspolitik durch die 
Opferorganisationen dar: (a) Bei einer engen Bindung an eine außerparlamentarische Oppositionspartei nimmt 
die Tendenz zu, den vergangenheitspolitischen output und outcome zu kritisieren, (b) Bei enger Anbindung an 
Parteien mit Regierungsverantwortung nimmt die Tendenz, vergangenheitspolitische Entscheidungen öffent- 
lich zu kritisieren, ab. 

Es gibt in Chile nicht nur parlamentarische Parteien, die den Opferorganisationen nahe 
stehen, sondern mit dem Partido Comunista auch eine bedeutende außerparlamentarische 
Oppositionspartei. Darüber hinaus stellt die Sozialistische Partei seit den 2000 den Staats- 
präsidenten, so dass die beiden in Hypothese 9 (a und b) genannten Prämissen zutreffen. 
Der hohe Grad an Konfliktivität und Unzufriedenheit sowie die Tendenz, die vergangen- 
heitspoliti sehen Outputs und outcomes zu kritisieren, sind besonders bei jenen Opferorgani- 
sationen ausgeprägt, die dem PC nahe stehen. Im Gegensatz zeigte sich, dass bei den Op- 
ferorganisationen, die der seit 2000 in Regierungsverantwortung stehenden Sozialistischen 
Partei verpflichtet sind, die Tendenz abnahm, öffentliche Kritik zu üben. Hypothese 9 be- 
stätigt sich also für den Fall Chile. 



2.4 Zusammenfassung: Bestätigung der Hypothesen 

Wie der Durchgang durch die Hypothesen zeigte, bestätigen sie sich in den drei Ländern in 
unterschiedlicher Weise. Auch in komparativer Hinsicht variiert ihre Erklärungskraft. So ist 
es durchaus möglich, dass sich eine Hypothese in jedem der drei Fälle bestätigt, in verglei- 
chender Perspektive aber nicht dazu beiträgt die Unterschiede zwischen den Ländern zu 
erklären. Zusammenfassend ergibt sich folgender Befund: 





Argentinien 


Uruguay 


Chile 


Komparativ 


Hl - Vergangenheitspolitik 


z.T. 


z.T. 


z.T. 


nein 


H2 - Aufarbeitungserfolge 


z.T. 


z.T. 


z.T. 


nein 


H3 - Existenz von Opferorganisationen 


ja 


Ja 


ja 


ja 


\{4 - Af^enda Setting-Funktion 


Ja 


nein 


nein 


nein 


H5 - Konsens-ZKonflikttraditionen 


ja'^' 


ja'-’ 


ja'^> 


ja 


Hfi- Gesellschaftliches Vertrauen 


ja'^> 


ja'-’ 


nein 


ja 


H7- Handlungskorridor 


Ja 


ja 


ja 


nein 


Hs - Existenz affiner Parteien 


ja'""’ 


ja'-’ 


z.T. 


ja 


H9 - Parteiallianzen 


* 


* 


ja'*'*’ 


ja 


Erläuterung: 

* = Da die Prämisse nicht erfüllt ist, kann die Hypothese für diesen Fall nicht diskutiert werden. 

ja = Hypothese bestätigt sich in positiver Ausprägung, d.h. so, wie in der Hypothese formuliert. 

ja ‘ * = Hypothese bestätigt sich in neg. Ausprägung, d.h. mit entgegengesetzter Prämisse und Konklusion. 



Abb. 32: Bestätigung der Hypothesen 
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3. Vergangenheitspolitik nnd Impacts anf die Opferorganisationen 

Nach der typologisierenden Ordnung der empirischen Befunde und der vergleichenden 
Diskussion der Hypothesen stellt sich nun die Frage, wie sich die vergangenheitspolitischen 
Impacts auf die Opferorganisationen erklären lassen. Gibt es Kemvariablen, die im Sinne 
eines schlanken Erklärungsmodells die Impacts hinreichend erklären, oder muss auf ein 
komplexeres Kausalmodell zurückgegriffen werden? Um dies zu beantworten ist es zu- 
nächst notwendig, vor dem Hintergrund der (Nicht-) Bestätigung der einzelnen Hypothesen 
nach deren Erklärungskraft und den nicht erklärten Residuen zu fragen. 



3. 1 Die Erklärungskraft der Hypothesen 

Die Grenzen der Ausgangshypothesen 1 und 2, die die Impacts monokausal mit der vergan- 
genheitspolitischen Strategie bzw. den erreichten Politikergebnissen erklären wollten, wer- 
den schnell deutlich: Hi hat ihren Geltungsbereich nur für die am Idealtypus I orientierte 
Vergangenheitspolitik. Hier kann sie erklären, warum die Opferorganisationen unzufrieden 
sind und tendenziell in einem konfliktreichen Verhältnis zur Regierung stehen. Defizite 
bestehen für eine am Idealtypus II orientierte Politik: Sie kann nicht erklären, warum die 
Opferorganisationen trotz dieser Politik zu Unzufriedenheit und Konfliktivität neigen. Ge- 
ring ist ihre Erklärungskraft in komparativer Hinsicht, da sie die länderspezifischen Impact- 
Unterschiede nicht begründen kann. Für Hypothese 2, die auf die Politikergebnisse abzielt, 
gilt das selbe, wobei sie in komparativer Hinsicht ein geringere Erklärungskraft zu haben 
scheint als H[. 

Hypothese 3 und 4 betrachten die Rolle der Opferorganisationen zunächst als unab- 
hängige Variable für die Ausgestaltung der Vergangenheitspolitik, um diese Rolle an- 
schließend als unabhängige Variable für die Impacts auf die Opferorganisationen anzuwen- 
den. Mit Dieter Noblen (2004a: 70f) kann man hier von einer Kausalität sprechen, die 
„zirkulär oder kreisförmig [ist], d.h. Wirkungen wirken auf Verursacher zurück, und sie ist 
relativ in dem Sinne, daß in einem konkreten Kausalverhältnis [...] die Anteile der in Be- 
ziehung zueinander gesetzten Faktoren [...] an dem, was Ursache und dem, was Wirkung in 
der Wechselbeziehung ist, unterschiedlich sind.“ H 3 benennt die Existenz organisierter 
Opferinteressen als eine Grundbedingung für die Aufarbeitung der jeweiligen Teilaspekte 
der belasteten Vergangenheit. H 4 baut auf H 3 auf und fragt nach der Rolle der Opferorgani- 
sationen beim Agenda Setting. Sie leistet einen Beitrag zur Erklärung der großen Unzufrie- 
denheit und Konfliktivität der argentinischen Opferorganisationen, kann diese im Falle 
Chile allerdings genau so wenig erklären wie die zurückhaltende Kritik der uruguayischen 
Opferorganisationen. Von großer Bedeutung ist allerdings das Ergebnis, dass die Opferor- 
ganisationen in allen drei Ländern die zentralen Hgenda Setting- Akicmc sind.^ 

Die kulturellen Aspekte des Handlungskontextes {Hypothese 5 und 6) haben für sich 
alleine weing Erklärungskraft. Sie wirken vielmehr in Kombination mit anderen Faktoren, 
wo sie v.a. auf die Handlungsebene der Impacts deren Effekte verstärken oder abschwä- 
chen. Besonders H 5 trägt zur Erklärung der Handlungsmuster und des Tonfalls des Diskur- 
ses der Opferorganisationen bei. 



’ Dieses Ergebnis widerspricht der These von Pion-Berlin (1994: 126), der die Rolle der Menschenrechtsbewe- 
gung als veraachlässigbar einstufte. 
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Bei der fallimmanenten Diskussion hilft Hypothese 7 (Handlungskorridor) die Unzu- 
friedenheit und das konfliktive Verhältnis der Opferorganisationen zur Regierung zu erklä- 
ren. In vergleichender Perspektive indessen bleibt die Erklärungskraft der Hypothese ge- 
ring, da sie die Unterschiede zwischen den Ländern nicht erhellen kann. 

Hypothese 8 und 9 thematisieren die strategische Kooperation der Opferorganisationen 
mit den Parteien. Hg fragt nach den Folgen des Fehlens möglicher parlamentarischer Ko- 
operationspartner für das Verhältnis zur Exekutive und für den Diskurs der Opferorganisa- 
tionen. Sie bestätigt, dass das Vorhandensein bzw. Fehlen affiner parlamentarischer Partei- 
en Auswirkungen auf das Handeln der Opferorganisationen hat und trägt so zur Erklärung 
des hohen Konfiiktniveaus in Argentinien bzw. der Zurückhaltung der uruguayischen Op- 
ferorganisationen bei. Im Fall Chiles erklärt sie, warum die Opferorganisationen selten zur 
konfliktiven Agenda S'eift'wg-Methoden greifen. Ungeklärt hingegen bleibt das dennoch 
konfliktive Verhältnis zur Regierung und der scharfe Tonfall des Diskurses der Opferorga- 
nisationen. Aufschluss gibt im Fall Chiles Hypothese 9\ Die enge Anbindung vieler Opfer- 
organisationen an den außerparlamentarisch-oppositionelle Partido Comunista machte 
diese konfliktive Haltung jener Opferorganisationen verständlicher. Die enge Verbindung 
anderer Organisationen an die regierungsbildende Sozialistische Partei erklärt indessen 
deren eher positivere Einschätzung der Vergangenheitspolitik, Zurückhaltung und weniger 
konfliktives Verhältnis zur Regierung. Es zeigte sich aber auch, dass die parteipolitische 
Loyalität der PS-nahen Opferorganisationen an Grenzen stieß, als die Regierung massiv 
gegen die Interessen jener Organisationen handelte. Für die Erklärungskraft dieser Hypo- 
these bedeutet dies, dass parteipolitische Interessen keine determinierende Wirkung haben. 
Für Argentinien und Uruguay hat Hg keine Relevanz, da dort keine engen Abhängigkeits- 
verhältnisse zu Parteien bestehen. 

Diese Überprüfung der Erklärungskraft der einzelnen Hypothesen bestätigte das, was 
sich bereits bei deren Diskussion im Zusammenhang mit den Fallstudien abzeichnete: Kei- 
ne der Hypothesen für sich kann die Impacts zufriedenstellend erklären. Auch für die ver- 
gangenheitspolitischen Impacts gilt also die Feststellung Dieter Nohlens (2004a: 55), „daß 
politische Entwicklung in der Regel Folge einer Vielzahl von (miteinander verwobenen) 
Faktoren unterschiedlicher Herkunft ist. Auf einen einzigen kausalen Faktor abhebende 
Erklärungen führen deshalb durchweg in die Irre.“ Ein multikausales Erklärungsmodell, das 
„Sowohl-als auch-Annahmen“ zulässt, erscheint wesentlich adäquater: „Die zwingende 
Folge von komplexer sozialer Kausalität ist die Überzeugung, dass eine bestimmte Menge 
von Faktoren, ihre Kombination und ihr Zusammenspiel in einem konkreten Kontext politi- 
sche Phänomene am besten erklären können“ (Ortiz 2004: 102). 

Da sich die beiden Ausgangshypothesen (Hj und H 2 ) nur teilweise bestätigen, bedürfen 
folgende Aspekte einer weiteren Erklärang: (1) die Tendenz zur Negativbewertung der 
vergangenheitspolitischen Outputs und outcomes für Zeiten, in denen eine am Idealtypus II 
orientierte Politik betrieben wird. Diese äußert sich in (a) der Tendenz zur Unzufriedenheit 
mit den Politikergebnissen und (b) in der überwiegend konfliktiven Haltung gegenüber der 
Regierung. Erläuterungsbedürftig sind weiter (2) die länderspezifischen Impact- 
Unterschiede: (a) Im Fall Argentiniens: die hohe Unzufriedenheit, die überaus konfliktrei- 
che Beziehung zur Regierung und der kämpferische und polemische Diskurs, (b) Im Fall 
Uruguays: v.a. das gemäßigt konfliktive Verhältnis zur Regierung und der gemäßigte und 
sachliche Diskurs, (c) In Chile: der hohe Grad an Unzufriedenheit, das konfliktive Verhält- 
nis zur Exekutive und der kämpferische Diskurs. Eine besondere Erläuterung verdienen die 
unterschiedlichen Ausprägungen auf der Handlungsebene: Während eine gewisse Nähe 
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hinsichtlich des Grades der Unzufriedenheit besteht, ist die Varianz der Befunde hinsicht- 
lich des Verhältnisses zur Regierung und des Diskurses deutlich größer. 

Die begrenzte Erklärungskraft der einzelnen Hypothesen machte deutlich, dass sich 
keine Kemfaktoren identifizieren lassen, die als schlankes Erklärungsmodell die anhängige 
Variable hinreichend bestimmen. Es scheint also notwendig, ein komplexes und multikau- 
sales Erklärungsmodell zu entwerfen, das den unterschiedlichen Faktoren Rechnung trägt, 
die auf die Impacts einwirken. 



3.2 Das komplexe Modell zur Erklärung der Impacts 

3.2.1 Prämisse: Die „Grundunzufriedenheit“ der Opferorganisationen 

Der erste notwendige Schritt um das Verhalten der Opferorganisationen besser verstehen zu 
können, ist der Blick auf ihre Entstehungsgründe und den Entstehungskontext: Sie bildeten 
sich als Reaktion auf die massive Verletzung grundlegender Menschenrechte. Die Tatsache, 
dass es der Staat war, der diese Verbrechen beging, führte bei den Opfern und Angehörigen 
zu einer Erfahrung absoluter Ohnmacht: Da derjenige, der eigentlich die Rechte der Bürger 
sichern sollte, genau diese Rechte verletzte, gab es keine Instanz mehr, an die man sich 
wenden konnte. Die betroffenen Personen fanden sich in Gruppen zusammen, um sich 
gegenseitig in ihrer Notlage zu unterstützen und um gegen die Gewalt des Regimes zu 
protestieren. Mit diesen gegen den repressiven Staat gerichteten Aktivitäten setzten sie sich 
selbst großen Risiken aus (Loveman 1998). 

In zahllosen Fällen wurden die Lebensentwürfe der Opfer und ihrer Angehöriger zer- 
stört und ihnen unendliches Leid zugefügt. Die verschiedenen Facetten der Repression und 
der Regimeverbrechen führten häufig zur schwersten psychischen Traumatisierung (Sali- 
movich/LiraAVeinstein 1992). Diese Unrechtserfahrang war für viele Opfer prägend: 

„schwere Menschenrechtsverletzungen stellen einen so gravierenden Eingriff wenn nicht unmittelbar in die 
physische, so doch in die psychische Integrität eines Menschen dar, daß dessen lebenszerstörende Folgen oft- 
mals nicht nur irreversibel sind. Sie verursachen darüber hinaus zwischen der Welt der Opfer und der Welt de- 
rer, denen diese Erfahrung fehlt und fremd bleibt, eine entscheidende Zäsur, die nicht durch noch so wohl- 
meinende voluntative Akte überwunden werden kann.“ (Hoppe 1997: 214) 

Gemeinsam mit anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren setzten sich die Opferorganisatio- 
nen für die Rückkehr zur Demokratie ein. Ihre Erwartungen an die postautoritären Regie- 
rungen waren groß: Sie hofften, dass mit der grundlegenden Änderung der politischen Ver- 
hältnisse auch die umfassende Aufarbeitung des Systemunrechts kommen würde. Sie hoff- 
ten, dass der neue Staat ihnen zu ihrem lange vorenthaltenen Recht verhelfen würde. Diese 
Hoffnungen wurden enttäuscht. 

Aber selbst wenn die demokratischen Regierungen die engagierteste Aufarbeitung be- 
trieben hätten, wäre dennoch das grundlegende Dilemma der Vergangenheitspolitik beste- 
hen geblieben, welches man mit Salomön Ferner (2006: 56), dem ehemaligen Präsidenten 
der peruanischen Wahrheitskommission, bezeichnen kann als die „absolute Asymmetrie 
zwischen dem Schaden, der Menschen zugefügt worden ist und der Art und Weise, wie 
versucht wird, etwas wiedergutzumachen.“ In der Natur der Menschenrechtsverletzungen 
selbst hegen also die Grenzen der Aufarbeitung selbst gegründet: 

„Unserer Ansicht nach kann nichts von dem, das zerstört worden ist, so zurückerlangt werden, wie es verloren 
wurde. Niemand kann die Toten zum Leben erwecken, niemand kann die Verschwundenen wiederauftauchen 
lassen, niemand die Erfahrung der Folter aus dem Gedächtnis derer, die sie erlitten haben, verschwinden las- 
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sen. Wir müssen die Reparation versuchen, aber ohne die Illusion, wie sie in den diesbezüglichen deutschen 
Worten zum Ausdruck kommt, daß das Verlorene wiedererlangt werden könnte.“ (Becker/Calderön 1990: 78) 

Vor diesem Hintergrund muss selbst die beste Politik der umfassenden Aufarbeitung not- 
wendigerweise defizitär bleiben, weil sie den status quo ante nieht wieder hersteilen kann. 

Aus den Mensehenreehtsverletzungen resultieren für die Opfer subjektive und in vie- 
len Fällen auch objektive, d.h. positivierte Anspruchsrechte - allen voran das Recht auf 
Wahrheit und auf Gerechtigkeit. Nach dem Ende der Diktaturen war es das Gruppenziel der 
Opferorganisationen, diese Rechte einzufordem. Der Staat aber kam seiner Bringschuld 
nicht oder nicht in vollem Umfang nach, so dass die Diktaturopfer ein zweites Mal Opfer 
staatlichen Unrechts wurden. Gerade diese verweigerten Rechte und die damit verbundene 
zweite Viktimisierung verstärkten die Kritik der Opferorganisationen und ihre andauernde 
Forderung nach Aufarbeitung und Bestrafung der Verantwortlichen. 

Aufgrund der persönlichen Erfahrungen sind die Opferorganisationen im Sinnes eines 
„Wehret den Anfängen“ allen politischen und gesellschaftlichen Prozessen gegenüber sehr 
sensibel und aufmerksam, die mit der autoritären Vergangenheit und deren Verbrechen, 
aber auch mit aktuellen Menschenrechtsverletzungen zu tun haben. Angela Kühner (2002: 
110) spricht im Hinblick auf die deutsche Vergangenheit von ,,,eine[r] Art Wächteramt’, 
das Juden in Deutschland nolens volens innehaben.“ Ähnliches trifft auf die lateinamerika- 
nischen Opferorganisationen zu: Sie reagieren also mit großer Empfindlichkeit nicht nur 
auf die (weitere) Verletzung ihrer Rechte, sondern allgemein auf erneute Rechtsverletzun- 
gen des Staates. 

Diese Aspekte stellen den Hintergrund dar, den es stets zu beachten gilt, wenn man 
das politische Verhalten der Opferorganisationen untersucht: Sie entstanden als Reaktion 
auf staatliche Menschenrechtsverletzungen, welche die Opfer nachhaltig prägten und trau- 
matisierten. All jene, die sich in diesen Organisationen engagieren, haben diese fundamen- 
tale Unrechtserfahrung gemacht und sind mit den Anliegen ihrer Opferorganisation biogra- 
phisch untrennbar verbunden. Das Leid und das Unrecht, das ihnen widerfahren ist, ist so 
groß, dass es unmöglich wieder ausgeglichen werden kann. Die Opferorganisationen trugen 
dazu bei, die Unrechtsregime zu stürzen, wurden aber von den demokratischen Regierun- 
gen enttäuscht, die erneut ihre Rechte verletzten, da sie ihnen nicht zu ihrem Recht verhal- 
fen. 



3.2.2 Die Erklärung vergangenheitspolitischer Impacts 

Man mag sich fragen, ob diese „Grundunzufriedenheit“, die den Opferorganisationen eig- 
net, die Ausprägung der Impacts nicht schon hinreichend erklärt? Genügen diese Fakten 
nicht, um zu verstehen, warum die Opferorganisationen stets unzufrieden zu seien schei- 
nen? Sicherlich leisten sie einen fundamentalen Beitrag zum Verständnis der Impacts, rei- 
chen aber alleine nicht aus: Diese Prämisse trifft auf die Opferorganisationen der drei Län- 
der in gleicher Weise zu, so dass mit ihr alleine die länderspezifischen Unterschiede nicht 
erklärt werden können. Wie die Diskussion der einzelnen Hypothesen zeigte, haben weitere 
Variablen Einfluss auf die Impacts. 

Den Ausgangspunkt für die weitere Erklärung der Impacts bildet aber die in der Prä- 
misse erläuterte apriorische „Grundunzufriedenheit“ der Opferorganisationen. Es ist davon 
auszugehen, dass bestimmte Faktoren diese Unzufriedenheit verstärken oder abschwächen. 
Welche Aspekte können nun zur Erklärung der Impacts herangezogen werden? An erster 
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Stelle gilt es die vergangenheitspolitischen Strategien und die Politikergebnisse in den 
Blick zu nehmen, da sie die Grundlage der weiteren Erklärung bilden. Wie die empirischen 
Befunde zeigten, kann die apriorische „Grundunzufriedenheit“ durch Vergangenheitspolitik 
kaum überwunden werden; die politischen Strategien und Politikergebnisse köimen dies 
allerdings verstärken bzw. abmildem: Bei einer Typ I- Vergangenheitspolitik liefert die 
politische Strategie die beste Erklärang für die Impacts auf die Opferorganisationen. Für die 
länderspezifischen Unterschiede und für eine am Typ II orientierte Vergangenheitspolitik 
hingegen hat sie keine große Erklärangskraft. Sie kann allenfalls dazu beitragen, die 
„Gmndunzufriedenheit“ abzuschwächen. Weitere Variablen zur Erklärang dieser Differen- 
zen und der persistierenden Unzufriedenheit sind erforderlich. Diese Faktoren, die zur Er- 
klärang der länderspezifischen /w/iact-Unterschiede benötigt werden, lassen sich in drei 
Gruppen bündeln: genetische, kulturelle und schließlich parteipolitische Aspekte. 

Die genetischen Aspekte 

Von großer Bedeutung für die Impacts sind Aspekte, die im Zusammenhang mit den Poli- 
tikprozessen im Politikfeld stehen und die sich auf die Genese der Vergangenheitspolitik 
beziehen: (1) die Rolle der Opferorganisationen beim Agenda Setting; (2) strategische Alli- 
anzen; (3) Disposition der Regierung zur Nutzung von Ftandlungsspielräumen und (4) die 
Persönlichkeit des Präsidenten. 

(1) Die Rolle der Opferorganisationen hdm Agenda Setting'. Wenn die Opferorganisa- 
tionen selbst dafür Rechnung tragen müssen, dass sich die Regierung ihrer Anliegen an- 
nimmt, und wenn sie dabei gegen Widerstände ankämpfen und konfliktive Methoden an- 
wenden müssen, kann dies zu einer Verstärkung der „Grandunzufriedenheit“, zur Steige- 
rung des Konfliktniveaus und zu einem kämpferischen Diskurs führen. Wenn hingegen sich 
die Regierung den Bedürfnissen der Opferorganisationen gegenüber offen zeigt, selbst 
Aufarbeitungsmaßnahmen einleitet oder auf die Anregungen der Opferorganisationen ein- 
geht, kann dies zu einer Abschwächung der „Grandunzufriedenheit“ und des Konfliktni- 
veaus sowie zu einem gemäßigten Diskurs führen. 

(2) Strategische Allianzen: Wenn die Opferorganisationen bei der Interessenartikulati- 
on nicht auf die Unterstützung anderer sozialer und politischer Organisationen und hier v.a. 
der Parteien zählen können und so das Gefühl aufkommt, im Einsatz für die Menschenrech- 
te alleine gelassen zu werden, kann dies ebenfalls zu einer Verstärkung der „Grandunzu- 
friedenheit“ führen. Werden die Opferorganisationen hingegen von Parteien in ihrem An- 
liegen unterstützt, kann dies die Unzufriedenheit abmildem. Auf der Handlungsebene kann 
diese Konstellation sowohl die Folge haben, dass die Opferorganisationen selbstbewusster 
und kämpferischer Auftreten, oder dass sie Eingedenk der sich so öffnenden Handlungs- 
möglichkeiten von einer offenen Auseinandersetzung mit der Exekutive abrücken. 

(3) Disposition der Regierung zur Nutzung von Ftandlungsspielräumen: Nehmen die 
Opferorganisationen wahr, dass die Exekutive bestehende Ftandlungsspielräume nicht nutzt 
oder gar versucht, diese zu schließen, kann es zu einer Verstärkung der Unzufriedenheit 
und zu einer Zunahme der Konfliktivität kommen. Die Bemühungen der Regierung, im 
Rahmen der Möglichkeiten die Aufarbeitung zu fördern und die Möglichkeiten zu weiten, 
können bei den Opferorganisationen zur Abschwächung der Unzufriedenheit, zu einem ko- 
operativeren Verhältnis zur Exekutive und einem gemäßigteren Diskurs führen. 

(4) Die Persönlichkeit des Präsidenten: Die Fallstudien bestätigten die in der Literatur 
vertretenen These, dass die Person des Präsidenten, deren Wertesystem und Situationsein- 
schätzungen von großer Bedeutung für die Gestaltung der Vergangenheitspolitik sind (El- 
ster 1998: 41ff; Pion-Berlin 1994: 121ff). Die Untersuchung dev Impacts zeigte, dass die 
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Wahrnehmung und Bewertung der Vergangenheitspolitik durch die Opferorganisationen 
häufig auch eine personbezogene Komponente hatte: Nehmen die Opferorganisationen den 
Staatspräsidenten als glaubwürdige und integere Persönlichkeit war, der seine Politik an 
moralischen Prinzipien orientiert, dann kann dies dazu beitragen, dass die „Grandunzufrie- 
denheit“ gemildert, das Verhältnis zur Regierang kooperativer und der Diskurs moderater 
werden. Haben die Organisationen aber Vorbehalte gegenüber dem Präsidenten, kann sich 
dies entsprechend auf die Impacts auswirken. 

All diese Aspekte können die Impacts beeinflussen; es handelt sich aber nicht um not- 
wendige Kausalzusammenhänge. Weiterhin bleibt offen, wie stark sich die einzelnen Va- 
riablen auswirken. Es ist davon auszugehen, dass die unterschiedlichen Aspekte kumulieren 
bzw. sich wechselseitig verstärken, abschwächen oder ausgleichen. So ist beispielsweise 
wahrscheinlich, dass die zentrale Rolle der Opferorganisationen beim Agenda Setting die 
„Gmndunzufriedenheit“ dann weniger verstärkt, wenn diese dabei auf die Unterstützung 
ihnen nahestehender politischer Parteien zählen können. Ähnlich ist davon auszugehen, 
dass die Nicht-Nutzung von Handlungsmöglichkeiten durch die Regierang sich dann be- 
sonders stark auf die Impacts auswirkt, wenn ein aus der Sicht der Opferorganisationen 
zweifelhafter Präsident der Regierang vorsteht etc. 

Die kulturellen Aspekte 

In der politikwissenschaftlichen Debatte um den oder die New Institutionalism(s) vertreten 
soziologisch ausgerichtete Forscher ein weites Institutionenverständnis, das die vormalige 
Trennung von Kultur i.S. von gemeinsame politischen „Werten, Gefühlen und Meinungen“ 
(Almond 1987: 28) und Institutionen überwindet. Institutionen bezeichnet Douglas North 
(1990: 3) als „rales of the game in a society or, more formally, [...] are the humanly devised 
constraints that shape human interaction.” Das weitgefasste, soziologische Institutionenver- 
ständnis redefiniert Kultur selbst als Institution (Hall/Taylor 1996: 14ff). Kultur trägt somit 
dazu bei, menschliche Interaktion in der Hinsicht zu formen, dass sie Wahmehmungs- und 
Interpretationskategorien bereitstellt, bestimmte Handlungsoptionen erst ermöglicht und 
denkbar macht, andere hingegen verwirft (Ropers 1997: 167f). Diese kulturellen Institutio- 
nen wirken nicht nur im Politikfeld Vergangenheitspolitik und nicht nur auf die Opferorga- 
nisationen; sie sind prinzipiell für alle Politikfelder und für alle Akteure relevant. Diese 
kulturellen Aspekte bieten den Rahmen, in den die politischen Prozesse, wie auch die poli- 
tischen Akteure eingebettet sind und von dem sie mit geprägt werden. 

Die beiden kulturell-institutionellen Aspekte (1) gesellschaftliches Vertrauen und (2) 
Konflikt- oder Konsenstradition haben für das Politikfeld Vergangenheitspolitik und die 
Impacts auf die Opferorganisationen besondere Bedeutung. Ad (1): Vertrauen in die Mit- 
menschen und Vertrauen in die Institutionen (politisch-entscheidende und implementieren- 
de) bedingen sich gegenseitig: „People who do not trast their peers will have difficulty 
tmsting the leaders and institutions that represent them“ (Lagos 2001: 144). Während Marta 
Lagos hier die Bedeutung des interpersonalen Vertrauens für das Institutionenvertrauen 
betont, hebt Claus Offe (2003: 238) dessen Einfluss auf das interpersonale Vertrauen her- 
vor: „Wenn Institutionen des öffentlichen Lebens glaubwürdig dafür sorgen, daß Lügen 
aufgedeckt und Verträge gehalten werden, ungerechtfertigte Begünstigungen verwehrt und 
Notlagen behoben werden, dann entfällt für die Bürger der Anlaß, Kafegorien von Mitbür- 
gern mit generalisiertem Argwohn und Mißtrauen zu begegnen.“ Als kulturelle Institution 
wirkt sich das gesellschaftliche Vertrauen auch auf die Art und Weise aus, wie die Opferor- 
ganisationen die vergangenheitspolitischen Outputs und outcomes wahmehmen und bewer- 
ten: Gesellschaftliches Misstrauen - v.a. in die Institutionen - kann dazu beitragen, die 
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„Grandunzufriedenheit“ der Opferorganisationen zu vergrößern, da diese, wie es der so 
geprägte kulturelle Kontext nahe legt, nieht bereit sind zu glauben, dass die politisehen 
Eliten naeh bestem Wissen und Gewissen zum Wohle des Landes handeln. Verbauen hin- 
gegen kann die „Grandunzufriedenheit“ absehwäehen. 

Ad (2): In der Friedens- und Konfliktforsehung wird die Rolle der „Kultur“ für den 
Ausbraeh bzw. die Vermeidung gewaltsamer Konflikte und Kriege unterstriehen (Ropers 
1997; Bonaeker/Imbuseh 1999: 104f). Von ähnlieher Bedeutung sind kulturelle Aspekte 
für die Art und Weise, wie in einer Gesellsehaft mit divergierenden politisehen Interessen 
und sozialen Spannungen umgegangen wird. Diese kulturelle Institutionen beeinflussen 
sowohl die Wahrnehmung der Akteure, als aueh deren Verhalten, indem sie bestimmte 
Flandlungsmögliehkeiten gesellsehaftlieh-kulturell zulassen oder aussehließen (Flall/Taylor 
1996: 15). 

Sind in der nationalen Kultur Muster der (gewaltsamen) Konfrontation, des Reehts des 
Stärkeren und der konflikthaflen Lösung von Differenzen verankert, so kann sieh dies auf 
die Impacts auswirken. Diese Auswirkungen sehlagen sieh am stärksten auf der Fland- 
lungsebene nieder: Konflikbraditionen können dazu führen, dass Opferorganisationen eher 
bereits sind, selbst auf konflikthafte Durehsetzung ihrer Interessen zu rekurrieren, was sieh 
dann in einem gespannten Verhältnis zur Exekutive und in einem konfliktiv-kämpferisehen 
Diskurs äußert. Wenn eine Nation aber gesellsehaftliehe und politisehe Konflikte traditio- 
nell eher dureh Konsens- und Kompromiss-Suehe zu entsehärfen und zu lösen sueht, „ver- 
bieten“ diese kulturellen Institutionen bestimmte konfliktive Formen des Protests. Eine 
solehe Konsenstradition kann ebenfalls Auswirkungen auf die Impacts haben, besonders 
auf der Flandlungsebene. 

Die kulturellen Institutionen wirken allerdings nieht nur direkt auf die Impacts, son- 
dern können darüber hinaus indirekt über die bereits erwähnten genetisehen Aspekte wir- 
ken. Sie können dort verstärkende oder absehwäehende Effekte haben. So ist beispielsweise 
davon auszugehen, dass sieh in einer Konfliktkultur die fehlende Bereitsehaft der Regie- 
rung, Flandlungsspielräume zu nutzen, wesentlieh stärkere Auswirkungen auf die beiden 
Impact-Ybeaen hat, als in einer Konsenskultur ete. 

Die parteipolitischen Aspekte 

Von großer Bedeutung für die Erklärung der Impacts sind parteipolitisehe Aspekte: Diese 
kommen besonders dann zum Tragen, wenn ein sehr enges Verhältnis zwisehen Opferorga- 
nisationen und politisehen Parteien besteht, das ggf mit Abhängigkeiten und Loyalitäten 
einhergeht. Parteipolitisehe Interessen können dann die Impacts auf der Wahmehmungs- 
und Handlungsebene beeinflussen: Bestehen enge Abhängigkeiten und Loyalitäten zu einer 
regierangsbildenden Partei, so kann dies die Unzufriedenheit abmildem und v.a. auf der 
Handlungsebene zu einem kooperativeren Verhältnis zu Exekutive und zu einem gemäßig- 
teren Diskurs führen. Ein ähnliches Verhältnis zu einer (außer-) parlamentarischen Opposi- 
tionspartei kann indessen zu einer Verstärkung der „Grandunzufriedenheit“ und besonders 
zu einer konfliktiveren Beziehung zur Regierung und einem kämpferischen Diskurs führen. 

Das hier entwickelte Modell zur Erklärung der vergangenheitspolitischen Impacts auf 
die Opferorganisationen ist komplex und multikausal. Es identifiziert eine Reihe unabhän- 
giger Variablen die zur Erklärung der Effekte politischer Outputs und outcomes herangezo- 
gen werden können. Es geht von der Annahme aus, dass den Opferorganisationen eine 
apriorische „Grandunzubiedenheit“ eigen ist, die mit ihrem Entstehungsgrand zusammen- 
hängt: Der nicht zu kompensierende Schaden, der den Opfern entstanden ist, und das uner- 
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messliche Leid, das ihnen zugefiigt wurde.* Folgende unabhängige Variablen tragen dazu 
bei, diese „Grundunzufriedenheit“ zu foreieren oder abzusehwäehen: die vergangenheitspo- 
btisehen Strategien und Pobtikergebnisse; Aspekte, die das Zustandekommen dieser Politik 
betreffen, sowie kulturellen Kontextvariablen und parteipolitisehe Aspekte. Die einzelnen 
unabhängigen Variablen wirken nieht nur direkt auf die Impacts. Die kulturellen Kontext- 
variablen wirken zusätzbeh noeh auf die genetisehen Aspekte und können dort verstärkende 
oder absehwäehende Effekte haben. Die einzelnen Variablen können abhängig vom jewei- 
ligen konkreten Fall kumulieren, sieh weehselseitig verstärken, abmildem oder aufheben. 
Es gilt hier also aueh Dieter Nohlens (2004a: 61) Postulat, „daß die konkreten soziopoliti- 
sehen Bedingungen zu berüeksiehtigen sind, die in den versehiedenen Ländern zu versehie- 
denen Zeiten angetroffen werden.“ 




Abb. 33: Das komplexe Erklärangsmodell 



Wenn es um die Frage der allgemeinen Flierarehie der einzelnen Variablen und deren kon- 
kretes Gewieht geht, stößt das Modell an seine Grenzen. Aufgrand der komplexen histori- 
sehen, politiseh-ideologisehen, kulturellen und gesellsehaftliehen Gemengelage sowie dem 
Nebeneinander von stark emotional geprägtem und strategisehem Flandeln der Opferorga- 
nisationen sind allgemeine Aussagen, die über das bereits Ausgeführte hinausgehen, nieht 
mögbeh. Flier gilt es in jedem Einzelfall die Bedeutung der einzelnen Variablen und ihre 
Weehselwirkungen zu prüfen. 



* Zu weiteren Gründen für die Unzufriedenheit der Opferorganisationen siehe die Überlegungen in Kap. III.4.1. 
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5.5 Die Anwendung des Modells 



Im Folgenden sollen die die Impacts der untersuchten Fälle mit Hilfe des hier entworfenen 
Modells erklärt werden. Es wird sich zeigen, in welcher Weise in den drei Ländern die 
unabhängigen Variablen auf die Impacts wirkten und wie sie sich gegenseitig verstärkten 
bzw. abschwächten. 



3.3.1 Argentinien 

In Argentinien fielen über Jahre eine Reihe von Aspekten zusammen, die allesamt dazu 
beitrugen, die „Gmndunzufriedenheit“ der Opferorganisationen zu verstärken: So etwa die 
von 1986 bis 2003 verfolgte Politik des Verdrängens oder die Rolle der Opferorganisatio- 
nen als einzige Agenda Setting-Akieme., die permanent gegen massive Widerstände der 
Regierung ankämpfen musste. Hinzu kommt, dass die Opferorganisationen und die , Men- 
schenrechtsbewegung’ in ihrem Kampf weitgehend auf sich alleine gestellt waren, da sie 
nicht auf die Unterstützung ihnen nahe stehender Parteien zurückgreifen konnten. Beim 
Agenda Setting griffen sie auf konfliktive Methoden zurück. Die Aufarbeitungserfolge, die 
in Argentinien erreicht werden konnten, trugen nur wenig dazu bei, die „Grundunzufrie- 
denheit“ abzumildem, weil es sich hierbei mehrheitlich um Ergebnisse handelte, die die 
, Menschenrechtsbewegung’ der Regierung abgetrotzt hatte. Innerhalb weniger Jahre wurde 
der vergangenheitspolitische Handlungskorridor durch die Amnestiegesetze und die Be- 
gnadigungen maximal verengt, indem die informell-institutionellen Grenzen formalisiert 
wurden und die Regierungen Menem, De la Rüa und Duhalde keine Bereitschaft zeigten, 
die verbleibenden Möglichkeiten zu nutzen. Hinzu kam, dass die Opferorganisationen star- 
ke Antipathien gegen die drei genannten Präsidenten hegten. Jeder einzelne Faktor wirkte 
für sich verstärkend auf die „Grundunzufriedenheit“ der Opferorganisationen. Zusätzlich 
verstärkten sie sich wechselseitig, so dass ihre Wirkung größer war als die Summe der 
Einzeleffekte. 

Verstärkend wirkte weiterhin das kulturelle Umfeld: Das besonders ausgeprägte Miss- 
trauen beeinflusste die Wahrnehmung der Opferorganisationen, da es in Argentinien in 
gewisser Weise zur Kultur gehört, den politischen Entscheidungen misstrauisch und kri- 
tisch gegenüber zu stehen und an der guten Intention der Regierenden zu zweifeln. Auch 
auf der Handlungsebene spiegelten sich die Effekte der argentinischen Konflikttradition 
wider: Die Opferorganisationen suchten teilweise bewusst die Konfrontation mit der Exe- 
kutive, provozierten und polemisierten. 

Besondere Beachtung verdienen die Impacts der ersten Jahre der Regierung Alfonsin 
und der Regierung Kirchner. Dass unter Alfonsin die Unzufriedenheit der Opferorganisa- 
tionen weniger ausgeprägt war, erklärt sich aus seiner am Typus II orientierten Vergangen- 
heitspolitik und seiner Bereitschaft, bestehende Handlungsmöglichkeiten zu nutzen. Von 
Bedeutung war auch, dass er als Vorstandsmitglied der Menschenrechtsorganisation APDH 
zunächst einen Vertrauens- und Glaubwürdigkeitsvorschuss der Opferorganisationen ge- 
noss. 

Ähnliches gilt auch für Kirchner, der den Opferorganisationen beim Agenda Setting 
sehr entgegen kam und selbst Aufarbeitungsinitiativen anstieß: Er nutzte nicht nur die 
Spielräume, sondern trug maßgeblich zu deren Ausweitung bei. Von zentraler Bedeutung 
für die Abmilderung der „Grundunzufriedenheit“ aber scheint die Person des ehemaligen 
Studentenführers Kirchner, der als companero vieler Opfer deren politische Ideale und 
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Utopien geteilt hatte. Ein weiterer Aspekt ist wiehtig: Aueh wenn die argentinisehen Op- 
ferorganisationen naeh wie vor keine strategisehen Allianzen mit Parteien eingegangen 
sind, so seheint sieh doeh eine solehe Allianz zwisehen einzelnen Organisationen und dem 
Präsidenten selbst gebildet zu haben. Eines der Politikfelder, auf denen sieh Kirehner profi- 
liert und sieh von seinen Vorgängern abzuheben sueht, ist die Vergangenheitspolitik. Er 
pflegt deshalb sehr enge Beziehungen zu den Opferorganisationen, deren Forderungen er 
mit seiner Politik weitgehend entspraeh. Die Organisationen ihrerseits honorieren dieses 
Engagement mit breiter und wohlwollender Unterstützung. Einige Beobaehter konstatieren, 
dass es in dieser Beziehung durehaus Ansätze von Abhängigkeiten gibt, wie beispielsweise 
die Vorfälle am 30. Jahrestag des Putsehes zeigten, als einige Opferorganisationen erfolglos 
zu verhindern suehten, dass bei einer der zentralen Kundgebungen ein Kirehner-kritisehes 
Dokument verlesen wurde. ^ 



3.3.2 Uruguay 

Aueh in Uruguay koinzidierten etliehe Aspekte, die eigentlieh die „Grundunzufriedenheit“ 
und die Konfliktivität verstärken und sieh im Tonfall des Diskurses hätten niedersehlagen 
müssen: die über mehr als anderthalb Jahrzehnte am Idealtypus der Politik des Verdrängens 
orientierte Vergangenheitspolitik und die kategorisehe Weigerung der Regierungen San- 
guinetti und Laealle, die bestehenden Spielräume zu nutzen. Die Rolle der Opferorganisa- 
tionen beim Agenda Setting dürfte ebenfalls verstärkend gewirkt haben, spielte allerdings 
eine geringere Rolle als in den anderen beiden Ländern, da die uraguayisehen Opferorgani- 
sationen naeh der Niederlage beim Plebiszit derart ins politisehe Abseits geraten waren, 
dass sie über Jahre kaum Versuehe unternehmen konnten, ihre Anliegen in der politisehen 
Debatte zu laneieren. 

Die Wirkung dieser Aspekte wurde dureh die Tatsaehe abgesehwäeht, dass die Opfer- 
organisationen sieh stets der Unterstützung des oppositionellen Frente Amplio sieher sein 
konnten. Absehwäehende Wirkung hatte aber vor allem der kulturell-institutionelle Kon- 
text: Das im kontinentalen Vergleieh weit überdurehsehnittliehe Institutionenvertrauen hat 
den Effekt, dass die Bürger prinzipiell eher geneigt sind, den politisehen Akteuren zu glau- 
ben, dass sie ihre Entseheidungen zum Wohle der Nation treffen. Eine derart ausgeprägte 
apriorisehe Ablehnung politiseher Entseheidungen wie in Argentinien findet sieh in Urugu- 
ay nieht. Von größter Bedeutung zur Erklärung der vergangenheitspolitisehen Impacts in 
Uruguay ist aber die Tradition der Suehe naeh politisehem und gesellsehaflliehem Aus- 
gleieh: Diese kulturelle Institution „untersagt“ in gewisser Weise bestimmte konfliktive 
politisehe Praktiken oder einen kämpferiseh-polemisehen Diskurs, wie er sieh in anderen 
Ländern findet. Dieser kulturelle Kontext führte in Uruguay dazu, dass sieh die Unzufrie- 
denheit der Opferorganisationen auf der Handlungsebene wesentlieh moderater äußerte als 
in den anderen beiden Ländern. Eine praktisehe und folgensehwere Konsequenz dieses 
kulturellen Settings war das von der ,Mensehenreehtsbewegung’ initiierte Referendum zur 
Verhinderung der Ley de Caducidad sowie die Tatsaehe, dass diese die Mehrheitsentsehei- 
dung akzeptierte. Im argentinischen kulturellen Kontext wäre dies - ceteris paribus - nur 
schwer vorzustellen. Die aus dem verlorenen Volksentscheid resultierende schwache Posi- 
tion der Opferorganisationen trug über Jahre maßgeblich zur politischen Zurückhaltung der 
Opferorganisationen bei. 



’ Vgl. Lateinamerika Nachrichten 383, Mai 2006: 21ff.; darin, 24.03.2006. 
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3.3.3 Chile 



Es finden sieh in Chile eine Reihe von Faktoren, die eigentlieh zu einer Absehwäehung der 
„Gmndunzufriedenheit“, zu einem kooperativen Verhältnis zur Exekutive und zu einem 
moderaten Diskurs fuhren müssten: Eine trotz des engen Flandlungskorridors weitgehend 
am Typus II orientierte Vergangenheitspolitik mit beaehtliehen Aufarbeitungserfolgen, 
Entgegenkommen der Regierungen beim Agenda Setting sowie effektive strategisehe Alli- 
anzen mit parlamentarisehen Parteien. Diese Effekte werden allerdings dureh andere Fakto- 
ren antagonisiert, wie zum Beispiel die untersehiedliehen Versuehe der Exekutive, die 
informellen Institutionen, die den Flandlungskorridor besehränkten, zu formalisieren und so 
die Impunidad abzusiehem. Von größter Bedeutung ist aueh das Engagement der Regie- 
rung für die Rüekkehr Pinoehets und die Einstellung der Verfahren. Aus Sieht der Opfer 
war dies der definitive Sündenfall der chilenisehen Vergangenheitspolitik. Die Enttäu- 
sehung der Opferorganisationen über die versuehte und zum Teil geglüekte Unterbindung 
der Strafverfolgung wurde dureh die historisehe Erfahrung der via chilena de reconciliciön 
politica verstärkt, welehe die Opferorganisationen lehrte, dass diese „Versöhnung“ meist zu 
Lasten der Opfer geht (Loveman/Lira 2000). Die Konflikttradition Chiles wirkte sieh v.a. 
auf der Flandlungsebene auf das konfrontative Verhältnis zur Regierung, den kämpferi- 
schen Diskurs und auch auf die häufig gewaltsamen Ausschreitungen bei Kundgebungen 
der , Menschenrechtsbewegung’ aus. 

Die Schlüsselvariable aber zur Erklärung der Impacts auf die Opferorganisationen 
scheint in Chile die Parteibindung zu sein: Die der außerparlamentarischen Opposition 
zugehörige Kommunistische Partei, die weite Teile der Opferorganisationen dominiert, 
beeinflusst die Impacts auf der Wahnehmungs-, wie auch auf der Flandlungsebene. Ande- 
rerseits zeigte sich, dass Opferorganisationen, die eng mit der Sozialistischen Partei ver- 
bunden sind, die von 2000 an den Präsidenten stellte, die vergangenheitspolitischen Outputs 
und outcomes wesentlich wohlwollender beurteilten und sich deutlich weniger konfliktiv 
verhielten. Diese Tatsache erhält dadurch noch mehr Gewicht, dass in der politischen Tra- 
dition Chiles die Parteien immer eine zentrale Rolle bei der Kanalisierung gesellschaftlicher 
Interessen und der Lösung politischer Konflikte spielten. Im Fall Chiles leistet die Partei- 
endifferenz-These einen wesentlichen Beitrag zur Erklärung der Impacts. 



4. Weitere Ergebnisse für die F’o/icj-Forschung 

Die intensive Auseinandersetzung mit dem Politikfeld Vergangenheitspolitik führte zu 
einem tieferen Verständnis dieser Policy und zu Erkenntnissen, die für die weitere Beschäf- 
tigung mit dieser Thematik von Relevanz seien können. Darüber hinaus erbrachte sie einige 
Einsichten, die für die Po/icy-Forschung bedeutend sein können. 



4.1 Das PoUtihfeld Vergangenheitspolitik 

Es soll und kann im Folgenden nicht darum gehen, das Politikfeld Vergangenheitspolitik in 
seiner Gänze zu erfassen und charakterisieren; vielmehr sollen einige wichtige Ergebnisse 
dieser Untersuchung über die Beschaffenheit dieser Policy zusammengetragen werden, die 
in der bisherigen Forschungsdebatte wenig Beachtung finden und die sie für die wehere 
Beschäftigung mit dieser Thematik von Relevanz erscheinen. 
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4.1.1 Allgemeine Charakteristika des Politikfelds Vergangenheitspolitik 

Mitte der 80er Jahre warf Adrienne Windhoff-Heritier (1983: 348) in der Forschungsdebat- 
te die lange vernachlässigte Frage nach dem Zusammenhang von Policies und Politics 
erneut auf und formulierte das Desiderat, „Politikinhalte so zu klassifizieren, daß damit ein 
Schlüssel zum Verständnis der politischen Prozesse geboten wird, in die diese Policies 
eingebettet sind.“ Sie schlug eine Po/icy-Klassifikation vor und wies den einzelnen Ideal- 
typen bestimmte Eigenschaften und Effekte auf die politischen Prozesse zu (Windhoff- 
Heritier 1987: 21-63). In Kap. 1.3.4 wurde vermutet, dass die Policy Vergangenheitspolitik 
der Gruppe der sozial-regulativen bzw. verhaltensnormierenden Policies zugehört, die sich 
nach Windhoff-Heritier u.a. dadurch auszeichnet, dass sie emotional und teilweise ideolo- 
gisch aufgeladen sind und es häufig zu Konflikten kommt. Single As’Me-Akteure und die 
Justiz spielen in diesen Politikarenen eine zentrale Rolle; Konsenslösungen sind aufgrund 
der behandelten Themen selten (Windhoff-Heritier 1987: 50f). All diese Annahmen bestä- 
tigten sich in den Fallstudien ebenso wie die Vermutung, dass es sich bei der Vergangen- 
heitspolitik um ein Politikfeld mit distributiven und redistributiven Komponenten handelt. 
Von großer Konfliktrelevanz sind v.a. die redistributiven Aspekte, Maßnahmen also, bei 
denen die Erfüllung der Forderangen der einen Gruppe notwendigerweise zu Lasten einer 
anderen Gruppe gehen (Windhoff-Heritier 1987: 22-27). Die Policy-Politics-These bestä- 
tigte sich für das Politikfeld Vergangenheitspolitik. 

Dieses Politikfeld, das bereits aufgrund seines Gegenstandes zu Spannungen und Kon- 
flikten neigt, erhält weitere Brisanz durch die betroffenen Akteure, die „ganz unterschiedli- 
che Erfahrungen, Identifikationen und Interessen verkörpern und mobilisieren“ (König 
1998: 379). Für die Regierung ist es ein Politikfeld mit hohen möglichen politischen Kosten 
und geringen Gewinnaussichten. Weiterhin gilt zu beachten, dass es im Kontext politischer 
Transitionsprozesse die Exekutive nur ein Problemfeld von vielen ist (Elster 1998: 30). 

Ruth Fuchs und Detlef Nolte (2004: 85ff) stellten fest, dass die Vergangenheitspolitik 
bestimmten Zyklen folgt. Auch wenn sich die vorgeschlagenen Phasenabfolge nicht ganz 
mit den vergangenheitspolitischen Entwicklungen der hier untersuchten Länder deckt, so ist 
doch die Grandaussage zu unterstreichen, dass es sich um ein dynamisches Politikfeld 
handelt, dass sich im Laufe der Zeit und in Reaktion auf die vergangenheitspolitischen 
Maßnahmen verändert: So scheint es evident, dass dem Politikfeld im Zusammenhang mit 
Systemwechseln und noch fluiden politischen Prozeduren andere Charakteristika eigen sind 
als Kontext bereits etablierter politischer Ordnung mit zeitlichem Abstand zum Ende des 
autoritären Regimes. Dieser Po/icy-Wandel kommt nicht nur durch die sich wandelnde 
Stabilität, Belastbarkeit und Institutionalisierung der Demokratie und die sich ändernden 
Handlungskorridore zustande. Auch die Interessen der beteiligten Akteure, der Regierung 
und der Bevölkerung ändern sich: Steht zu Beginn die Aufklärung der Verbrechen und 
soweit möglich die Bestrafung der Verantwortlichen im Mittelpunkt der Debatte, so erhal- 
ten im Laufe der Zeit andere Aspekte mehr Gewicht: Die Fallstudien zeigten beispielsweise 
die wachsende Bedeutung der Subpolicy Erinnerung mit zunehmender zeitlicher Distanz 
zum Regimewechsel (Straßner 2006). 

Ein Defizit der Transitional Justice-Y oxschnng war die Tatsache, dass sie diese länger- 
fristige Dynamik der Vergangenheitspolitik nicht in den Blick nahm. So widerlegte die 
Geschichte auch die Prophezeiung Samuel P. Huntingtons, der voraussagte, dass eine Be- 
strafung der Verantwortlichen nur direkt nach dem Ende des alten Regimes möglich sei, da 
die öffentliche Unterstützung für solche Maßnahmen schnell schwinden und die alten Eli- 
ten zügig ihren politischen Einfluss wieder aufbauen würden. Deswegen hielt Huntington 
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(1991: 228) fest: „In new demoeratie regimes, justiee eomes quiekly or it does not eome at 
all.“ Wie die Entwieklungen in der Strafverfolgung in Argentinien und Chile zeigten, lag er 
mit dieser Vermutung falseh: Der lange Atem der Opferorganisationen, die persistierende 
und erstarkende gesellsehaftliehe Unterstützung und die sieh weitenden Handlungsmög- 
liehkeiten erlaubten, dass die Gereehtigkeit aueh naeh über einem Jahrzehnt kam. Diese 
Beharrliehkeit der Opferorganisationen hängt damit zusammen, dass - wie die Analyse der 
Forderungen der Opferorganisationen in den drei Ländern deutlieh zeigte - die Subpolicies 
Aufklärung und v.a. Strafverfolgung trotz der Sehwerpunktversehiebungen stets die zentra- 
len Anliegen blieben. Fehlende Fortsehritte in diesen Bereiehen konnten nieht besondere 
Leistungen in den anderen Subpolicies kompensiert werden. Andererseits ist es einsiehtig, 
dass diese Komponenten der Vergangenheitspolitik ihren zeitliehen Horizont in der Le- 
bensdauer der direkt Involvierten - Täter wie Opfer - hat (König 1998: 385f ). Die Ausein- 
andersetzung mit der Vergangenheit wird dann eine neue Qualität erhalten. Es wird dann 
maßgeblieh um Fragen des Erinnems, des angemessenen gesellsehaftliehen Umgangs, der 
Integration in das nationale Selbstkonzept und um Fragen der Prävention gehen (Dwyer 
1999: 85-89). 



4. 1 .2 Zur Rolle der Opferorganisationen im Politikfeld 

Die „Aufarbeitung der Vergangenheit“ ist - so Jürgen Habermas (1995: 25) - „ein mehrdi- 
mensionales und arbeitsteiliges Unternehmen.“ Ein wiehtiges Ergebnis dieser Untersu- 
ehung ist, dass den Opferorganisationen in diesem Zusammenhang eine sehr bedeutende 
Rolle zukommt: Wie die Fallstudien belegten, sind sie - gemeinsam mit der ,Mensehen- 
reehtsbewegung’ - die zentralen Agenda Petting- Akteure in einem sehr brisanten und kon- 
fliktgeneigten Politikfeld. Dieses Ergebnis steht im Widersprueh zu der These David Pion- 
Berlins (1994: 126), der für die drei hier untersuehten Fälle Folgendes feststellte: 

„The human rights lobbies of the Southern Cone had a negligible impact on govemment policy. Their pleas 
for the Wholesale punishment of those involved in acts of state terror went unanswered. Each President chose 
measures that were more restraint than those preferred by the human rights advocates. [...] Moreover, because 
these groups were uniformly vocal and persistent, they cannot account for the variations in governmental pol- 
icy between the three countries. Therefore, one must conclude that these chief executives were well-insulated 
from interest group pressures of this sort.“ 

Die Untersuchung zeigte aber, dass bei nahezu alle Aufarbeitungsinitiativen von den Op- 
ferorganisationen und der , Menschenrechtsbewegung’ angestoßen wurden. Sie mussten 
aber nicht nur häufig gegen den Widerstand, die Zurückhaltung oder Indifferenz der Regie- 
rungen ankämpfen, sondern stets auch gegen die HJvocacy-Koalition ,Streitkräfle’ als dem 
zweiten wichtigen Akteur im Politikfeld. 

Neben dieser zentralen politischen Rolle haben die Opferorganisationen auch eine 
wichtige gesellschaftliche Funktion: Sie halten, indem sie in erster Linie ihre eigenen Inter- 
essen und Anliegen vertreten, die Vergangenheit wach und stoßen immer wieder die gesell- 
schaftliche und politische Debatte an. Durch ihre Forderungen und ihre permanente Ankla- 
ge haben sie eine gewisse „Stachel-Funktion“, da sie die Gesellschaft immer wieder an die 
nicht aufgearbeitete Vergangenheit erinnern. Wie die Fälle Argentinien und Chile zeigten, 
wirken vergangenheitspolitische Maßnahmen über den direkten Adressatenkreis hinaus: 
Die zahlreichen von den Opferorganisationen angestoßenen Debatten und Initiativen för- 
derten die gesellschaftliche Verständigung über die Jahre des Staatsterrorismus. Ebenso 
dienten sie dazu, die kritische Selbstreflexion der beteiligten Akteure zu stimulieren, wie 
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beispielsweise die Gewissenserforschung der argentinischen und chilenischen Streitkräfte 
zeigte. Das Gegenteil ist in Uruguay nach Jahren nicht geführter politischer und gesell- 
schaftlicher Auseinandersetzung der Fall: Die Repressionsopfer kämpfen nach wie vor um 
ihre gesellschaftliche Anerkennung als Opfer, während die Streitkräfte sich noch immer der 
Rhetorik des Anti-Subversions-Kampfes bedienen, keine Selbstkritik üben und mit Stolz 
auf ihre Rolle während der Diktatur blicken. Die Gesellschaft wird durch die von den Op- 
ferorganisationen geäußerte Kritik, ihre Forderungen und den damit verbundenen „Memen- 
to-Effekt“ immer wieder an die offenen Wunden erinnert. Dieses „Reiben“ der Gesellschaft 
an den Opferorganisationen ist eine wichtige Voraussetzung für die gesellschaftliche Auf- 
arbeitung. Den Opferorganisationen kommt somit eine bedeutende Funktion in der gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzung mit der autoritären Vergangenheit zu 



4.1.3 Zur Handlungslogik der Opferorganisationen 

Als Akteure der Zivilgesellschaft versuchen die Opferorganisationen ihre Anliegen von der 
Peripherie her - wie Habermas (1992: 461) schreibt - „in Kembereiche des politischen 
Systems“ zu bringen, damit sie „dort formell behandelt werden.“ Sie erheben meist maxi- 
malistische Forderungen, wie beispielsweise das in Argentinien und Chile weit verbreitete 
„Juicio y castigo a todos los culpables“ zeigt. Sie tun dies einerseits in der Überzeugung, 
dass ihre weit ausgreifenden Forderungen gerecht, berechtigt und allen anderen Positionen 
moralisch überlegen sind. Andererseits aber müssen sie viel fordern, um etwas zu erreichen. 
Häufig zeigt sich in ihren Forderungen eine gewisse Progression, die man als Dialektik 
zwischen dem bereits und dem noch nicht Erreichten bezeichnen kann: Wenn sich abzeich- 
net, dass etwas erreicht werden kann oder bereits erreicht wurde, rückt das zunächst uner- 
reichbar Scheinende dadurch in erreichbare Nähe. Diese Dialektik aus Erreichtem und 
Ausstehenden und die damit verbundene Ausweitung der Forderungen setzen eine „not- 
wendige“ oder „funktionale“ Unzufriedenheit der Opferorganisationen voraus, da nur die 
Unzufriedenheit mit dem Erreichten weitere Forderungen rechtfertigt. Vor diesem Hinter- 
grund wird verständlich, dass die Opferorganisationen zwar durchaus Aufarbeitungserfolge 
würdigen, dann aber direkt auf die unerfüllten Forderungen und die Diskrepanz zwischen 
Erreichtem und Ausstehendem hinweisen. Mit jedem Aufarbeitungserfolg verschieben sich 
der Erwartungshorizont und die Forderungen. Besonders deutlich zeigte sich dies bei den 
uruguayischen MFDD, die über Jahre auf die Forderung nach Gerechtigkeit verzichtet 
hatten und sich stattdessen auf die Forderung nach Aufklärung des Schicksals der Ver- 
schwundenen beschränkten. Als nach der Einsetzung der Wahrheitskommission erste 
Schritt der Aufklärung unternommen worden waren, weitete die MFDD ihre Forderungen 
aus und bestand fortan auch auf der Bestrafung der Verantwortlichen. Ähnliche Phänomene 
lassen sich bei den chilenischen Exonerados beobachten. 

Es gehört also zur Handlungslogik der Opferorganisationen, ihr Anliegen wach zu hal- 
ten, die Regierung herauszufordem und immer wieder maximalistische Forderungen zu 
stellen. Es gehört ebenfalls zur Handlungslogik, die Regierung und ihre Leistungen zu 
kritisieren und auf die Diskrepanz zwischen dem Gewährten und dem Geforderten hinzu- 
weisen. Die Regierungen ihrerseits, die im Politikfeld die Rolle der Sabatier’ sehen Policy 
Brokers spielen, sind dem Wohl der Nation und der Gesellschaft als ganze verpflichtet und 
dürfen deshalb keine sektoralen Perspektiven einnehmen, sondern müssen gesamtsyste- 
misch denken und agieren. Sie können in der Regel nicht auf partikulare Maximalforderun- 
gen von Interessensgruppen eingehen, sondern müssen vielmehr abwägen, was in dem 
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jeweiligen Politikfeld aus gesamtsystemischer Perspektive sinnvoll, gewollt und möglich 
ist. 

In dieser Hinsicht haben die Opferorganisationen eine tragische Rolle: Nach dem pri- 
mären staatlichen Unrecht, das sie erst zu Opfern machte, müssen sie in der Demokratie, für 
deren Rückkehr sie sich eingesetzt hatten, um etwas kämpfen, was ihnen rechtlich und 
moralisch zusteht. Ihre eigene Handlungslogik deckt sich aber nicht mit der der Regierun- 
gen. Selbst wenn bei der Exekutive der politische Wille zur Aufarbeitung der Vergangen- 
heit besteht (was häufig nicht gegeben ist), kann sie schwerlich den maximalistischen For- 
derungen der Opferorganisationen entsprechen. Die Opferorganisationen ihrerseits aber 
müssen maximale Forderungen erheben, um wenigstens kleine Fortschritte zu erreichen. 
Aus einer Vielzahl von Gründen ist die Unzufriedenheit mit dem Erreichten der Rolle der 
Opferorganisationen inhärent; selbst wenn die Regierungen allen Maximalforderungen 
entsprechen würden, bliebe die Vergangenheitspolitik unvollkommen, da eine „Wieder-gut- 
Machung“ unmöglich ist. In gewisser Weise aber „profitiert“ die Gesellschaft von dieser 
tragischen Rolle der Opferorganisationen, ihrer zweiten Viktimisierung und der damit ver- 
bundenen Unzufriedenheit, da dies für die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit der 
autoritären Vergangenheit notwendig ist. 

In diesem Zusammenhang scheint es wichtig auf einen Aspekt hinzuweisen, der in den 
Interviews immer wieder zur Sprache kam: der Unterschied zwischen dem individuellen 
und dem korporativen Diskurs der Opfer (-Organisationen). Auf der Individualebene, die 
nicht Gegenstand dieser Untersuchung war, gaben etliche Interviewpartner an, mit dem 
Erreichten sehr zufrieden zu sein und einzelne vergangenheitspolitische Maßnahmen sehr 
zu schätzen.'® Diese persönlichen Meinungen stellten sie aber dann in den Hintergrund, 
wenn sie im Namen ihrer Organisationen in den Medien auftraten oder Presseerklärungen 
verfassten. Die im korporativen Diskurs vertretenen offiziellen Meinungen der Opferorga- 
nisationen setzen sich nicht (nur) aus der Summe der organisierten Einzelmeinungen zu- 
sammen, sondern beinhalten auch die o.g. politisch-strategischen Erwägungen. 

Aber auch gruppensoziologische Aspekte spielen eine Rolle: Konstitutive Vorausset- 
zung für das Besfehen einer Gruppe sind gemeinsame Motive und Ziele (Henecka 1989: 
112f). Die Motivationen und Ziele der Opferorganisationen wurden an anderer Stelle be- 
reits ausführlich behandelt. Würden sich die die Opferorganisationen aber mit dem bereits 
Erreichten zufrieden geben, würden sie in gewisser Weise ihre Existenzberechtigung in 
Frage stellen. Für viele Mitglieder wurde das Engagement in der Opferorganisation zum 
neuen Lebensinhalt, so dass das eine Auflösung schwerwiegende Folgen hätte. So sagte 
beispielsweise Laura Conte, Madres LF, in einem Interview auf die Frage, was geschehen 
würde, wenn die Überreste ihres verschwundenen Sohnes identifiziert werden würden: „Ich 
weiß nicht, wie ich mir dann wieder einen Lebenssinn aufbaue. Bisher hat mir die Suche 
nach meinem Sohn einen Sinn gegeben. Die Solidarität in unserer Organisation und unser 
gemeinsames Ringen gegen das Vergessen.“" 



Zur den Grenzen und Möglichkeiten individuellen Vergebens bzw. seinen Frieden-Habens siehe Exli- 
ne/Baumeister 2000: 143-147. 

'' Interview mit Laura Conte (Madres LF) in: Lateinamerika Nachrichten, 381, März 2006: 39^2, hier S. 42. 
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4.1.4 Zum V erhältnis formaler und informeller Institutionen 



Bei der Untersuchung der Vergangenheitspolitik spielten formale und informelle institutio- 
neile Settings, welche die Handlungsmöglichkeiten der Regierung, aber auch anderer Ak- 
teure prägen, immer wieder eine wichtige Rolle. Hans- Joachim Lauth unterscheidet vier 
unterschiedliche Beziehungsverhältnisse, in denen formale und informelle Institutionen 
zueinander stehen können: neutrale Beziehungen, komplementäre, substitutive oder konfli- 
gierende Beziehungen. Den Konfliktfall unterscheidet er weiter in einen Verdrängungsfall, 
bei dem die informelle die formale Institution aushöhlt oder eliminiert, und den Verflech- 
tungsfall. In diesem zweiten Fall benötigt und instrumentalisiert die informelle Institution 
die formale und wird somit zur parasitären Institution (Lauth 2004: 136f ). 

In den hier untersuchten Fällen zeigten sich noch weitere Beziehungen zweier konfli- 
gierender formaler und informeller Institutionen, nämlich der formalen Institution des 
(Straf-) Rechts und der informellen Institution der Gewalt- bzw. Putschdrohung: (1) Der 
informelle Druck zur Formalisierung informeller Institutionen und (2) die informelle Absi- 
cherung formaler Institutionen. 

Ad (1): Für die Regierungen entstanden häufig dann schwierige politische Situationen, 
wenn die formalen Institutionen einen weiteren Handlungskorridor zuließen als die infor- 
mellen: Orientierte sich die Regierung an den engeren, d.h. den informell bestimmten 
Grenzen, geriet sie unter politischen Druck, weil sie die formal institutionalisierten Hand- 
lungsmöglichkeiten nicht nutzte. Dies bedeutete zum Teil, dass sie Gesetze nicht durchsetz- 
te und somit selbst gegen bestehendes Recht verstieß. Ein Beispiel hierfür wäre, wenn trotz 
klarer Beweis- und Rechtslage keine Strafverfolgung stattfindet. Richtete sich die Regie- 
rung aber an den formalen Institutionen und ignorierte die durch die informellen Institutio- 
nen gesetzten Grenzen des Handlungskorridors, konnte dies auch mit erheblichen politi- 
schen Kosten verbunden sein, wie die Militärrebellionen in Argentinien zeigten. 

Solche Situationen, in denen die formalen Grenzen weiter sind als die informellen, 
brachten für die Regierung wie auch für die Streitkräfte hohe politische Kosten mit sich: 
Die Regierung musste sich dafür rechtfertigen, warum die den informellen Institutionen den 
Vorrang vor den formalen einräumte, und die Streitkräfle mussten ständige Anstrengungen 
unternehmen, die informelle Institution aufrecht zu erhalten, da nur die faktische Anerken- 
nung durch die Exekutive die empirische Existenz der informellen Institution garantierte 
(Lauth 2004a: 127). Die Streitkräfte drängten deshalb auf die Formalisierung der informel- 
len Institution, auf deren Kodifizierung, so dass ihre Einhaltung staatlich sanktioniert wür- 
de. Auch für die Exekutive stellte es eine Entlastung dar, wenn sie den formal bestimmten 
Handlungskorridor mit dem informell bestimmten in Einklang bringen konnte. Dies bedeu- 
tet entweder, dass sie dem informellen Druck Rechnung trägt und diese Forderungen durch 
Gesetze etc. formalisiert, oder dass sie Möglichkeiten findet, den informellen Drack zu 
reduzieren (z.B. durch Schwächung oder Disziplinierung jener Veto-Akteure, die für diesen 
Druck verantwortlich sind). In vergangenheitspolitischen Fragen optieren Regierungen 
meist dafür, die informellen Institutionen zu formalisieren. Die Opferorganisationen ver- 
suchten stets eine solche Formalisierung zu verhindern, weil damit nicht nur eine Stabilisie- 
rung des Anspruchs der informellen Institution, sondern auch deren Legalisierung und 
oftmals deren Legitimierung einher gingen. 

Ad (2): Aber auch ein Handlungskorridor, der durch formale Institutionen begrenzt 
wird, ist nicht notwendigerweise eindeutig definiert, da es bei formalen Institutionen wie- 
derum Interpretations- und Handlungsspielräume gibt. Im Zusammenhang mit der Frage 
nach der Funktion informeller und formaler Institutionen in „defekten Demokratien“ 
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schreiben Wolfgang Merkel und Aurel Croissant (2000: 16), „dass die Verletzung liberal- 
konstitutioneller, also legitim und legal gesetzter Normen ihre Ursache häufig in der Ver- 
drängung formaler Institutionen durch informale Regeln hat.“ In den hier untersuchten 
Zusammenhängen fand sich häufig der eine entgegengesetzte Konstellation: Die Streitkräf- 
te sicherten formale bzw. formalisierte Institutionen ihrerseits mit informellen Institutionen 
ab, um so sicher zu stellen, dass die Regierung die Interpretationsresiduen der formalen 
Institutionen nicht gegen die Interessen der Militärs nutzten. Oder sie nutzten - wie bei- 
spielsweise in Chile - die informelle Institution der Putschdrohung um die Fortexistenz der 
formalen Institution „Amnestiegesetz“ zu gewährleisten. 



4.2 Der Faktor Kultur in der VoMcy-Forschung 

Spätestens mit den berühmten Civic Cw/twre-Studien Gabriel Almonds und Syndey Verbas 
hat der Faktor Kultur in der vergleichenden Politikwissenschaft seinen festen Platz (Al- 
mondWerba 1963). Der dominierende Forschungsstrang ist der empirisch-analytische, der 
Politische Kultur im Sinne der Einstellungen der Bürger zum politischen System untersucht 
(Dömer 2003). Kritiker werfen diesem Ansatz vor, er habe einen „defizitären Kulturbegriff, 
der Kultur auf subjektive Orientierungen an politischen Objekten reduziert“. Die Ursache 
dieses Defizits liege - so die Kritiker - im ,,ontologische[n] und methodologische[n] Indi- 
vidualismus der empirischen Sozialforschung, der die ordnungskonstitutiven Sinnwelten in 
Daten, Faktoren, Merkmale, Indikatoren, Kategorien, Funktionen, Rollen und Verhaltens- 
muster zerlegt“ (Hildebrandt 2001: 31). 

Überindividuelle kulturelle Muster im Sinne eines weit gefassten soziologisch- 
kulturellen Institutionenbegriffs finden seit einige Zeit Eingang in die Demokratieforschung 
und in den Systemvergleich*^ oder in die Friedens- und Konfliktforschung (Bonak- 
ker/Imbusch 1999: 104f ; Ropers 1997). Wie die vorliegende Studie zeigte, spielen kultu- 
relle Aspekte aber auch in der Po/icy-Forschung eine Rolle. Es wäre sicher übertrieben, in 
Anlehnung an Theodore Lowi die These culture detemines politics zu vertreten; die in der 
Po/icy-Forschung gängige Diktion aufgreifend, kann man aber sicher sagen: culture does 
matter. Diese kulturellen Aspekte gründen in den historischen Erfahrungen einer Nation, in 
religiösen Orientierungen, gemeinsamen Wertvorstellungen etc. (Behr 2002: 94f). Als 
„weiche Faktoren“ prägen sie die konkreten Politikprozesse in einer Policy im Sinnes des 
„specifying what one can imagine oneself doing in a given context“ mit (Hall/Taylor 1996: 
15). Besonders in der vergleichenden Politikfeldforschung kann diese Kontextvariable zu 
einem besseren Verstehen der Politics beitragen. Sie können eine Vielzahl von Formen 
annehmen und unterschiedliche Wirkungen haben. Beispiele können die hier verwendeten 
Konsens- bzw. Konflikttraditionen, gesellschaftliches Vertrauen, aber auch Formen der 
Korruption oder des zivilen Ungehorsams etc. sein, die sich in der Kultur einer Nation 
verfestigt haben (Lauth 2004: 187-220). So ist beispielsweise davon auszugehen, dass in 
einer von Klientilismus geprägten Kultur die politischen Prozesse in distributiven Politik- 
feldem anders gestaltet sind als anders geprägten kulturellen Kontexten etc. Ein stärkeres 
Einbeziehen kulturhermeneutischer Methoden würde der vergleichenden Politikfeldfor- 
schung helfen, landesspezifische Ausprägungen bestimmter Policies besser zu erfassen und 
zu verstehen. Qualitative, interpretative und hermeneutische Verfahren können hier einen 
wichtigen Beitrag zur kultursensiblen bzw. kontextuellen Forschung leisten (Ortiz 2004). 



Vgl. bspw. die Beiträge in Behr/Schmidt 2001; Pickel/Pickel/Jacobs 1997; Liebert/Lauth 1997 oder Lauth 2004. 
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Teil IV: Fazit 



Der Ausgangspunkt der vorliegenden Studie war die Tatsache, dass im Rahmen der Dritten 
Demokratisierungswelle zahlreiche Nationen Lösungen auf das Problem der Menschen- 
rechtsverletzungen der autoritären Regime finden mussten. Es stellte sich die Frage, wie 
Nationen und v.a. wie die Politik mit den Flerausforderungen einer solchen belasteten und 
belastenden Vergangenheit umgeht. Anhand der drei Cono ^wr-Staaten Argentinien, Uru- 
guay und Chile wurde untersucht, welche konkreten politischen Maßnahmen zur Anwen- 
dung kamen. 

Für den politischen Umgang mit den Menschenrechtsverletzungen der Vorgängerre- 
gime wurde der Begriff Vergangenheitspolitik eingeführt. Diese wurde nicht als Teilaspekt 
der komplexen Demokratisierungsprozesse betrachtet, sondern als eigenständiges Politik- 
feld, das auch Jahre nach dem Ende der Diktatur noch immer von Relevanz ist. Innerhalb 
dieser Politikfeldanalyse wurden die vergangenheitspolitischen Maßnahmen und Strategien 
primär nicht als abhängige Variable untersucht. Vielmehr stand die Frage im Mittelpunkt, 
welche Effekte diese Maßnahmen hatten. Es ging um die Impacts der Vergangenheitspoli- 
tik auf die Opferorganisationen. 

Das Erkenntnisinteresse kreiste auf der empirischen Ebene vor allem um drei Frage- 
komplexe: Welche vergangenheitspolitischen Strategien verfolgten die Regierungen in den 
drei untersuchten Ländern? Welche Effekte hatten diese Strategien auf die Opferorganisa- 
tionen? Und schließlich: Welche Rolle kam diesen Organisationen im Politikfeld Vergan- 
genheitspolitik zu? In theoretischer Hinsicht leistet die vorliegende Arbeit einen Beitrag 
zur vergleichenden Po/icy-Forschung. Das besondere Augemerk lag auf unterschiedlichen 
Faktoren, die Einfluss auf die Impacts haben. Sie entwickelt ein Modell, mit dem die Effek- 
te bestimmter vergangenheitspolitischer Strategien auf die Opferorganisationen als die 
direkten Adressaten dieser Politik erklärt werden können. 

Zur Bearbeitung dieser Problemstellung war die Lösung bestimmter Aufgaben erfor- 
derlich. So war es zunächst notwendig, das Politikfeld Vergangenheitspolitik konzeptionell 
zu fassen und so der empirischen Untersuchung zugänglich zu machen. Eine Herausforde- 
rung hierbei war, ein Konzept zu entwickeln, das der Komplexität und dem Facettenreich- 
tum des Untersuchungsgegenstandes Rechnung trägt. So galt es beispielsweise, die doppel- 
te Engführung der Transitional Jw^ftce-Ansätze zu überwinden, die sich vor allem auf die 
(straf-) rechtlichen Aspekte der Vergangenheitspolitik konzentrieren und die Probleme der 
Aufarbeitung der Vergangenheit hauptsächlich im zeitlichen und thematischen Kontext 
politischer Transitionen verorten, ohne die mittel- und langfristigen Aspekte in den Blick 
zu nehmen. Vor diesem Hintergrund wurde eine differenzierte Typologie entwickelt, die 
das Politikfeld in sechs Subpolicies unterteilte. Darauf aufbauend wurden zwei entgegenge- 
setzte Idealtypen entworfen, die heuristisches Instrument zur besseren Erfassung konkreter 
vergangenheitspolitischer Realtypen dienten. 

Da die bisherige Forschung die organisierten Opfer als Akteure im Politikfeld Vergan- 
genheitspolitik nicht beachtet hat, konnte bei der Untersuchung der Impacts der Vergan- 
genheitspolitik auf die Opferorganisationen auf keine Forschungsergebnisse oder weitere 
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Sekundärliteratur zurüekgegriffen werden. Es war deshalb notwendig, einen umfangreiehen 
Corpus an publizierten und v.a. nieht veröffentliehten Quellen systematiseh auszuwerten 
und auf qualitative Interviews mit Vertretern der Opferorganisationen zurüekzugreifen. 
Dies ist einer der originären Beiträge der vorliegenden Studie: Sie untersueht erstmals in 
systematiseher Weise die Impacts der Vergangenheitspolitik auf die Opferorganisationen in 
ihrer Wahmehmungs-, Bewertungs- und Handlungsdimension. Die Hauptherausforderun- 
gen bei der empirisehen Untersuehung dieser Aspekte lagen im Identifizieren der bestehen- 
den Opferorganisationen, im Feldzugang (sowohl hinsiehtlieh der Interviews als aueh in 
Hinbliek auf den Zugang zu den Arehiven) und in der Bewältigung der großen Menge z.T. 
ungeordneter Arehivalien. 

Bereits die erste Siehtung der empirisehen Befunde deutete darauf hin, dass sieh die 
Impacts nur teilweise mit der unabhängigen Variable Vergangenheitspolitik erklären lassen. 
Mit Hilfe der in der Forsehungsdebatte diskutierten Zusammenhänge und den allgemeinen 
Ansätzen aus der Po/icy-Forsehung wurden eine Reihe weiterer möglieher unabhängiger 
Variablen identifiziert, deren Erklärungskraft hinsiehtlieh der Impacts es im Laufe der Un- 
tersuehung zu überprüfen galt. 

Die empirisehe Untersuehung der vergangenheitspolitisehen Strategien und deren 
Auswirkungen auf die Opferorganisationen erbraehte folgende Ergebnisse: Hinsiehtlieh der 
Vergangenheitspolitik lassen sieh große Untersehiede zwisehen den drei untersuehten Län- 
dern feststellen. Während in Chile nahezu durehgehend große Anstrengungen zur Aufarbei- 
tung des Staatsterrorismus unternommen wurden, waren diese Bemühungen in Argentinien 
weniger ausgeprägt. In Uruguay fand über Jahre keinerlei Aufarbeitung oder Auseinander- 
setzung mit der Vergangenheit statt. Diese großen Untersehiede finden sieh auf der Ebene 
der Impacts aber nieht wieder. Trotz der länderspezifisehen Untersehiede neigen die Opfer- 
organisationen in allen drei Ländern dazu, die Vergangenheitspolitik eher negativ zu be- 
werten und mit der Politik wie aueh deren Ergebnissen unzufrieden zu sein. Ebenso gibt es 
v.a. in Argentinien und Chile die Tendenz, dass die Opferorganisationen in einem eher 
konfliktiven Verhältnis zur Exekutive stehen; in Uruguay ist dies weniger ausgeprägt. Es 
muss also weitere Faktoren geben, die sieh auf die Impacts der Vergangenheitspolitik aus- 
wirken. 

Bei der Diskussion der Hypothesen stellte sieh heraus, dass die vergangenheitspoliti- 
sehen Strategien und die konkreten Politikergebnisse eine Variable zur Erklärung der Im- 
pacts sind, dass aber weitere Variablen mit in Betraeht gezogen werden müssen. Das multi- 
kausale und komplexe Erklärungsmodell geht von der Prämisse aus, dass es bei den Opfer- 
organisationen eine „Grundunzufriedenheit“ gibt, die dureh versehiedene Aspekte verstärkt 
oder abgemildert wird. Zu diesen Aspekten gehören die Rolle der Opferorganisationen 
beim Agenda Setting, mögliehe strategisehe Allianzen mit Parteien, die von der Regierung 
ungenutzten Handlungsspielräume und die Persönliehkeit des Präsidenten. Ebenso hebt das 
Modell die Auswirkungen parteipolitiseher Instrumentalisierung für die „Grundunzufrie- 
denheit“ hervor. Als weiehe Hintergrundvariablen wurden kulturelle Aspekte identifiziert, 
die sieh einerseits direkt auf die „Grundunzufriedenheit“ auswirken, andererseits die vorge- 
nannten Aspekte verstärken oder abmildem können. 

Die vorliegende Arbeit leistete einen Beitrag zur Untersuehung des Politikfelds Ver- 
gangenheitspolitik. In empiriseher Hinsieht erlaubte die hier entwiekelte Typologie eine 
differenzierte Erfassung des Politikfelds, die aueh die längerfristige Dynamik der Policy in 
den Bliek nahm. Die Typologisierang der vergangenheitspolitisehen Strategien ermögliehte 
es weiterhin, die untersehiedliehen realtypisehen Ausprägungen in den drei Ländern ver- 
gleiehbar zu maehen. Die Studie berüeksiehtigte Aspekte, die in anderen Arbeiten in der 



348 




Regel keine weitere Beachtung finden. Zu nennen sind hier beispielsweise Frage der Repa- 
triierung der Exilierten oder der Entschädigung weniger „prominenter“ Opferkategorien 
wie der Exonemdos oder der ehemaligen politischen Gefangenen. Das besondere Interesse 
dieser Studie lag auf den Gruppen der organisierten Opfer. Erstmals wurden alle Opferor- 
ganisationen in den drei Ländern erfasst und ihre Einschätzung der Vergangenheitspolitik 
sowie ihre Rolle im Politikfeld untersucht. Die Analyse der Aktivitäten der Opferorganisa- 
tionen ergab, dass diese von großer Bedeutung für das Zustandekommen vergangenheitspo- 
litischer Maßnahmen sind, da sie gemeinsam mit der , Menschenrechtsbewegung’ die zen- 
traler Agenda Setting-Akieme sind. Dieses Ergebnis wiederlegt daher andere Autoren, die 
der Menschenrechtsbewegung eine vemachlässigbare Rolle zuschreiben (Pion-Berlin 
1994). In diesem Zusammenhang wurde auch deutlich, dass die Parteien-Differenzthese im 
Politikfeld Vergangenheitspolitik eine gewisse Erklärungskraft hat, da das Vorhandensein 
bzw. Fehlen parteipolitischer Kooperationspartner sich auf die Art und Weise der politi- 
schen Einflussnahme von Opferorganisationen auswirkt. 

In theoretischer Flinsicht trug die vorliegende Studie dazu bei. Variablen zu identifi- 
zieren, welche die Impacts auf die direkten Adressaten politikfeldspezifischer Maßnahmen 
beeinflussen. Es ist zu prüfen, ob das, was hier konkret auf das Politikfeld Vergangenheits- 
politik und die Opferorganisationen zutraf, sich auch auf andere Kontexte übertragen lässt. 
In diesem Sinne könnten die Ergebnisse dieser Studie neben der (vergleichenden) Policy- 
Analyse auch in der Implementierungsforschung nutzbar gemacht werden. Besonders zu 
betonen scheint der in der Po/icy-Forschung weitgehend vernachlässigte Faktor „Kultur“, 
der als weiche Flintergrundvariable die Politics in einem Politikfeld mit prägt. 

Allerdings wurden auch die Grenzen des hier entworfenen Erklärungsmodells deut- 
lich: Aufgrund der Multikausalität und der Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen 
unabhängigen Variablen, kann nicht festgelegt werden, in welchem Ausmaß sich diese auf 
die Impacts auswirken. Todd Landman (2003: 10) schreibt zu diesem Problem: „The final 
and most difficult objective of comparative politics is a logical extension of hypothesis- 
testing, namely, to make predictions about outcomes in other countries based on generaliza- 
tions ffom the initial comparison, or to make Claims about future political outcomes.“ Die- 
ses letzte und schwierigste Ziel erreicht das hier entworfenen Modell nicht. Es ist allerdings 
auch fraglich, ob die Politik- oder Sozialwissenschaften es in einem Politikfeld zur Progno- 
sefähigkeit bringen kann, das derart komplex und vielschichtig ist und in dem die selben 
Akteure sowohl rational-strategisch als auch zugleich hochgradig emotional und affektge- 
steuert agieren. 

Dennoch bieten die Ergebnisse der vorliegenden Studie Anknüpfungspunkte für wehe- 
re Fragesfellungen und verweisen auf weiteren Forschungs- und Reflexionsbedarf: In Be- 
zug auf die hier untersuchten Fälle wird es interessant sein zu beobachten, wie sich Ver- 
gangenheitspolitik, Verhalten der Opferorganisationen und die Impacts wandeln werden, 
nun da Uruguay mit Tabare Väsquez erstmals einen linken Präsidenten hat. Auch in Chile 
regiert mit Michelle Bachelet seit einigen Monaten eine linke Präsidentin. Sie ist nicht nur 
die erste Frau in diesem Amt, sondern auch Mitglied der Sozialistischen Partei und Tochter 
eines während der Diktatur Ermordeten. 

Ebenso wird es interessant zu beobachten sein, wie sich das Politikfeld mittelfristig 
verändern wird, wenn die Generationen der direkt Involvierten verstorben sind. Flandelt es 
sich um ein generationelles Problem, das mit dem Tod der direkt Betroffenen verschwindet, 
oder werden - wie Aleida Assmann und Ute Frevert (1999: 41ff) vermuten - Solidarge- 
meinschaften und politische Kollektive entstehen, die sich die Anliegen der verstorbenen 
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Opfer- und Tätergeneration zu Eigen maehen und das Gedenken und die Kontroversen um 
die „umkämpfte Vergangenheit“ (BoekAVolfrum 1999) weiterführen? 

Aber aueh jenseits der hier untersuehten Fälle kann das hier entwiekelte Modell ange- 
wandt werden: So wäre zu überprüfen, wie es sieh auf andere kulturelle, politisehe und 
gesellsehaftliehe Kontexte übertragen lässt. Zu denken wäre hier beispielsweise an die 
bundesdeutsehe Vergangenheitspolitik: Welehe Rolle spielen die Vertriebenenverbände in 
diesem Politikfeld, wie artikulieren sie ihre Forderungen, mit welehen Parteien kooperieren 
sie? Wie sehätzen sie die Vergangenheitspolitik der Regierungen ein? Welehe der in dieser 
Arbeit identifizierten unabhängigen Variablen haben aueh in diesem anderen Zusammen- 
hang Relevanz? Ähnliehe Fragen lassen sieh in Flinbliek auf die Organisationen der Opfer 
des Nationalsozialismus oder des SED-Regimes stellen. 

Die hier angestellten Überlegungen lassen sieh aber durehaus aueh auf andere The- 
men- und Politikfelder übertragen, wenn es um die Frage geht, welehe Effekte bestimmte 
politisehe Maßnahmen auf die direkten Adressaten haben. Oder aueh, wie bestimmte Inter- 
essengruppen in einem Politikfeld agieren und wie sie die Politikergebnisse bewerten. In 
wieweit spielen beispielsweise parteipolitisehe oder politiseh-ideologisehe Aspekte eine 
Rolle, wenn es um die Bewertung hoehsehulpolitiseher Maßnahmen dureh studentisehe 
Interessenvertreter geht? Oder welehe Auswirkungen hat das Vorhandensein von Agrarpar- 
teien für die Rolle der Bauernverbände in der Landwirtsehaftspolitik und für die Bewertung 
der Outputs und outcomesl Welehe Chaneen bietet in diesen und in anderen Politikfeldem 
eine kultursensible Po/icy-Forsehung, die kulturelle Kontextfaktoren und ihre wahmeh- 
mungs- und handlungsleitende Funktion in den Bliek nimmt? 

Gegenstand dieser Arbeit war aufzuweisen, dass hier angeführten Faktoren hinsieht- 
lieh der Vergangenheitspolitik in den drei Cono ^wr- Staaten durehaus Erklärungskraft ha- 
ben. Sie leistete somit einen Beitrag zur Sehließung von Forsehungslüeken in der wissen- 
sehaftliehen Besehäftigung mit der Frage, wie Nationen mit ihrer Vergangenheit umgehen. 
Die Kritik der hier angestellten Überlegungen, ihre Vertiefung, Modifikation und Anwen- 
dung auf andere Bereiehe bleibt ein Aufgabe für die zukünftige Forsehung. Zu guter Letzt 
soll mit Sir Karl R. Popper (1972: 106) noeh einmal ein vornehmer Denker zu Wort kom- 
men: „Wenn er [der Vorsehlag] der Kritik standhält, dann akzeptieren wir ihn vorläufig; 
und zwar akzeptieren wir ihn vor allem als würdig, weiter diskutiert und kritisiert zu wer- 
den.“ 
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Anhänge 



Anhang 1 : Konsultierte Archive 



Archiv 


Träger 


Adresse 


Bemerkungen 


Archiv Fami- 
liäres 


Familiäres de Desaparecidos 
y Detenidos por Razones 
Politicas 


Riobamba 34, 
Buenos Aires 


Problemloser Zugang zum Archiv, Archiva- 
lien teilweise erfasst und verschlagwortet. 


Memoria 
Abierta, 
Archive Ora 


Memoria Abierta 


Av. Corrientes 
2560, 2“ E, 
Buenos Aires 


Problemloser Zugang zum Archiv. Umfang- 
reiche Sammlung gefilmter, semistandardi- 
sierter Interviews. 


Archiv 
Madres LF 


Madres de la Plaza de Mayo 
— Linea Fundadora 


Piedras 730, 
Buenos Aires 


Problemloser Zugang zum Archiv. Archiva- 
lien weitgehend ungeordnet. 


Archiv Abue- 
las 


Abuelas de Plaza de Mayo 


Av. Corrientes 
3284, 4“ H, 1193 
Buenos Aires 


Zugang anfangs verweigert, dann dennoch 
mit Einschränkungen gewährt. Archivalien 
weitgehend ungeordnet. 


Archiv Me- 
moria Abierta 


Memoria Abierta 


Av. Corrientes 
2560, 2“ E, 
Buenos Aires 


Problemloser Zugang. Zahlreiche Dokumen- 
te und Archivalien. 


Archiv 

SERPAJ 

Argentinien 


Servicio Paz y Justicia - 
Argentina 


Piedras 730, 
Buenos Aires 


Problemloser Zugang zum Archiv. Ver- 
schiedene Dokumente v.a. aus dem Bereich 
der Menschenrechtserziehung. 


Archiv CELS 


Centro de Estudios Legales 
y Sociales 


Piedras 547, 
Buenos Aires 


Problemloser Zugang. Zahlreiche unter- 
schiedliche Materialien und Dokumente. 


Archiv 

MEDH 


Movimiento Ecumenico por 
los Derechos Humanes 


Av. Jose M. 
Moreno 873, 
Buenos Aires 


Problemloser Zugang zum Archiv 


Archiv AFDD 


Agrupaeiön de Eamiliares 
de Detenidos-Desaparecidos 


Av. Ricardo 
Cumming 1161, 
Santiago 


Problemloser Zugang zum Archiv. Archiva- 
lien erfasst und verschlagwortet. Archivalien 
mussten einzeln angefordert werden und 
wurden nach Einzelfallprüfung ausgehän- 
digt. 


Archiv CRC 


Corporaeiön de Retomados 
de Chile 


Keine Adresse 


Keine zentrale Archivierung, Dokumente 
und Materialien der CRC wurden von einem 
Vorstandsmitglied zur Verfügung gestellt. 


Archiv AFEP 


Agrupaeiön de Eamiliares 
de Ejecutados Politicos 


Carabineros de 
Chile 31, Santiago 


Zugang anfangs verweigert, dann dennoch 
mit Auflagen gewährt. Archivalien weitge- 
hend ungeordnet. 


Archiv 

Vicaria 


Fundaeiön de Documentaci- 
ön y Archive de la Vicaria 
de la Solidaridad 


Erasmo Escala 
1884, 3 Piso, 
Santiago 


Problemloser Zugang. Vielzahl unterschied- 
lichster Dokumente und Archivalien. 


Archiv 

ANexPP 


Agrupaeiön Nacional de Ex- 
Presos Politicos 


Keine Adresse 


Keine zentrale Archivierung. Materialien 
wurden vom Presse-Beauftragten der A- 
NExPP zur Verfügung gestellt. 
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Archiv 

CNExPP 


Coordinadora Nacional de 
Fx Presas Politicas y Fx 
Presos Politicos 


Keine Adresse 


Keine zentrale Archivierung. Materialien 
wurden von einem Vorstandsmitglied der 
CNFxPP zur Verfügung gestellt. 


Archiv 

FASIC 


Fundaciön de Ayuda Social 
de las Iglesias Cristianas 


Manuel Rodriguez 
33, Santiago 


Problemloser Zugang. Vielzahl unterschied- 
lichster Dokumente und Archivalien. 


Archiv 

CRYSOL 


Centro de Relaciones y 
Soluciones Laborales - 
Asociaciön de los Fx Presos 
Politicos 


Keine Adresse 


Keine zentrale Archivierung. Materialien 
konnten teilweise in den Räumlichkeiten 
CRYSOLs eingesehen werden. Andere 
wurden von einem CRYSOL-Mitglied zur 
Verfügung gestellt. 


Archiv 

MFDD 


Madres y Familiäres de 
Uruguayos Detenidos 
Desaparecidos 


Nicaragua 1332, 
Montevideo 


Problemloser Zugang zum Archiv. Archiva- 
lien wurden zur Zeit des Forschungsaufent- 
haltes gerade geordnet. 


Archiv Comi- 
siön de Fami- 
liäres 


Comisiön de Familiäres de 
Asesinados por Razones 
Politicas en la Dictadura 


Keine Adresse 


Keine zentrale Archivierung. Materialien 
wurden von einem Vorstandsmitglied der 
Comisiön zur Verfügung gestellt. 


Archiv SFR- 
PAJ Uruguay 


Servicio Paz y Justicia - 
Uruguay 


Joaquin Requena 
1642, Montevideo 


Problemloser Zugang. Zahlreiche unter- 
schiedliche Materialien und Archivalien. 



352 





Anhang 2: Vertrauensindikatoren 

Hinweise zu den Daten des World Values Survey (WVS): 

Die Untersuchungen des World Values Survey (WVS) werden in zahlreichen Ländern der 
Welt in regelmäßigen Abständen durchgeführt. Die Erhebungen finden nicht zeitgleich, 
sondern in Zeitkorridoren oder Erhebungswellen statt. Die einzelnen Untersuchungen wur- 
den in den drei hier betrachteten Eällen in folgenden Jahren vorgenommen; 

Ti = Argentinien: 1991; Chile: 1990. 

T 2 = Argentinien: 1995; Chile: 1996; Uruguay: 1996. 

T 3 = Argentinien: 1999; Chile: 2000. 

Der Durchschnittswert „Lateinamerika“ berechnet sich aus den Werten folgender Länder 
(in Klammern die Zahl der Erhebungen pro Land): Argentinien (4), Brasilien (2), Chile (3), 
Kolumbien (2), Dominikanische Republik (1), El Salvador (2), Mexico (3), Peru (2), Puerto 
Rico (2), Uruguay (1), Venezuela (2). Nicht bei jeder Erhebung wurden alle Items berück- 
sichtigt. 

Die Summe aus der Werte für Vertrauen (V) und Misstrauen (M) ergibt nicht immer 100%. 
Dies scheint auf Ungenauigkeiten bei der Rundung der Werte zurückzuführen zu sein. 

2.1 Interpersonales Vertrauen 
World Values Survey (WVS) 

Frage (G007): Using the responses on this card, could you teil me how much you trust 
[National! ty] people in general? 

Antwortoptionen: (1) Trust completely, (2) Trust a little, (3) Neither trust or distrust, (4) 
Not trust very much, (5) not trust at all. 

Erläuterungen: (1) und (2) werden als Vertrauen und (4) und (5) als Misstrauen zusam- 
mengefasst. 





Ti 


T2 


T3 


0 Land 


Argentinien 


V: 58,1%; M: 23,7% 


-/- 


-/- 


V: 58,1%; M: 23,7% 


Chile 


V:64,8%;M: 18,8% 


-/- 


-/- 


V: 64,8%; M: 18,8% 


Uruguay 


-/- 


-/- 


-/- 


-/- 


Lateinamerika 








V: 64,1%; M: 18,3% 



Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des World Values Survey (www.jdsurvey.net ). 



Frage (A165): Most people can be trusted . . . 





Ti 


T2 


Tb 


0 Land 


Argentinien 


23,3% 


17,6% 


15,9% 


18,9% 


Chile 


22,7% 


21,4% 


23% 


22,4% 


Uruguay 


-/- 


21,6% 


-/- 


(21,6%) 


Lateinamerika 








16,7% 



Quelle: World Values Survey (www.jdsurvey.net). 
Erläuterung: Anteil derer, die dieser Aussage zustimmten. 
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Latinobarömetro 1996 





(i) Interpersonales Vertrauen 


(ii) Fehlende Ehrlichkeit 


(iii) Gesetzesbruch 


Argentinien 


23 


59 


82 


Chile 


18 


65 


66 


Uruguay 


33 


33 


50 


0 Lat. Am. ' 


19 


60 


73 



Quelle'. Latinobarömetro 1996 (vgl. Lagos 1997: 126, Tab. 1). 

Erläuterung: Prozentualer Anteil der Befragten, die auf die Frage ... antworteten ... 

(i) „Generally speaking, would you say that you can trust most people or that you can never be too careful when 
dealing with others“ Antwort: „can trust most people“. 

(ii) „Do you think that the [nationals] are very, quite, a little, or not at all ... honest?“ Antwort: „a little“ oder „not 
at all“. 

(iii) „Do you think that the [nationals] are very, quite, a little, or not at all ... law-abiding?“ Antwort: „a little“ oder 
„not at all“. 

2.2 Institutionenvertrauen 

2.2.1 Politisch-entscheidende Institutionen 

World Values Survey (WVS) 

Frage: I am going to name a number of organizations. For each one, you could teil me how 
much confidence you have in them: is it a great deal of confidence, quite a lot of confiden- 
ce, not very much confidence or none at all? 

Erläuterung: Die beiden ersten und die beiden letzten Antwortoptionen werden zusammen- 
gefasst und als Vertrauen bzw. Misstrauen gewertet. 



The government (Frage E079) 





Ti 


T 2 


Tj 


0 Land 


Argentinien 


-/- 


V: 26,1%; M: 73,9% 


V; 18,8%; M; 81,2% 


V: 22,4%; M: 77,6% 


Chile 


V: 59,4%; M: 40,6% 


V; 53%; M; 47,1% 


V; 57,2%; M; 42,8% 


V; 56,5%; M; 43,5% 


Uruguay 


-/- 


V; 40,6%; M; 59,4% 


-/- 


V; 40,6%; M: 59,4% 


Lateinamerika 








V; 39,2%; M; 60,9% 



Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des World Values Survey (www.jdsurvey.net). 



Parliament (Frage E075) 





T, 


T 2 


Tb 


0 Land 


Argentinien 


V:16,7%;M; 83,3% 


V: 15,3%; M; 84,7% 


V; 11,2%;M; 88,9% 


V: 14,4%; M: 85,6% 


Chile 


V: 63,4%; M; 36,6% 


V; 38,8%; M; 61,5% 


V; 34,6%; M; 65,4% 


V; 45,6%; M; 54,4% 


Uruguay 


-/- 


V: 40,6%; M: 59,4% 


-/- 


V; 40,6%; M; 59,4% 


Lateinamerika 








V; 30,2%; M; 69,8% 



Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des World Values Survey (www.jdsurvey.net). 



’ Eigene Berechnung auf der Grundlage von Lagos 1997: 126, Tab. 1. Es handelt sich um das (nicht gewichtete) 
arithmetische Mittel der Länder Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Ecuador, Kolumbien, Mexiko, Paraguay, 
Peru, Uruguay und Venezuela. 
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Political Parties (Frage E080) 





T, 


T2 


Ts 


0 Land 


Argentinien 


-/- 


V: 8,4%; M: 91,6% 


V; 7,3%; M; 92,7% 


V: 7,8%; M; 92,2% 


Chile 


V: 50,2%; M: 49,7% 


V; 25,3%; M; 74,7% 


V; 27,7%; M; 72,3% 


V; 34,4%; M; 65,6% 


Uruguay 


-/- 


V: 36,5%; M: 63,5% 


-/- 


V: 36,5%; M; 63,5% 


Lateinamerika 








V: 22,0%; M: 78,0% 



Quelle'. Eigene Berechnungen auf Grundlage des World Values Survey (www.jdsurvey.net ). 



Erhebung im Auftrag des United Nations Developement Programms (UNDP) 



Vertrauen in politisch-entscheidende Institutionen 



Vertrauen in ... 

Land 


Gobierno 


Congreso 


Partidos Politicos 


„gente que 
dirige el pais“ 












Argentinien 


1,33 


1,41 


1,24 


1,55 


Chile 


2,3 


2,02 


1,53 


2,45 


Uruguay 


2,11 


2,28 


1,98 


2,22 












Durchschnitt Lateinamerika 


1,93 


1,88 


1,61 


2,12 


Höchster Index-Wert (Land) 


2,38 

(Honduras) 


2,28 

(Uruguay) 


1,98 

(Uruguay) 


2,77 

(Nicaragua) 


Niedrigster Index-Wert (Land) 


1,33 

(Argentinien) 


1,41 

(Argentinien) 


1,24 

(Argentinien) 


1,33 

(Argentinien) 



Erläuterung: 1 entspricht: überhaupt kein Vertrauen in ..., 4 entspricht: viel Vertrauen in ... 
Quelle: UNDP 2004a: 241 (Tab. 141) [Datenerhebung 2002 (Latinobarömetro)]. 



2.2.2 Implementierungsinstitutionen 
World Values Survey (WVS) 

Frage: I am going to name a number of organisations. For each one, you could teil me how 
much confidence you have in them: is it a great deal of confidence, quite a lot of confiden- 
ce, not very much confidence or none at all? 

Erläuterung: Die beiden ersten und die beiden letzten Antwortoptionen werden zusammen- 
gefasst und als Vertrauen bzw. Misstrauen gewertet. 



The Police (Frage E074) 





T, 


T2 


Ts 


0 Land 


Argentinien 


V; 26,3%; M: 73,7% 


V: 22,6%; M; 77,4% 


V; 24,3%; M; 75,7% 


V; 24,4%; M; 75,6% 


Chile 


V; 58,8%; M: 42,3% 


V; 50,5%; M; 49,5% 


V; 55,2%; M; 44,8% 


V; 54,8%; M; 45,5% 


Uruguay 




V: 53,2%; M: 46,8% 




V; 53,2%; M; 46,8% 


Lateinamerika 








V: 39,6%; M: 60,4% 



Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des World Values Survey (www.jdsurvey.net). 
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The Civil Service (Frage E076) 





T, 


T2 


Ts 


0 Land 


Argentinien 


V: 7,4%; M: 92,6% 


V: 7,6%; M; 92,5% 


V; 6,6%; M; 93,4% 


V; 7,2%; M; 92,8% 


Chile 


V: 49,2%; M: 50,8% 


V; 46%; M; 54% 


V:40,1%;M: 59,9% 


V;45,1%;M; 54,9% 


Uruguay 


-/- 


V: 43,8%; M: 56,2% 


-/- 


V: 43,8%; M; 56,2% 


Lateinamerika 








V: 33,1%; M: 66,9% 



Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des World Values Survey (www.jdsurvey.net). 



Justice System (Frage E085) 





Ti 


T2 


Ts 


0 Land 


Argentinien 


V; 23,4%; M; 76,6% 


V: 27%; M: 73% 


-/- 


V: 25,2%; M: 74,8% 


Chile 


V; 44,7%; M; 55,3% 


V: 44,8%; M: 55,2% 


-/- 


V; 44,8%; M; 55,2% 


Uruguay 


-/- 


V; 60,5%; M; 39,5% 


-/- 


V: 60,5%; M: 39,5% 


Lateinamerika 








V: 43,5%; M:56,5 % 



Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des World Values Survey (www.jdsurvey.net). 



Latinobarömetro (1995-98) 

Vertrauen in Implementiemngsinstitutionen (Latinobarometro 1995-1998) 





Institution 


1995 


1996 


1997 


1998 


0 Land 


0 Lat.Am. 


Argentinien 


Gerichte 


34 


23 


21 


19 


24,25 


34 




Polizei 


36 


25 


16 


19 


24 


33,75 




Verwaltung 


27 


19 


-/- 


-/- 


(23) 


(28) 


















Chile 


Gerichte 


40 


36 


42 


36 


38,5 


34 




Polizei 


63 


47 


53 


56 


42 


33,75 




Verwaltung 


42 


38 


-/- 


-/- 


(40) 


(28) 


















Uruguay 


Gerichte 


55 


55 


56 


48 


53,5 


34 




Polizei 


47 


43 


48 


48 


46,5 


33,75 




Verwaltung 


40 


37 


-/- 


-/- 


(38,5) 


(28) 


















Lateinameri- 

ka 


Gerichte 


36 


31 


37 


32 


34 






Polizei 


38 


28 


36 


33 


33,75 






Verwaltung 


31 


25 


-/- 


-/- 


(28) 





Quelle: Lationbarömetro 1995-98 (vgl. Schneider 2003a: 78f., Tab. 3; Schneider 2001: 287f., Tab. 3) 

Erläuterung: Vertrauen in Verwaltung, Polizei und Gerichte: Prozentualer Anteil der Befragten, die „sehr viel“ 
oder „einiges“ Vertrauen haben (1 und 2 auf einer 4er-Skala). 
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Anhang 3; Parteien und Wahlergebnisse 



Zahl der effektiven Parteien (nach Wahlergebnissen) 





Zeitraum 


Wahlen 


Niedrigster Wert 


Höchster Wert 


Durchschnitt 


Argentinien 


1983-2001 


10 


2,55 (1983) 


5,91 (2001) 


3,59^ 


Chile 


1989-2001 


4 


6,56 (2001) 


7,19(1997) 


6,88 


Uruguay 


1984-2004 


5 


2,49 (2004) 


3,38(1989) 


3,06 


Quellen: eigene Berechnungen (nach Laakso/Taagepera 1979), Daten: 
2005 und 2005a. 


Jones/Lauga/Leön-Roesch 2005; Noblen 


Zahl der effektiven Parteien (nach Sitzanteilen im Abgeordnetenhaus) 






Zeitraum 


Wahlen 


Niedrigster Wert 


Höchster Wert 


Durchschnitt 


Argentinien 


1983-2001 


10 


2,22 (1983) 


3,41 (2001) 


2,84^ 


Chile 


1989-2001 


4 


4,95 (1993) 


5,94 (2001) 


5,32 


Uruguay 


1984-2004 


5 


2,41 (2004) 


3,33 (1989) 


3,01 



Quellen: eigene Berechnungen (nach Laakso/Taagepera 1979), Daten: Jones/Lauga/Leön-Roesch 2005; Noblen 
2005 und 2005a. 



Durchschnittliche Anteile linker oder mitte-linker Parteien 





Zeitraum 


Wahlen 


Stimmanteile bei Wahlen zum 
Abgeordnetenhaus 


Sitzanteile im Abgeordnetenhaus 


4 

Argentinien 


1983-2001 


10 


13,84% 


8,12% 


Chile^ 


1989-2001 


4 


29,35% 


24,15% 


Uruguay^ 


1984-2004 


5 


36,88% 


37,16% 



Quellen: eigene Berechnungen, Daten: Jones/Lauga/Leön-Roesch 2005; Noblen 2005 und 2005a. 



^ Durchschnittswerte vor und nach FREPASO: 3,27 (1983-93); 4,06 (1995-2001). 

^ Durchschnittswerte vor und nach FREPASO: 2,67 (1983-93); 3,1 (1995-2001). 

Zu den (Mitte-) Links-Parteien wurden gezählt: Alianza Izquierda Unida, Alianza TJE, Alianza Unidad 
Socialista, Frente por la Justicia Social, FREPASO, Izquierda Unida, Moviemiento al Socialismo, PAIS, Partido 
Comunista, Partido Humanista, Partido Obrero, Partido Socialista Populär, Socialista Unificada Cristiano, Unidad 
Socialista. [Es gilt allerdings zu bedenken, dass die Alianza TJE, die bei den Wahlen dir höchsten Werte für die 
(Mitte-) Linksparteien erreichte, ein Wahlbündnis aus FREPASO, UCR und anderen kleineren Parteien ist. Nicht 
alle Parlamentarier der Alianza sind deshalb dem (mitte-) linken Spektrum zuzuordnen.] 

^ Zu den (Mitte-) Links-Parteien wurden gezählt: Alianza Humanista- Verde, Movimiento de Acciön Populär, 
Movimiento Ecologista, Nueava Alianza Populär, Partido Ampli de la Izquierda Socialista, Partido Comunista, 
Partido Humanista, Partido por la Democracia, Partido Radical Sociodemöcrata, Partido Socialista 
Partido Sociodemöcrata, Partido Verde. Vgl. Montes/Mainwaring/Ortega 2000: 823, App. 2. 

^ Zu den (Mitte-) Links-Parteien wurden gezählt: Frente Amplio, Frente Amplio (Lema PDC), Frente Amplio- 
Encuentro Progresista, Nuevo Espacio, Partido Verde. 
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Anhang 4: Repressionsopfer in Argentinien, Uruguay und Chile - vergleichende Übersicht 





Argentinien 


Uruguay 


Chile 


( 1 ) Hingerichtete 


ca. 1.200 


ca. 150 


2.095 


(2) Verschwundene 


ca. 13.500 


183 


1.102 


(3) Verschwundene Kinder 


ca. 500 


ca. 25 


k. A. 


(4) Exilierte 


ca. 500.000 


350.000-500.000 


200.000-250.000 


(5) Entlassene 


k. A. 


ca. 16.500 


94.901 


(6) Politische Gefangene 


ca. 30.000 


ca. 60.000 


10.900-95.000 



Quelle: Siehe die Tab. 1, 2 und 3. 



Anhang 5: Menschenrechtsorganisationen in Argentinien, Uruguay und Chile 



Menschenrechtsorganisationen in Argentinien 



Organisation 


Gründungsjahr 


Tätigkeitsschwerpunkte 


LADH 

Liga Argentina por los 
Derechos del Hombre 


1937 


Rechtsbeistand (v.a. für politische Häftlinge), Dokumentation, 
internationale Information etc. 


APDH 

Asamblea Permanente por 
los Derechos Humanos 


1975 


Dokumentation, Vermittlung, öffentliche Anklage, Menschen- 
rechtserziehung, Einsatz für politische Gefangene. 


MEDH 

Movimiento Ecumenico 
por los Derechos Humanos 


2/1976 


Materielle, psychologische und spirituelle Unterstützung der 
Opfer, seelsorgliche Betreuung, Rechtsbeistand (u.a. für 
politische Gefangene), Menschenrechtserziehung. 


SERPAJ 

Servicio Paz y Justicia 


1980 

(inoff. seit 1974) 


Unterstützung der besonders betroffenen marginalen Sektoren, 
Menschenrechtserziehung, internationale Anklage. 


CELS 

Centro de Estudios Legales 
V Sociales 


1980 


Rechtsbeistand, internationale Anklage, Dokumentation, 
Analyse der Menschenrechtssituation, Menschenrechtserzie- 
hung, Publikationen. 


Movimiento Judio por los 
Derechos Humanos 


1982 


Menschenrechtsarbeit v.a. für die Mitglieder der jüdischen 
Gemeinschaft Argentiniens. 


OSEA 

Oficina de Solidaridad 
para Exiliados Argentinos 


1983 


Unterstützung der Rückkehr und Wiedereingliederung der 
Exilierten (legal, psychosozial, materiell, laboral etc.). 


EAAF 

Equipo Argentino de 
Antropologia Forense 


1984 


Suche und Identifizierung der sterblichen Überreste der Ver- 
schwundenen mit Methoden der forensischen Archäologie, 
Anthropologie und Rechtsmedizin, Experten- und Gutachter- 
tätigkeit. 


Fundaciön Memoria 
Histörica y Social 
Argentina 


1987 


Erinnerungs- und Gedenkkultur. 


Asociaciön Buena Memo- 
ria 


1998 


Erinnerung an die Menschenrechtsverletzungen der Diktatur, 
Kampf gegen die Impunidad. 


Memoria Abierta 


1999 


Koordination der Aktivitäten unterschiedlicher Menschen- 
rechts- und Opferorganisationen im Bereich der Erinnungsar- 
beit. 



Quellen: Eigene Erhebungen und Jelin 1995: 105-1 11; Brysk 1994: 42-51; Frühling/ Alberti/Portales 1989; 21-58; 
Bickford 2000; 170-176; Ferrari 2005. 
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Menschenrechtsorganisationen in Uruguay 



Organisation 


Gründungsjahr 


Tätigkeitsschwerpunkte 


SERPAJ 


1981 


Dokumentation und öffentliche Anklage der Menschenrechts- 


Servicio Paz y Justicia 


(verboten von 
1983 bis 1985) 


verletzungen der Diktatur; Betreuung der Betroffenen; Men- 
schenrechtserziehung und Bewusstseinsbildung. 


lELSUR 

Institute de Estudios 
Legales del Uruguay 


1984 


Rechtsbeistand für die Opfer, Studien und Publikationen zu 
Fragen der Menschenrechte. 


SERSOC 

Servicio de Rehabilitaeiön 
Social 


1984 


Psychosoziale Betreuung der ehemaligen politischen Gefan- 
genen und der Angehörigen anderer Opfergruppen; wissen- 
schaftliche Studien zur Therapie von Repressionsopfern. 


SER 

Servicio Ecumenico de 
Reintegraeiön 
übergegangen in: 


1984 


Unterstützung der Wiedereingliederung ehemaliger politischer 
Gefangener und Exil-Rückkehrer, Betreuung Angehöriger der 
Repressionsopfer. 


SEDUH 

Servicio Ecumenico por la 
Dignidad Humana 


1990 


Betreuung von Immigranten, Repräsentation des UNHCR in 
Uruguay. 


Comisiön de Derechos 
Humanes del PIT-CNT 


1983/85 


Kampf gegen Impunidad, Prozesse und juristische Aktivitäten 
gegen Verantwortliche des Staatsterrorismus. 



Quellen: Eigene Erhebungen und Erühling/Alberti/Portales 1989: 253-265; Delgado 1988; Bickford 2000: 176- 
179; del Huerto/Serrentino 1988; liiert 2000: 242-254; Kersner/Madariaga 2002: 347f. 



Menschenrechtsorganisationen in Chile 



Organisation 


Gründungsjahr 


Tätigkeitsschwerpunkte 


CONAR 

Comite Nacional para la 
Ayuda al Refugiado 


1973 


Nach dem Putsch: Unterstützung der Ausreise der sich in 
Chile aufhaltenden Ausländer. 


CoPaChi 

Comite para la Paz 
en Chile 


1973-1975 


Schutz für Verfolgte, medizinische Versorgung, Dokumenta- 
tion und Anklage der Menschenrechtsverletzungen, Rechts- 
beistand, seelsorgliche Betreuung, materielle Hilfe für die 
notleidende Bevölkerung, Lobby-Arbeit etc. 


FASIC 

Fundaeiön de Ayuda 
Social de las Iglesias 
Cristianas 


1975 


Rechtsbeistand für Repressionsopfer und ihre Familien, 
psychotherapeutische Betreuung für Repressionsopfer und 
ihre Familien, Familienzusammenführung für Exilierte, Wie- 
dereingliederungshilfen für Exilrückkehrer und ehemalige 
Häftlinge, Unterstützung von Opferorganisationen, Unterstüt- 
zung in materiellen Notsituationen, Dokumentation und 
Anklage von Menschenrechtsverletzungen, Studien zu Men- 
schenrechtsverletzungen und ihren Folgen. 


Vicaria de la Solidaridad 


1976-1992 


Schutz der Verfolgten, Unterstützung der Repressionsopfer 
und ihrer Angehöriger, Rechtsbeistand, Dokumentation und 
(inter-) nationale Anklage der Menschenrechtsverletzungen, 
Unterstützung von ExiliertenWerbannten und Betreuung der 
Familien, Unterstützung bei der Wiedereingliederung der 
Exil-Rückkehrer, soziale und seelsorgliche Betreuung der 
Angehörigen der Verschwundenen, medizinische und psycho- 
logische Betreuung der Repressionsopfer, Unterstützung von 
Basisorganisationen, basisnahe Menschenrechtserziehung, 
Multiplikatorenausbildung, materielle Unterstützung Bedürf- 
tiger etc. 


SERPAJ 

Servicio de Paz y Justicia 


1977 


Menschenrechtserziehung, solidarische Unterstützung der 
Repressionsopfer, Bewusstseinsbildung, (inter-) nationale 
Anklage der Menschenrechtsverletzungen. 
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CODEJU 

Comisiön Nacional pro 
Derechos Juveniles 


1977 


Anklage der Menschenrechtsverletzungen an Jugendlichen, 
Basisgruppen-Arbeit, Rechtsbeistand, Menschenrechtserzie- 
hung. 


CChDDHH 

Comisiön Chilena por los 
Derechos Humanos 


1978 


Dokumentation und (inter-) nationale Anklage der Menschen- 
rechtsverletzungen, Menschenrechtserziehung, Rechtsbei- 
stand, Lobby- Arbeit etc. 


ILAS 

Instituto Latinoamericano 
de Salud Mental 


1988 


Psychotherapeutische Betreuung von Repressionsopfem, 
Forschungen zu repressionsinduzierten Psychotraumatologie. 


PIDEE 

Fundaciön para la 
Protecciön de la Infancia 
Danada por los Estados de 
Emergencia 


1979 


Psychosoziale Betreuung von kindlichen Repressionsopfern, 
Nothilfe für Kinder von Repressionsopfem, Begleitung von 
aus dem Exil zurückgekehrten Kindern und Jugendlichen 


CODEPU 

Corporaciön de Promociön 
y Defensa de los Derechos 
del Pueblo 


1980 


Rechtsbeistand (v.a. auch für politische Gefangene), Doku- 
mentation und Anklage der Menschenrechtsverletzungen, 
Basisgruppen-Arbeit, Menschenrechtserziehung, psychothera- 
peutische Betreuung von Repressionsopfem, 


Programa de Derechos 
Humanos - Academia de 
Humanismo Cristiano 


1980 


Wissenschaftliche Untersuchungen zur Menschenrechtsthema- 
tik und zu Menschenrechtsverletzungen in Chile, Beratung 
von Menschenrechts- und Opferorganisationen 


Comisiön Nacional contra 
la Tortura 


1983 


(inter-) nationale Anklage der Folterpraxis 


Movimiento contra la 
Tortura “Sebastian 
Acevedo” 


1983 


Öffentliche Anklage und gewaltfreier Widerstand gegen die 
Folterpraxis 


CEAAL 

Programa de Educaciön 
para la Paz y los Derechos 
Humanos del Consejo de 
Educaciön de Adultos de 
America Latina 


1984 


Basisnahe Menschenrechtserziehung, Multiplikatorenausbil- 
dung 


CINTRAS 

Centro de Salud Mental y 
Derechos Humanos 


1986 


Psychosoziale und psychiatrische Betreuung von Repressions- 
opfem, Forschung zu repressionsinduzierten Psychotraumata. 


Asamblea Nacional por los 
Derechos Humanos 


k.A. 


Koordination der Aktivitäten der unterschiedlichen Menschen- 
rechts- und Opferorganisationen 


Comisiön Etica contra la 
Tortura 


2001 


Aufarbeitung von politischer Haft und Folter. 



Quellen: Eigene Erhebungen und Frühling/ Alberti/Portales 1989: 129-197; Bickford 2000: 165-170. 
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Archiv Familiäres - Familiäres de Desaparecidos y Detenidos por Razones Politicas (Buenos Aires) 

Memoria Abierta, Archivo Oral (Buenos Aires) 

Archiv Madres LF — Madres de la Plaza de Mayo - Linea Fundadora (Buenos Aires) 
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Archiv MFDD - Madres y Familiäres de Uruguayos Detenidos Desaparecidos (Montevideo) 
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1.3 



Gesetzestexte 



1.3.1 Gesetzestexte Argentinien 

Decreto 187/83 - (Comisiön Nacional sobre la Desapariciön de Personas: Constitüyese la citada Comisiön, que 
tendrä por objeto esclarecer los hechos relacionados con la desapariciön de personas ocurridos en el pais. Fun- 
ciones e integraciön), 15.12.1983, in: Boletin Oficial, 19.12.1983. 

Decreto 70/91 - (Poder Ejecutivo Nacional (P.E.N.): Derechos Humanos), 10.01.1991, in: Boletin Oficial, 
16.01.1991. 

Decreto 8/98 — (Poder Ejecutivo Nacional (P.E.N.): Escuela Mecänica de la Armada (ESMA). Su Traslado), 
06.01.1998, in: Boletin Oficial, 09.01.1998. 

Decreto 111/98 - (Poder Ejecutivo Nacional (P.E.N.): Tratado sobre Extradiciön y Asistencia Judical en Materia 
Penal), 26.01.1998, in: Boletin Oficial, 09.02.1998. 

Decreto 1581/01 - (Pedidos de asistencia judicial o extradiciön), 05.12.2001, in: Boletin Oficial, 17.12.2001. 

Decreto 420/2003 - (Cooperaciön internacional en materia penal), 25.07.2003, in: Boletin Oficial, 28.07.2003. 

Decreto 579/2003 - (Dispönese la adhesiön a Is „Convenciön sobre la imprescriptibilidad de los Crimenes de 
Guerra y de los Crimenes de Lesa Humanidad“, aprobada por la Ley No 24.584), 08.08.2003, in: Boletin Ofici- 
al, 13.08.2003. 

Decreto 1259/03 — (Archivo Nacional de la Memoria), 16.12.2003, in: Boletin Oficial, 17.12.2003. 

Ley N^' 22.924 — (Medidas politicas y normativas tendientes a sentar las bases de la definitiva pacificaciön del 
pais), 22.09.1983, in: Boletin Oficial, 29.09.1983. 

Ley N*^ 23.040 - (Ley de Pacificaciön Nacional: Derögase por inconstitucional y declärse insanablemente nula la 
ley de facto No 22.924), 22.09.1983, in: Boletin Oficial, 29.12.1983. 

Ley N“ 23.049 - (Cödigo de Justicia Militär: Modificaciones), 09.02.1984, in: Boletin Oficial, 15.02.1984. 

Ley N 23.466 - (Pensiön no contributiva para Desaparecidos), 30.10.1986, in: Boletin Oficial, 16.02.1987. 

Ley N 23.492 - (Justicia: Dispönese la extinciön de acciones penales por presunta participaciön, en cualquier 
grado, en los delitos del articulo 10 de la Ley N° 23.049 y por aquellos vinculado a la instauraciön de formas 
violentas de acciön politica. Excepciones), 23.12.1986, in: Boletin Oficial, 29.12.1986. 

Ley N‘^ 23.51 1 - (Banco Nacional de Datos Geneticos), 01.06.1987, in: Boletin Oficial, 10.07.1987. 

Ley N 23.521 - (Justicia Militär: Obediencia debida. Se fijan limites), 04.06.1987, in: Boletin Oficial, 09.06.1987. 

Ley N° 23.852 - (Desaparecidos - Familiäres. Servicio Militär), 27.09.1990, in: Boletin Oficial, 08.01.1991. 

Ley N'^ 24.043 - (Beneficios a las personas que hubieran sido puestas a disposiciön del P.E.N. durante la vigencia 
del estado de sitio, o siendo civiles hubiesen sufrido detenciön en virtud de actos emanados de tribunales civi- 
les), 23.12.1991, in: Boletin Oficial, 02.01.1992. 

Ley N‘^ 24.321 — (Desapariciön Forzada de Personas. Declaraciön de ausencia. Juez competente. Procedimiento. 
Plazos. Efectos civiles. Reapariciön con vida del ausente. Alcances a casos de ausencia con presunciön de falle- 
cimiento), 11.05.1994, in: Boletin Oficial, 08.06.1994. 

Ley N“ 24.41 1 — (Ley de beneficio a las personas ausentes por desapariciön forzada y a las fallecidas por el accio- 
nar de las fuerzas armadas, 07.12.1994, in: Boletin Oficial, 28.12.1994. 

Ley N“ 24.556 - (Convenciones), 11.10.1995, in: Boletin Oficial, 18.10.1995. 

Ley N" 24.952 - (Deröganse la Leyes Nros. 23.492 y 23.521), 25.03.1998, in: Boletin Oficial, 17.04.1998. 

Ley N“ 25.457 - (Comisiön Nacional por el Derecho a la Identidad), 08.08.2001, in: Boletin Oficial, 07.07.2001. 

Ley N” 25.779 - (Decläranse insanablemente nulas las Leyes Nros. 23.492 y 23.521), 21.08.2003, in: Boletin 
Oficial, 03.09.2003. 

Ley N° 25.914 - (Indemnizaciön para ninos y ninas nacidos en cautiverio), 04.08.2004, in: Boletin Oficial, 
30.08.2004. 

Ley N*^ 25.985 — (Indemnizaciones — Desapariciön forzada de personas. Prorögase el plazo para acogerse a los 
beneficios establecidos por las leyes Nros. 24.043 y 24.411, sus complementarias y modificaciones, y presentar 
la solicitud requerida por las mismas), 16.12.2004, in: Boletin Oficial, 30.08.2004. 

Ley N*^ 46 [Ciudad de Buenos Aires] — (Franja Costanera del Rio de la Plata. Destinase, Espacios para su Uso 
como Paseo Püblico donde se emplazarä un Monumento y un Grupo Poliescultural en Homenaje a los Deteni- 
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dos-Desaparecidos y Asesinados por el Terrorismo de Estado durante los Anos '70 e Inicios de los '80. Crease 
la Comisiön Pro-Monumento), 21.07.1998, in: Boletm Oficial de la Ciudad de Buenos Aires, 25.08.1998. 

Ley 961 [Ciudad de Buenos Aires] - (Crease en el ämbito de la Ciudad de Buenos Aires el Instituto „Espacio 
para la Memoria“), 05.12.2002, in: Boletm Oficial de la Ciudad de Buenos Aires, 06.01.2003. 

Ley N” 392 [Ciudad de Buenos Aires] [ohne Titel], 03.07.2000, in: Boletm Oficial de la Ciudad de Buenos Aires, 
14.07.2000. 

Ley Provincial 12.483 — (Crea la Comisiön Provincial de la Memoria), 31.08.2000, in: Boletm Oficial [Provincia 
de Buenos Aires], 07.09.2000. 



1.3.2 Gesetzestexte Uruguay 



Resoluciön 448/003 - (Aceptanse las conclusiones contenidas en el informe elevado por la Comisiön para la Paz y 
dispönense hacer püblico el contenido del citado informe y de sus anexos, salvo en lo que respecta a su anexo 
No 2 que contiene informaciön privada para las familias que presentaron sus denuncias), 10.04.2003, in: Diario 
Oficial, 25.04.2003. 

Resoluciön 449/003 - (Crease una Secretaria de Seguimento cuyo cometido serä atender y continuar los trämites 
pendientes iniciados por la Comisiön para la Paz), 10.04.2003, in: Diario Oficial, 25.04.2003. 

Resoluciön 858/000 - (Crease la COMISION PARA LA PAZ y se fijan sus cometidos), 09.08.2000, in: Diario 
Oficial, 18.08.2000. 

Decreto del 16.04.2003 - Se aceptan conclusiones del Informe Final de la COMISIÖN PARA LA PAZ. 

Ley N*^ 15.737 - (Se aprueba la Ley de Amnistia), 08.03.1985, in: Diario Oficial, 22.03.1985. 

Ley N° 15.783 - (Se establece el derecho a ser reincorporadas al organismo correspondiente a todas las personas 
que hubieran sido destituidas entre el 9 de febrero de 1973 y el 28 de febrero de 1985), 28.11.1985, in: Diario 
Oficial, 02.12.1985. 

Ley N° 15.848 - (Funcionarios militares y policiales. Se reconoce que ha caducado el ejercicio de la pretensiön 
punitiva del Estado respecto de los delito cometidos hasta el lo de marzo de 1985), 22.12.1986, in: Diario Ofi- 
cial, 28.12.1986. 

Ley N° 16.163 - (Frigorifico Nacional. Dispönense que los ex-trabajadores, excluidos en la indemnizaciön previ- 
sta en la Ley 16.102, percibirän la citada reparaciön), 28.1 1.1990, in: Diario Oficial, 23.01.1991. 

Ley N° 16.451 — (Servicio Nacional de Empleo. Dictanse normas para trabajadores comprendidos en las Leyes 
12.498 y 13.718 que se hayan afectados por resoluciön del organismo citado de fecha 19 de setiembre de 1975), 
16.12.1993, in: Diario Oficial, 29.12.1993. 

Ley N° 16.561 - (Frigrorifico Nacional y Casablanca. Declärense comprendidos en el regimen del articulo 18 de la 
Ley 15.783, a los obreros y empleados de los mismos cesados y trasladados o restribuidos con posterioridad al 
27 de junio de 1973), 19.08.1994, in: Diario Oficial, 02.09.1994. 

Ley N° 16.724 - (Desapariciön forzada de personas. Apruebase Convenciön Interamericana que tuviera lugar en la 
Ciudad de Belen, Repüblica Federativa de Brasil), 13.11.1995, in: Diario Oficial, 23.11.1995. 

Ley N° 17.449 - (Dispönese que todos los trabajadores de la actividad privada que, entre el 9 de febrero de 1973 y 
el 28 de febrero de 1985, se hubieran visto obligados a abandonar el territorio nacional por las razones que se 
detallen, quedan comprendidas en la presente ley), 04.01.2002, in: Diario Oficial, 14.01.2002. 



1.3.3 Gesetzestexte Chile 



Decreto Ley N° 2.191 — (Concede amnistia a las personas que indica por los delitos que senala), 18.04.1978, in: 
Diario Oficial, 19.04.1978. 

Decreto Supremo N^355 - (Crea Comisiön Nacional de Verdad y Reconciliaciön), 25.04.1990, in: Diario Oficial, 
09.05.1990. 

Decreto Supremo N” 1.005 - (Creaciön del Programa de Continuaciön Ley 19.123), in: Diario Oficial, 09.06.1997. 

Decreto Supremo N*^ 1.040 - (Crea Comisiön Nacional sobre Prisiön Politica y Tortura, para el esclarecimiento de 
la verdad acerca de las violaciones de Derechos Humanos en Chile), 26.09.2003, in: Diario Oficial, 1 1.1 1.2003. 
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Ley 18.994 - (Crea Oficina Nacional de Retorno), 14.08.1990, in: Diario Oficial, 20.08.1990. 

Ley 19.055 - (Indulto, amnistia y Libertad provisional), 26.03.1991, in: Diario Oficial, 01.04.1991. 

Ley N° 19.074 - (Autoriza ejecicio profesional a personas que senala que obtuvieron titulos o grados en el extran- 
jero), 26.08.1991, in: Diario Oficial, 28.08.1991. 

Ley N° 19.123 - (Crea Corporaciön Nacional de Reparaciön y Reconciliaciön, establece Pension de Reparaciön y 
otorga otros beneficios en favor de personas que senala), 03.01.1992, in: Diario Oficial, 08.02.1992. 

Ley N° 19.358 — (Modifica la Ley N” 19.123 que creö la Corporaciön Nacional de Reparaciön y Reconciliaciön), 
20.12.1994, in: Diario Oficial, 29.12.1994. 

Ley N° 19.441 - (Modifica articulo 16 de la Ley N" 19.123 que creö la Corporaciön Nacional de Reparaciön y 
Reconciliaciön), 19.01.1996, in: Diario Oficial, 23.01.1996. 

Ley N° 19.588 — (Elimina el dia 1 1 de septiembre de cada ano como feriado legal y lo sustituye por el „Dia de la 
unidad nacional“), 28.10.1998, in: Diario Oficial, 11.11.1998. 

Ley N° 19.793 - (Suprime feriado que indica), 19.02.2002, in: Diario Oficial, 06.03.2002. 

Ley N” 19.881 - (Establece un nuevo plazo para acogerse a la Ley N*^ 19.234, que otorga beneficios previsionales 
para exonerados por motivos politicos), 1 1.06.2003, in: Diario Oficial, 27.06.2003. 

Ley N° 19.962 — (Dispone la eliminaciön de ciertas anotaciones prontuariales), 18.08.2004, in: Diario Oficial, 

25.08.2004. 

Ley N° 19.980 - (Modifica la Ley N” 19.123, Ley de Reparaciön, ampliando o estableciendo beneficios en favor 
de las personas que indica), 29.10.2004, in: Diario Oficial, 09.11.2004. 

Ley N° 19.992 - (Establece Pensiön de Reparaciön y otorga otros benficios a favor de las personas que indica), 

17.12.2004, in: Diario Oficial, 24.12.2004. 



1.4 Interviews 

Cuya, Esteban, peruanischer Journalist, Menschenrechtszentrum Nürnberg, Koodinator der Coaliciön contra la 
Impunidad, Nürnberg, 21. Juli 2004. Nr. 01. 

1.4.1 Interviews: Argentinien 



Blatezky, Arturo, Dr. theol., ev. Pfarrer, Movimiento Ecumenico por los Derechos Humanos (MEDH), Buenos 
Aires, 27. August und 9. September 2004. Nr. 02. 

Fondebrider, Luis, Direktor des Equipo Argentino de Antropologia Forense (EAAF), Buenos Aires, 14. Septem- 
ber 2004. Nr. 03. 

Scaccheri, Maria Cristina, Leiterin des CONADEP-Archivs in der Secretaria de Derechos Humanos im Justizmi- 
nisterium, Buenos Aires, 15. September 2004. Nr. 04. 

Wettengel, Luisa, Psychologin, Mitglied der Gruppe der Angehörigen der deutschen und deutschstämmigen 
Verschwundenen, Buenos Aires, 19. September 2004. Nr. 05. 

Jelin, Elisabeth, Dr., Soziologin, Leiterin des Forschungsprojekts Memorias de la Represiön, Prof, an der Univer- 
sidad de Buenos Aires und am IDES, Buenos Aires, 20. September 2004. Nr. 06. 

Hartwig, Norbert, Oberst, Militärattache an der Deutschen Botschaft in Buenos Aires und zuvor in Santiago, 
Buenos Aires, 21. September 2004. Nr. 07. 

Yanzön, Rodolfo, Dr., Rechtsanwalt, Liga Argentina por los Derechos del Hombre (LADH), u.a. Anwalt der 
Angehörigen der deutsch(-stämmig-)en Verschwundenen, Buenos Aires, 22. September 2004. Nr. 08. 

Köhler, Pit, Konsul an der Deutschen Botschaft in Buenos Aires, Buenos Aires, 27. September 2004. Nr. 09. 

Lanza, Ana, Mitarbeiterin in der Comisiön Nacional por el Derecho a la Identidad (CONADI) in der Secretaria 
de Derechos Humanos im Justizministerium, Buenos Aires, 28. September 2004. Nr. 10. 

de Cortinas, Nora, Madres de Plaza de Mayo - Linea Fundadora, Buenos Aires, 01. Oktober 2004. Nr. 11. 

Said, Judith und Anabel Alcaide, Koordinatorin bzw. Mitarbeiterin im Archivo Nacional de la Memoria in der 
Secretaria de Derechos Humanos im Justizministerium, Buenos Aires, 01. Oktober 2004. Nr. 12. 
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Garcia, Hugo, ehemaliger Mitarbeiter im Movimiento Ecumenico por los Derechos Humanos (MEDH) und der 
CONADEP, seit 1994 in der Secretana de Derechos Humanos, Buenos Aires, 05. Oktober 2004. Nr. 13. 

de Bonafini, Hebe, Präsidentin der Asociaciön Madres de Plaza de Mayo, Buenos Aires, 13. Oktober 2004. Nr. 

14. 

Garcia, Eduardo, Mons., Bischof, Generalsubvikar der Erzdiözese Buenos Aires, Buenos Aires, 13. Oktober 
2004. Nr. 15. 

de Carlotto, Estela, Präsidentin der Asociaciön Abuelas de Plaza de Mayo, Buenos Aires, 14. Oktober 2004. Nr. 

16. 

Bayer, Osvaldo, Historiker, Schriftsteller, Menschenrechtsaktivist, Buenos Aires, 16. Oktober 2004. Nr. 17. 
Ravenna, Horacio, Rechtsanwalt, Asamblea Permanente por los Derechos Humanos (APDH), unter Alfonsm 
Staatssekretär für Menschenrechte im Außenministerium (1983-1986), Buenos Aires, 19. Oktober 2004. Nr. 

18. 

Barrera, Delia und Frank, Lidia, Asociaciön de Ex Detenidos Desaparecidos, Buenos Aires, 21. Oktober 2004. 

Nr. 19. 

Rabossi, Eduardo, Jurist und Philosoph, Mitglied der CONADEP, Staatssekretär für Menschenrechte unter Alfon- 
sm (1984-1989), Buenos Aires, 21. Oktober 2004. Nr. 20. 

Pierini, Alcicia, Dr., Juristin, Defensora del Pueblo der Stadt Buenos Aires, Staatssekretärin für Menschenrechte 
der Regierung Menem (1991-1997), Buenos Aires, 21. Oktober 2004. Nr. 21. 

Mattarollo, Rodolfo, Dr., Jurist, Jefe de Gabinete, Secretaria de Derechos Humanos im Justizministerium der 
Regierung Kirchner (seit 2003), Buenos Aires, 22. Oktober 2004. Nr. 22. 



Interviews aus dem Archive Oral von Memoria Abierta (Buenos Aires) 



Chidfehimo, Nelida „Quita“, Gründungsmitglied der Madres de Plaza de Mayo, nach der Trennung bei der Lmea 
Fundadora, Interview 106 vom 03.10.2001 [01:32:50]. 

de Boitano, Angela Catalina Paolm „Lita“, Familiäres de desaparecidos y detenidos por razones poUticas, Inter- 
view 31.B vom 12.06.2001 [02:00:00]. 

de Guagnini, Catalina Silvia Raymundo, Familiäres de desaparecidos y detenidos por razones poUticas, Inter- 
view 75 vom 22.05.2001 [01:30:00]. 

de Gutierrez, Mabel Renette, Familiäres de desaparecidos y detenidos por razones poUticas, Interview 01, vom 

04.05.2001 [02:41]. 

de Roisinblit, Rosa Tarlovsky, Vizepräsidentin der Asociaciön Abuelas de Plaza de Mayo, Interview 236 vom 

04.09.2002 [01:24]. 

Lapaeö, Carmen, Madres de Plaza de Mayo - Lmea Fundadora und Centro de Estudios Legales y Sociales 
(CELS), Interview 55 vom 17.07.2001 [01:50:17]. 

Pisoni, Carlos Enrique, H.I.J.O.S, Interview 273 vom 21.10.2002. [01:18:00]. 

Watts, Jorge, Asociaciön de Ex Detenidos-Desaparecidos, Interview 342A und 352A vom 01.07.2003 und 

14.07.2003 [02:40:00 und 01:30:00]. 



1.4.2 Interviews: Uruguay 



Olivera, Raul, Secretaria de Derechos Humanos des PIT-CNT {Plenario Intersindical de Trabajadores - Central 
Nacional de Trabajadores), Montevideo, 05. November 2004. Nr. 23. 

Chifflet, Guillermo, Diputado des Partido Socialista, Mitglied der Menschenrechtskommission des Parlaments, 
Montevideo, 10. November 2004. Nr. 24. 

Valliant, Victor, ehern. Präsident der Comisiön Nacional para la Repatriaeiön, Diputado des Partido Colorado 
während Sanguinetti I und II, ab 2005 Senator des Frente Amplio, Montevideo, 11. November 2004. Nr. 25. 

Caruso, Lille, Comisiön de Familiäres de Asesinados por Razones PoUticas en la Dictadura, Montevideo, 12. 
November 2004. Nr. 26. 
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Villaflor, Elsa und Lena Fontela, HIJOS-Uruguay, Montevideo, 13. November 2004. Nr. 27. 

Cibilis Braga, Soledad, Leiterin der Secretana de Seguimiento de la Comisiön para la Paz in der Presidencia, 
Montevideo, 15. November 2004. Nr. 28. 

Pan, Jorge Eduardo, Dr., Rechtanwalt, Instituto de Estudios Legales y Sociales del Uruguay (lELSUR), Montevi- 
deo, 15. November 2004. Nr. 29. 

de Leon, Walter, Dr., Rechtsanwalt der Comisiön de Familiäres de Asesinados por Razones PoUticas en la Dicta- 
dura, Anwalt der Anklage im Prozess gegen Juan M. Bordaberry, Montevideo, 16. November 2004. Nr. 30. 

Cores, Hugo, Menschenrechtsaktivist, Schriftsteller, Abgeodneter des Freute Amplio und Mitglied der Menschen- 
rechtskommission des Parlaments (1990-1995), Montevideo, 18. November 2004. Nr. 31. 

Olivera, Efram, Gründungsmitglied des Servicio Paz y Justicia Uruguay (SERPAJ), ehern. Kontinentalkoordina- 
tor von SERPAJ-Lateinamerika, Nationalkoordinator der Plataforma Interamericana de Derechos Humanos, 
Democracia y Desarrollo, Montevideo, 18. November 2004. Nr. 32. 

Osorio, Jorge, kath. Priester, Mitglied der Comisiön para la Paz, Monteviedo, 22. November 2004. Nr. 33. 

Chargonia, Pablo, Dr., Rechtsanwalt des Plenario Intersindical de Trabajadores - Central Nacional de Trabaja- 
dores (PIT-CNT), Anwalt der Anklage im Fall Elena Quinteros, Montevideo, 22. November 2004. Nr. 34. 

Lacalle, Luis Alberto, Mitglied des Partido Nacional, Staatspräsident der Republik Uruguay von 1990-1995, 
Montevideo, 23. November 2004. Nr. 35. 

Grisoni, Gastön und Alfredo Gömez, CRYSOL (Centro de Relaciones y Soluciones Laborales, Asociaciön los Ex 
Presos PoUticos), Montevideo, 26. November 2004. Nr. 36. 

Varela Esponda, Ana, Direktorin des SEDUH {Servicio Ecumenico para la Dignidad Humana), Montevideo, 
26. November 2004. Nr. 37. 

Weber, Gaby, Journalistin, Montevideo, 27. November 2004. Nr. 38. 

Aharonian, Anahit, Taller Vivencias de ex-presas poUticas, Montevideo, 28. November 2004. Nr. 39. 

Sanguinetti, Julio Maria, Dr., Mitglied des Partido Colorado, Staatspräsident der Republik Uruguay von 1985- 
1990 und 1995-2000, Montevideo, 29. November 2004. Nr. 40. 

Garcia Pintos, Pablo, Dr., Secretario General de la Presidencia während der Regierung Luis Alberto Lacalle 
(1990-1995), derzeit Direktor des Banco de la Repübica Oriental del Uruguay, Montevideo, 29. November 
2004. Nr. 41. 

Ramela, Carlos, Dr., Mitglied des Partido Colorado, Asesor Presidencial der Regierung Jorge Batlle, Mitglied 
der Comisiön para la Paz, Montevideo, 01. Dezember 2004. Nr. 42. 

Michelini, Felipe, Dr., Diputado des Freute Amplio, Montevideo, 01. Dezember 2004. Nr. 43. 

Bustamante, Francisco, Dr. phil., Koordinator des SERPAJ-Berichts Uruguay - Nunca Mas, Montevideo, 06. 
Dezember 2004. Nr. 44. 

Scapucio, Miguel, Psychologe, SERSOC Uruguay {Servicio de Rehabilitaciön Social), Montevideo, 08. Dezem- 
ber 2004. Nr. 45. 

Cämpora, David, Grupo Solidario Ibiray, Montevideo, 08. Dezember 2004. Nr. 46. 

Martmez, Mara und Eduardo Pirotto, Madres y Familiäres de Uruguayos Detenidos-Desaparecidos, Montevi- 
deo, 10. Dezember 2004. Nr. 47. 

Miranda, Javier, Dr., Mitglied und Rechtsanwalt der Madres y Familiäres de Uruguayos Detenidos- 
Desaparecidos, Montevideo, 10. Dezember 2004. Nr. 48. 

Paulos, Ivan, General a.D., ehemaliger Leiter des Militärgeheimdienstes SID {Servicio de Informaciön de la 
Defensa) und zweimaliger Präsident des Centro Militär, Montevideo, 10. Dezember 2004. Nr. 49. 



1.4.3 Interviews: Chile 

Lizama, Abel, Comisario, stellvertretender Leiter der Brigada Investigadora de Asuntos Especiales y Derechos 
Humanos der Policia de Investigaciones de Chile, Santiago, 21. Januar 2005. Nr. 50. 

Pacheco, Maria Cristina und Mönica Gonzales, Familiäres, Amigos y Companeros de los MIRistas caidos (FAC), 
Santiago, 24. Januar 2005. Nr. 51. 
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Rojas, Isabel, Leiterin der Abteilung Documentaciön y Archivo des Programa de Derechos Humanos - Continua- 
ciön Ley 19.123 im Ministerio del Interior, Santiago, 25. Januar 2005. Nr. 52. 

Baeza, Victoria, Leiterin der Area Social des Programa de Derechos Humanos - Continuaciön Ley 19.123 im 
Ministerio del Interior, Santiago, 25. Januar 2005. Nr. 53. 

Reveco, Isabel, forensische Anthropologin, Gutachterin und Mitarbeiterin in der Brigada Investigadora de Asun- 
tos Especiales y Derechos Humanos, Santiago, 26. Januar 2005. Nr. 54. 

Fuentes, Victor Hugo, ehemaliger dirigente nacional des Comando de Exonerados de Chile A.G., Santiago, 27. 
Januar 2005. Nr. 55. 

Padilla, Elias, Soziologe, Universidad Academia de Humanismo Cristiano, Mitglied der Comisiön Etica contra la 
Tortura (CECT) und ehemaliger Direktor von Amnistia Intemacional - Chile, Santiago, 31. Januar 2005. Nr. 

56. 

Arriaza, Alejandra, Rechtsanwältin, Corporacion de Promociön y Defensa de los Derechos del Pueblo (CODE- 
PU), Santiago, 1. Februar 2005. Nr. 57. 

Reveco, Hernän, Instituto de Normalizaciön Previsional, ehemaliger Mitarbeiter im Proyecto de Exonerados 
PoUticos im Innenministerium, Santiago, 3. Februar 2005. Nr. 58. 

Araya, Zaida, Generalsekretärin des Comando Nacional de Exonerados de Chile A.G., Santiago, 4. Februar 2005. 

Nr. 59. 

Rosas, Hilda, Mitglied der Directiva der Agrupaciön de Familiäres de Ejecutados PoUticos de Chile (AFEP), 
Santiago, 21. Februar 2005. Nr. 60. 

Bertolotto, Hector und Edmundo von Pottstock, Rechtsanwälte für Zivil- bzw. Strafrecht des Consejo de Defensa 
del Estado (CDE), Santiago, 24. Februar 2005. Nr. 61. 

Saez, Jorge, Vizepräsident der Agrupaciön Nacional de Ex-Presos PoUticos de Chile (ANExPP), Santiago, 24. 
Februar 2005. Nr. 62. 

Diaz, Viviana, Generalssekretärin der Agrupaciön de Familiäres de Detenidos Desaparecidos (AFDD), Santiago, 
25. und 28. Februar 2005. Nr. 63. 

Blamey, Vilma und Ana Cortez, Agrupaciön de Ex-Menores de Edad Victimas de Prisiön PoUtica y Tortura, 
Santiago, 28. Februar 2005. Nr. 64. 

Navarette, Magdalena, Agrupaciön de Familiäres de Detenidos Desaparecidos - Linea Fundadora (AFDD-LF), 
Santiago, 02. März 2005. Nr. 65. 

Valech, Sergio, Mons., emerit. Weihbischof der Erzdiözese Santiago, ehemaliger Leiter der Vicaria de la Solida- 
ridad, Mitglied der Mesa de Diälogo, Vorsitzender der Comisiön Nacional sobre Prisiön PoUtica y Tortura, 
Santiago, 03. März 2005. Nr. 66. 

Sepülveda, Maria Luisa, Sozialarbeiterin, ehemalige Secretaria Ejecutiva der Vicaria de la Solidaridad, Vicepre- 
sidenta Ejecutiva der Comisiön Nacional sobre Prisiön PoUtica y Tortura, Santiago, 03. März 2005. Nr. 67. 

Campillay, Luis und Miguel Rojas, Präsident der Corporaciön Nacional de Beneflciarios PRAIS bzw. der Corpo- 
raciön Metropolitana de Beneflciarios PRAIS, Santiago, 07. März 2005. Nr. 68. 

Garin, Guillermo, General a.D., ehemaliger Vice-Comadante en Jefe des Heeres, enger Vertrauter Augusto Pino- 
chets, Santiago, 11. März 2005. Nr. 69. 

Valdes, Virginia, Präsidentin der Corporaciön de Retomados de Chile, Santiago, 11. März 2005. Nr. 70. 

Carasco, Oscar und Gastön Perez, Präsident bzw. Generalsekretär der Brigadas de Ex-Presos PoUticos del Parti- 
do Socialista (BEPPS), Santiago, 14. März 2005. Nr. 71. 

Cortes Villa, Luis, General a.D., Direktor der Fundaciön Presidente Augusto Pinochet Ugarte, Santiago, 15. März 
2005. Nr. 72. 

Mejias Silva, Raquel, Juristin, Secretaria Ejecutiva und Leiterin der Rechtsabteilung des Programa Derechos 
Humanos im Innenministerium, Santiago, 16. März 2005. Nr. 73. 
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